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Die nachfolgende Arbeit ist auf Anregung und unter Leitung 
des Herrn Professors Karl Grünberg in dessen Seminar an der 
Universität Wien entstanden. 

Sie ist das Ergebnis dreijähriger Studien. Denn dieser Zeit- 
raum war notwendig, um mich des massenhaften Miiterials in dem 
LTnifange zu bemächtigen, in dem es hier vorgefUhrt wird. 

Dieses wäre mir ohne Unterstützung von vielen Seiten nicht 
möglich gewesen. Insbesondere fühle ich mich verpflichtet : den 
Herren Kegicrungsrat Dr. Wilhelm Haas, Direktor, und Michael 
Holz mann, Kustos der Wiener Universitätsbibliothek ; den Ver- 
waltungen der Bibliotheken des Reichsrates, des k. k, Ministeriums 
des Innern und der k. k. Landwirtschaftsgesellschaft in Wien 
sowie der Universitätsbibliotheken in Berlin. Breslau, München 
und Prag: Herrn Hofrat Karl M enger, der mir die Benützung 
seiner reichen Bücherschätze in freundlichster Weise gestattet hat; 
endlich Herrn Dr. Ludwig von Mises, der die Güte gehabt hat, 
mir die lateinischen Autoren zujfänglich zu machen. Ihnen allen 
sage ich auch au dieser Stelle herzlichsten Dank. 

Vor allem aber gebührt dieser meinem hochverehrten Lehrer, 
Herrn Professor Karl Grünberg, der durch seinen Rat und seine 
Hilfe am meisten zum Zustiindekommen dieser Arbeit beigetragen hat. 

Wien, im Februar 1907. 


Else Uronbacli. 
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H ie Frage, welclier Betriebsgröße in der Laiuhvirtschuft die 
Überlegenheit gegenüber den anderen zukoninie, ist in den 
letzten Jahren wieder aktuell geworden. Denn sie hat zu einer 
Differenzierung der Meinungen innerhalb der Sozialdemokratie geführt. 

Sie ist aber nicht von heute, sondern ihrem Wesen nach 
uralt. War sie ja auch schon dem Altertum nicht fremd. Nur daß 
sie von den antiken Schriftstellern anders formuliert wurde als 
von den modernen. Was jene untersuchten, war, ob große oder 
kleine Landgüter vorzuziehen seien. Die Betriebs- und die Besitz- 
trage wurden also noch nicht getrennt aufgeworfen, was auch 
solange berechtigt war, als Besitz und Betrieb sich dem Objekt 
nach deckten. Im Altertum hat man sich bekanntlich meist zu- 
gunsten der kleinen Landgüter entschieden. Doch haben hierbei — 
wenn Jüan von späteren römischen Schriftstellern, zum Beispiel 
r. o lu mell a und P 1 i n i u s absieht — die ökonomischen hlrwügungen 
neben politischen, rechtlichen und ethischen keine entscheidende 
Rolle gespielt. ') 

,\uch während des Mittelalters wurde, soweit damals Über- 
haupt eine Behandlung unseres Problems Platz griff, das Eigeii- 
tunisproblein allein ins Auge gefaßt. Die Kirchenväter sowohl wie 
die kanonisti.schen Schriftsteller, vor allem auch Thomas von 
A(juino, waren Anhänger einer möglichst gleichmäßigen Besitz- 
verteilung und daher Gegner einer Konzentration des Grundbesitzes. 2) 
Im ganzen aber wurde in den mittelalterlichen germanischen Staaten 
der .\ckerbau von den höheren und leitenden Schichten des Volkes 
als eine untergeordnete Beschäftigung angesehen, der man deshalb 
auch wenig Aufinerk.samkeit zuwendete. Ks erklärt sich dies ein- 
fach daraus, daß der Adel sich um den Landbau selbst wenig 
kümmerte und ihn vielmehr dem unfreien Bauernstand überließ. 

*) V)fl. Kautz, (JeKcliiclitliclie Entwicklung der .N'ationnlükonomik usw., 
l.stiO. S. Ö7, 1.17, Kiti. •) ' kI- K au tz a. II. 0.. S. ai4. ’) Vgl. v on der U ol t z. 
(iei-chichte der deutschen liundwirti-ehal't, ItlOJ, I. ltd.. S. 1113. 

I* 
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Erst in (len letzten .Fiilirhuiuierten wendet sich dits publi/istisclie 
Interesse auch der Landwirtschaft zu. Dabei wird auch die 
Fraise nach dem Verhältnis der Betriebsgnilien aufgeworfen und 
erfährt ausgedehnte und immer vertieftere Behandlung. 

Die Betriebsfrage ist mit der anderen nach Freiheit oder 
Gebundenheit des Gilterverkehres und nach dem wlinschenswerten 
Maße die.ser und jener nahe verwandt. Beide sind auch später oft 
gemeinsam erörtert worden. Dabei ist aber das Teilbarkeitsproblem 
älteren Datums. Es scheint daher wichtig, festzustellen, wie man 
es zu der Zeit auffaßte, als man der Betrielisfrage Aufmerksamkeit 
zuzuwenden begann. ’) 

Ursprünglich ilem deutschen Landrecht fremd, wurde die Un- 
teilbarkeit im Laufe der Zeit durch die Ausbildung der Leliens- 
verhältnisse in dasselbe hineingetragen. Denn die Lehensgüter waren 
anlanglicli, da dem Lehensmann an ihnen bloß ein Nutzungsrecht 
Zustand, ohne Erlaubnis des Herrn weder teilbar noch vererblich. 
Als aber mit der Zeit die Macht der großen Grundherren gegen- 
über ihren Vasalleii ins Wanken kam, erlangten diese allmählich 
erst die Erblichkeit ihres Lehensbesitzes und dann überhaupt die 
freie Verfügungsgewalt über denselben. Der Lehenscharakter ging 
verloren und vom Xlll. bis zum XVI. Jahrhumlert herrschte Freiteil- 
barkeit der großen Rittergüter. 

Gegenüber der teilweise großen Zersplitterung im Gefolge 
dieser Entwicklung begann seit der zweiten Hälfte des XVII. Jahr- 
hunderts die Ausbildung von Fideikommissen. Dieses aus dem .Aus- 
lande eingeführte Bechtsinstitut war ursprünglich bestimmt, den 
Glanz großer Familien aufrecht zu erhalten. Bald fand es aber auch 
beim niederen Adel ausgedehnte Anwendung. 

Solange sich die entstehende landesfürstliche Gewalt in stän- 
digem Kampf mit Adel und Ritterschaft befand, war ihr die Frei- 
teilbarkeit der großen Güter willkommen gewesen: als Mittel, die 

Macht der Vasallen von innen heraus zu schwächen. Nach dem 
Siege der Landesherrlichkeit fiel dieses Alotiv weg und die Er- 
richtung von Fideikommissen fand bei den Fürsten sogar direkte 
Unterstützung. So bediente sich ihrer zum Beispiel Ferdinand 11. 
zur Kräftigung seiner Parteigänger, denen er die dem aufständischen 

') Vgl. zum folgenden Iinu|it.suclilicli ; Miimkowski, Kilaccht und 
lirumieigentnmsverteilung, I. Bd.. S. Hi.'); I’faff und Hoffiuiinn. (ieschiohte 
der Kideikoiniuisse. l.ssj; .1. F. Schulze. 1‘eelit der Krstgebnrt, l.söl. 
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Adel entrissenen Güter als ewige Fideikommisse überließ. Aber 
aiicli sonst lag die weitere nmterielle Schwächung des Adels, nach- 
dem derselbe aiifgehört hatte, dem Fürsten gefährlich zu sein, 
nicht mehr im landesherrlichen Interesse. Vielmehr galt der Adel 
von du ab für einen Stand, den der Staat nicht entbehren könne 
und der deshalb erhalten werden müsse, weshalb denn auch die 
Fideikommisse bis zur Mitte des XVIII. .lahrhuuderts den Beifall 
der Theoretiker fanden. 

So befürwortet Melchior von Ossa’). lölT — lüüo unter 
den KurfOi-sten Moritz und August Hofrichter in Leijizig, den Aus- 
schluß Bürgerlicher von dem Erwerb adliger Güter, weil sie reicher 
seien und daher leichter hohe Kaufsummen zahlen können, so daß 
sie bald den adligen (irundbesitz an sich bringen würden. „Und 
doch ist allen Obrigkeiten und Begimenten aus großen, erheblichen 
und schlüssigen Ursachen, die besser bedacht, denn geschrieben 
werden, viel daran gelegen, daß . . . die von der llitterschaft in 
gutem Gedeihen und vermöglicher Weise bleiben.'“ Und ein .Jahr- 
hundert später verlangt „der große“, im .lahre lK!rl‘2 als Kanzler 
der neubegründeten Universität Malle verstorbene Veit Ludwig von 
Se ck en d 0 rf f-), daß heim fällende ritterliche Lehen nicht eingczogen, 
sonilern an verdiente, tapfere Adlige neu ausgegeben werden sollten. 
Denn durch ihre Vereinigung mit den Kammergütern oder ihre 
Gleichstellung mit Bauerngütern würden „die Adelspersonen ver- 
mindert werden, deren man doch nach Teutschem Brauch zu vielen 
fürstlichen Diensten nicht entraten kann“. Aus dem gleichen 
Grunde widerrät er auch den IfUckkauf von Lehen durch die Fürsten. 

Wie Ossa und Seckendorff. die selbst dem niederen .^del 
angehörten, haben aber auch andere Schriftsteller gedacht. So be- 
zeichnet Georg Heinrich Zincke'^), seit 1740 Helmstädter Profe.ssor 
und Kurator des Collegium Carolinum in Braunschweig, um die 
Mitte des XVHI. .lahrhuuderts den Adel als den „Kern der Nation“' 

*) Vgl 0»»n, „Testament gegen Hertzog August“ usw., |(l.’ir>(neu her- 
ausgegeben von Thomn.sius 1717). .S. Ö08. — Vgl. Uber ihn; Roscher, (ie- 
schichte der Nationalrtkonomie. S. Il'itf. und Lippert im Ilandwiirterb. d. 
Stuntsw. (it. Aull.), V. S. 102 tf. •) t'gl. Seckendorff, „Teutscher Fürsten- 
Staat* (1(!56, V. Aufl.. Frankfurt. 1(!7S), III 3 1, S. 3!)!). — Vgl. über ihn: 
Roscher a. a. O., S. '238 If. und S t a in in h am in e r im Hdwürterb. d. Staats«-. 
(II. .\ufl.), VI, S. (i.">9. “) Vgl. Zincke, Kinleitung zu den Kaineralwis.sen- 

schaften. 1742, S 3(il ; Anfangsgründe der Kanieralwissenschaften. 17.55. 
8S 8fi.5 70. — Vgl. über ihn: Roscher, fie.schiehte. S. 4.S2 tf. 
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und fordert staatliclu* Maürejreln ^'egen dessen Verarmung und 
gegen alles, was geeignet wäre, die Grundlagen seines Wohlstandes 
— • die l’atriouninial-, Staniin- und anderen Landgüter — in Verfall 
zu bringen : insbesondere Teilungen und ZcrreiÜungen, Verschul- 

dungen, die nicht zur Verbesserung der Wirtschaft führen, grolle 
Ausstattungen und Leibzucht usw. Denn, meint er. „adlige wie 
andere herrschaftliche Landgüter sind gleichsam die Mütter der 
anderen“ und ein Hauidmittel, solche „zu stiften, zu erhalten und 
in Flor zu bringen“. Auf ihnen beruht „die llaujdstärke gemeiner 
Landwirtschaft“. Die großen Güterbesitzer haben nämlich die Auf- 
gabe, nicht nur selbst tüchtig und verständig zu wirtschaften, 
solidem auch als Muster den geringen Landwirten voranzuleuchten, 
da sie durch ihr Beispiel „gute und schlininie Bauern machen 
können“. 

Diese hohe Einschätzung des Adels mag in den damaligen 
Zeitverhältnissen ihre Erklärung und Berechtigung finden. ') Man 
ist gewöhnt, die seit den Bauernkriegen eiiisetzeiiden Bestrebungen 
der Grundherreii nach Ausdehnung ihres Eigenbetriebs auf Kosten 
des bäuerlichen nur von der dem Bauernstand schädlichen Seite zu 
betrachten und zu würdigen. Von der Goltz weist aber darauf 
hin. daß diese Entwicklung, wenigstens anfäiiglich, ebensowohl dem 
BedUiTnis der Grundherreii nach Vermehrung ihrer Einiiahnien wie 
ileiiijenigen iler Landwii-tschaft nach technischem Fortschritt ent- 
sprochen habe. Soweit ein sidchcr Platz gegriffen hat, ist er den 
Gutsherren zu danken, die ja auch mit größerer Bildung und mit 
mehr Kapital ausgestattet waren und vielfach als Ltdirer ihrer 
Bauern wirkten. So wird es auch verständlich, daß spätere Schrift- 
steller auf die Notwendigkeit großer Güter gerade in Hinblick 
auf die fortschrittliche Entwicklung der Landwirtschaft hinge- 
wiesen haben. 

Dazu kommt noch ein zweites. Alit der Ausbildung der laiides- 
fUrstlichen Gewalt waren dem Lanilesherrn PHichten erwachsen, 
denen er bloß mit Hilfe eines ausgebildeteii Beamtenorganismus 
nachkomiueir konnte. Nun war aber auf dem flachen Lande über- 
haujit und namentlich in dünnbevölkerten Gegenden neben der 
Geistlichkeit nur der .Adel zur Uberiiahnie solcher Verwaltungsauf- 
gabeii geeignet. Und daß er — nicht zu seinem Schaden — die 
Gerichtsbarkeit ausübte, brachte trotz mannigfacher Bedrückung auch 

b Vul. zum Kolijemb'n : von der Uoltz a. a. <1.. I. Hd., 8 221 ff. 
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ileni Bauern Nutzen, weil dieser Zustand immerhin gegenüber der 
früheren Iteclitlosigkeit einen Fortschritt bedeutete, i) 

Endlich aber entstund mit Einführung stehender Heere ein 
dauernder Bedarf an Oflizieren, der ebenfalls vor allem durch den 
Adel gedeckt wurde. W^ir ja noch Friedrich II. der Ansicht, dali 
iler Adel die besten Offiziere liefere, und daher darauf bedacht, 
die Ritterschaft durch alle möglichen Malinahmen zu erhalten. -) 

Die zur Erhaltung des Adels bestimmten Majorate und Fidei- 
kommisse schließen vervielfältigten Betrieb nicht aus. Während 
aber eine Zerlegung des Oroßbesitzes in mehrere Pachtungen in 
England, Irland, Frankreich, Belgien, Italien sehr verbreitet war, 
ist in Deutschland bis zur Mitte des XVlIl. .Jahrhunderts und auch 
noch später das Bestreben der Rittergutsbesitzer nicht auf Ein- 
schränkung, sondern auf Ausdehnung ihrer Eigenwirtschaft ge- 
richtet. Und auch Zincke war noch gegen die Verpachtung von 
Herrenlaud an Untertanen, da er eine solche für beiden Teilen höchst 
schädlich hielt, ohne übrigens auf die Gründe näher einzugehen. •*) 

Lag so die Erhaltung eines wohlhabenden Adels durch Ver- 
hinderung der Erbteilungen und Überschuldungen im landesfUrst- 
lichen Interesse, so widerstrebte es diesem anderseits, den Adel 
auf Kosten der Untertanen sich bereichern zu lassen. Die Fürsten 
haben daher schon verhältnismäßig früh die Schädlichkeit der 
Einziehung von Bauernland erkannt, welche der Adel seit den 
Bauertikriegen, besonders aber seit dem Dreißigjährigen Kriege 
in immer ausgedehnterem Maße übte. Denn die Legungen zur 
Ausdehnung des gutsherrlichen Betriebes verringerten nicht bloß 
die Zahl der steuerpflichtigen Wirte, somlern vennehrten auch 
den Druck der Frondienste. Darüber hinaus minderten sie auch 
eheu deshalb und weil die eingezogenen Güter vom Grundherrn 
als steuerfrei reklamiert wurden, die untertänige Steuerkraft. Dies 
veranlaßte die Fürsten vereinzelt schon iin XVI. und immer häu- 
tiger vom XVII. .lahrhunilert an, den Bauernlegungen mler wenig- 
stens deren Wirkungen auf ihre eigenen Steuereingänge entgegen- 
zutreteu. Freilich blieben diese Versuche des Bauernschutzes ver- 
geblich. Doch genügt es für unseren Zweck, festzuhalten, daß 

') Vgf. V. d. Uoltz u. a. 0.. 1. Bd., S. lilU. ‘iiiS, 2.S3. ') Vgl. lioscher, 
• •eschichto, S. ’) Vgl. Zincke, .Anfnngsgrflnde. (faKt. *) Vgl. Hose her, 

Nntionalükonomik des .tekerbnues (XIII. ,\ufi ). fj. HW tf'.; (i riinberg, Banern- 
befreiung. I. Bd., 8. II I H'.. besonders S. lliH; l<nup|i. Bauernbefreiung. 
I. Bd., tj. 1!» rt. 


Digitized by Google 



8 


solche Versuche j{eniacht wurden, wobei wir zugleich hervorzuhebeii 
haben, daß die Publizistik sich mit dieser Frage wenigstens bis in 
das XVIll. Jahrhundert liinein gar nicht beschäftigt zu haben 
scheint. Denn weder Ossa noch Klock, ja nicht einmal Seck en- 
dorff treten ihr näher. Dagegen ist bereits Zincke bei aller 
Vorliebe für Kittergüter doch entschieden dagegen, daß diese ^mit 
steuerbaren Gütern oder mit V’erschmälerung der anderen Land- 
güter vermehrt werden . . . Iblglicli der Kevölkerung entgegen- 
gehundelt, und zu viele Dürftige, ja viel arme Leute unter diesem Prä- 
text gemacht werden“. Er wideiriit daher nicht nur voreilige Ent- 
setzung bäuerlicher Wirte, sondern fordert auch die Wiederbesetzung 
erledigter Bauerngründe oder deren verkaufsweise fiberlassung an 
die Gemeindegenossen. ') 

Was die Frage nach Teilung bäuerlicher Güter betrifft, so 
wurde bis in die zweite Hälfte des XVTII. Jahrhunderis hinein von 
Kegierungen sowohl wie von den GrundhciTen, aber auch in der 
Literatur") an der Untrennbarkeit festgehalten. Denn diese wie 
jene waren der Ansicht, daß der ungeteilte Hof eine größere Sicher- 
heit für die Ableistung sowohl der landesfür.stlichen wie der grund- 
herrlichen Prästutionen gewähre. *) Es kam deshalb in vielen Terri- 
torien zu Verordnungen, durch welche die Zerteilung bäuerlicher 
Wirtschaften von besonderer obrigkeitlicher Erlaubnis abhängig 
gemacht wurde, *■’ Hede stehenden Teilungsverbote stellten 

sich im Wesen als Instruktionen des Landesherni an seine Be- 
amten dar. 

Diese Verordnungen wurden allerdings nicht überall durch- 
gef'Uhrt. Mancherorten gerieten sie vollkommen in Vergessenheit. 
Anderwärts gestaltete sich ihre praktische Handhabung durch die 
Beamten zu verschiedenen Zeiten verschieden. 

Eine besondere Entwicklung weisen die beiden Gebiete auf, 
in welchen im Gegensatz zu Süd- und Nordwe.stdeutschland *) die 
grundherrliche Gewalt so groß war, daß von einer unmittell)aren 

') Vf{l. Zinckc. GrundriU. jj 3<!1 fl'.; Anfangsjrründe, SSt .SnO, 3B8. 
») Vgl. .Seokcndorff. Furstenstaat. III., S. 317. ’) Vgl. .1 uati. Polizeiwissen- 
»c'haft. S 18(i; .Schulze. Recht der Erstgehiiit 31 fl'.; Rau. Politinche Öko- 
DOiiiie, III. SS 7(1 fl'.; II. A. Lange, Zerschlagung der Domänen und Hnuern- 
gflter, 1778. I. .Ahschn.. S ü- *) ' Rh eine Reihe derartiger Verordnungen aus 
der Zeit von lö.Vd— 17.32 hei Rau a. a. O. und G. L. Wi n kler. Verkleinerung 
der Baiierngfltor. 171*4. ■'•) Vgl. über diese Gebiete \V i 1 1 i c h, Grundherrschafl. 
.8. 147 fl. 
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Beziehung der Staatsgewalt zur hUuerlichen Bcv<ilkeriing kaum die 
Hede war — Preutten und Osterreicli. Dort, scheinen gesetzliche 
Teilungsverbote gänzlich gefehlt zu haben. In Österreich aber ist 
der Bestiftungszwang erst in der zweiten Hälfte des XVIII. Jahr- 
hunderts eingefilhrt worden. ’) .ledenfalls stand in beiden Ländern 
den Dominien das Hecht zu, Teilungen zu gestatten oder zu ver- 
bieten. Von diesem „obrigkeitlichen Kegale“ wurde aber nur in 
privatwirtschaftlichem Interesse der Herrschaft, vor allem zur Ver- 
mehrung der Frondienste durch Vermehrung der Wirte, Gebrauch 
gemacht. 

Als Ergebnis der bislierigen Darstellung haben wir also fest- 
zustellen. daß noch zu Ende des XVII. Jahrhunderts, wenigstens 
prinzipiell, die allerdings nicht immer praktisch verwirklichte 
Anschauung herrschend war: das Herrenland ist dem Herren- 
stand vorzubehalten, das Bauernland dem Bauernstand. HittergUter 
sollen untrennbar sein. Für bäuerliche Wirtschaften aber besteht 
mindestens keine Freiteilbarkeit, wenn nicht direkte Teilungsverbote 
in Geltung sind. 

Mit dem Betriebsprobleiu hatten diese Ansichten an sich 
nichts zu tun. Es erhellt dies schon daraus, d.aß die Untrennbar- 
keit ohne HUcksicht auf die Größe der Güter festgebalten wurde, 
und anderseits auch Gutervereinigungen nicht zugelassen wurden. 
Jedenfalls aber wirkte diese Anschauung Betriebsteilungen auch 
noch bis tiet in das XV'IH. .lahrhundert hinein entgegen, zu einer 
Zeit noch, wo Hegierungen und Theoretiker bereits von der ökono- 
mischen Überlegenheit des Kleinbetriebs überzeugt waren. Heute 
allerdings liegt die Sache anders. Die Anschauungen über Gebunden- 
heit oder Mobilisierung des Grundbesitzes sind, obgleich ohne 
Hücksicht auf die Betriebsfrage entstanden, fast ganz von ihr in 
Abhängigkeit geraten. 


Vgl. Grilnlierg. Studien zur österr. Agrargcscliichte, S. Is.') ff. 
’) Vgl. tJrilnberg. liauprnöefreiung. I. S. 100 ff’.; Studien, 183 tf. 
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ERSTER ABSCHNITT. 

Die Betriebsfrage in der kameralistisehen Literatur. 

I. Kapitel. 

Die Betriebsfrage bis zur Mitte des Will, .lahrhuiiderts. 

§ 1. Die Frage der Teilbarkeit ist eine Frage praktischer 
Politik, zu der man gezwungen war, in der einen oder anderen 
Weise Stellung zu nclinien. Für die Betriebsfrage bestand dieser 
Zwang nicht. Man hat daher auch später begonnen, sich mit ihr 
zu l>eschäftigen. Ernsthaft erst zu einer Zeit, als man anfing, der 
Bevölkerungsvermehrung größere Aufmerksamkeit zu schenken. Aber 
schon vorher finden sich in der Literatur verstreute Bemerkungen, 
die freilich nirgends eine selbständige Auffassung unseres Problems 
verraten. Denn sie bestehen in einer bloß^en Wiederholung von 
Ansichten der Antike — Aristoteles’, Catos, Columellas, 
Plinius’, die durch Zitate aus der Bibel, den Kirchenvätern 
und den mittelalterlichen Kanonisten gestützt werden. 

Lbrigens zeigt sich unter den in Betracht kommenden Schrift- 
stellern . — dein 1(339 als Pastor in Mecklenburg verstorbenen Johann 
Col e r *), dem Hofmeister der Kurfilrstin von Sachsen, Anna, Abraham 
V. T h u mb s h ir n -), dem Jesuiten und zuletzt Professor in Mainz 
Adam Contzen*), dem berühmten Ingolstädter Professor Christoph 


') Vgl. Co 1er, Oeeononiia niralis et dome.stica, 15U6. (Du« l!ucli ist 
deutsch geschrieben.) Benutzt wurde die Ausgabe von 1(>72. 1. Teil. IV. Buch. 
IV. Kap.. S. ill! ff. — Vgl. über C. die Notiz bei Roscher, Geschichte, S. 2(t(). 
’) Thumbshirns Oeconomia oder notwendiger Unterricht usw. (Ncuaiisgabe 
von lfil7) war mir leider nicht zugiinglich. Vgl. über diese.s Werk und Th. 
selbst Koscher, Geschichte, .S. ia7 f. und Falke, Kurfürst August von 
Sachsen, 1S68. •) Vgl. Contzen, Politicorum libri X. l(12!l: Lit. H, Kap. !l. 
§$ 3 tf . — Vgl. über ihn Koscher. Geschichte. S. 20.7 f. 
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Besold'), llerniaiin (’ o ii ri ii g dem von seinen Zeitfjenossen 
auüerordentlicli hochgeschätzten Knspar Klock") — insofern ein 
Untei-schied, als die beiden Erstgenannten Idoß die landwirtschaft- 
liche Seite des l’rohlems, die anderen aber aucli. und zwar über- 
wiegend den Einduli der Gutsgröße auf die Eigentumsverteilung ins 
Auge fassen. 

Co 1er, dessen Ansichten auch der von ihm ganz abhängige 
Thunibshirn wdedergibt, meint: Ein Hauswirt solle sich nicht 
mit zu vielen Ackern überlasten. Mit liecht sage der Dichter: 
Laudato ingentia rura, exiguum colito. Denn wer wenig Land besitze, 
es aber zu rechter Zeit bestelle, sei viel besser daran, als wer einem 
großen Besitze nicht recht vorstehen könne. Der gleiche Gesichts- 
punkt kehrt bald mehr, l)ahl weniger scharf auch hei Gontzeu, 
Klock und Conring wieder. Noch mehr Nachdruck legen diese 
Schriftsteller und mit ihnen Besold darauf, daß eine möglichst 
gleichmäßige Verteilung nicht bloß dem göttlichen Gebote und der 
Gerechtigkeit, sondern auch politischen Zweckmäßigkeitserwägungen 
entspreche, ,1a. Klock empfiehlt sogar, zur Vermeidung des Neides 
unter den Bürgern und damit die.se, in Kriegszeiten durch gleiche 
Gefahr bedroht, in ihren Gefühlen freier seien, daß der Boden nach 
der arithmetischen Gleichheit geteilt werde, so oft unter Gleichen 
etwas zu teilen sei. Insge.samt treten sie daher für Maßregeln gegen 
eine dem gemeinen Wesen schädliche Konzentrierung des Grund- 
besitzes ein. 

Als das beste Mittel, eine solche zu verhindern, sieht Besold 
und mit ihm Conring Wnteilharkeit und Unveräußerlichkeit der 
Erbgüter an. während Contzen auf das israelitische .Jubeljahr 
verweist. Der Gedanke eines „Bauernschutzes“ im technischen Sinne 
ist aber noch bei keinem von ihnen zum Durchbruch gekommen. 

!; 2. Für die weitere Entwicklung der Frage mag es nicht 
ohne Bedeutung gewesen sein, daß zu einer Zeit, als man die 
richtige Größe der Landgüter eingehender zu diskutieren anfing, 
sieh die Überzeugung von der besseren Kultur kleiner Güter als 
eine Art .Axiom in der I.iteratur vorfand. 


‘i Vfil. II es old. Vitae et mortis eonsideriitio politieii. lt!23. Kap. 111, 
S. 24 H. — VkI. über ihn Koscher. (Jeschichte, S. 19.ä H'. ’i Vgl. Conring. 
Dissertatio de necessnriis civitatis partihus, Ki7!l, Thesis V — VI (im III. I5d. 
der (4pera. 1730). — Vgl. über ihn; Koscher, (Jeschiebte. S. 2,ö4 tt. ’| Vgl. 
Klock. Tractats... de aerario, Itiöl (II. -VuH., lt!71): lab. II, Kap. 1. .Abs. (10 tu*. 
— A'gl. über ihn Koscher, (leschichte. S. 210 H. 


Digitized by Google 



ir. 

Den ersten AiiIhU zu einer derartigen Erörterung boten die 
liupulatiunistischen Bestrebungen seit der zweiten Hälfte des XVII. 
und während des XVIII. .Jalirliunderts — überall in Mittel- und 
Westeuropa, vor allein aber in Deutschland. 

Hier insbesondere und in Österreich hatte der Dreitiigjährige 
Krieg am verderblichsten gewütet. Ein großer, vielfach der größere 
Teil der Bevölkerung war zugrunde gerichtet. Der städtische Wohl- 
stand war vernichtet. Unzählige Bauernhöfe lagen wüst. Unermeß- 
lichen Schaden hatte mit dem Ackerbau auch die Viehzucht gelitten. 
Nach der Wiederkehr des Friedens kehrten zwar viele entlaufene 
Wirte zu ihren Höfen zurück. Ein Teil der letzteren wurde vom 
Orundherrn eingezogen, zu den Kammergütern oder zu den Gemeinde- 
ländereieu geschlagen, zur Vergrößerung bestehender Baueniwirt- 
schaften verwendet. Ein anderer Teil aber blieb wüst liegen und 
überall mangelte es an .Menschenhänden zum .Aufbau des Landes. 
Nichts ist also natürlicher, als daß gerade mit Rücksicht auf die 
Bedürfnisse der Landwirtschaft das Streben nach Vermehrung der 
Bevölkerung ebensowohl die l’ublizistik wie die Regierungen be- 
schäftigte. 

So klagt Seckendorff-*! über Menschenmangel in Deutsch- 
land und preist die Vorteile einer zahlreichen Bevölkerung. Mit 
Bezug auf die Rückwirkungen einer solchen auf den Landbau 
meint er. ..die FeldgOter würden (dann) besser zerteilt, die anjetzo 
an vielen Orten fa.st gar nicht oder von wenig Personen mühselig 
angebaut werden, in Hoffnung, ihre Kinder damit zu versorgen, 
welches ziemlich lang.sam und ungewiß ist“. Auch würden „mit 
der Menge der Tarnte Getreide und Wein im Lande verzehrt werden“, 
ohne daß „man auf eine unsichere Ausführung warten“ müßte. Als 
Mittel zur Mehrung der Bevölkerung empfiehlt er vor allem auch 
Hebung der gewerblichen Tätigkeit, damit die Städter, die sich 
aus Mangel an Beschäftigung auch mit Landwirtschaft abgeben. 
diese ganz den Bauern überlassen könnten, sei e.s, indem sie ihre 
Ländereien verpachten, sei es. daß sie Vorwerke und Meiereien 
daraus machen würden. 

Seckendorff behandelt auch die damals lebhaft diskutierte 
Frage, ob die Verpachtung. Iieziehungs weise Vererbpachtung oder 

*1 Vgl. Kister. .Artikel ,llen'ilkerimgslelire‘. iiii lldwörterli. il. Stiiiitsw.. 
II. .Auti.. II., S. TO.s ff., und Leser. .Art. ..Merkaiitilsjsteiu'’. cLenda. Hd. V.. 
8. 7;)1 ff. *) Vgl. V. d. (i o 1 1 z a. a. < )., S. 23S f. Vgl. S e. e k e n il o rf f. .Addilimies 
zum Teiitselien Fiir.sten.staat (l(llil|, in di'r V. .Aiifl. des Kiirslenstaates. 8. lUS ff. 
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die direkte Verwaltuiijr der Kiininier- und der »tädti^clieu Güter 
vontuziclien sei, wobei er immer iin Verpuchtunj; niclit im ganzen, 
sondern in Teilen denkt, an Pachter also, die das Gut ohne Gesinde mit 
ihrer Familie l)estellen. Sein Standpunkt ist aber im ^Fürstenstaiit* 
nicht der gleiche wie in den „Additiones“. Dort macht er die Be- 
antwortung der Frage davon abhängig, „ob Getreide und aller 
Ertrag der Güter wohl auszubringen, also dati es die Kosten der 
eigenen Bestellung und Gesindelohn ertrage, oder ob es wohlfeil 
und geringschätzig und also besser auch nützlicher solchen Leuten 
zu verpachten, die durch ihren und der Ihrigen Fleiß und Arbeit 
solch Gut besser als die Herrschaft durch das kostbare Gesinde 
nutzen können". Man solle also bei niedrigen l’roduktenpreisen 
verpachten, bei hohen admini-strieren. *) ln den „Additiones“ dagegen 
gelangt er zu dem Schlüsse, daß die Lösung des Problems sowohl 
von der Zahl der Pachtlustigen als auch von der Menge der Kon- 
sumenten von Feldfrüchten alihänge. Bei steigender .\bsatziähigkeit 
derselben solle Vererb- oder V’erzeitpachtung statttinden, weil sich 
dann auch zahlreiche Pächter zu für die Kammer günstigen Be- 
ilingungen melden würden; andernfalls aber Administration.^ 

Die Ausführungen Seckendorffs sind deshalb interessant, 
weil sich aus ihrem Zusammenhänge schließen läßt, daß er den 
Kleinbetrieb dem großen vorgezogen hat, obschou er die Betriebs- 
frage niemals direkt aufgeworfen oder beantwortet hat. Nur daß 
seine Entscheidung zugunsten des Kleinbetriebes bloß eine l)edingte 
ist. Bedingt auch vor allem dadurch, daß er im Gegensatz zu 
späteren Schriftstellern die Teilung der großen Feldgüter erst bei 
zunehmender Bevölkerung durchgeführt wissen will, obwohl er sie 
dann auch als Mittel ansieht, die Bevölkerung weiter zu vermehren. 

Die populationistischen Hatschläge der Theoretiker fanden bei 
den Fürsten williges Gehör. Denn diese waren von der Entvölkerung 
durch den mörderischen Krieg auf das stärkste in Mitleidenschaft 
gezogen worden; als Grundherren durch die Verwüstung der Domänen ; 
noch mehr aber lüs Landesherren durch den allgemeinen Hückgang 
der Steuerkraft und der Zahl der Steuerträger. Und während die 
Steuerquellen versiegten, wuchs unaufhörlich der Bedarf der Fürsten 
und des Staates an Geld und aus Uücksichten der Wehrkraft an 

*) V^'l. .S c <• keiiil o rf f, Ftirsteiistunt, 111. Teil, II. Kap. 4, S. .S42 ff. 
q Val. Scckenclorff, .Xdiiitiüiies, S. 17(1 ff'. 
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Menschen. Diese konnte aut' die Dauer nur das eigene Land liefern. 
Sollte aber dieses durch die Aushebungen nicht von Arbeitskräften 
entblößt und dadurch wieder die finanzielle Kraft des Staates zer- 
rüttet werden, so mußte man auf die Hebung der Bevölkerung 
bedacht sein. So wurden denn auch die militärischen Anforderungen 
zu einem Haupthebel der populationistischen Maßregeln. ') Daß diese 
mit besonderer llUcksicht auf die ländliche Bevölkerung ergriffen 
wurden, erklärt sich daraus, daß man dieselbe als militärisch be- 
sonders brauchbar ansah. Man argumentierte aber ferner folgender- 
maßen: In demselben Maße wie die ländliche Bevölkerung niiumt 
auch die Landeskultur und mit ihr die Xahrungsmittelerzeuguiig 
zu. Hierdurch aber mehrt sich auch die nicbtlandwirtschaftliche 
Bevölkerung, wächst die Zahl der Steuerträger, steigen die Steuer- 
einnahmen, welche wieder den Fürsten Mittel zu größerer Macht- 
entfultung gewähren -). 

Als Mittel zur Vennehrung und Erhaltung der landwirtschaft- 
lichen Bevölkerung wurden aber folgenile empfohlen : Erstens Schutz 
des Bauernlandes und Erhaltung desselben in den Händen bäuer- 
licher Wirte: zweitens Wiederbesetzung der wüsten Höfe: drittens 

Teilung der vorhandenen Betriebe; viertens endlich Url)arranchung 
und Kolonisation unbewohnter Gebiete. 

Für uns kommt an dieser Stelle nur die dritte die.ser Maßnahmen 
in Betracht, die übrigens nur auf Domänen, nicht aber auf private 
Bauern- oder Rittergüter Anwendung finden konnte, flenn was 
namentlich die letzteren l)etraf, so hielt, wie wir wissen, nicht nur 
die Theorie aus politischen und sozialen Gründen an ihrer Unteil- 
barkeit fest: auch die Grundherren selbst dachten nicht im ent- 

ferntesten an ihre Zei"schlagung, sondern waren vielmehr mit allen 
Mitteln auf ihre Vergrößerung bedacht. Dagegen hat die Teilung 
der Domänen und ihre Verwandlung in Bauerngüter bei allen 
deutschen Nationalökonomen und in allen deutschen Staaten, speziell 
in der zweiten Hälfte des XVHl. .lahrhunderts eine große Rolle 
ge.spielt. Und zwar trat die Forderung nach ihrer Durchführung 
meist in Verbindung auf mit jener nach Ansetzung der neuen Wirte 
zu Erbeigentum. Eine V^erbindung, die übrigens nicht innerlich 
notwendig war, da die Mehrzahl der Argumente für die Domänen- 

*) Vgl. Hu II mann, (jeschichte der Doiniinenhenutzung, 1807. ’) Vgl. 

J. G.Leib, Vier Proben von Verbessi^riing von Land und Leuten. 1704. II. Probe. 
II. Kap. — Vgl. Ober Leib die Notiz bei Roscher, (jewhiclite, .S. 302 f. 

OrllnlicrK. stu<lleii II. 2 
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teilungfii auch für den Fall einer Verzeitjtaelitung ihre Geltung 
behielten. Sie erklärt sicli aber dadurch, daÜ man einerseits die 
,Disiuenibratiou“ als günstigen Anlaü zu einer Agrarreform in der 
Itichtung einer PVstigimg der bäuerlichen Besitzreclite lietrachtete 
und anderseits nur so auf eine genügende Anzahl von Almehmern 
der neuen Wirtschaften rechnen zu dürien glaubte. Denn die An- 
nahme eines Bauerngutes war ja damals an sich keine sehr ver- 
lockende Sache. 

§ 3. Den Gedanken einer Domänendisniembration soll zuerst 
auf brandenburgi.schem Boden Bernd von Arnim, Kammer- 
direktor des Kurfürsten .Io ach im, gefallt Italien, an dessen 
Ausführung jedoch durch den Tod des Fürsten ( 1.Ö23) verhindert 
worden sein. M Weiteren, aber unverbürgten Nac.brichten zufolge 
hat der Sohn Bernds. Franz v. Arnim, im Dienste des Kurfürsten 
August von Sachsen diesen Gedanken wieder aufgenommen 
und auch im großen Maßstabe realisiert. Daß in den .lahren 155ö 
bis lirTO in Kursaclisen durch Zerschlagung von ;10ü Doniäneii- 
vorwerken in je 30 Erbzinsgüter gegen !M)t)() neue Bauernfamilien 
angesetzt sein sollen, klingt allerdings zum mindesten recht un- 
wahrscheinlich. Sicher i.st. daß Augusts „Besserung der Enijiter“ 
nicht bloß in Verkäufen, sondern auch in Käufen bestand so 
daß vielleicht die.se und jene einander kompensierten, wobei er 
meistens große .\mter kaufte, aber regelmäßig bloß in Teilen 
wiederverkaufte. Und jedenfalls dürfte die Behauptung zutreffen. 
daß Aug US ts Vorliebe für Flrbpächter von den populationistischeii 
Ideen des XVIII. .Jahrhunderts weit entfernt ist.') 

W ie Hullmann berichtet, soll im .Jahre I(>H3. und zwar 
wieder auf brandenburgischem Boden, der Gedanke Bernd von 
■Armins aufgenommen worden sein und tiitsächlich Zuweisung von 
Doinänenländereien an franzßsische Flüchtlinge durch den gi'oßen 
Kurfürsten zur Folge gehabt haben. <) 

Von großer Wichtigkeit aber sind Bestrebungen in gleicher 
Bichtung unter Friedrich I. von l’reußen. ^) Dieselben gingen 
im .Jahre 1700 von Kainmerrat Luben aus, der seinen Plan als 
gleichmäßig vorteilhaft für die Doinäneiikammer wie für den Staat 

') Vjjl. H U 1 1 m n II II. a. O. V(;l. I. n d 1 o w, Ülier Donianenvei'iiiilJei'uii);. 
1.S7!). 8. IO. und Falke a. a. f). Vgl. Koscher, (jeschichte. 8. 1S2. *) Vgl. 
11 fl II Ql an II a. a O. Vgl. Hüll mann a. a ().: Knn]i|>, llauernhcfreiiing. 
I. tid.. S. Hl f. : ,S t a d el III a II n. l’reuBcns Könige. I. Hd.. S. 13 ff. 


Digitized by Google 



19 


uml die Volkswirtschaft erklärte. Hei Zerlej^unji der Domänen in 
Hauern- und Ko.ssätengäter würden nämlich, meinte er. nicht l)lnU 
die unter dem l)isher üblichen System ihrer Verjiachtuiif' im ^frotien 
miflaufenden Gebäudeerhaltungs- und andere Kosten erspart und 
durch die Vermeidung der häufigen t’achtnachlässc der Etat ge- 
festigt werden. Die Kammern würden vielmehr auch durch den Al>- 
verkauf der neuen Stellen ein ansehnliches Kaufgeld erhalten, welches 
man gegen sechsprozentige Verzinsung auf den Hofen stehen lassen 
könne. Ferner w'Urden sie von den neuen Wirten einen Kanon und, 
wo die Frondienste antgelassen würden, auch Dienstgelder be- 
ziehen. Weitere Vorteile böte die bessere Bodenkultur durch kleine 
Eigentümer und die Verbilligung der Lebensmittel infolge der 
Mehrproduktion ; die Gründung neuer Dörfer und die Zunahme der 
Bevölkerung, wodurch der Staat finanziell und militärisch gestärkt 
würde : die Abschaffung der durch Dismembration des Herrenlandes 
überflüssig werdenden Frondienste ; schlieUlich die Vermehrung 
der Vaterlandsliebe bei den frondienstfreien Erltpächtern. 

Der König liet! sich von Luben tatsächlich überreden, da 
ihn namentlich die Aussicht auf Beseitigung der Frondienste und 
der Leibeigenschaft bei den Domänenbaueni lockte. Die .\rt, wie 
ljuben seinen l’lan durchführte, erregte jedoch allgemeine Mili- 
stimmung. Vor allem hei den bisherigen Domänenpächtern ; um so 
mehr, als die Dismembration noch vor Ablauf der KontrakLsdauer in 
Angriff genommen wurde. Dann aber auch liei den Domänenbeamten, 
die für ihre Stellung fürchteten. SchlieUlich bei den Juristen, welche 
die Dismembration nicht als eine Form der Nutzung, sondern als 
eine nach damaliger Auffassung unstatthafte Veräufierung der Do- 
mänen ansahen. 

T)er König trug denn auch der Unzufriedenheit im Lande Rech- 
nung und setzte eine Kommission ein, welche den Erfolg der Zerschla- 
gungen prüfen sollte. Ihr GutachUm lautete, teils infolge von Vor- 
eiugenoinnienheit. teils infolge einer von derjenigen L u b e n s ab- 
weichenden Rechnungsweise, durchaus abfällig. So wurde denn im 
Jahre 1711 das neue System wieder abgeschafft und das frühere 
Zeitpachtsystem im groüen neuerlich aufgenonimen. Zwei Jahre 
später erliell Friedrich Wilhelm 1. ein Hausgesetz, durch 
welches die landesfUrstlichen Domänen fideikommissarisch gebunden 
wurden. Ein halbes Jahrhundert lang hat datin die preußische 
Regierung sich mit dem Gedanken der Doinänendismembration nicht 
mehr befaßt 
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Übri>;ens war L u b e ii niclit der einzige, der zu seiner Zeit 
die Umwandlmijr der Donifinen in Bauernj(üter empfahl. Vielfach 
winl in der Literatur ein ini Jahre 1705 nach dem Tode des 
V’erfassers erschienenes, also jedenfalls bereits früher ^'eschrie- 
benes ,Opus posthunium“ des hannöverschen (leheimrates Asche 
Christoph Freiherr von Mahrenholz Erwähnung getan, in 
welchem die Zerschlagung der Iloniänen in kleine Pachtungen be- 
fürwortet wird 'i — nicht aber aus populationistischen Erwägungen, 
sondern lediglich im Interesse der Kainnier, Ferner unterscheiden 
sich die Vorschläge Malirenholz’ von jenen Lübens dadurch, 
dall er niclit wie dieser die zu schaffenden Stellen in Erb-, sondern 
in Zeitpacht auf unbestimmte Zeit nustun will. Die Durchführung 
aber denkt er sich folgendermaüen : Der Fundus instructus solle 
gegen bar oder terminweise Zahlung mit dem Vorbehalt des llück- 
knufrechtes veräußert werden. Die Acker sollen verpachtet, die 
Mühlen in Erbpacht liinmisgegeben, die Fronen duicb Dienstgelder 
ersetzt werden. Die Holzung solle sich die Kammer Vorbehalten, 
dagegen Brauerei, Fischerei, Garten, Zehnde. Fixe dem Amtmann 
und Gerichtshalter teils verpachten, teils als Gehalt zuweiseu. 

S 4. Unter den Argumenten zugunsten der Domänenzersplitterung 
treten uns auch einige entgegen, welche ganz allgemein für den 
Kleinlietrieh gelten. So in erster Linie die Behauptung; die Zer- 
teilung vermehre die Bevölkerung, und zwar die landwirtschaftliche 
unmittelbar, die nicht landwirtschaftliche mittelbar, durch gestei- 
gerte Xalirungsmittelproduktion. 

Die Überzeugung von der bevölkerungspolitischen Bedeutung 
des Kleinbetriebes hat auch eine Beihe bedeutender Populationisten 
zu dessen Parteigängern gemacht Vor allem i.st hier Johann Peter 
Süßmilch-) zu nennen. 

Er gibt der landwirtschaftlichen Bevölkerung den Vorzug vor 
der gewerblichen, weil sie wichtigere und unentbehrlichere Pro- 
dukte erzeugt und bessere Soldaten liefert. Sie vornehmlich gälte 
es, nach seiner Meinung, zu vermehren. Ein wichtiges, nur zu wenig 
gewürdigtes Mittel hierzu biete die „Ackerverteilung.swissenschnft“. 

Die Bevölkerung könne nämlich nur bei zunehmender Boden- 
kultur steigen. Diese aber werde dann am besten gefiirdert, wenn 

') Vgl. iitier Mah ren bolz, .\H. „Domanengiiter“ iiiBergius. l’olizei- 
iind Kameralmagazin II. Bd. (1708), 8. o]i; fl tj BiiUiailch, Die giitllicbo 
Ordnung u«w., ITfJ (IV. jtiifl., Berlin I77.‘>). 
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der Acker in solche Teile ffeteilt sei, daß auf jedem derselben 
eine Familie ihren reichlichen Unterhalt finde.'! Hierau jfenU^ten 
in gutem Land 1 bis 1'/, Hufen, das heißt 30 bis 35 Morgen. 
.Jedes Mehr sei der Peuplierung schädlich. Denn „wenn ein Bauer 
bei einer, höchstens zwei Hufen in gutem Lande recht gut stehen kann, 
warum soll er vier, sechs, ja acht Hufe Weizenland in Kultur haben“ “i, 
wo doch nach der Erfahrung aller Zeiten ein mäßiger Acker viel 
besser als ein großer und weitläufiger bestellt wird? Ebendeshalb 
ist es auch, fährt er fort, „eine unleugbare Wahrheit“, 'daß .allzu 
große Landguter ein Verderben des Landes sind, „dabei die Macht 
niemals recht zu Kräften kommen kann“, weil sie immer und 
überall Entvölkerung nach sich ziehen, weshalb denn auch jede 
Zusiuumenziehung der „klüglich abgeteilten Acker“ verboten sein 
sollte. 

Findet daher ein Abströmen der Bevölkerung statt, so muß 
untersucht werden, ob nicht die Ackervertoilung fehlerhaft und wie 
dem abzuhelfen sei: etwa durch Zerstücklung der „Domänen der 
Fürsten, (_der) großen AckergUter der Bauern, Edelleute, sonderlich 
der Klöster, der Stifte, der Städte“ und ihre Austuung an Klein- 
wirte eine Maßregel, die erfahrungsgemSß für alle Interessenten 
vorteilhaft ist . ') 

Was speziell die Domänen betrifft, so ist SUßmilch für 
ihre Vererbpachtung an Bauern. Den damals und auch später oft 
wiederkehreuden Einwand: daß hierdurch die Hentkasse des Vor- 

teiles aus der ansteigenden Frei.sbewegung bei den landwirtschaft- 
lichen l’rodukten verlustig gehe, begegnet er mit dem Vorschläge 
einer Festsetzung des Kanons in Naturalien.*) 

.Man sicht: Süßmilch tritt für den Kleinbetrieb nicht bloß 
aus populationistischen Gründen ein, sondern auch, weil er ihn für 
die produktionstechnisch überlegene Betrieb-sform ansieht. Die 
Gründe dieser ül>erlegenheit h.at er allei dings weder näher geprüft 
noch dargelegt. Er begnügt sich einfach mit der Berufung auf die 
„Erfahrung aller Zeiten“. Das erklärt sich wohl auch dadurch, daß 
er die Betriebsfrage bloß im Bahmen der Bevölkerungsfrage be- 
trachtet hat und daß ihm ihre Behandlung unter landwirtschatts- 
politischen Gesichtspunkten fernliegt. 

Noch ein zweiter berühmter Statistiker des XVTH. Jahrhunderts. 

’) Kliemla SiJ 2'20 f. ’) Klienda S 2Ht. “j Ebenda S ibW- *) Ebenda 
-i>H tf. “) Elienda S 221. “) Ebenda Ü 275. ’) Ebenda S 29!t. “) Ebenda. 


Digitized by Google 



22 


Anton Friedrich HUscliing, Imt etwas später als SüÜniilch in 
iil>nlicher Weise aut den Zusaiiinienlian^ zwischen Bevölkerungs- 
vermehrung und Gruudbesitzverteilung hingewiesen. ’) 

Von einer ganz anderen Seite tritt der Kameralist Georg 
Heinrich Zincke-) an das Betriehsproldem heran. 

Zi licke war kein I’opulationsschwärmer. Kbensowenig billigt 
er die tiskali.sclie Richtung der deutschen Volkswirtschaftslehre. 
Dagegen • berücksichtigt er. auch in der Beurteilung der Betriebs- 
frage die realen Verliältnisse iiielir, kennt sie auch besser aus 
eigener Erfahrung als zum Beispiel S U Ü ni i 1 c h, für den die Er- 
fahrungen der Römer wichtiger waren als die eigenen. Seine Stellung 
zu den Ritter- und Bauerngütern im allgemeinen ist uns bereits 
bekannt*) und auch, dall er bei aller Befürwortung der ersteren 
doch auch für die Erhaltung der bäuerlichen schon im Interesse 
der GroÜgUter eingetreten ist. Bei Erörterung der Gerechtsame der 
letzteren weist er nämlich darauf hin, dah diese Gerechtsame ja an 
den Bestand von Bauerngütern gekiiUpft seien. Aber er macht 
auch darauf aufmerksam, daß die vollständige Einziehung dieser 
den weiteren Nachteil zeitigen würde, ,dati man wenig Dürftigen 
ihre Nahrung verschatfen und solider machen . . . oder Leute haben 
könnte, die aus dem Stand der Dürftigen in den Mittel.stand der 
Nahrung zu gelangen hoffen könnten“. Ferner würde die Bevölkening>- 
zuniihme und ilie Aiigesessenheit des Volkes sehr gehindert, worunter 
wieder die öffentlichen Einkünfte gar sehr leiden mUliteii. 

Zincke gelangt daher zum Schlüsse, dal! es gleiclimäüig im 
Interesse der GroUgüter wie der Landwirtschaft und des gemeinen 
Wesens gelegen sei, , viele kleine Landgüter zu stiften und zu 
erhalten“. Er geht aber noch weiter und befürwortet eine gröüere 
Beweglichkeit des Grundbesitzes und damit die .Möglichkeit einer 
aufsteigenden Klassenbewegung durch „Fluchtland und veräulierliche 

'I Vjfl. liUsehin^'. VorliercituiiK zur LanJe»- ihkI .Stautenkaiale. IT.'i!) 
iVI. .^iill., 1S02I. S -11- Zi licke war ein sehr bekannter f.ehrer der Kaniernl- 
wissenscliatt. der «ch sowohl diireh seine I.elirbilclier nl.« auch nnnienflich 
durch seine , I.eipzijfer Saninilunffen von wirtschaftlichen, l’olizey-, Cninmer- 
lind Finunzsachen*. eine ITIÜ— ITiiU erscheinende Zeitsclirift. einen Xauien 
oeinacbt hat. In dieser Zeilsclii-ift (die mir leider unzugiiuf(lich jfebliehen i.stl 
werden alle tiehicte praktischer Politik in den Kreis der Hetrachtiinff gezofjen 
und auch den technischen Frajfen des Ackerhniies f^roUe Aufmerksamkeit ge- 
widmet. — Vgl. Koscher, tiesehichte. S. I3:J tf. “) Vgl. Koscher, ebenda. 
S. 4.!ti, i:ts. ‘) Vgl. oben, S. .i tf. •') Vgl. Zincke, Anfangsgründe. S SOtl. 


Digitized by Google 



2:5 


l’ertinenzen“ («las lieißt durcli wiilzuiule Gründe) liei den Bnuern- 
(fütern '), durch deren Ahverkauf sich Idiuerliche Wirte in einer 
Nutliijfe helfen könnten. Eine Möglichkeit, die „ninn früher wegen 
der Spanndienste nicht beachtet (und) deshalb alles in unzertrenn- 
liche Fertinenzen gesetzt, woraus dann viel Schädliches erfolgt ist“.''') 

Im ül)rigon bevorzugt Zincke nicht eine bestimmte ISetriehs- 
gröüe vor der anderen, sondern fordert, daU alle in richtiger 
Froportion vorhanden seien; nämlich so, daß in der Hegel ,.die 
Mittelgüter in der größten, die großen in mittelmäßiger Menge, die 
geringen in kleiner .Anzahl zu erlangen gesucht werden.“) Die 
großen sollen unbelastet sein, um den Bauerngütern Unterstützung 
angedeihen lassen und ihnen mustergehend voranschreiten zu 
können. Die Menge jeder dieser GUterkategorien, also auch ihr 
zahlenmäßiges Verhältnis zueinander, la.sse sich allerdings .nicht 
insgemein, .sondern nur nach besonderen Umständen !)estimmen“. 
.ledenfalls aber müsse durch Polizeigesetz, und ohne daß dieses 
durch den bestehenden Hechtszustand oder Farteiwillen gebunden 
wäre, genau hestiinmt werden, welche Güter und welche ihrer 
Teile als teilbar oder als untrennbar zn behandeln seien. D 

Cbrigens hat Zincke die Frage der Betriebsgröße auch 
speziell behandelt“), und zwar ohne Hücksicht auf die adlige oder 
bäuerliche (Qualität iler Güter. In dieser Beziehung tührt er aus, 
daß „der .Ackerbau bei einem Gut . . . eigentlich eine solche Größe 
haben und also eingeteilt sein (solle), daß man denselben in der 
Besserung mit Düngen und Pferchen notdürftig erhalten — und 
in aller angehörigen Ackerarbeit recht beschicken und anrichten 
könne“. Ein gut eingerichteter mittlerer Betrieb könne bedeutend 
mehr tragen als ein weitläufiger, dem es an der nötigen Arbeits- 
kraft und an Dünger fehle, weil jener zu gleicher .Ackerarheit 
weniger Ko.sten — Fuhren und Handarbeit — erfordere als dieser. 

Wozu noch komme, daß auf den großen Gütern, zu ihrem Schaden 
nicht wie auf mittleren alles „zu rechter und bequemer Zeit, 
wie sich’s gebührt, angestelltet und verrichtet, noch die Fröner und • 

arbeitenden Leute zur schuldigen Arbeit aiigehalten werden 

') Ebemla S 31Ü. ’) Ebenda S “) Vgl. Z i nc k e, I i'rtiadriU, H(il II. 

.An einer Sb'lle seines «piitcreii ßuebes. der . .Anl'nngsgriinde“ (S sagt er; 

Das l’olizeiweseii »oll .teils gi'oße, mittlere, kleine, fis'ie and unfreie, adlige and 
niebtadlige Itaacm- und Landgüter stiften und .jede Art diirrli die andere in 
immer mehr Flor zu bringen suehen“. Ebenda S H73. “I Vgl. Zincke. Art. 
..Ackerbau" ini ..Allgemeinen iikonomiseben Le.\ikon", 1742 (II. AiiH.. 1741). 
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köniR-n“. Deshalb empfehle es sich auch, die AuUeuschläge zu ver- 
pachten oder zu verlassen, am besten aber als Weide zu verwenden. 
Kurz, Zincke meint, dali mit Rücksicht auf die geringeren Kosten 
bei gleicher Ackenirbeit ein mittlerer Betrieb sowohl einen grötteren 
Roh- als auch Reinertrag abwerfe — ohne freilich näher zu de- 
finieren. was er unter einem „mittelmäßigen Landgut“ verstehe. 

Was die Domänen betritft, so befürwortet Zincke aus- 
schließlich ihre Verzeitpachtung im ganzen auf höchstens je neun 
.lahre, damit die Kammer den Ertragszuwachs .an sich ziehen könne. 
Vererbpachtung solle nur dort Platz greifen, wo an eine Ertrags- 
zunahme nicht zu denken sei. Ebenso sei eine Austuung in 
Stücken an Untertanen nur als „Notwerk“ zulässig, also namentlich 
in betreff von Auüenschlägen. 

Zincke ist nicht der einzige, der in der ersten Hälfte des 
XVlll, .lahrhunderts unabhängig von populationistischen Erwägungen 
für Verkleinerung der Betriebe eingetreteu ist. So erwähnt 
Bergius-I ein etwa 1748 anonym erschienenesj„Sendschrcil)en an 
den LandkammeiTut Kretschmar. die Verbesserung der Landwirt- 
schaft überhaupt betreffend“, in welchem über den Cberftuß an 
Ackerland und überhaupt darüber geklagt wird, daß derselbe „das 
sechs-, neun- und zwölfjährige Land geboren (hätte) und daß, 
wann dessen nicht mehr wäre, als man gehörig pflügen und düngen 
konnte, dergleichen Mißgeburten von Ackerbau niemals bekannt 
geworden sein würden“. Hieraus ergibt sich ebenfalls die For- 
derung einer Verkleinerung der Betriebe behufs Verbesserung des 
Ackerbaues. 

Es soll hier gleich ei wähnt werden, daß Frie<lrich 11. sich 
lebhaft bemüht hat. auf derartigen Außenlämlereien neue Dörfer 
anzulegen. 

An dieser Stelle muß auch der von .iusti im Jahre 17.')0 
herausgegebenen „Deutschen Memoiren“ gedacht werden 
eines Sammelwerkes, das auch einen kleinen Aufsatz unter dem 

’) Vgl. Zincke. (IrumlriB, § 28U ; Aiifangsgründe. § i.S!t. ’) Vgl. Bergius 
Art. .Bauerngüter* im „C'aineralmugazin*. I. Bd. (17t>7(. 8 . 1!H). ’) Die ,Deut- 
«clien Memoiren uhw.“ bilden eine Sammlung von AufsUtzcn verschiedener 
Verfasser, die ein rnbekannter im baute seines I.ebcns zusanimengetragen hatte 
und die nach seinem Tode lierausgegebeii wurde. Wann und durch wen die 
erste Edition erfolgte, habe ich nicht fcstzustellen vermocht. Die zweite erfolgte 
1750 durch .Iusti, 
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Titel BV^)n einer Grundregel der Landwirtschaft“ ') enlhiilt. der 
sich mit der Größe der Landgüter beschäftigt und in dem folgen- 
des ausgeführt wird: ,Die mehresten von Adel, Bürger und Bauern 
schätzen sich glücklich, einen weitläufigen Ackerbau und große 
Distrikte Landes in Besitz zu haben, w-elches aber ein ganz falscher 
und irriger Grundsatz ist, denn es gehören hierzu sehr viele Dienste, 
viel Gesinde, viel Arbeit und die Unterhaltung vieler Pferde und 
Ochsen etc., welches alles viel kostet. Man sät und wirft viel Ge- 
treide in die Erde, aber mit schlechtem Nutzen, indem der Acker 
oder die Ländereien nicht in gebührendem Stande kann unterhalten 
und der Menge halber nichts zur rechten Zeit bestellt oder abge- 
wartet werden, an Mist und Dünger nicht genug vorhanden und 
können die Ländereien kaum alle zehn oder zwölf Jahre damit ver- 
sehen werden. Dagegen unsere Scheuern voller Getreide sich 
befinden würden, wenn man nur die Hälfte solcher Ländereien 
baute und den liest anderen zur Bestellung überließe.“ 

In Übereinstimmung mit allen zeitgenössischen Schriftstellern -) 
auf diesem Gebiete und unter Hinweis auf die höheren landwirt- 
schaftlichen Erträge in England, Frankreich, Italien und auch in 
manchen volkreichen Gegenden Deutschlands, wo der Boden stark 
geteilt ist. fordert daher der Verfasser „zwischen Viehzucht und 
Ländereien die richtige Proportion“, da sonst nicht genug Dünger 
beschaft’t werden könne und es nötig sei, jedes Stück Land mindestens 
alle fünf bis sechs Jahre zu düngen. Bei solcher Düngung „bringt 
ein Acker oder Morgen Landes mehr Getreide als sonsten von vier 
Ackern oder Morgen zu hoffen ist und man erspart zugleich so viele 
Kosten und .\rbeit“. 


II. Kapitel. 

Die Betriebsfrage in der zweiten Hälfte des XVIII. .lahr- 

liunderts. 

g 1. Auch .lohann Heinrich Gottlob von .1 usti^), der unstreitig 
zu den hervorragendsten Kameralisteu des XVIII. Jahrhunderts 
gehört, hat die Betriebsfrage sehr energisch, wenngleich wenig 
originell, zugunsten des Kleinbetriebes beantwortet. 

') a. n. 0„ II. B(l.. S. 44tl. •) V^l. vor allem Ziiieke. (trumlriß, § StjH. 

’) Vgl. ilüer Justi; Koscher, («eKchichte, S. 444 tt'., umt Lippert im 
HdwOrterb. d, Stnatsw. (II. Aull.), IV. S. 14UI rt'. 
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Er träj^ iin wesentlichen eine VereiniKunfi; der Ansichten 
SilUmilchs und Zinckes vor. In der Frage der Domänen- 
zerschlagung iil)er ist er seinen eigenen Angaben zufolge sehr 
nachhaltig von der noch zu erwähnenden Schrift eines Hemi 
.V. S. V. Z, beeinflußt worden. Trotzdem hat er für die Verbreitung 
der betreffenden Anschauungen mehr getan wie seine Vorgänger ; 
und zwar einerseits infolge des hohen .Ansehens, dessen er sich 
unter seinen Zeitgenossen erfreute, und anderseits durch die stetige 
Wiederholung seiner Ideen Uber den Gegenstand in seinen ver- 
schiedenen, viel gelesenen Schriften. 

Gehen w'ir nun des näheren auf den Inhalt derselben ein. so 
läßt er sich folgendermaßen charakterisieren. 

Noch in seinen im .lahro 17i)6 erschienenen „Grundsätzen 
der Polizeiwissenscliatl“ hält Justi große und mittlere Güter zur 
Unterstützung der kleinen für notwendig und wünscht deshalb in 
l.'bereinstininiung mit Zincke, daß dieselben auf keinerlei .\rt zer- 
teilt oder geschwächt werden. EI)enso müsse auch der Adel in 
seinen Hechten und Privilegien erhalten bleiben, insofern er die 
kleinen Güter nicht unterdrückt, sondern bo.schiltzt und fordert. 
Die l{egierung ilirei-seits solle aber den landwirtschaftlichen Betrieb 
dadurch zu tordern suchen, daß sie jenen adeligen oder sonstigen 
Großgüteni. die Versuche anstellen und deren Erfolge anderen mit- 
teilen, Auszeichnungen zuteil werden la.sse. Was die bäuerlichen 
(jüter betrifft, so empfiehlt .Justi Maßnahmen auch zu deren Er- 
haltung. Hierbei solle ein Teil der zu den einzelnen Wirtschaften 
gehörigen .Veker als unteilbar und unveräußerlich erklärt werden, 
während anderseits in der Flur auch walzende Gründe vorhanden 
sein müßten. 

ln Abweichung von dieser — der Z i n c. k e sehen — .Vuffässung 
äußert sich allerdings .Justi an einer anderen Stelle dahin, daß 
„die Grundstücke der kleinen Jjeute ohne Bedenken voneinander 
abgesondert werden“ könnten. Denn „je weniger Land die geringen 
licute haben, desto besser suchen sie es anzubaueu und zu nutzen“. *) 

ln seinen späteren Schriften-) tritt .lusti viel lebhafter für 
Teilungen und deren Förderung durch die Staatsverwaltung ein. 
„Es ist“ — erklärt er nun — „ein durch «lie Erfahrung genugsam 

*) \V1. .luHti. Gnindsiltz*' der PoIi7-piwis*i(*nsuhnft. 124. 129. 

V>fl. .luHti, Vollstandij?p Polizeiwi.xspnsphnft. I7»)l ; Okunomisuhp Schriflen, 
ITliO 


Digitizod by Googk’ 


27 


bestiitigter Satz, daß große Lund- und Bauerngüter die Kultur de» 
Landes wenig fördern“. Denn „beim Ackerbau kommt alles auf 
die Verbesserung der Acker, auf ihre Düngung und fleißige Be- 
arbeitung an“ sowie auf die Aufsicht durch den Herni : lauter Dinge, 
die um so häufiger seien, je kleiner das Felderausmaß. ') Oft habe 
die Erfahrung in Gegenden, wo Teilungen gestattet sind, gezeigt, 
daß jeder von zwei Brüdern, die das väterliche Gut geteilt hal)en, 
ebensoviel geerntet habe wie früher der Vater auf dem ungeteilten 
Stammgut. Und wie für da.» Maß, so gelte dies auch für die (Junlität 
der Ernte. -) 

Mit Rücksicht hierauf verwirft denn nun .Justi auch die 
großen Rittergüter-') und möchte sie möglichst beschränkt wissen, 
da sie das größte Hindernis für die Bodenkultur, den Flor der 
Landwirtschaft und die Bevölkerungszunahme bilden. „V'on einem 
großen Landgute, wovon ein einziger Edelmann mit einem einzigen 
l’ächter lebt, könnten öfters öü Familien ihr gutes Auskommen 
haben, den Boden anf ilas vortreft'lichste kultivieren und den Staat 
auf den höchsten Funkt der Bevölkerung bringen“. ') Will der Edel- 
ni.ann dabei nicht auf das Eigentum verzichten, so kann er nach 
englischem Vorbild sein Gut in kleine Pachtungen zerlegen, wo- 
durch sein Xutzungsertrag ebenfalls .auf das Doppelte steigen würde. 

Als vollkommen zureichende Fläche für ein Bauerngut sieht 
•lusti zwei Hufe Landes zu öO Morgen von je 180 rheinischen 
Quadrntruten an, ja er hält auch schon weniger ttlr genügend. ■'•) 

Vom Kleinbetrieb erwartet .lusti einen günstigen Einfluß 
nicht nur auf den Landbau, sondern auch „auf die Aufnahme des 
Nahrungsstandes“. Für die Konsumtion sei es keineswegs gleich- 
gültig, ob ein Hauer auf einem Besitz von fünf Hufen zwei Knechte 
und zwei Taglöhner kümmerlich ernährt oder ob jede dieser fünf 
Personen je eine Hufe Landes besitzt und ihr gutes Auskommen 
hat. Diese fünf Familien konsumieren dann viel mehr gewerbliche 
Produkte als vorher die eine Familie und das Land kann daher 
ungleich stärker bevölkert werden. Denn „das Wachstum der Be- 
völkerung kommt tatsächlich darauf an. daß sich im Laude viele 

') Vgl. Polizciwissen.-icliufl, S 1S.5. Vgl. Ükonuuiische Scbrit'ten. II. Utl., 
III. .\bteil., 1: Von den llindeiniHsen einer blUhemlen Landwirtschaft, Vgl 
PolizeiwiKsenschiUt, § IS9; Ökonomische Schriften a. n. 0. “) Vgl. l’olizeiwissen- 
srbaft, $ 1S5. ■'■) Vgl. Politische und Finanzscbrifteii. 17ül, II. Hd.: .tbhnndhing 
vom Finanzwesen. Von d**r Verwandlung der Domänen in Ilauerngüter. 
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Stellen tiiiflen, wo zwei Meiisclien sich und ihre Funiilie durch 
ihren Fleili ernähren können“.’) 

Der Staat inUßte deshalb vor idlem die Teilung der (Jüter 
durch Gesetze lördern. statt sie, wie allgemein üblich, gerade um- 
gekehrt aus Rücksicht auf die Grundherren, die für ihre Fron- 
dienste fürchten, zu verbieten. Als ersprießliches Mittel zur Förderung 
der Teilungen einptiehlt Justi, die Grundsteuer mit der (iröße 
der Güter progres.siv zu .steigern, statt sie, wie ebenfalls allgemein 
üblich, zumeist gerade den Armen und Kleinbesitzern aufzubürden, 
die GroUgüter aber steuerfrei zu lassen, obwohl der Grund hierfür, 
die ehem.alige Heerespflicht, weggefallen sei. -) 

Man sieht: .Justi, der noch vier Jahre vorher für die Privi- 
legien des Adels eingetreten war, ist nun weit hiervon entfernt — 
aiierdings ohne wirkliche Hott'nung, daß seine Refonnvorschläge 
Verwirklichung Huden würden, da sie gegen das Interesse der- 
jenigen gerichtet seien, welche die Macht in Händen hätten. 

Bevor wir jedoch auf .lustis Stellung zum Problem einer 
Verwandlung der Domänen in Bauerngüter eingehen, muß etwas 
weiter zurUckgegritten werden. 

sj 2. Das Problem der Domänenzerschlagung war nicht in Ver- 
gessenheit geraten. Allein man beginnt erst um die Mitte des 
JvVHl. Jahrhunderts sich mit ihm wieder ernsthaft und eingehend 
zu beschäftigen. 

Im Jahre 175J und wiederholt sechs .lahre später fordert 
.lohann Albrecht Phili|ipi — unter Friedrich II. Polizeipräsident 
in Berlin — iin Interesse der Bevölkerung die Verwandlung der 
Domänen in Bauerngüter und zugleich auch, daß Schulen, Kirchen. 
.\rmen-. Kranken- und \N’aisenhäuser vom Landesfürsten gezwungen 
werden sollen, ihren Grundbesitz an Bauern auszutun, so daß den 
Beamten bloß die Gerichtsbarkeit und die Steuereintrciljuiig ver- 
bleiben sollte. Anfänglich werde wohl die .\nlegung so vieler Bauern- 
häuser Kosten verursachen. Diese würden aber durch die Be- 
völkerungsvermehrung reichlich hereingebracht werden.’) 

Auch der seinerzeit sehr geschätzte Lehrer der Kameral- 
wissenschaften an der Universität Frankfurt a. ()., Joachim Georg 

') Vgl. PolizeiwissenKclmft, S l.HO. ’) Kbenda. Die Idee, die Steaerjiolitik 
iler Wirtuchaftspolilik dienstliar zu iiiaehen, gekört zu den Lieblingsgedanken 
.lueiis. Kbenda. “) Vgl. Pbilippi. Wahre Mittel zur VergröBeruiig eines 
Staates, ITisS: Der vergröBerte Staat. — Vgl. über ihn die Notiz bei 

1{ o 8 c b e r. tlesehiehte. S. n>7 tt. 
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Darjes'), befürwortet die Zerschlagunjf und Vererbpaebtung der 
Domänen. Daß sie von manchen Schriftstellern bekämpft werde, 
erklärt er dadurch, daß man „den wirtschaftlichen Nutzen eines 
Untertanen nicht genug von dem eines Fürsten“ unterscheide. 

Vom privatwirtschaftlichen Standpunkt, führt er aus, empfiehlt 
sich allerdings Vererbpachtung bloß ausnahmsweise und selbst Zeit- 
pacht nur dort, wo Selbstverwaltung ausgeschlossen erscheint. 
Anders liegt aber die Sache bei den Domänen. Denn „da die 
Kammer nicht nur auf Pachtgeld, sondern auf alles sehen muß, was 
■sie durch dieses Gut in dem ganzen Zusammenhänge des Staates 
gewinnet“, der Erbj>ächter aber sein Gut immer mehr verbessert, 
so daß es eine steigende Anzahl von Personen zu ernähren imstande 
ist, „so ist es klar, daß die Vererbpaebtung der Domänen viele 
Vorteile hat“, .\llerdings bloß, soweit es sich um unbestimmte Ein- 
künfte handelt, die durch Fleiß und Geschicklichkeit vermehrt werden 
können, nicht aber um feste Gefälle und Zinsen. 

Die Voraussetzungen, unter ilenen die Vererbpachtung statt- 
tinden solle, fixiert Darjes folgendennaßen : Verpflichtung der Erb- 
pächter zur Meliorierung der Stellen, was durch eine Kaution sicher- 
zustellen wäre; Zahlung eines Ijehengeldes ; Heimfall der Stelle an 
die Kammer, wenn der Wirt ohne Erben stirbt. 

In einer späteren Schrift hat Darjes einen Plan zur Abschaffung 
der Leibeigenschaft durch Verteilung des Hoffehles an Erbpächter 
entworfen, zu dem er offenbar durch .1 usti angeregt worden ist.-) 

Eine 17l)7 erschienene Schrift von .Johann Daniel Suckow®) 
wiederholt lediglich die vorstehend skizzierten Ausführungen D arj es, 
wie .sie selbst dann wieder von Karl Heinrich Börner^) ausge- 
schrieben wird. 

Von viel bedeutenderem und nachhaltigerem Einfluß in der 
Domänenfrage ist eine kleine Schrift von A. S. v. Z. gewesen, die 
17f)!» enschienen ist. 


') V)^I. Darji'H. Krutc liründe der KaiueralwisKensicliaften, 17.W. III. Teil, 
II. .\hschnitt, II. Ka)i., §§ .TS tf. — V')fl. über ihn: Koscher (Jciichichte, S. 41W f. 
’) Vgl. Darjes, Kinleitung in des Kreihcrrn von Hicleleld I.ehrbegritt' der 
Staatsklugheit, ITtit (benutzt wurde die II. Auflage von nwO), gj? 200/51. 
*) Suckow, Die Kiinieralwissenschaften nach dem Uriindri.sse des Herrn tie- 
heimen Kates Darjes, 17ti7 (II. AuH. 1784), g .514,1.5. “) Vgl. Körner, Sämtliche 
Kameralwisaenschaften, 1773. 11. Teil. II. Kai>., S. 278. *) A. >S. v. Z.. Ver- 
wandlung der Domänen in Haiiemgüter usw., 1751». 
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Gute und schlechte politische Schriftsteller. Itlhrt der Ano- 
nymus aus. seien der Ansicht, daß die Zahl der Eimvohner des 
Landes die Größe der Fürsten ausmache: daß es ohne eine starke 
Bevölkerung weder Beichtum noch .Manufakturen gehen könne. 
Nun tragen Dörfer zur Vermehrung der Bevölkerung mehr hei wie 
Städte, weil jeder Landwirt, auch der Besitzer eines ganz kleinen 
Gutes, zum Heiraten gezwungen ist. Gerade der Vermehrung der 
ländlichen Bevölkerung aber wird in Deutschland durch die un- 
gleiche Verteilung der Acker Schranken gesetzt. Abhilfe kann hier 
nur geschaffen werden durch die Verwandlung der Domänen in 
Bauerngüter, in welcher man keine schädliche Veräußening der 
Domänen, sondern nur eine vorteilhafte Form ihrer Nutzung er- 
blicken darf. Denn sie hevvirkt bloß, daß an Stelle des Pachtzinses 
weniger Pächter der von Tausenden von Bauern tritt. 

Die Art. wie er sich diese Umwandlung im einzelnen denkt, 
zeigt Z. an einem freigewählten Bei.spiel: Ein Gut von 10() Hufen 
trage bei Vei"jiachtung im ganzen AÜOO Taler. Es soll nun unter 
40 Vollspänner mit je 2 — li'/o Hufen Land auf gutem und 3 bis 
4 Hufen auf schlechtem Boden sowie an zehn Kossäten aufgeteilt 
werden, wodurch ,ö0 neue Familien angesiedelt würden. Dann würde 
sich das Erträgnis folgendermaßen stellen : 

Das Pachtgeld von den 40 Biiuerii zusammen 2400 Taler') 
Der Pachtschilling vom Bauwesen .... 1000 „ 

Von den trockenen Gefallen unverändert . S(M) „ 

An Frongeldern von den alten Domänenbauern 300 „ 

Aus der Verpachtung der Schäferei .... .AOO , 

Zusammen . . ÖÜOO Taler 

Eine derartige Zerschlagung der Domänengütci empfehle sich 
nicht nur aus bevölkerungspolitischen Gründen, sondern nütze auch 
dem Staate, „weil der Bauer, wenn er nicht allzuviel Acker hat. 
allemal eher imstande ist, ihn in Dünger zu erhalten und besser 
zu bearbeiten, als wenn er zu viel .\cker besitzt, wodurch es 
geschieht, daß er auf wenigem Acker mehr gewinnt als aut 
vielem“. Eben deshalb sei im Interesse einer Vermehrung der 
Bevölkerung auch die Zulassung der Teilung großer Bauerngüter 
von fünf bis sechs Hufen zu befürworten, während derartige Teilungen 

') Die.se Ziffer stimmt nicht mit dem .^nsiitz. des von Z. angenommenen 
Pachtgeldes von .so Tiilern für jeden hanerliehen Wirt. 
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trotz ilirer leichten Durchführbarkeit und trotz dnliiii ahzielender 
Wünsclie vieler Unterhinen bisher in Hinblick auf die sonst not- 
wendif^en Änderungen in der Kontribution, der Vorsjiaiinsjiflicht. 
der Zahl des Zugviehes verhindert worden seien. Z. hält also eben- 
falls den Kleinbetrieb für die produktivere und rentablere Form. 

Wo soll aber der Staat die Menschen für die neu zu errich- 
tenden Stellen hernehmen? Dafür gibt es nach unserem .\non_vinus 
zwei Wege: einen längeren und einen kürzeren. Wählt man den 
ersteren, so würden die neuen Stellen nur an Leute vergeben, die 
selbst das nötige Baukapital, Zugvieh. Geschirr beizustellen imstande 
sind. Verschaffte der Staat den neuen Ansiedlern noch Bauholz. 
Siuitkoru, Zugvieh billig und durch seine Bürgschaft Kreditierung 
des Kaufpreises, so würde die ne\ie Ansiedlung auf nicht mehr wie 
3tX) — 400 Taler zu stehen kommen — eine Summe, welche die 
meisten Bauern ihren Kindern als Aussteuer zu geben i>flegen. — 
t\’ill man dagegen den kürzeren Weg einschlagen, so muLi die 
Kammer die Wohn- und Wirtschaftsgebäude aus ihren Mitteln 
errichten. Das würde zwar dem Staat viele Kosten verursachen, 
diese sich aber reichlich verzinsen. 

Z. bemüht sich dann, etwaige Kinwände gegen seinen Vor- 
schlag zu widerlegen. 

Was zunäch.st die möglichen Bedenken gegen die Domänen- 
zerschlagung an sich betrifft, so dürfe man, erklärt er, sich nicht 
auf die schlechten Erfahrungen )>ei dem Versuche einer Vererb- 
pachtung in l’reuüen berufen. Dort habe man große Ämter, die 
100 Familien hätten ernähren können, an ö — 20 Erbjiäehter mit 
allen llegalien überla.ssen, also nicht die Zahl iler Bauern, sondern 
die iler Großerbpächter erhöht. Auch sei der Verpachtungsmodus 
unrichtig gewesen. Die neue Erbpacht sei in dersell>eii Höhe wie 
die Zeitpacht bemessen worden und die DoinäneneinkUnfte nicht 
steigerungsfähig gewesen. Ganz anders al)er verhalte es sich mit 
seinem Vorschläge. Bei Verwandlung der Domänen in Bauerngüter 
gewinne man steuerbare Untertanen, die man bei wachsendem Ertrag 
der Landgüter mit neuen Steuern belegen könne. So halte August 
von Sachsen mit großem Vorteil für sein Land Äcker kurfürst- 
licher Domänen in Bauerngüter verwandelt. — Nicht minder un- 
gerechtfertigt sei der Zweifel, ob denn der Bauer SO Taler Pacht 
werde zahlen können 'i und daher die Kammereinkünfte niclit leiden 

') V"l. ol>eii S. ;io. Anm. Piiniich liätle sie bloß HO Taler lietratjen. 


Digitized by Google 



32 


würden. Denn auf ^item Boden sei ihm dies ohne weiteres möglich, 
auf sclilechtem aber betrüge auch die heutige Pacht weniger, als 
im Beispiel angenommen. — Ebensowenig brauche man schlielilich 
wegen der bisherigen AmLsleute auf den Domänen Sorge zu tragen. 
Denn diese würden künftig einfach als Steuereinnehmer oder bei 
der Verwaltung der Schäferei und Brauerei Verwendung finden. 
Die Baulichkeiten auf den Domänen schließlich könnten entweder 
niedergerissen und als Baumaterial verwendet werden oder als 
Wohngebäude der Steuereinnehmer dienen. 

Unser Autor sieht aber nicht nur die Einwendungen gegen 
das Disinembi-ationsprinzip, sondern auch jene voraus, die später 
von Franzosen und Engländern, vor allem von Arthur Young gegen 
den Kleinbetrieb überhaupt ins Feld geführt worden sind. \’or allem 
leugnet er die Kichtigkeit der Behnu]>tung, daß mit der Zunahme 
der landbauenden Bevölkerung und deren Konsum an Nahrungs- 
mitteln von diesen weniger für die sonstige Bevölkerung übrig 
bleibe und daher eine erhöhte Einfuhr statttimlen müsse. Denn der 
Ertrag des Bodens steige mit de.ssen Teilung. Außerdem aber müsse 
ein Bauer, der lllr Hufen Land 80 Taler zu zahlen habe, .alles 
in allem zur Deckung auch der Steuer und sonstigen Au.sgaben 
mindestens 100 Taler durcli den Verkauf von Wirtschattserzeug- 
nissen aufbringen und werde demnach seine (letreide-. Fleisch-, 
Milch- und Käseproduktion steigern. 

Bemerkenswert ist. daß hier Z. eine dem Kleinbetrieb feind- 
liche Argumentation bekämpft, welche l)is dahin in der deutschen 
Puldizistik überhaupt nicht geltend gemacht worden war. Hatte 
ja zum Beispiel Luben als Vorteil einer Domänenzerteilung gerade 
umgekehrt eine gesteigerte Nahrungsinittelproduktion und als deren 
Folge reichlichere Versorgung der Städte und liillige Getreidepreise 
vorausges.agt. Die Provenienz des Arguments, gegen welches Z. 
auftritt, habe ich jedoch nicht feststellen können. 

Außerdem aber erklärt unser Autor, daß selbst wenn die An- 
nahme der Gegner zuträfe, die Zunahme der ländlichen Bevölkerung 
doch vorteilhaft sei, weil diese mehr verdiene als konsumiere. Und 
diese schiefe Ansicht sucht er durch folgendes nicht minder schiefe 
Beispiel zu beweisen; Wenn 20.000 Personen mit einem Bedarf 
von je () Scheffeln Koggen zu 1 Taler zusammen 120,000 Taler 
zur Deckung ihres Konsums Immchen, so betrage doch ihr .lahres- 
verdienst, wenn jeiler durch 300 Tage je einen Groschen verdiene, 
2.')0.00f) Taler. 
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Dem Zweifel sclilieUlich, ob sich das Bau- und Brennholz für 
ilie neuen Ansiedler werde aufbrinj'en lassen, bef(e>;net Z. mit der 
Antwort: man könne sich ja mit Stein- und Lehmbauten behelfen 
und außerdem auf jeder freien unbenutzten Flüche Bäume an- 
ptlanzen. 

Jj 3. Das Buch von A. S, v. Z. hat auf die Zeitgenossen 
otfenbar einen tiefen Eindruck gemacht. Es war der alte l’lan 
Lübens, aber vorgebrucht zu einer Zeit, wo die Ansicht von der 
Nützlichkeit der Volk.svermelirung bei Theoretikern wie Kegiernngen 
viel mehr Wurzeln gefaßt liutte als fünfzig .Jalire vorher. Inzwischen 
hatte das große Kolonisationswerk der preußischen Könige begonnen. 
Der Bauern.schutz hatte aufgehört, bloß auf dem Papier zu stehen. 
Die Ansicht von der größeren IVoduktivität kleiner Güter war durch 
hervorragende Kameralisten ganz allgemein vertreten worden. Eine 
gewisse, obschon verhältnismäßig geringe Bolle spielt ferner der 
Umstand, daß unterdessen die Domänen ids Quelle von Staats- 
einnahmen ihre Bedeutung immer mehr eingebUßt hatten, womit 
natürlich auch das Hauptargument gegen ihre Teilung seine Wichtig- 
keit verloren hatte. Zu alledem kam endlich auch der Versuch 
eines zittermäßigen Nachweises, daß die Verwandlung der Domänen 
in Bauerngüter leicht und ohne Schaden für die lande.sherrliche 
Kasse durchzuführen sei. Daß die Domänenzergliederung auch, wie 
schon liuben erkannt hatte, das Mittel bot zur Lösung eines 
Problems, welches alle einsichtigen Kameralisten und Hegierungeu 
auf das lebhafteste beschäftigte, wurde von A. S. v. Z. allerdings 
ignoriert. Vielmehr gebührt .lusti das Verdienst, wieder die allge- 
meine Aufmerksamkeit hierauf gelenkt zu haben. Es geschah dies 
in der 17ül erschienenen Abhandlung: ,Von der Verwandlung der 
Domänen in Bauerngüter.“ ') 

In dieser erklärt .Justi: Erst die Argumente in der Schrift 
von A. S. v. Z. hätten ihn überzeugt, daß die Forderung der Ver- 
wandlung der Domänen in Bauerngüter, die er vorher nicht zu 
stellen gewagt habe, richtig und notwendig sei. Als ihren 
wichtigsten Vorteil aber hebt er n u n die M ö glich- 
k e i t hervor, durch sie zu einer Ablösung der Fron- 
dienste zu gelangen, die er ja stets als das Haupthindernis 
einer gedeihlichen Entwicklung der Bodenkultur zum Schaden der 
Bauern sowohl als der Gutsherren bezeichnet hatte. Würde das 


*) \'gl. .Justi, l’olitisfhe und Kinanzscliriltcn, 1701. 

(irUt)berg, Studien H. 3 
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llerrenliiiiil iii kleine Wirtscliut'ten zerselilajfeii. so versclnviinde von 
selbst die ünindla^e für die Frondienste und damit diese sel))st. 
An ihrer Stelle werde dann die Kammer einfach durch Froii}<elder 
entsclnidif^t werden. Zwar würden so nur die Frondienste der 
noinänenhauern beseitigt werden, doch würden die l'rivatdoniinien 
nicht umhin können, dem Beis])iel der Landesfürsten zu folgen. 

.lu.sti fiilirt dann den Vorschlag von Z. noch weiter aus. Er 
hält, abweichend von diesem, zwei Hufen zu je .‘10 Moi'gen und 
sogar eine noch geringere Fläche für die richtige Größe eines 
Hauerngutes: und zwar unterschiedslos auf gutem und auf schlechtem 
Boden. Denn auch auf dem letzteren verfüge der Wirt nicht über 
mehr Dünger und Hände. Die Bodeni|ualität solle also nur insoweit 
berücksichtigt werden, als die Güter auf schlechtem Boden in der 
Steuerproportion weniger hoch anzusetzen wären. 

^Vas die Berechnungen von Z. betrifft, so hält.lusti diese für 
noch nicht günstig genug. Vielmehr könnten die KHinmereinkünfte 
noch höher sein und die Untertanen trotzdem ganz gut bestehen. 

Was die Durchführung der Dismembrntion betrifft, so ist 
.lusti bei gutem Boden für Verkauf an den Meistbietenden: bei 
schlechtem für unentgeltliche Überlassung und womöglich auch 
noch für Bei.stellung des Viehes an den neuen Wirt. Beidemal unter 
Vorbehalt der Erbziiise und Abgaben. Die Baukosten für die neuen 
Höfe könnten entweder aus den Kaufschillingen bestritten oder 
durch jährliche Abzahlungen hereingebracht werden. 

Fünf .lahre später wiederholt ,Justi wörtlich das ol)en 
Gesagte und referiert außerdem noch ausführlich über die ITüÖ von 
Friedrich 11. veranlaßte Teilung von Doinänengüteni. ') 

t; 4. Die Anschauungen Justis sind von der Mehrzahl der 
amleren Kameralisten geteilt worden. So auch von dem seinerzeit 
viel gelesenen .lohann Friedrich von Pfeiffer, der erst preußischer 
Offizier, dann Domänenwart und Direktor der Auseinaiider.setzung.s- 
Kommi.ssion in der Kurmark, zuletzt, 17^2 — S7, Profe.ssor au der 
Mainzer Universität war. Entschiedener Populationist, findet auch 

*) Vgl. .lusti. System de» Finanzweseu». 17(iG. II. I’xl.. I. ,\litcil. =) Vgl. 
über l’feifter (der Name wird oll auch Pfeiler geschrieben) Koscher, (ie- 
schichte. S. .'105 tf. Sein bedeutendstes Werk ist der anonym erschienene Lebr- 
begrifl' sämtlicher ökonomischen und Kameralwissenscliaften, 177;! — 78. Ferner 
])ublizierte er. ebenfalls anonym: fi'ruadril! der wahren und tälsclicn Staats- 
kun-t, 177!i. und: Natürliche l’olizeiwissenschafl. 1771t: ferner: Finan/.wis.sen- 
scluitt, 1781. 
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er. iliiH in Deutschland Menschenmangel herrsche '), und hält für das 
beste Mittel, demselben abzuhelfen, die Hebuiifr des Ackerbaues durch 
Verkleinerung der Güter, wobei er 40 — SO Morgen, aber auch nicht 
weniger, als richtige Größe eines Bauerngutes erklärt.®) „Es muH 
niemand mehr Grund besitzen.“ meint er, „als er tüchtig und zu 
rechter .Jahreszeit zu bearbeiten und zu misten imstande ist.“ 5) .Je 
kleiner die Anteile, in die Grund und Boden eingeteilt ist, „Je 
besser und vollkommener die Kultur, Je reicher die Ernte und Je 
billiger die Fruchtpreise“. Das ist auch ganz natürlich. Denn „der 
Sommer ist kurz, die verschiedenen Feldurl>eiten folgen einander 
unmittelbar und nach der ver.schiedenen Witterung zu öfteren so 
geschwinde, daß man niclit weiß, wo am ersten zugegriffen werden 
soll : daher dann in weitläufigen Haushaltungen manches vernachUlssigt 
und vieles nur obenhin getan wird, um nur das melirste zu richten 
und die dringende Arbeit zu bestellen. Nur könnte man freilich 
antworten“ — dies ist ein für die Beantwortung der ganzen Frage 
ausschlaggebender Funkt — „ein kluger Haushalter müsse auf alle 
dergleichen Fälle Bedacht nehmen und nach dem V'erhältnis seiner 
Grundstücke das nötige Zugvieh und Gesinde in Bereitschaft haben. 
Allein diese ganz nützliche Kegel läßt sich besser geben als an- 
wenden. Manchem und gar vielen fehlt es an hinlänglicher Bar- 
schaft, um sieh mit aller Notwendigkeit zu versehen uml für alle 
Zufälle in Sicherheit zu setzen ; ferner i.st beim Jetzigen Menschen- 
mangel diis Gesinde nicht wohl zu haben, überdem ist es gemeinig- 
lich faul, nachhlssig, trotzig und begehrt starken Lohn, wodurch 
der Bauer abgeschreckt wird, sich mit dergleichen ihm allen Vor- 
teil raubenden Instrumenten zu belasten. Endlich würde Llim auch 
vieles Gesinde im Winter zur Last werden“. Bei kleinen Haus- 
haltungen hingegen ist alles umgekehrt. Man bearbeitet alles auf 
das sorgfältigste. Man nutzt die gute Witterung. Man weiß nichts 
von Gesindelohn. Man spinnt und webt im Winter, wenn die Feld- 
•arbeiten aufhören, und sucht sich Nebenverdienste usw.*) 

Die Bemerkungen Pfeiffers zeigen deutlich die Ursache 
der in Deutschland allgemeinen Vorliebe für den Kleinl)etrieb ; den 
Mangel an Menschen und Kapital. 

Die Frage, wie auf eine nützliche Verkleinerung der Güter 

') Vgl. l.ehrbegrill'. §§ 27!t ff.; OrandriB. II. Hd., VI. HptHt., A. Kapitel. 
’) Vgl. Natürliche Polizeiwissenschafl, IV. llptst.. VI. Kap. •) Vgl. I.ehrbegriff, 
§ lt>6. *) V'gl. Lchrbegriff. § 837. 
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liiii/.uwirkeii sei, beantwortet P l'u i t’te r ilahin, daß inan die Bauern 
hierzu teils durch l'herredunj', teils durch (jewährung von Vor- 
teilen, wie mehrjährige Steuerl'reiheit, Fronnachlässe, unentgeltliche 
Ideferung von Bauholz durch die Herrschaft, bewegen solle. Nanieiit- 
licli solle man sie auf die Nützlichkeit der Teilung im Falle von 
Vererbungen hinweisen. Verschuldete Besitzer wieder seien auf die 
Möglichkeit aufiiierksam zu machen, durch Verkauf eines Teiles 
ihrer Stelle den Best schuldenfrei zu machen. Noch leichter sei 
die BetÖrderung der Teilungen dort, wo die Bauern nicht Eigen- 
tümer ihrer Stelle, sondern unerhliche Lassiten sind. Dabei 
setzt Pfeiffer stillschweigend voraus, daß die lleirschart. von 
der Nützlichkeit der Teilungen überzeugt, auf solche hinwirkeii 
würde. 

Natürlich ist er sich darüber im klaren, daß es viel schwerer 
halten werde, die Bittergutsbesitzer zur Zerschlagung des Herren- 
landes zu bewegen. Er verurteilt daher nicht nur Fiileikommisse 
und Lehensgüter, weil diese sonst eiiitreteiide Teilungon verhindern '). 
sondern meint auch : es sei zu erwägen, ob nicht der Stiuit von 

seinen Untertanen eine solche Bestellung ihrer Felder verlangen 
dürfe, daß diese einen möglichst hohen Ertrag abwerfen — etwa in 
der P'oriii der Festsetzung eines .Minimalertrages. Dann würden die 
Doininieii von selbst Teile ihres Gebietes an untertänige Kleiiiwirte 
austun. auf entfernten Ackern Vorwerke anlegen und ihren ^'ieh- 
stand erhöhen, 2) 

Natürlich befürwortet P f e i f f e r auch die Domänenzerschlagung, 
und zwar unter Berufung auf die günstigen Erfahrungen mit solchen 
in Preußen, wobei er sellist zuni Teil mitgewirkt hatte. Dem Nach- 
teil. daß dann auf eine Steigerung des Doniänenertrages verzichtet 
werden müßte, könnte durch periodische Bevision der Grundsteuer- 
taxeii begegnet werden.*! .Jedenfalls gewinne der Staat durch den 
Bevölkerungszuwachs andere Einnahme(|uellen, während es nicht 
richtig sei, daß dann die Menge der Nahrungsmittel für die nicht- 
landwirtschaftliche Bevölkerung abnehinen werde 

)5 ;}. Im gleichen Sinne wie die bisher erwähnten Publizisten 
schrieben mit mannigfachen, aber unwesentlichen Abweichungen 
voneinander eine ganze Beihe anderer, die aJier keine selbständige 

V(il. lirumliiB der .Staatikunst. I. Hd , II Hptst., V Kap. Vfjl. 
ledirljejfritl’. ^ 170; Nafürliclie l’olizeiwi.swnschaft a a. 0. Ü Wo, sajjt er nicht. 
Vgl. Kinanzwissenschart, III. Hptst,. IV. Kap *) Vgl. tirimdriß, II. Bd., VII. Hptst.. 
II. Kap. Vgl. I.eliibegrill', §410; Kinanzwissen.^clml't, III. Hptst.. I. Ka|>. 
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Bedeutunj^ beiinspruclien und sich namentlich an Justi anlehnen, 
den manche auch wörtlich ahschrieben. Vor allem sind in dieser 
Beziehunj,' hier zu nennen: Johann Christian Förster';, (Jiristiau 
Friedrich Parrot^), der AVittgensteinsche Karamerrat Johann 
Heinrich Ludwig Bergius*) und der sächsische Praktiker Johann 
Christian Schubart'), den .losef II. in den Adelsstand mit dem 
Zunamen von Kleefeld erhoben hat. 

Näheres Interesse beansprucht dagegen ßaumann, der 
Herausgeber und Kommentator der IVL Ausgabe des Hauptwerkes 
von S ü 0 m i 1 c h. *) 

Dieser empliehlt die Zerstücklung der Rittergüter; und zwar 
nicht so sehr im Interesse des Herrenlandes — von dem er iiu Gegen- 
sätze zu Justi meint, daß es gar nicht so schlecht und jedenfalls 
besser kultiviert werde als die Bauerngüter — sondern im Interesse 
der Untertanen, deren Güter viel zu groß seien in Anbetracht der sehr 
ungünstigen Umstände, unter denen ihre Bewirtschaftung erfolge.") 
Besonders hervorzuheben sei in dieser Beziehung die mangelhaite 
Erziehung und geringe Dispositionsfähigkeit der bäuerlichen Wirte : 
ihre Armut, die sich besonders bemerkbar mache, wenn ein Gut 
in heruntergekommenem Zustand übernommen werden soll; die 
schlechte Bodenbestellung und Düngung; der Mangel an mensch- 
lichen und tierischen Arbeitskräften, namentlich infolge der Fron- 
dienste, die cs bewirken, daß die Bauern Vieh und Gesinde halten 
müssen, ohne es für sich nutzen zu können. So komme es, daß die 
Bauernäcker nur die Hälfte dessen trügen, was sie tragen könnten. 
,Da nun die Bauernäcker allezeit den großen Teil aller Ländereien 


') V){1. Fürs t er. Kinleilun;r in die Kameral-, Polizei- und Finunzwissen- 
sfhalt. 1771. 'I \')rl. Parrot. (irundsiitze der Knmeralwissenseliutt. !79.s. 
•) VrI. Hergius. Artikel .Hauern gut", und .Doiniinen* in dessen .Polizei- 
und Kaiueraliuogazin'. einem 1767 bis 1774 in Fraiikl'urt erschienenen I.exikon. 
welches, wie Hergiiis selbst hervorhebt, die herrschenden Grundsätze der 
Kameralistik zum Ausdruck bringen soll, wobei Gasser, Zincke, vor allem 
aber Justi besonders berücksichtigt wurden. — Vgl. über licrgius die Notiz 
bei Roscher. Geschichte, S. 465. *) Schubart, Ökononiisch-kameralistischc 
Schriften. 1786 84 (111. -Aull. 1786). In dem Buche ist als Beilage (111. Bd., 
S. 137 rt ). ein Bericht des Oberverwalters der böhmischen Kameralherrschaft 
Schurtz, Braune, über die günstigen Krfolge des dort im Jahre 177(! ein- 
geführten Haabscheii Meierhofzerstücklungsystems abgedruckt. — Vgl. Grün- 
berg. Bauernbefreiung, II., S. 338, I., S. 307. “) Baumann hat den zwei 
Bünden SüQmilchs einen dritten mit .Anmerkungen hinzngefügt. (IV. Aiitl.. 
177.5.) *) A. a. 0. Anmerkung zu § 284, 
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siusmachen, so läUt sich jfenuj^sam beurtfilen, was fUr Schaden der 
Kultur des Bodens Überhaupt durch die zu großen Ackerwirtschiit'ten 
verursacht wird.“ ') 

Mit llUcksiclit hierauf tritt Bau mann einmal fllr Teilung 
der Dominien ein. wodurch die Frondienste al)geschaHl und viele 
Nachteile beseitigt würden'-'); ferner aber auch für Teilung der 
großen Bauerngüter, ilie ül)rigens auch im Interesse der jüngeren 
Kinder liege. 

Was die Domänendisineinbration betriflt. so will Bau mann 
die neugebildeten Stellen nicht in Krbpacht. sondern in Zeitpacht 
ausgegeben wissen, weil der Erbpächter schlecliter wirtschafte als 
der Zeitpächter, da er nicht wie dieser entlassen werden könne. 
Um aber der Kammer den Vorteil einer l'reissteigerung zu wahren, 
solle der Pachtzins nicht in (!eld, sondern in (ietreide fixiert werden. 

Auch der hervonagendste österreichische Volkswirt des 
X VIII. .lahrhunderts, .losef von S t> n n e n f e 1 s ’). ist in der Betriebs- 
frage nicht originell, sondern lehnt sich durchaus an .Iiisti an. 
dessen Vorliebe für KleingOter er teilt. 

Er geht von dem Grundgedanken aus. daß die richtige Kenntnis 
des Landwirtschaftsbetriebes nutzlos sei, wenn die Größe des Gutes 
selbst den fleißigen Landwirt hindert, von ihr Gel>rnnch zu machen. 
. Die .Anbauuiig größerer und zu weitläufiger Felder erfordert eine 
viel zu große Menge Zugvieh, Gesinde und Dünger, als d.aß das 
Vermögen der Landleute, wie es allgemein angenommen werden 
kann, zureichte.“ Aber auch abgesehen davon, meint er, ist es 
unmöglich, zu viel Gründe so zu l)estellen. wie zur Erzielung einer 
guten Ernte nötig ist. Denn will der Besitzer eines großen Gutes 
die günstige Witterung ausnutzen, so muß er sich lieeileii, um 
überall zurechtzukonnnen und folglich das ganze Feld schlechter 
bestellen. 

Daraus aber folgt zweierlei: Erstens, daß es im Interesse 

der Landeskultur liegt, die Güter nach kleinen Portionen aus- 
zumessen. ,Der Vorteil des T.andmannes bei kleineren Strecken 
ist otfenbar das Gegenteil von alledem, was liei zu großen Hufen- 

') F.liendn. Anai. zu 2!ts. ’) Klicnda. Amii. zu § 2sl. ’) Kbenda, 

Aain. za § 2!>K. *) Vgl Sonnenfels, tirundHütze der Polizei. Ilundinng und 

Finanz, 17s7, II. H., W7 tf. ’•) Vgl. aber ihn; UoHclicr, iteBclucbte. 
8. .äS.7 tf., und Schmidt ini Hdwörtcrb. d. Stoat.Bw. (II. VII, 7IÄ tf. 
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stücken sein Niichteil ist. Er bedarf überhaupt weniger Zugvieh, 
er kann seine Felder besser düngen, er kann sie öfters überpHUgen, 
er kann eine günstige Witterung zu seinen Arlieiten abwarten und 
sie reicht ihm zu zur Bestellung seines Feldes sowohl, als wenn 
die Früchte in die Scheune zu bringen sind. Seine Ernten sind 
ergiebiger, bei geringeren Bestellungskosten, bei ersparter Aussaat, 
bei verhültnisniiUlig verminderten Abgaben uinl Frondiensten, wo 
dergleichen sind . . . Endlich wird der Staat den Vorteil so vieler 
Fanjilien mehr empfinden, die sich anbauen, welche wegen des 
Einflusses in die übrigen Teile der ött'entlichen Wohlfahrt, wegen 
vergröüerter Nahrung und den zuwachsenden Kräften ihn schon 
liestimmen kann, diese Betrachtung nicht gleichgültig anzuseheu 
und die Zerteilung der Bauernhöfe bis zu einem gewi.ssen Grude 
zu begünstigen.“ Die zweite SchluUfolgerung ist die, daß dem 
Anwachsen des Herren- auf Kosten und zum Schaden des Bauern- 
landes entgegengetreten werden muß, und daß deshalb Legungs- 
verbote notwendig sind. Dann aber auch: daß es „sowohl für den 
Zusammenhang der gesamten Landwirtschaft“ als auch zur Er- 
leichterung der Bobotaufhelning um besten wäre, die herrschaft- 
lichen Großbetriebe in kleinbäuerliche aufzulösen; und zwar so, 
daß die neugebildeten Stellen den Ansiedlern gegen sofortige, 
beziehungsweise Katenzahlung, eventuell auch unentgeltlich zu 
überlassen wären. 

Hierbei hel)t So n n e nfe Is besonders hervor, daß die seiner- 
zeitigen Berechnungen des A. S. v. Z. und .lustis noch günstiger 
ausgefallen wären, wenn sie die Ersparnisse an Beamten und Zug- 
vieh sowie die durch die Zunahme neuer Familien zu erwartende 
Venuchrung an Waiseiigeldern, Grundveräußerungsgebühren und 
sonstigen Gefällen in An.schlag gebracht hätten. Schon das Altertum 
habe die Vorteile des Kleinbetriebes vor dem großen erkannt, wie 
das Sprichwort zeige : Laudato ingentia rura, exigua colito. Der 
Meiuungsumschwung in neuerer Zeit, namentlich bei französischen 
uud englischen Schriftstellern, lasse sich hauptsächlich auf das 
.\rgunient zurückfuhren, daß der Kleinwirt seine Erzeugnisse selbst 
konsumiere und nichts auf den .Markt liringen könne. M Allein 
dieses Argument sei unzutreffend. Denn es setze eine so weit- 

So schroff, wie .S on n c n fe I k sie foruiuliert. wirj ullerilings diene 
Uehanptung nirgends aiit'gestellt, sondern nur gesagt, daß mit iler Vermehrung 
der lUndlichen Bevölkerung ein geringerer Teil des l’roduktionsergebnisseB für 
die nichtlandwirtschaftliche übrig bleibt. 
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gelieiiJe Bo(lenzers|ilitterung voraus, daß der Bodenertrag nur mehr 
zur Erhaltung der Wirte und ihrer Familien ausreiche. Tatsächlich 
könne man sich jedoch gar keine Bauern denken, ilie nur für den 
eigenen Bedarf hauen und gar nichts verkaufen. Wie könnten sie 
sonst ihre übrigen Bedürfnisse decken und namentlich Landes- 
abgaben entrichten? In Wirklichkeit sei der Ertrag der Kleingüter 
bei ihren ergiebigeren Ernten größer und die übrigen Klassen der 
Nation ziehen daraus Vorteil. 

Mit dem Problem der Domänenzerschlagung beschäftigt sich 
Sonnenfels nicht näher und begnügt sich mit der Fe.sLstellung, 
daß auch für diese, nur noch in höherem Maße, die gleichen 
Gründe gelten wie für die Zerstücklung der Privatdomänen. 

Schließlich verdienen hier noch zwei Kameralisten Erwähnung, 
die sich durch eine gewisse Originalität vor den anderen auszeichnen. 

Oer erste, Heinrich .lung (genannt Stilling)*j, erblickt 
den hiichsteii Zweck der Staatsj)olizei darin, daß von einer größt- 
möglichen Menge Untertanen sich jeder leicht und vollkommen 
ernähren und „ohne Hindernis seinen jdivsischen und moralischen 
Zustand verbessern“ könne. Er befürwortet daher in erster Linie 
die Zunahme der landwirtschaftlichen Bevölkerung, welche die 
wahren, eigentlichen Staat.sbürger liefere, während die anderen Ein- 
wohner schwankend und unbeständig seien. *) Zur EiTeichung dieses 
Zweckes aber empKehlt er noch im .Jahre 17H8 Freiteilbarkeit der 
Bauerngüter mit der einzigen Beschränkung eines Parzellen- 
minimums von einem Morgen. 

Oie Furcht vor zu weitgehender Bodenzersiilitterung, welche 
das Erstgeburtsrecht veranlaßt habe, sei unbegründet. Denn je 
kleiner die Güter, desto besser würden sie bestellt; „Oer Ertrag 
verhält sich wie .\rbeit und Dünger, die darauf verwendet werden, 
das ist eine mathematisch gewisse Wahrheit.“ *) Würden die Güter 
durch Teilung so klein, daß sie ihren Mann nicht mehr zu ernähren 
vermöchten, so würde die blühende Bevölkerung so viel Arbeits- 
gelegenheit bieten, daß jeder sein Brot leicht würde verdienen 
können und mit seinem Bruder die Läppchen Feld nicht mehr würde 
teilen wollen. 

*) Vftl. über ihn: Roscher, Geschichte. S. Mi'i fl'. ’) Vgl. .lung. 
System der Staatswirlschult 17!I2. !. Teil. S 7.S7. ’) Vgl. .lang. Lehrbuch 
der .Staats- und Polizciivissenschaft. 17S.S, §§ y!l7. *) Ebenda. 1S3 tf. 
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Kurz duiiuch liat Jung seine Meinung in diesem l’unkte 
geändert. In seinem 17!)2 erschienenen System der Stiiat.swis.sen- 
sclmft fordert er nämlich nicht bloü ein Verbot gegen die Zer- 
splitterung konsolidierter Guter, sondern will auch sonst Teilungen 
nur bis zu der Grenze zugelasseu wissen, wo bei weiterer Ver- 
kleinerung das Gut eine Familie nicht mehr ordentlich ernähren 
würde. ') 

Jung ist übrigens nicht konseijuent. Einmal erwartet er von 
fortschreitenden Teilungen eine Intensivierung der Landwirtschaft. 
Ein andermal dagegen will er erst, wenn diese eingetreten sei, 
Teilungen zulassen. Er fordert daher zunächst staatliche h'örderung 
von Futterlniu, Viehzucht und einträglichen Kulturen, die Einrichtung 
von Musterwirtschaften, die Umbrechung der Gemeindeweiden usw. 
Erst wenn das alles geschehen und die Bevölkerung allmählich 
erzogen sei, werde man an Teilung der Güter, Aufhebung des 
Erstgeburtsrechtes, Ansetzung von Taglöhnern auf Gemeindeland, 
eventuell Heranziehung von Kolonisten denken können.*) 

Hiermit berührt .lung einen Gedanken, der seiner Zeit noch 
ziemlich fernlag und untenscheidet sich in bemerkenswerter Weise 
von den anderen kameralistischen Schriftstellern, welche allerdings 
das Mißverhältnis zwischen den für die Kultur notwendigen und 
den vorhandenen Arbeitskräften auch schon beim damaligen Stande 
der Landwirtschaft für groß genug hielten, um eine sofortige Teilung 
der Bauerngüter zu rechtfertigen. 

Auch J. G. 0. S. Löwe nimmt eine Stelle abseits von den 
anderen ein und nähert sich dadurch der Auffassung Jung- 
S t i 1 1 i n g s. •') 

Er i.st nämlich nicht für allgemeine Dismembration der Domänen 
und Privatguter, sondern meint, daß sich die Zweckmäßigkeit einer 
solchen Maßregel a priori nicht entscheiden lasse. Gegen sie spreche, 
daß durch sie die Klasse der Pächter und Verwalter brotlos würde. 
Auch brauche der Staat wohlhabende und kenntnisreiche, daher 
große Landwirte zur Anregung und Durchführung von Meliorationen. 
Der Kleinwirt kultiviere nämlich zwar seinen Boden oft besser, 
umsichtiger und vollständiger sowie mit größerer Bewegungsfreiheit. 

‘) Vgl. StaatHwirtschaft, S§ 738 f. ’) Vgl. Stautspolizciwissenschuft, 
S§ ilt)7 ff. Vgl. böwe. Ökonomische Schriften. 1789 tf., II. Teil, 
2; Cher die, Zerteilung der Vorwerke in HnstikaigUter; lerner Neue.ste» 
.Magazin für Ökonomen und Kanieralisten. II. Hd. (179(>): über Landgüter, 
Fronen und Dismeuibrutionen. 


Digilized by Google 



42 


Das gelte aber doch mir für Landwirte in betriebsamen Gegenden 
und in der Nähe von Städten. Je weiter dagegen von der Stadt, 
desto roher, unwissender, konservativer und ärmer sei der Bauer. 
Eine Disineinbrution mit Überlassung der neuen Stellen zum Eigen- 
tum setze aber schon eine gewisse Stärke der Bevölkerung und 
viele wohlhabende, den Wert der Gruinlstücke schätzende Ein- 
wohner voraus. Trotz dieser Verklausulierungen hält Jedoch L ö w e 
derartige Teilungen, unter Hinweis aut die bezügliche Tätigkeit 
Friedrichs II. sowie die Zerstücklungen auf schlesischen Brivat- 
gOtern ’), in einzelnen Fällen für sehr rätlich. 


III. Kapitel. 

Schriften über einzelne mit der Betriebsfrage zusaininen- 
liäiigemle Tlienien. 

§ 1. Die Frage nach der richtigen Betriebsgröliu sowie die 
Verwandlung der Domänen- und privaten llittergüter in Bauern- 
güter wird von einer Keihe von Schriftstellern autierhalb allgemeiner 
Lehrbücher in zum Teil auüerordentlich wertvollen Sjiezialschriften 
behandelt, die sieh teilweise aut bestimmte \’erhältnisse und Gegenden 
beziehen: die Domänen in Böhmen, ilie holsteinschen Rittergüter 
und dergleichen mehr. Dieselben verdienen deshalb nähere Be- 
trachtung und Würdigung. 

Mit der Frage einer Teilung der Landgüter speziell in Böhmen 
beschäftigen sich, abgesehen von einer später noch zu besprechenden 
oftiziellen Schrift-), der l’rager l’rofessor Jo.sef Butschek und 
Franz Karl Z a u s c h n e r, der Wirtschaftsbeaiuter gewesen sein dürfte. 

Butschek'*) war e.'ctremer l’opuhvtionist. Er erklärt es als 
Aufgabe des Staates, eine im ^'erhältnis zu den Anbaumöglich- 
keiten des Landes möglichst zahlreiche Bevölkerung heranzuzielun 


'I in tlie später za erwälmemle Diskussion filier die Disnieinlirntion 
adeliger tiöfer in Schlesien hat bdwe mit »einer ISo:t in Hre.»Iau anonym 
erschienenen Schrift ,.\pologie . . . usw.“ eingegritl'en. Vgl. unten .S. ll.'i. 

Vgl. unten S. (i-'i f. Vgl. Versuch über die \hsicl\l der bande.sregierung 
hei Leitung der Landwirtichalt . . . unter .Anleitung von ,lo»ef llutschek . . . 
verteidigt von Ignaz Svvietelzkj von t'zernczicz, 17I1H. — In der Vor- 
rede spricht llutschek von .meinem Versnch*. Die Schrift stammt also wohl 
mindestens ihrem wesentlichen Inhalte nach von ihm. 
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unil 7.U)i'leicli die Bodenkultur einerseits der Ausdelinuiif', iinderseits 
der Intensität nach aut den höchsten Grad zu brinj'en. ’) Je mehr 
dies der Fall sei. desto mehr nicht ackerbautreibende Familien 
könnten ernährt werden. Da aber die Produktion in demselben 
Verhältnis wachse wie die anfgewendete Arbeit, so könnten dem 
Boden nie genug Hände zugeführt werden. -) 

In Böhmen könnten nach SUßmilchs Borechming gewiß 
fünf Millionen Menschen leben, während dieses Land tatsächlich bloß 
eine Million Einwohner zähle. Erfahrungsgemäß aber vermöchte 
eine Familie auf drei bis fünf Morgen mit einem Bind viehstand von ein 
paar Stücken ebensogut, ja oft besser zu leben als auf sechzig und 
mehr Morgen. „Ein Bauer, der sechzig Morgen besitzt, genießt keine 
größere Be(|uemlichkeit als ein nur etwa drei Morgen besitzender 
Häusler. Oft ernährt der Häusler dem Staate mehr Kinder als der 
Bauer, er stattet sie auch besser aus. Und welcher Unterschied für 
dius Finanzwesen des*Lundes, welcher Unterschied für die Xational- 
emsigkeit entsteht nicht daraus, wenn statt eine.} Bauern zwölf Häusler 
zu fünf Strich Aussajit i Morgen) angesetzt werden? Was ein Bauer 
von sechzig Morgen an Beal- und Grundlasten zahlt, zahlen auch zwölf 
Häusler, von denen jeder fünf Morgen besitzt. .Aber da der B.auer 
etwa drei Kinder und einen Dienstboten ernährt und sechs Personen 
nun, zu 511. auf den Kopf berechnet, zusammen 3ütl. an Konsumtions- 
steuern entrichten, so bekommt die Kammer von den Häuslern, jede 
Familie zu vier Personen gerechnet, und das ist das wenigste, bloß 
an Konsumtionssteuern 240 H., folglich um 210 fl. mehr. Ul>erdies 
gewinnt der Staat an Volk 42 Personen und der neue Gewinn von 
der Emsigkeit der 42 Personen ist für den Staat gewiß ein so 
wichtiger Unterschied, daß es als eine wichtige Shuitsangelegen- 
heit überdacht zu werden verdient.“ 

Unter Hinweis auf die günstigen Erfahrungen mit Domänen- 
zersclilagu Ilgen in Mecklenburg und Holstein empfiehlt Butschek 
demgemäß solche auch für Böhmen.^) Nach ihrer Durchführung 
würde auch das Getreide billiger werden. Denn die niedrigen 
Getreidepreise hingen von dem „Zusammenfluß der Verkaufenden“ 
ab. Dieser aber sei bei kleinen Gütern größer. „Die ordentlichen 
Verkäufer sind jene armen Bauernleute, die sich mit Feldbau 
beschäftigen und kaum insgesamt soviel Erdreich besitzen, als zur 

') Ebenda, S. 7 rt'.. 1.5 1'. Ebenda, S, l!l, 13. Ebenda. S. 30. “) Ebenda 
f'. 43 H'. Ebenda, ,51, 
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Erzieluug des zur L‘in)ieiiiiisclien Kousunition zureichemlen Getreides 
vonnöten ist. Ilie großen KigentUiner der Grundstücke, Pächter, 
Getreideliändler passen entweder auf Mißwachs oder auf den aus- 
wärtigen Handel.“ M 

Hie vielfach höchst paradoxen Behauptungen Hutschek.s 
blieben nicht ohne Widerspruch. So namentlich von seiten Z a u s c h- 
ners-). den besonders die damals wenig verbreitete Erkenntnis 
auszeichnet, daß die Intensität der Bodenkultur, mithin der Roh- 
ertrag, eng mit den Preisen der Bodenerzeugnisse Zusammenhänge, 
während die Kaineralisten gewöhnlich eine Rohertragsvermehrung 
anstrebten, ohne die ökonomischen Voraussetzungeu für eine 
solche zu prüfen. 

Wie viel Menschen, meint Zauschner, ein Land ernähren 
kann, ist nicht allgemein zu sagen. Das hängt ebenso von seiner 
Bodenfruchtliarkeit ab, wie anderseits die Bodenkultur von der 
Nutzbarkeit der wirklichen Ausbeute, die nicht überall gleich groß 
ist. ln der Nähe der Städte und an den Grenzen des I.andes sind 
Produkte leicht abzusetzen und erzielen höhere Preise als anderswo.-*) 
Mit Rücksicht hieranf wehrt sich Zauschner*) gegen Butscheks 
Vorschläge einer Zerstücklung der großen Bauerngüter und deren 
.\ufleilung an Häusler sowie gegen dir Doniänendisinembration, 
die ja damals bereits von der österreichischen Regierung ange- 
strebt wurde. 

Daß ein Häusler elienso gut lelie. führt er aus, wie ein reich- 
befelderter Bauer, ist unrichtig. Kommt es manchmal doch vor, so 
verdankt das der Häusler einem Nel)engewerbe. .ledenfalls würde 
ein mit drei Morgen nusgestatteter Häusler nicht einmal seinen 
eigenen Getreidebedarf, geschweige denn einen Überschuß für den 
Markt erzeugen. Ebenso iinzutretfend ist es. von der Umwandlung 
der Domänen in bäuerliche Erbzinsgüter eine Zunahme der Boden' 
kultur zu erwarten. Hierzu bedarf es mehr als den Fleiß des Land- 
manns. Wendet man aber dem Ackerbau auch mehr Kapital zu, so 
würde er auch ohne die Dismembration Fortschritte machen. Zudem 
sind die großen Meierhöfe die sichersten Schatzkammern des Staates, 
während der Bauer keine Vorräte t'ür Zeiten der Not ansammelt. ®l 

*) Ebenda. S. !I7. Vj;l. Zauschner, Praktische Untersuchung, ob 
es vorteilhaft wilre, wenn man die Domänen . . . zerteilen möchte, 1770. 
”) Elienda. 10 tf. *) Elieuda. S. 15. -'I Ebenda. S. 26, 56. 
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Z a u sc h n er gibt ferner zwar zu, daß in Böhmen etwa eineinhalb 
Millionen Menschen weniger leben, als dort leben könnten. *) Das 
hat jedoch, meint er, erstens wahrscheinlich andere als die von 
Butsch ek angeführten Grllnde. Viel wichtiger aber noch ist, daß 
die Zerschlagung der Doiniinen l>loß zu einer \'ermehrung der 
Bauern, nicht aber auch der Einwohnerzahl fuhren wUrde, so daß 
lediglich eine Verminderung des Produktionsüberschusses für den 
Markt eintreten müßte. Um so mehr, als eine Zerschlagung allein 
nicht auch schon eine Zunahme der Bodenkultur bewirken muß 
und vielmehr durch die Vermehrung der Wirtschaftsgebäude Boden 
in Wegfall kommen würde. Das Endergebnis wäre also ein ganz 
anderes, alsButschek erhoffe. Die Bevölkerung würde abnehmen 
und mit ihr die W'^ehrkraft. Um das zu verhindern, wird man 
genötigt sein, Getreide einzulühren. Wie nun aber, wenn die 
anderen Stauten ihre Zufuhren einstellen sollten?*) 

§ 2. Von großem Kiußuß, sjieziell auf die Entwicklung der 
V'erhältnisse in Schleswig-Holstein, ist nach dem Zeugnis llanssens 
die geistvolle, König Christian VII. von Dänemark gewidmete 
Schrift von G. C. Oe der gewesen. 

Nach Oed er ist die Agrarverfassung dort am besten, „wo 
der Boden durchweg in Portionen geteilt ist, welche nicht größer 
sind, als daß sie ohne Fronden von ihren Bewohnern bestritten 
werden können, wenn ein Jeder Bewohner sie als Pligentum ansehen 
und behandeln kann und wenn die Rechte der höheren Stände an 
den Portionen in Ifestimmten Abgaben festgesetzt sind“. Denn eine 
solche (irundbesitzverteilung bewirke mit einer Bevölkerungs- 
Zunahme auch „alle glücklichen Folgen derselben: Erweiterung 
der bürgerlichen Gewerbe, sicheren Verteidigungszustiind und, auf 
diese zwei Umstände gegründet, Macht und Ansehen des Staates“. *) 
Oetler fordert daher überall, wo der von ihm gepriesenen Ver- 
fassung größere Landgüter im Weg seien, Zergliederung derselben, 
jedoch ohne vorübergehenden oder dauernden Verlust für den 
Eigentümer. 


’) Er beziffert «Ins uKi^ticlic Einwohnerzahl mit 3‘ , .Millionen, die wirkliche 
mit 2 Mill. (Ebenda. .S. 12.) ’) Ebenda. S. tlO f. ’) V'gl. Oeder. liedeiiken 
über dio Frage, wie dem llaiiernstund Freiheit und Eigentum . , . verschafft 
werden könnte. 17tiU; mit Ziisiitzen. 1771 (beides anonym) und in II. (von 
mir benutzter) .\nff.. 17H7. — Vgl. über Oeder: Hnnzsen. Die .Aufhebung der 
Leibeigensebart etc., 18iil, S. 1 17. ') A. n. 0. S. 8 ff. 
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Was 0 e <1 e r tlal)ei in erster Linie anstrebte, war die Ab- 
schaft'unj? der Frondienste. Diese at)er hielt er, in Übereinstininiung 
mit der damals in Holstein allgemein verbreiteten Auffassung ohne 
Zergliederung des Herrenlandes für unmöglich, „weil dergleichen 
Haupthöie ohne Frondienste und mit lauter fremdem Gesinde keines- 
wegs bewirtschaftet werden können“.’) Freiheit und Kigentum. 
führt Oed er aus. sind die gröüten Triebfedern des Fleißes. .Jeder 
sieht in seiner eigenen kleinen .Sphäre weiter als ein Aufseher. Eben 
deshalb ist die Arbeit beim Zwangsarbeitssystem auf den herrschaft- 
lichen wie auch auf den Bauernfeldern schlecht. Zudem hatte das 
bisherige System Arbeitsmangel zur Folge. Das beweist schon die 
so häutige Koppelwirtschaft und daß Teile des I.andes überhaupt 
unbebaut bleiben. ‘0 

l't»rigens will Oeder die Dismembration nicht erzwungen 
wissen, sondern empfiehlt bloß ihre Förderung: einmal durch An- 
ordnung schriftlicher Fixierung der Frondienste; zweitens aber durch 
das gute Beispiel des Füi'sten auf seinen eigenen Domänen.^ 

Als nächste Folge der Dismembration erwartet Oeder eine 
ansteigende Bevölkerungsbewegung. ’i Diese aber, meint er, müsse 
immer von einer Seite erfolgen. Entweder vom Bürger- oder vom 
Bauenistand. Unmittelbar könne der Staat bloß zur Vermehrung 
der Landbevölkerung beitragen. L>adurch allein schaffe er dann 
auch die fehlenden Hände iUr die Fabrikindustrie, die er auf 
andere Art — durch Urämien und Begünstigungen — nicht 
herbeiziehen könne. Die zuverlässigste (Quelle der Bevölkerung 
sei nun der Bauernstand. In ihm sei der Antrieb zur Ehe gegeben, 
weil der Landmann in seiner Familie und seinen Kindern Gehilfen 
erhalte, während der Städter den Familienzuwachs und den Auf- 
wand des ehelichen Lebens scheue.“) Hierzu komme aber noch 
der Umstand, daß die Bevölkerungsverinehmng ihre Grenze in dem 
Nahrungsmittelvorrat finde. Deren Hinausschiebung aber sei nur 
möglich durch Zergliederung des Hotfeldes und Ansetzung bäuer- 
licher \\ irte auf demselben unter gleichzeitiger Aufhebung der 
Frondienste. Nebenbei könnten auch die dann frei werdenden allzu 
großen Bauerngüter ebenfalls geteilt werden, da erfahrungsgemäß 

‘) Eboudii, .s. 12. b Ebenda. S. S4. ’) Ebenda, S. 9. ‘) Ebenda. S. 22. 

^1 Eine oH'enliar fabehe Hebiiuptung. da die durch Prämien geförderte Industrie 
von selbst zur Vermehrung <ler Hevölkerung führen kann ; durch Vermehrung 
der Heiraten und der Kinderzahl, aber auch durch Heranziehung Fremder — ganz 
.•o wie bei Hegünstigung der liilduiig von liauernwirt.schaften. •) Ebenda, S. 13- 
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fleißige Hände auf einem kleinen und wolilbebauten Stück Landes 
sich oft sehr viel besser zu nähren vermöchten als auf einem großen, 
aber minder gut bebauten Hof. Schließlich würde bei dieser Ge- 
legenheit vielfach auch Ödland in Kultur genommen werden. Die 
Dismeinbration und die Beseitigung der Frondienste müsse aber 
auch eine günstige Reflexwirkung aut die gewerbliche Produktion 
Husüben und zur Vermehrung der gewcrbstätigen Bevölkerung 
führen. ') Der größere Wohlstand der freien Bauern bewirke eine 
Nachfrage nach gewerblichen Produkten, die sonst unterblieben 
wäre. Hierdurch könne dann eine Zunahme der industriellen 
Bevölkerung erfolgen, die ihrerseits wieder eine gesteigerte Nach- 
frage nach landwirtschaftlichen Produkten zur Folge l.at. Mit 
Rücksicht auf all das führe die Zerteilung auch zu einem .er- 
weiterten Total des Nationalgewinnes“, worunter Oeder wohl 
die Nationalproduktion, also nicht Reinertrag, sondern Rohertrag 
versteht. 

Nur auf dem von ihm vorgeschlagenen Wege hält Oeder 
einen Fortschritt für möglich. Eine Hebung der landwirtschaftlichen 
Produktion durch Verbesserung der Wirtschaft sei eben auf einem 
unfreien, durch Arbeiterniangel bedrückten Boden nicht erreichbar. -) 
Man dürfe sich nicht durch die hohe Ausfuhr unfreier Länder 
darüber hinwegtäuschen lassen. Der Export derselben beruhe nicht 
auf großer Produktion, sondern vielmehr auf geringer Konsumtion. 

Allerdings wird mitunter behauptet, führt Oeder fort, es sei 
für ein Land besser, wenige reiche als viele arme Einwohner zu haben. 
Allein es sei erst zu beweisen, tlaß diese vermehrte Bevölkerung 
notwendig arm sein müsse, -b 

Die Zerteilung erscheine endlich auch in militärpolitischer 
Beziehung vorteilhaft. Denn der Bauernstand verbürge durch seine 
Zahl, Kraft und Eignung zu Kriegsdiensten, die meiste Sicherheit 
gegen .Vngritt'e von außen. 

Daß Oeder die Dismembration ohne materielle Schädigung 
der Gutsherren durcligefUhrt wissen will, ist bereits oben hervor- 
guhoben worden. Fis i.st dies eine notwendige Konsequenz seiner 
Anschauungen über die politische Wichtigkeit des Adels, dessen 
Flrhultung sicherer und daher auf Land fundierter Wohlstand 
fördere. Trotz Auflösung der Haupthöfe auf den Dominien sollen 
daher diese selbst weiter bestehen; ebenso die Abhängigkeit der 

‘) Elanutu. S. 22. ’) F.ßenda, S. üt ff. Ehemla. S. Itji. *) Ebenda, S. :iü. 
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neuen Bauenistellen vom Maupthot uml die Vereini)^unj( der al)- 
hänjrigeii Güter in Edelliöfen, Baronien und Grut’sehaflen. ') 

Für die Durehführun^ der Zerj'liederung stellt O e d e r fol- 
gende Grundsätze auf: Der Gutsherr behält soviel Land, als ihm 
zum unmittelbaren Gebrauch nötig scheint. Der Rest des Hoflandes 
wird in Stellen zerlegt, die je von einer einzelnen Familie mit 
wenig Dienstboten bewirtschaftet werden können. Von jeder dieser 
neuen Wirtschaften ist ein Kanon zu erheben, welcher der Nutzung 
im Zeitpunkt der Dismembration gleichkonimt. Die Ansetzung 
dieses Kanons erfolgt in Naturalien, seine Leistung aber in Geld.-j 
Eine Ausnutzung der Dismembration zu Hskalischen Zwecken, also 
zu Steuererhöhuugeii, perhorresziert Oed er. Sei ein Hof in der 
Steuer zu niedrig angesetzt, so komme das zweifellos bereits im 
Preise, den der Erwerber zu zahlen habe, zum Ausdruck.^) 

lu dem „Zusatz'“ zu der 1771 erschienenen Neuauflage seiner 
„Bedenken“ führt Oe der aus. daß Dänemark in der Annäherung 
an die vollkommenste Verfassung des Bauernstandes viel mehr ge- 
leistet habe als Schleswig-Holstein. Denn dort betrage das Herren- 
land bloß ein Aciitel des Bodens, hier dagegen noch die Hälfte. 

Drei .Jahre vor der Oed ersehen Schrift bereits war eine 
andere erschienen, ilie unser Interesse in um so höherem Maße 
herausfordert, als sie von einem Praktiker herrUhrt, der in ihr über 
seine eigenen praktischen Versuche einer Dismeml)ration von 
Domiuikallaud berichtet. Wir meinen den Grafen Hans Ran tzau, 
der als erster in Schleswig-Holstein, nämlich bereits im -Jahre 1740, 
begonnen hatte, sein Hoffeld zu verkleinern, indem er Leibeigene 
erst als Zeitpächter, dann als Erbpächter ansetzte und zugleich die 
Frondienste aufliob. 

Zu seinem Versuche war Rantzau veranlaßt worden durch 
den elenden Zustand einerseits der leibeigenen Bevölkerung, ander- 
seits der Bewirtschaftungsweise aut dem Bauern- sowie auf dem 
Hei renland. Die Bauern und Insten arbeiteten ohne Freude, leisteten 
wenig, sorgten nicht für die Zukunft, heirateten selten, zeugten 

') Klienda, S. Hi. ’) Kbeiida, S. "i2, 102. ’) Kljcnda, 8. 112 If. ‘l V'gl. 
Kniitzaii, .Schreiben eines alten l’atrioten . . . wie der liuuernstund . . , zu 
verbe»sern sei (abgedruckt im IX. Ible.. S. baff., der von Sch roher heraus- 
gegebenen .Neuen KanieialHchril'ten"). 17(17. Nach ilanssen (a. a. 0, S. Sü) 
ist sie bereits 170(1 erschienen und 1775 in Hamburg neu aufgelegt worden. 
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fast keine Kinder und zeicliiieten siel) durcl) Hoheit und Laster, 
vorneltnilich Diehstuhl und Trunksucht aus. 

l)ie wahren Gründe dieses Zustandes konnten Ha nt /.au 
nicht entf/ehen. Sie lagen vor allem ilarin, daU die Bauern nicht 
tür ihr eigenes Interesse arbeiteten, sondern bloß für das ihres 
Gutsherrn. Dazu ge.sellten sich aber noch viele andere : fehlerhafte 
.\usteilung der Felder — manche Wirte hatten zu viel, andere zu 
wenig, während ihre Bela-stung die gleiche blieb; Mangel an Ein- 
zäunung der Felder; die zahlreichen Legungen, die eine Mehr- 
behistung der verbleibenden Wirte hervorgerufen hatten; die Dienste 
und .Abgaben; die große Zahl der Insten, die nicht fortziehen 
durften und doch auf dem (iut keinen genügenden Unterhalt hatten, 
so daß ihr Vieh auf den Wirtschaften der Bauern erhalten werden 
mußte. 

Aus Hautzaus Darstellung ergibt sich, daß die von ihm 
vorgenommenen Teilungen nach .Ausweis der Hechnungen eines 
Zeitraumes von siebenuudzwanzig .Jahren außerordentliche Erfolge 
aufzuweisen hatten. Auf seiten der Herrschaft dadurch, daß diese 
Sorge und Auslagen sparte, während ihre Einnahmen nicht bloß 
keine Verminderung, sondern in manchen .lahren .sogar eine Ver- 
mehrung erfuhren. Außerdem aber hatte die Bevölkerung und die 
Produktion enorm zugenommen; die Verhältni.sse der Pächter hatten 
sich vollkommen geändert; die Kultur der Felder und Wiesen war 
sehr gut; die Bauern waren wohlhabend geworden, sorgten für die 
Zukunft, erzogen ihre Kinder gut. I>er Eindruck des Hantzau- 
schen Berichtes soll denn auch selir bedeutend gewesen .sein und 
unmittelbar den Anlaß zur .Änderung der Wirtschaftsverfassung auf 
einigim königlich dänischen .Ämtern gegeben haben.') 

S ;5. Für die Zerschlagung der Domänen in Bauerngüter tritt 
auch Heinrich Arnold Lange'^i ein. 

Er begründet dies mit dem geringen, höchstens zwei- bis 
dreiprozentigen Erträgnis des Großgrundbesitzes. Privatleute könnten 
sich nun allerdings, meint er, mit einem solchen wegen der poli- 
tischen und sozialen Vorteile, die mit Großgrundbesitz verbunden 
wären, zufrieden geben ; nicht aber auch LamlcsfUrsten. Die 
Domänen müßten daher verpachtet oder vererbpachtet werden ; 

') Wie nuH einer .\ninerlcmip Sclircöers fa. a. O.) zu Kantznu» 
.Aufsatz hervorfjeht. *) ban>re, Abhandlung von der Zerschlagung der 
Doniiinen und Hauemgflter, 1778. 

(iranbertr. Hfudlen II. I 
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naiiieiitlicli dort, wo auf dem Amte l>esoiiders ffUiistige Betriebs- 
bedingungen vorhanden seien. 

Die Zersclilagung denkt sicli Lange auf zweierlei Art vor- 
genomnien. Krstens durcli Abverkauf kleiner Teile als walzende 
Lehen, was aber bei ausgedehnten Ämtern nicht zu empfehlen sei. 
Zweitens durch vollständige Zerschlagung des llerrenlandes und 
Anlegung neuer Dörfer auf demselben. Hierbei dlirie der Umfang 
der einzelnen Wirtschaften nicht z\i gering bemessen werden, 
damit die Bauern nicht bloU ihren eigenen Bedarf an Erzeugnissen 
zu decken vermöchten, sondern auch genug zu Naturallieferungen 
und zum Verkauf an die Städte übrig behielten. Denn sonst würde 
die bisher durch die Domänen gewährleistete Versorgung des 
städtischen Konsums gefährdet. -) 

1/ange erörtert auch die Frage, was im Falle der Zer- 
schlagung mit den Wäldern, Schäfereien, Bier- und Branntwein- 
brennereien. Ziegeleien und Okonomiegebäuden zu geschehen habe, 
und beantwortet sie folgenderinatlen. Die ersteren will er unverteilt 
gelassen wissen. Was die Schäferei betrifft, so könnte sie dort, wo 
Uberrtuü an Schafen und Wolle bestehe, aufgelassen unil die Trift- 
gerechtigkeit den Bauern gegen Zinsen Uberla.ssen, andernfalls jedoch 
beibehalteii und. mit einem genügenden Ausniatt an Wiesen versehen, 
im ganzen vererbpachtet werden. Die Bier- und Branntweinbrennerei 
schlieltlich sollte entweder an die benachbarten Bierbrauer und 
Branntweinbrenner verkauft oder anderweitig verpachtet werden. Ini 
ersten Falle würde die Eigenbrauerei eingehen, im zweiten dagegen 
wäre ihr FlintluU auf die Viehmast zu berücksichtigen und ihr deshalb 
eine genügende Anzahl von Ackern und Wiesen beizulegen. 

Als günstigsten Zeitpunkt zur Zerschlagung empfiehlt L a n g e. 
wie scIhui Seckendorff dies getan hatte. Zeiten hoher Preise der 
landwirtschaftlichen Erzeugnisse. 

Als dauernde Einkünfte der Kammer infolge der Zer- 
schlagung zählt Lan g e auf: einmal vier Prozent vom Kaufschilling ; 
ferner neue Steuern, Abgaben, Frongolder — Vorteile, die jeduu- 
tälls den Verlust der bi.sherigen Nutzung weitaus, und zwar selbst 
dann aufwiegen würden, wenn die Zinsen vom Kaufschilling nicht 
in Hechnuug gesetzt würden. Zu diesem „privaten“ Gewinn der 
Kammer als GrundeigentUmerin geselle sich aber auch noch der 

‘) a. a. 0„ It Absclin., §|f 1, !t. ’) Kbenda, S ü- Kbeiidn, gS 8, !t 

10. 11. 12. 14. *) Kbenda, g ö. 
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Gewinn des Staates ’nls solchen, und zwar hauptsächlich durcli 
Vennehrunj; der Hevölkerung. ’ ) 

niese werde, fährt l/anjre aus, häutig auf unrichtige W eise 
angestreht. Man beinilhe sich, die Städte zu bevölkern, ohne zu 
fragen, ob dies dem Staate nützlich sei. Man suche die Zahl der 
Bauern zu vermehren, ohne Grund und Boden zu vermehren, ^das 
heißt das Land verderben und viel überflüssige Menschen auf den 
Dörfern mit dem Getravdt füttern und mit dem Holz nähren, woran 
die Städte Mangel leiden“'. Zweckentsprechender sei die Kolonisation 
unbebauter Gegenden, am besten aber die Zerschlagung der 
Domänen. „Der Landesherr bekommt Llnterth.anen und von ihren 
Kindern Kekruten vor seine Armee, ohne daß das Getravdt zum 
Bedürften der Städte weniger würde.“ Denn die Vemiehrung der 
Bauernfamilien steigere zwar die Konsumtion; dafür aber höre 
einerseits diejenige der Amtshöfe auf und anderseits trete infolge der 
sehr sorgfältigen Bodenbestellung eine Erhöhung der Produktion 
ein, die der erhöhten Konsumtion die Whigschale halte. Der 
Landesherr gewinne außerdem die Steuern und Abgaben auf Fleisch, 
Getränke etc., welche von den neuen Untertanen entrichtet würden. 
Die neuen Steuern kämen auch nicht der Landschaft, sondern bloß 
der Kammer zugute. Es sei ja übrigens natürlich, daß man diese 
Güter und Stücke bei der Vererbpachtung ohnehin so hoch belastet, 
daß sie mehrere Lasten nicht ertragen könnten. 2) 

Schließlich bemüht sich Lange, nachzu weisen, daß die Zer- 
schlagung keine Veräußerung bedeute, daher Familien- und Haus- 
verträgen nicht widerspreche.®) 

Sn sehr Lange für die Zerschlagung der Domänen eintritt. 
so wenig billigt er sie prinzipiell bei Bauerngütern. *) 

Die V'erbote der willkürlichen Teilung der letzteren, erklärt 
er, sind, wenngleich meist in herrschaftlichem Interesse, doch mit 
gutem Grund erlassen worden. Denn sie bezwecken zugleich auch den 
Wohlstand und die Aufrechterhaltung der Untertanen selbst. Flin 
weiser Hauswirt braucht sie zwar nicht; um so notwendiger aber 
sind sie für den schlechten und liederlichen. Doch dart' nicht das 
Prinzip der unbedingten Unteilbarkeit angenommen werden. Es 
haben manche Güter nicht die richtige Größe. Oft besteht auch 
ein unrichtiges Verhältnis zwischen Äckern und Wiesen. Teilungen 

') Ebenda. §§ 1!), ÜJ. *) Ebenda, S Ü3. ’) Ebenda, S Ebenda, 

(II. .\b8clin., ^ 1 tf. 
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niüfisfii iliihor imierhult) ■'ewisscr (irenzen zulässig bleiben. Doch 
soll liei ihrer Vonmhine stets daruuf "eselien werden, dati nonualer- 
weise eine proportionierliche und jedenfalls keine. Höherbelastuii)' 
der Teile Platz «ireife als der Staninistelle : es sei denn, daß die 
letztere kräftirj f?enus^ ist. die j^anze laist weiter zu traj^fen. oder 
ihr «■einesteils nieht so viel abeesehrieben werden muß. als den 
anderen zueesebrielien «'inl. Eine solche Vermehrung der herr- 
schaftlichen Einkünfte muß sich der Untertan schon deshalli ge- 
fallen lassen, weil er sonst die Konzession zu teilen nicht erhält. 
Zweitens sollen auch die Untertanen, in deren Interesse die Teilung 
vorgenommen wird, eventuell zur Zahlung einer Abfindung an den 
Herrn herangezogen werden können.'' 

Sollte ein untertäniger Wirt überflüssige NViesen und Felder 
haben, die nicht zur Vergrößerung einer anderen Stelle dienen 
können, .so muß er sie als walzende Lehen weglassen, um sie 
Überhaupt an den .Mann zu hringen. .Auch dies ist zu gestatten, 
wenn der (irundherr cladurch keinen Nachteil leidet, das Stück 
ijroß genug ist. eine Familie zu eniähren und trotzdem die Allgaben 
/.II entrichten. Da in diesem Fall der Privatvorteil des Käufers 
besonders gefördert wird, so muß er ein um so höheres Konzessions- 
geld erlegen. Auch können dann die neuen Stücke um so stärker 
belastet «erden. Solche walzende Gründe sind sehr nützlich, «'eil 
sie dem Häusler gestatten, Grundbesitz zu erwerben, und dem 
Hauern, sein Gut zu vergrößern. Doch behalten ganze (iUter immer 
ei len größeren politischen Wert gegenüber den walzenden ladien.*) 

-Als Grund seiner Abneigung gegen eine weitgehende Teilung 
der (iüter nennt Lange die fietäiirduiig der Versorgung der 
Städte der nur durch Getreideeinfuhr aus dem .Auslände vor- 
gebeugt werden könnte, was aber wieder nur möglich sei, wenn 
der Aktivhaiidel der Städte dieser gesteigerten Nahrungsmittel- 
einfnhr die Wage halte. Sonst müßten sie zugrunde gehen. Denn 
sie würden dann Geld hinaussendeii, ohne daß dieses «-iederkehrte, 
während es aus den Dörfern wieder in die Städte zurftekßieße. — 
Wo der Passivhandel der Städte den Aktivhandel über«-iege. sei 
sogar darauf zu sehen, daß die Dörfer noch einen Ubei'schuß Ober 
die Versorgung der Städte zur Ausfuhr erzeugen. .Solange die 
Dörfer also noch nicht genug bevölkert seien, so daß unkultiviertes 
Land vorlianden ist oder die Besitzer ihre Güter nicht jedes .Jahr 

M Klieiida. SiS 1—7. “) Ebemla. § l.'i. ’l Ebenda. § 11. 


Digitized by Google 



53 


bestellen können, .solle die Bevölkerunj^ vermehrt werden. Anders 
»l)er liege die Suche hinsichtlich der Teilung kleiner Güter, die 
bereits voll genutzt werden. 

Für Privatdominien fidle diese Rücksicht auf das öffentliche 
lnteres.se weg. Ihnen sei es ausschlieWich uni hohe Einnahmen zu 
tun und sie richteten ihr Verhalten danacli ein. Die Versoixung 
oder gar die billige Versorgung der Städte sei ihnen gleichgültig. 
Um so mehr aber habe die Kainnierverwaltung das allgemeine Wohl 
im Auge zu behalten und daher einerseit.s für die Erhaltung und 
anderseits — bei Teilung des Herrenlandes — für Xeuansetzung 
größerer Doinänenbauern Sorge zu tragen. 

Lange befürwortet sogar für den Fall einer Übervölkerung 
der Dörfer die Zerschlagung eines Teiles der vorhandenen Bauern- 
wirtschaften behufs Vergrößerung der übrigen. Der Einwendung, 
daß darunter die Rekrutierung leiden würde, begegnet er mit dem 
Argument, cs sei für den Staat besser, fremde Soldaten zu werben, 
als die Dörfer mit armen Familien zu Übervölkern. Doch soll 
auch in diesem Falle die Zerschlagung der Bauerngüter nicht die 
Regel, sondern immer bloß eine Ausnahme Inlden. -) 

Die Schrift von Lange ist mit sehr viel Sachkenntnis und 
Gründlichkeit geschrieben, .lede Frage wird mit genauer Berück- 
sichtigung der tatsächlichen Verhältnisse beantwortet. Auffallend 
ist dabei der rein fiskalische Standpunkt zu einer Zeit, wo man 
dem Wohl der Untertanen seitens der Regierungen schon große 
Aufmerksamkeit schenkte. Ganz im Gegensatz zu Oed er läßt er 
keine Gelegenheit zur V'ermehrung der herrschaftlichen Einkünfte 
unberücksichtigt. Ein gewisser ^Vidersp^uch zwischen der Forderung 
der Teilung der Domänen und der möglichst geringen Teilung der 
Bauerngüter ist bei Lange vorhanden. Während er im ersten Fall 
an eine Steigerung der Produktion infolge der Teilungen denkt, 
scheint er sie im zweiten Fall zu ignorieren. Merkwürdig ist auch, 
daß er — auch in diesem Punkte hinter seiner Zeit zurückbleibend 
— der Bedeutung der Teilung des Herrenlandes für die Abschaffung 
der Froiulien.stc gar keine Aufmerksamkeit schenkt. Dagegen ist 
seine Verbindung der Betriebsfrage mit der llandelsbilanztbeorie 
eben.so interes.sant wie originell. 

S 4. Zu der vorstehend dargestellten Diskussion ist auch eine 
Schrift von M. .1. Maver zu erwähnen, in welcher dieser unter 

’l Ebendn, Sj lü Elicnda. S Is- 
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Hinweis auf die gröUeren Vorteile kleiner Güter die Zerstücklung 
siinitlicher Höfe von inelir als sieben bis neun Morgen Feld und 
neun bis zwölf Morgen Wiesen belürwortet. 'j Daneben inaclit sich 
auch ein gewisser FlinfluQ auf die Behandlung unserer Fragen von 
Schweden aus bemerkbar, dessen Landwirtschaft sehr fortgeschritten 
war und in welchem bereits 1747 die Freiteilbarkeit eingefUhrt 
u'orden war*), indem einige Abhandlungen schwedischer Schrift- 
steller dem deutschen Publikum durch Üliersetzungen vermittelt 
wurden. 

.So übersetzte Schreber im Jahre 17(!3 einen 1747 ge- 
schriebenen Aufsatz von Andrea,s Berch: „Einleitung zur allge- 
meinen Haushaltung“*) und zwei Jahre darauf die 177)7 in iStockholni 
anonym erschienene Schrift: „Die rechte Einteilung der Wiesen 
und .Vckcr.“ ^ i 

Ebenso publizierte Gottlieb Siegmund Grüner 1703 eine 
Abhandlung von Jakob Faggot: „Von den Hindernissen und Hilfs- 
mitteln des schwedischen Ackerbaues.“ *) 

ln der Schrift von Berch wird unter anderem folgender 
Gedanke ausgesprochen®): Das Staatsinteresse fordert die Urbar- 
machung und ordentliche Bebauung allen Landes. Der Eigentümer 
kann daher zu einer solchen verpflichtet werden, und zwar unter 
der Androhung, daß ihm sonst sein Grundbesitz abgenommen und 
ilemjenigen zuerkannt worden würde, der es bebauen wolle. Soweit 
jedoch, wie dies häutig vorkomme, die ungenügende Bodenbestellung 
nicht auf Nachlässigkeit des Besitzers zurückzuführen ist. sondern 
aut zu große Ausdehnung des Besitzes, habe die Grundregel zu 
gelten, daß es besser sei, wenn die Bevölkerung Mangel an Land, 
als wenn das Land Mangel an Menschen leide. Denn im ersteren 
F’alle entwickle sich Fleiß und komme es zu KoloniegrUndungen, 
während im zweiten i\iulbeit und Verwüstung die Folge sei. 
Hieraus aber ergebe sich die Notwendigkeit einer Vereinzelung der 
zu großen Bauerngüter. 

g ö. Die besprochenen Autoren gehören ganz dem Ideenkreise 
der deutschen Kameralistik des XVHI. Jahrhunderts an. Sie gehen 

‘) Mayer, Heitriige und Abhandlungen zur .Aufnahme der... Haus- 
Wirtschaft, I. Teil, 17i!'j. ,S. 41, (!2 tf. ’) V-;l, Kogcher, (lOgchiclite, S, 4(>H. 
’) Halle I7li:4. *i .AbKcdruckt im 11. I!de„ S. (>42 ff., von Sch rohe rs Kameral- 
wisscnschaften. '‘I Vgl. (iruner. .Auserlesene .Saiiiiuluiig zuni Vorteil der 
.Stuntswirtschaft, I7(!3. I. Hd.. S. 417 tf. *) A'gl. Berch n. a. 0„ U. Abt.. 
II. Kap,. § ö. 
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alle von der Vorstellung; der Allmacht der staatlichen Polizeij;ewalt 
aus. die in alle Teile des Wirtschafts- und Gesellschaftslehens 
tordernd und rcfjulierend einzugreifen habe. Das charakterisiert 
auch ihre Stellung zur Betriebsfrage. Auch dort, wo sie filr Ab- 
schaffung der Unteilbarkeit eiutreten, ist ihnen der Gedanke absoluter 
Freiheit freiml. Da sie die Verkleinerung der Betriebe für nützlich 
erachten, dieselbe aber durch die Unteilbarkeit gehindert wird, 
so halten sie die letztere für schädlich und fordern deshalb ihre 
Beseitigung. Aber doch nur bis zu einer gewissen Grenze, die der 
Staat zu bestimmen hat. 

Als wUnschenswertt*r Betriebsunifang erscheint ihnen der 
Mehrzahl nach ein solcher, bei dem eine Familie mit ein bis zwei 
Knechten volle Beschäftigung und reichlichen Unterhalt zu finden 
vermag. Bei der zifferniätiigen Bestimmung ilieser Betriebstläche gehen 
dann freilich die .Meinungen sehr weit auseinander und schwanken 
zwischen siebeneinhalb und zw'anzig Hektar. Am häufigsten werden 
mit Justi zwei Hufen (fünfzehn Hektar) vorgeschlagen; aber auch 
ein l)is anderthalb iS ü U m i Ic h i oder zweieinhalb Hufen (A.S.v.Z.i. 
Es handelt sich also um Güter, die schon an der Grenze des 
Mittelbetriebes stehen, selbst wenn man die extensive Kultur 
damaliger Zeit in Anschlag bringt. ') ^ 

Manche Schriftsteller der besprochenen Gruppe sind ^us all- 
gemeinen politischen (iründen für die Unteilbarkeit der llitrorgüter 
eingetreten, keiner aber für die Überlegenheit des Grolibetriebes. 
Das drängt zu der Frage, ob bestimmte Gründe ein so einhelliges 
Vorteil zugunsten des Kleinbetriebes gezeitigt haben f Um so 
mehr, als die Gegner des Kleinbetriebes fast alle unter fremdem 
EintluU gestanden sind. 

In der Tat sind es bestimmte (iründe gewesen, die eine 
abweichende Entscheidung der Betriebsfrage auf tleutschem Boden 
einerseits, auf englischem und französischem Boden anderseits ver- 
ursacht haben. -i 

Deutschland war nach dem Dreifiigjährigen Kriege höchst 
menscheii- und kapitulann. AuUerdem war die ländliclie Arbeits- 

’) Die Statistik des Deutsoheii fteiehes bezeichnet Itctriehe bis 2 hn als 
Parzellen-, von 2 — h ha als Klein-, von 5 — 20 ha als Mittel-, von 20 — IIKI Ao 
ul.s grolibäuerlicbe und von über llK) ha als GroBbetriebe. .\ucli in diesen 
beiden Ländern war niun ursiirüiiglicb für Kleiidietrieb eingelreten, batte aber 
dieses Dogma in der zweiten Ilrdfte des XVIII. .Jahrhunderts anfgegeben; in 
Krankreich allerdings, um es im XIX. .Jahrhundert wieder aufzunehiiien. 
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verlkssuiig, die strenge Ausbildung der Erbuntertänigkeit, einer 
iinsteigeinlen Bevölkerungsbewegung nicht günstig. Freies Gesinde 
gab es wenig, rberbaupt herrschte Miingel an Gesinde uinl besitz- 
losen Taglöhnern. Hie zahllosen Gesindcordnungen, die. wie ihre 
stetige Wiederholung zeigt, fruchtlos blieben sowie die allgemeinen 
Klagen Uber die UnbotmäUigkeit des Gesindes lassen darauf 
schließen, dalä das Gesinde sieh des ungünstigen Verhältni.sses 
zwischen .Angebot und Nachfrage bewuüt war und dasselbe ausnutzte. 
Hört inan die Klagen unserer Zeit über die Schwierigkeit, die 
ländlichen Arbeiter zu organisieren, so lierühren die erfolglosen 
Koulitionsverbote gegen die ländlichen Arbeiter im XVll. und 
Will. Jahrhundert um so merkwürdiger. 

Während aber so die Hauptarbeit auf den herrschattlichen 
Gütern notwendig auf den untertänigen Bauern und Kossäten lastete, 
erkannte man im XVHl. Jahrhundert immer klarer, daÜ die Fron- 
arbeit unwirtschaftlich sei und dali die Bauern trotz der vielen Zeit, 
welche ihnen die Hofdienste rauliten, wenig leisteten. Der Ansporn 
zu guter Arbeit, der bei freien Arbeiten) in der Furcht vor Ent- 
lassung enthalten ist, kommt bei unentgeltlicher Bobot in Wegfall. 
Es fehlte deshalb dem GroUbetrieb an den nötigen Arbeitskräften 
und dieser Mangel machte sich um so bemerkbarer, je mehr sich 
das Herrenland auf Kosten des liäuerlichen vergrötterte. Aber auch 
die großen Bauernwirtschaften litten unter dem Mangel an Arbeits- 
kräften. Die Folge davon war eine sehr extensive Wirtschaftsweise — 
ein Ubelstand, der immer lästiger empfunden wurde, je mehr mit fort- 
schreitender Erkenntnis der Nutzen intensiver Kultur einleuchtete. 

Zu alledem trat, wie schon hervorgelioben wurde, der Kapital- 
mangel — eine Folge einerseits der allgemeinen Kapitalarmut und 
anderseits der damals so geringen Bentaliilität der Landwirtschaft; 
aller auch der Verschuldungsbeschränkungcn auf seiten der bäuer- 
lichen Wirte. Der Kapitalmangel behindert immer die Entwicklung 
der Landwirtschaft, vor allem aber dort, wo der Mangel an Arbeits- 
kräften einen arbeitsintensiven Betrieb nicht gestattet. 

Beiden Cbelständen ist durch Teilung der Betriebe abzuhelfen, 
wenn dieselbe derart vor sich geht, daß die gleichen menschlichen 
uml tierischen Arbeitskräfte sowie dasselbe oder ein größeres 
Kapital auf einer verkleinerten Fläche zur Verwendung gelangen, 
das heißt wenn ein Teil des Gutes verkauft oder verpachtet wird. 
Bei Teilung im Erbgangswege. die Aufwendungen für Gebäude, 
Vieh usw. erfordert, gestaltet sich die Sache dann nicht so 
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^Un.stig. \Venn diese Aufwenduiij^eii j,n‘üßer sind iils die Abfindiinjren. 
die sonst dem «eiehenden Erben auszuxahlen wären, dann wird 
der Wirtschaft sogar Kapital entzogen, während freilich auch in 
diesem Fall mit der Zahl der Familien die verfügbaren Arbeits- 
krätfe wachsen. 

Man sieht also, in Deutschland herrschten damals im Gegensatz 
zu England, das über genug freie Arbeitskräfte und kapitalkräftige 
Pächter verfügte, Verhältnisse, welche die Teilung großer Betriebe 
wünschenswert machten. Außerdem erhoftle man von der Auflösung 
oder Verkleinerung der herrschaftlichen Großbetriebe liesondere 
Vorteile, welche ebenfalls in den speziellen deutschen Verhältnissen 
ihre Erklärung finden: nämlich die Verringerung oder Beseitigung 
der durch Frondienste zu bestellenden Flüche und damit die 
llerai)setzung oder Abschaffung der llobot selbst. Schließlich darf 
nicht übersehen werden, daß einige Argumente, die heute zu- 
gunsten des Großbetriebes angeführt werden, zum Beispiel die 
Anwendung arbeitersparender Maschinen, wenig ins Gewicht fielen 
zu einer Zeit, in der es noch w'enig derartige Maschinen gab, und 
in einem Land, wo bei der Hückständigkeit der Wirtschaftsweise 
die vorhandenen wenig Anwendung fanden. 


IV. Kapitel. 

Die Stellung der Hegiernngen zniii Betrieb.sprobleiii und 
zur Frage der Doniäiiendianienibratiun. 

1. Wieweit hat nun die Vorliebe der deutschen Theoretiker 
für Kleinbetrieb in der Praxis Berücksichtigung gefunden? 

Von dem preußischen V'ei-sucho, die Domänen 1701 in 
Erlipachtungen zu zerlegen, ist schon die Kede gewesen. Flhenso 
davon, daß in späterer Zeit vielfach behauptet worden ist, daß es 
sich bei diesen Versuchen gar nicht um Schaffung neuer Bauerngüter, 
sondern bloß um die Ersetzung eines Generalpächters durch mehrere 
wohlhabende Teilpächter gehandelt habe. Sicher ist, daß man zum 
alten Zeitpachtverliältnis wieder zurückgekehrt ist. Ob auch zu den 
alten Pachtungsgrößen, wird nicht erwähnt. 

Bis in die zweite Hälfte des XVIIl. .lahrhunderts dachte man 
in Preußen an keine Domänenzerschlagungen mehr. Friedrich 
Wilhelm 1. ergriff andere Mittel zur Vermehrung der ländlichen 
Bevölkerung. Zu Anfang des .lahrliunderts begann er eine Kolo- 
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nisiitioasiiolitik ^a'oßen Stils.*) In ( )stpreuUen. das 17Ü8— II durch 
die Beulenpest stai'k entvölkert worden war^, wurden in zwei 
Perioden. 1721 — 1727 und 17iJ2 — 17!I6. auf unkultiviertem 

Doinünenland Kolonisten zu sehr günstigen Bedingungen aiigesiedelt. 
Die Größe der neuen Stellen sollte durchsidinittlich zwei Hufen 
betragen. Doch gab es ebensowohl größere wie kleinere Stellen.*) 
Außerdem unternahm der König in den Jahren 1718—1720 groß- 
artige Entwässerungen im Havelbruch und Vorbereitungen zu 
solchen iin Oderbruch, wo sie sein Sohn zu Ende führte. *) Das 
neugewonnene Land wurde ebenfalls an Kolonisten vergeben. 

Es ist nur natürlich, daß diese ausgiebige Besiedlung wüster 
Strecken den Gedanken einer Teilung der bereits in Kultur be- 
tindlichen Doniäneu in den Hintergrund drängte. 

Das Werk Friedrich Wilhelms 1. setzte sein Sohn 
Friedrich II. fort, der hinsichtlich der Domänen einer anderen 
•Vuffassung huldigte wie sein Vater. Dieser hatte die Ausdehnung 
des Domaniums angestrebt, auch ansehnliche Domänenkäufe gemacht. 
Friedrich II. dagegen erließ 1748 eine Verordnung, nach welcher 
die Domänenkäute künftig zu unterlassen seien. Überdies war 
er für die Fortsetzung der Kolonisation auch auf den Staats- 
domänen. 

Es wurde also die Zahl der .\mtsdörfer vermehrt und die 
Einwohnerschaft der vorhandenen ergänzt. Den Pächtern der Ämter 
wurde schon Anfiing der fünfziger Jahre die Verpflichtung auferlegt, 
Kolonisten, und zwar, wie es scheint, nicht zu Erbpachtrecht, 
anzusetzen, und bei sonst gleicher Tüchtigkeit jener Pächter bevor- 
zugt, der sich dazu bereit erklärte. Friedrich 11. ließ die Pächter 
immer wieder an die eingegangenen Verpflichtungen erinnern. *'") 
Ebenso erhielten die Kammern, namentlich in den achtziger Jahren, 
immer wieder die Weisung, neue Dörfer auf den Domänen anzulegen. ’) 

Diese Ansiedlungen erfolgten auf dem Außenland mit iler 
ausdrücklichen Absicht, das fünf-, sechs-, neunjährige Land zu 

') Vf>l. (io Uz. (ieschichte der deutschen bandwirt.schaft. S. 3SM tt. ; 
.Sc h Ul o 1 1 e r. Die ]>reuUische Kulonimitioii des .Wil. und XVIII. Jahrhunderts, 
und Kiiiipler, über innere Kolonisatiuii und Kolonixntionsversuche in 
Preußen: die einscblilBigcn Knpitel in Stadeliiiann. Preußens Könige. I. 
und II. Bd. ’) Vgl. von der iloltz n. a. ()., S. 394 f. ^1 Ebenda. .S. 397. 
'I Ebenda. 8. 398. Vgl. Koscher, fie.schichte. S. .387. "I Vgl. Stadel- 
mann a. a. 0.. II. Bd., S. IG und Urkunde 1086 und 110 (17.53). Vgl. 
Stadelmann ebenda. Urkunde 4G9 (1780), .542, .543 (1782). 
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verbessern und. soweit es ginfft*. mit den jüngeren Söliuen der 
Bauern aus der Gemeinde zu besetzen. Die Kolonisten sollten nach 
einer königlichen Verordnung aus dem Jahre 1782 die Wohnung, 
je drei Kühe und die sonstige Hot'wehr, in den eraten Jahren auch 
die Bestellungskosten erhalten. 

Im Jahre 17(!J wurde die Teilung und Vererbpachtung von 
Doniänenvorwerken anbefohlen ') und in den folgenden Jahren 
besomlers in der Kurraark durchgefUhrt, wobei verschiedene Systeme 
zur Anwendung kamen. Einmal wurde ein ganzes Vorwerk einem 
Pächter mit der Verpflichtung übergeben. Kolonisten anzusetzen. 
Ein andermal wurde die Teilung und Vererbpachtung von der 
Kammer selbst vorgenonimen. Doch soll sich das erste Prinzip 
bes.ser bewälirt haben. Dabei wurden nach H ü 1 1 in a n n '•*) nicht 
ganze Ämter, .sondern immer nur einzelne Vorwerke zerschlugen, 
und zwar dort, wo die Bevölkerung dünn war. Im ganzen sind so 
unter Friedrich II. vierhundert Donnlnenvorwerke vererbpachtet 
worden. 

Daß auch schon vor 176J Doinänendismembrationen statt- 
gefunden haben, scheint von den Kanieralisten der damaligen Zeit 
wenig liHichtet, worden zu sein. Vielleicht deshalb, weil es sich 
nicht um Ansiedlung von Erbpächtern handelte. Wenigstens 
behandeln .lusti und auch Bergius die Verordnung von 176.3 
als ein Novum, .lusti gibt übrigens eine genaue Schilderung einer 
•solchen Vorwerkszerlegung direkt durch die Kammer. •'') Danach 
wurde den Kolonisten das Bauholz unentgeltlich aus den königlichen 
Waldungen und bis zur Fertigstellung der Neubauten Wohnung in 
den .Amtsgebäuden zugewiesen. Doch mußten sie die sonstigen 
Baukosten selbst tragen, auch den Erbzins ohne Freijahre sofort 
entrichten und zu diesem Zweck Kaution stellen oder V’erinögen 
nachweisen. Das Land und das Vieh erhielten sie unentgeltlich. — 
Die altansässigen Bauern wurden hinsichtlich der Abgaben mit 
den neuen gleichgestellt, ihr Schafstaud ergänzt, die Fronden zu 
Geld gesetzt und etwas erhöht. Die Abgaben der Bauern beliefen 
sich alles in allem auf sechzig bis achtzig Heichstaler. Dafür 
erhielt der Kolonist zwei bis drei Hufen Landes zu je dreißig 
Morgen, soviel Weide, daß er das erforderliche Zugvieh, acht bis 

') Vgl. Stodelinaiin ebenda, fi. 20. und .lusti. System des Kinnnz- 
wesens, II ßd., 1. Abt. *) Vgl. H il lluinnn, fiesehichte der Ilomiinenbeiiutziing. 
1S07. ’) Vgl. .1 usti, System des Finanzwesens, u. a. O. 
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zwölf Kühe und füiiFzifj bis fQiifuiuisiebzig Schafe unterhalten 
konnte. Die Uniwiiiullung wurde also ohne Kosten und ohne 
Ausfall für den Staat durchgeführt. 

Bei der Ansiedlung sollten vor allem Fremde berücksichtigt 
Werden und .Justi erzählt — ITtiG — daß sich solche schon im 
ersten Jahr zahlreich gemeldet hätten, trotzdem die Verordnung im 
Ausland noch wenig liekannt war. Später wurden auch Einheimische 
zugehissen. 

Außerdem suchte der König auch den Adel, den katholischen 
Klerus, soweit er Grundbesitz hatte, und die Städte zur Koloni.sation 
auf ihren Gütern zu veranlassen, und zwar, wie berichtet wird, mit 
Erfolg. Sowohl in den östlichen Provinzen wie in Oberschlesieii 
sollen nämlich zahlreiche Xeuansetzungen von Bauern teils mit 
Staatsunterstützung, teils auf Ko.sten der Grundherren erfolgt sein. 
Jn einzelnen Fällen legte der König Adeligen, die eine Strafe 
zuerkannt erhalten hatten, statt derselben die Verpflichtung zur 
Kolonisation auf.') 

Eine zweite Gruppe von Maßnahmen F r i e d r i c h s 11. bezweckt 
ileii Abbau zu großer Bauernhöfe. Bergius erwähnt in dieser 
Beziehung verschiedene Verordnungen, so das Haushaltungs- und 
Wirtschaftsreglement für das Herzogtum Pommern von 1751, die 
Dorfordnung von Littauen von 1754, in welcher die Kammer- 
beamten angewiesen wurden, jedes Jahr jene Dorfschaften in 
Vorschlag zu bringen, die zu viel Lund hätten und ihre Acker 
nicht bestellen könnten. In diesen sollten dann aus je zwei Höfen 
drei, aus diei Höfen vier gemacht werden, wobei die neuen Stellen 
mit \V irten aus dem Dorfe selbst, die von der Gemeinde vor- 
geschlag(m wurden, zu besetzen waren. -i 

Eine Menge ähnlicher Verordnungen, die dahin zielen, die 
Besitzer zu großer Höfe zur Teilung und zur Ansässigmachung der 
jüngeren Söhne zu bewegen, werden auch von Stadel mann 
zitiert.") So eine Zirkularorder schon aus dem .Jahre 1748 an die 
Kriegs- und Domänenkassen in der Kurniark, in Magdeburg und 
llalberstadt, in der Neumark, in Pommern, Königsberg und Gum- 
binnen. welche die Ansetzung ausgedienter Soldaten bezweckte. 
Als zu große Bauernhöfe galten danach solche von fünf bis sechs 

*) Vj.fl. Stadclniann ii. a. 0., II. Bd.. S. 17 und Urkunde 189 (17t>9). 
•) Vgl. Bergius, .\rtikel .Bauerngut* lim .Kauiernlinngu7.in‘i. ’) Vgl. Stadel- 
iniinn a. ii. O., 11. Bd., Urkunde ti9 und 107. 
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Hufen, iiuf deren /erstücklunj^ auch auf Privatdoininien hingewirkt 
werden sollte. Und eine ähnliclie Verordnung von 17.^1 wird mit 
Peujdierungsiihsichten hegründet. 

Während der Kriegsjahre scheinen daun diese Regierungs, 
madnahinen ganz zum Stillstand gekommen zu sein. In den acht- 
ziger .lahren erfließen aber wieder viele Verordnungen, die sieh auf 
den .\bbau zu großer Bauernhöfe und deren Besetzung mit jüngeren 
Söhnen beziehen'): so 1781 für die Kurmnrk mit der Motivierung: 
damit es in Kriegszeiten, wenn die Artillerie und l’roviant- 
kiiechte aus der Provinz genommen werden, nicht an Arbeitskräften 
fehle: 1782. um das fünfjährige Land zu verbessern: l78(i für 
Ostpreußen zur Verbe.sserung der Landeskultur, „da es dem Könige 
zur Genüge bekannt ist. daß es in einigen Gegenden .solche große 
Bauernhöfe gil»t. die vier oder mehr Hufe Landes haben, welches 
viele Land die Besitzer gar nicht recht wirtschaftlich kultivieren und 
benutzen, denn sie können nicht alles übersehen, weshalb sie das 
Ijand nur so hin und wieder besäen und aussaugen, so lange, wie 
es was trägt“. 

Im ganzen scheint Friedrich H. von dem Gedanken geleitet 
gewesen zu sein, auf den Domänen und auf Xeulaud fremde 
Kolonisten, sonst aber jüngere Bauernsöhne ansässig zu machen. 
Aber die Gründe, die ihn zur Förderung des Kleinbetrielies ver- 
anlaßten. waren nicht einheitliche, sondern es wirkten ebenso- 
wohl allgemeine populationistische wie militiir- und laudeskultur- 
jiolitische Erwägungen mit. .ledenfalls haben die Fortschritte in 
der Landeskultur auf den Domänen manchen Rittergutsbesitzer 
angeregt, das Beispiel cles Landesherrn nachzuahmen. 

!; 2. Eine viel größere Rolle als in Preußen hat die Domiinen- 
zerschlaguiig in anderen deutschen Ländern gespielt. Dies erklärt 
sich nicht nur daraus, daß, wie schon erwähnt, die Urbarmachung 
von Ödland im Vordergrund stand, sondern auch danius, daß 
Friedrich II. ilie Bedeutung der Teilung des Herrenlaudes für 
die Abschaffung der Frondienste nicht recht gewürdigt hat. 

Was nun zunächst die kleinen deutschen Staaten betrifft, .so 
ist festzusf eilen, daß in Anspach im .lahre I7.Ö7, in Baireuth 
17l)9 die meisten Domänen in Erbzinsgüter aufgeteilt wurden.''^) 
17;>r> wurde auch in Wal deck eine Meierei abgebaut und unter 

') Kbenüa, Urkunden Ö2I, Ö42 ta. ftS4, 616. 622, 6;il,6.SS. ') \ (fl. Hüll- 
mann a. a. 0., ferner tudlow a. a. 0., 8. 17. 
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zwölf Erbpächter verteilt.*) In Messen- Diirnistuilt wurden 177i5 bis 
1813 Domänen in fünfhundert Stellen aufj^eteilt. 

Diijjegen Hießen die Nachrichten über die Teilung von Hnuern- 
gUtern nur sehr spärlich. 

Wie während des .Mittelalters schon in Italien und lauge 
bereits vor der llevolution in vielen Teilen Frankreichs, so hatte 
sich, wie es scheint, auch in manchen (iegenden Deutschlands, vor 
allem am Rhein und in einigen mittel- und süddeutschen Staaten 
ein Zustand herausgebildet, welcher der Freiteilbarkeit sehr nahe 
kam. 

In jenen kleinen Ländern, in denen der Grundherr keine so 
ausschlaggebende Stellung einnahm wie in Österreich und Preußen, 
oblagen die Teilungsbewilligungen den landesfürstlichen Beamten. 
Vor allem gilt dies hinsichtlich der Domänen. Die betretfendeii 
Landesgesetze wurden nun wahrscheinlich mancherorten im Laufe 
der Zeit laxer gehandhabt. An anderen wieder kam es infolge der 
Anschauung von der Überlegenheit des Kleinbetriebs zu direkter 
Begünstigung der Teilungen durch die Beamten, wozu sie von der 
Regierung manchmal direkt aufgemuntert wurden. So war im 
Kurfürstentum Sachsen durch Mandate aus den .lahren 1(123, ItltlP 
und 1732 ebenso wie anderwärts die Teilung der Bauerngüter 
verboten worden.*) ln den sechziger Jahren des XVlll. Jahrhunderts 
wird sie dann unter der Voraussetzung gestattet, daß einerseits die 
neugebildeten Teilstellen ein verhältnismäßiges Ausmaß der auf der 
Stammstelle ruhenden Lasten übernehmen und anderseits ein Teil 
der Felder mit den Häusern untrennbar verbunden würden. In 
flahin abzielenden Verordnungen wurden die mit ihrer Handhabung 
betrauten Beamten darauf autiuerksam gemacht, daß die Teilung 
und Verkleinerung iler Betriebe vorteilhaft sei.“) 

*) Worülicr der Domänenunitmanr. Friedr. Wilhelm Waldeck in seiner 
Schrift .Über die Unzertrennlichkeit deutscher liauernjfftter'' 117H4) berichtet. 
') Vjsl. H ü 1 1 Ul a n n a. a. 0. ’) Vgl. li uc h en be rge r, .Agrarpolitik. 1, S. 484 tf, ; 
Koscher. Nationulökonomik de.s Ackerbaues (Xlll. Aiifl.), S. dKi tf.; Flour 
de Saint (ieiiis, ha proiirietö rurale en Friince. likri, S. 14.ö 11. •) Vgl. 
Winkler, Über die Verkleinerong der llauerngöti'r, 17Ut. •') So heißt es 
in einem Schreiben zur Krledigung der bandesgcbrechen : .Und wie dem- 
nächst in einem ohnstreitigen l’rincipio beruhet, daß. je weniger Grundstücke 
ein Bauer oder Landwirt besitzt, desto besser und tüchtiger er solche 
beurbaren kann, und je mehr Güter mit ('bernehiming proportionier- 
licher Onerum geteilt werden, desto mehr Hiüide zur Beiirbarnng der Felder 
kommen und desto mehr (ielegenheit zur Vermehrung der .Mannschatten 
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Besonderes Interesse beansiiruchen die uns interessierenden 
Malinalmien. speziell die Doinänenpolitik in Schleswig-Holstein und 
in ( Isterreicli. 

In S c h 1 e s w i g - H o Is t e i n ’) wurde mitunter dem Eintluli 
der Schrift von Oeder-) und anderer Theoretiker 17l>3— ST die 
Parzellierung der vorhandenen Domänen vorgenommen. Doch war 
bereits die Teilung einer Keihe von privaten Hittergüteni voran- 
gegangen. 

Als erster hatte, wie wir bereits wissen. Graf Hans Ran tzau •*) 
im Jahre 1740 damit begonnen, das Hoffeld allmählich zu verringern 
und erst auf den entfernten, dann auf den näher gelegenen Schlägen 
tüchtige Leibeigene als Erbpächter anzusetzen. Ebenso hatte im 
Bezirk .\ngeln die Neigung zu kleinem Grundbesitz und sorgtaltiger 
Bewirtschaftung schon vor 1705 zu Parzellierungen der Hofwirt- 
schaften geführt, wobei diese entweder ganz aufgelöst oder bedeutend 
verkleinert wurden. Zugleich wurden hier die Frondienste und. 
soweit Leibeigenschaft vorhanden war. auch diese aufgehoben. Als 
im Herzogtum die Leibeigenschaft allgemein abge.schatlt wurde, waren 
denn auch in Angeln bereits alle Güter geteilt und Leibeigene 
nicht mehr vorhanden. 

1703 wurde dann durch königliche EntschlielJung die Ver- 
äußerung der Domänen anbefohlen und von einer Ire.sonderen 
Kommission in den .lahren 1703 — b7 durchgefUhrt. Die Durchschnitts- 
gröUe der bei dieser Gelegenheit ueugebildeten 1100 Stellen be- 
trug 30 Tonnen zu 320 Quadrntruten (wohl gegen K> Hektar). 
Auf jedem Gute wurde die Parzellierung nicht allmählich, sondern 
auf einmid vorgenommen. •) 

Die Regierung wollte durch ihr Beispiel ilie privaten Guts- 
besitzer zur Nachahmung anspornen, um so auf gütlichem Wege 
zu der sonst für undurchführbar gehaltenen Beseitigung der Leib- 

KCKvIien wird. Die Krüilirunf.' aucli solches hestiitti);). da starke (lüter eher 
caduc werden und um spatesten wieder an Besitzer gebracht werden, dahingegen 
dnll in Thüringen so wenige caduee Landgüter sind, bloß dem Wulzen und 
Disiuenibmtionen ziizUKchreibeii ist — — also bleibt ein einziger fall, da die 
Vereinzelung der Grundstücken schädlich sein kann, übrig: wenn nämlich die 
Häuser giinzlich abgetrennt worden.* (Winkler a. a. ()., .S. S.'i.) ') Vgl. 

zum folgenden: llanssen a. i,. O. Vgl. oben. S. 4.*i ff. Vgl. oben. 
S. 4H f. *( Hanes e II (a. a 0, S. Io!! li'.l ist der Ansicht, man hatte die 
Domänen zwar veräußern, aber nur wenig verkleinern .sollen. Denn die größeren 
Höfe hätten in den Herzogtümern ganz unzweifelhaft einen höheren lleinertrag 
ubgeworfen. 
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eif^enschiift zu Vielfuch erftlllteii sicli auch diese Erwai- 

tuiujen in den aclitzif^er und neun/.iifer Jaliren erat in Schleswig und 
dann auch in Holstein, worUltor eine Heihe von Berichten vorliegen.') 

i; Einen groUartigen Charakter tragen die Bestrebungen 
und MaUnahnien in der Kichtung besserer Aufteilung des Bauern- 
landes und der Doinänenzerschhigung in Österreich.-) 

Hier wurde bereits seit der Mitte des XVIH. Jahrhundert« 
ununterbrochen zunächst auf die Parzellierung allzu großer Bauern- 
wirtschaften mit allen Mitteln hiiigearbeitet. Inmier wieder werden 
die Kreisäinter angewiesen, Dominien unil Untertanen auf die 
Notwendigkeit und die Vorteile intensiver Kultur und damit auch der 
Teilungen aufmerksam zu machen und die untertänigen Teiluugs- 
gesuche zu begitnstigeii. ln Schlesien wird den Dominien sogar 
die Befugnis einer Dienststeigerung eingeräumt, um sie zu Teilungen 
zu ermuntern, während auf den Domänen .Aushilfsprämien von 
fünfzig (iulden für jede XeubegrUndung eines Bauernhofes gewährt 
wurden. Den Untertanen wieder wurde die Möglichkeit geboten, 
sogar gegen den Willen der Herrschaft aus .erheldiclien Ursachen“ 
die Teilungen durchzusetzen. ’i .An eine volle Freiteilbarkeit wurde 
jedoch weder unter .Maria Theresia noch unter .Fosefll. 
gedacht, obwohl sie zu Ende der achtziger .lahre erörtert wurde. ') 
Vielmehr wurde schon seit den fünfziger Jahren des Will. Jahr- 
hunderts unwirtschaftlichen Teilungen, welche Herrschaften zum 
Zwecke der Uobotsteigerung oder um Teillegungen vorzuiiehmen, 
dann während der Napoleonischen Kriege, um für die Bauern 
durch ihre Selbstilndigmachung Befreiung vom Kriegsdienst z\i 
erlangen, zu begünstigen pflegten, entgegengew irkt. '‘I !So kam es zur 

') Vfrl Haiis.sen a. a 0„ S. 3t! If. ,So sind zu erwalineii: liruf Holk, 
.N'aehrieht von der f'eänderteii Kinrichtun^ des ttutes Kckliof. 17SO; Otte, 
Über die Niederle^anar des iJatos Muasleben usw., 1704; llerivlit des liuts- 
besitzer.s Sc li a I b ii r^: auf Niitsehuu, 1787: Nnc brich teil von einipen . . . 
Viobesserunpen auf dein . . . Hute Kixdurf, 170H. — Hanssen erwähnt überdies 
(.S. auf.) auch noch eine Dinkussion der Krape :nit Kerechnungen des liewinne.s 
für Hiitsherren und Untertanen, die 17llö;l)t) in den t’rovinzialberichten statt- 
gefunden hat, *1 Vgl. 7.uin folgenden; Urünberg. llauernbefreiung. I, 
.S. ojio — 311 , II, S. :;,32 — der,sclbe. Studien zur ö.'iterreichischen .^grar- 
ge.schichte (111. Hestiftungnzwung und bäuerliches Krbrecht), S. löfi — 233: Mell, 
liauernbefreiung in Steiennark. l'.iol, S. 107 ti'.; von Mises. I Jutsherrlich - 
b.iuerliche Verhältnis.se in Ualizien, 1002. S. tiO — 71. Vgl. tJrünberg, 

.Studien, S. 202 f. Vgl. l■'runberg. ebenda. Vgl, tiriinberg. ebenda, 
S. 10.') If. 
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Einführung des sogenannten „Bestiftungszwanges“, den man nach 
(irUnberg*) chanrkterisieren kann als „Unteilbarkeit des land- 
wirtschaftlichen Klein- und regulierte Teilbarkeit des Mittelbetriebes“. 
Es wurde nanilich bestimmt, daU jedenfalls die Spanntahigkeit der 
Stelle nicht gefährdet werden dürfe. Die von ihr abgetreiinten 
Stücke aber dürften, wenn sie nicht zur Bildung einer neuen 
spanntahigen Stelle ausreichten, nur einer bereits bestehenden 
Wirtschaft zugeschlagen werden. Das MaÜ der SpannfUhigkeit 
war in Böhmen im Flachland mit vierzig Metzen (7’i5 Hektar) 
Aussaat fixiert, ln Mähren bildete ein Viertelbauerngrund die 
Untergrenze für eine zulässige Teilung, ln Schlesien schließlich 
wiu- das MindestausinaU für die Spannfähigkeit nicht zitier- 
mäßig bestimmt.-) Die österreichische Kegierung befolgte also 
im ganzen die von den Theoretikern vertretenen Ginindsätze: Teil- 
barkeit der zu großen Güter zur Hebung der Landeskultur, aber 
nur insoweit, daß eine Bauernfaniilie auf der verkleinerten, 
beziehungsweise neugebildeten Stelle ihren ordentlichen Unterhalt 
finden konnte. 

Nicht minder interessant ist die Art, wie in Österreich die 
Lösung lies Problems einer Domänendisniembratioii versucht wurde. 
Die Erörterung hierüber sowie auch über die .Meierhofzerstücklung 
auf den Privatdoniänen begann bereits im .lahre 17(!4.®) ln den 
folgenden .lahren setzte sie immer wieder ein. wobei aber nur 
mehr von einer Teilung der ShuitsgUter die Hede war, während 
man den Gedanken der Zerstücklung der Privatdominien fallen 
ließ.'') .\ber erst 177.Ö beschloß dann Maria Theresia auf 
Anregung des Hofrates Anton von Kaab die Verwandlung der 
Domänen in Bauerngüter und übertrug ihm zugleich ihre probe- 
weise Ausführung auf den zwei Ex jesuitengütern Schurtz und Schatzlar. 
Im nächstfolgenden Jahre wurde dann beschlossen, das „Kaabsche 
System“ auch auf den übrigen Exjesuiten- und Kameralgütern 
einzuführen. •') 

1777 veröffentlichte Haab auf Veranlassung der Hegierung 
einen „Unterricht über die Verwandlung der k k. böhmischen 
Domänen in Bauerngüter“, in welchem die Prinzipien, nach denen 
er vorging, an dem Beispiel der Kamnierherrschaft Podiebrad 

*) V'gl. <i rünlierg, ebenün, ,S. 2 o‘.l. *) Vgl. (• ril n lie r g. eliendn, S. üil.S tt. 
b Vgl, lirUnlierg, lianernlierreiung. I, S 2iMi : II, S. 33'-’ ft. ‘f ' sfl- Griin- 
berg, cbemla. S. 3117 I. “) Vgl. Hrünberg, ebcmlii, 8. 303 ft'. 

Orünborg, SlmUi’ii il. '* 
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«•rläuttTt und dif Vorteile des neuen Svstenis fQr Merrscliafteii und 
Bauern liereclinet «uideii. Dieser , Unterricht“ sollte weitere 
Kreise mit dem Sy.item bekannt machen und zur Xachahmunt; 
aneifern. 

Uber die Bewe;;(rriinde der Zergliederunf' der Domänen äuUert 
sieh diese Schrift foloendermaüen : Der wahre lieiehtum eines 

Staates hiin''t von der Mellte des Volkes, diese vom Unterhalt ab. 
Der Unterhalt kann nur von der Erde Gewonnen werden. Der 
Ertrao der Erde aber beruht auf dem Feldbau, dieser auf der 
besten Kultur und verhältnisinäüi<ren Verteiluni' der Grundstücke. 
Die beste Kultur ertbrdert tlen irrößten Fleill. der nur vorn Fhpen- 
tUmer oder solchen, denen er unmittelbar zu Nutzen kommt, er- 
wartet werden kann Der wahrhaft verhältnismäßigen Verteilung 
der Grundstücke stehen jedoch die allzu großen Bauerngüter und 
noch mehr die ungleich größeren adeligen Meiersehaft.sgründe ent- 
gegen. Verwandlung der Leibeigenschaft in wahre Untertänigkeit. 
Verwandlung der |{«d)oten in x\rbeit zum eigenen Nutzen, Her- 
stellung einer besseren Kultur, Verteilung der Meierhofsgründe 
unter mehrere Besitzer, Wachstum der Bevölkerung, Vereinfachung 
der bisherigen Wirfschaftslühtung sind die Gründe, welche die 
Kaiserin bewogen haben, die bisherige Eigenwirtschaft auf den 
Domänen in ein neues System zu bringen und die letzteren in 
kleine bäuerliche Erb]mchtungen zu verwandeln. 

Bei der Meierhofzerstücklung wurden alle Bauern unentgelt- 
liche Eigentümer ihrer Stellen. Den neu angesetzten NVirten wunle 
der Grund ebenfalls unentgeltlich, die Gebäude aber zum Schätzungs- 
wert überlassen. Die Bobot wurde abgelöst und in .\bgaben ver- 
wandelt. welche in Böhmen die ersten zehn .lahre in Geld. dann, 
falls keine andere Vereinbarung getroffen wurde, in Getreide zu 
prästieren waren, in .Mähren alrer zur Hälfte in Gehl, zur Hälfte 
in Getreide bestanden. 

Das Svstein sollte auch aut den Besitzungen der königlich 
böhmischen Städte eingefUhrt werden und wurde auch auf die 
Exjesuiten- und Kameralgilter sowie auf ilie städtischen Güter in 
Mähren ausgedehnt. 

Was die l’rivatdominien betrifft, so Irerichtet Baab schon 
1777 im „Unterricht“ von einer Beihe von böhmischen Herrschaften, 
auf denen sein System eingeführt wurde. 

') Vgl. II r ii n l>e rg. ('Iii.'mlii. I. S. 2nri f. 
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In Mähren wimlen für das „Meierliofs/.erstQcklunjf.s-“ oder 
.Uobotabolitionssysteni“ auf' den l’rivatj'ütern besondere Grundsätze 
ausjfearbeitet und 1779 eine eigene Uobotabolitionskominission mit 
deren Durchführung betraut. Eine lieilie von Privatdoininien führte 
auf Grund deraell)en das System auf ihren Gütern ein.') 

Ebenso fand auch in Steiermark das neue System Anwendung 
— hier aber, wie es scheint, mit geringerem Erfolge als in den 
Sudetenländern. ln dem damals erst kürzlich erworlteneu Galizien 
sclilieUlich wurde das Rivabsclie System hauptsäclilich zur Heran- 
ziehung fremder Kolonisten verwendet.^) 

Auch unter Josef II. wurde die Einführung des Hobot- 
abolitionssystenis energisch gefördert. In Mähren wurde dabei auf 
Staats- und PrivatgUtern das ursprüngliche Vererbpachtungssystem 
beilmhalten ; in Böhmen dagegen, wo es neu zur Anwendung kam, 
das Zeitpachtsystom eingefUhrt. *) 

In Österreich ist also die Verwandlung der Domänen in 
Bauerngüter von groUer Bedeutung gewesen ; eine Bedeutung, die 
sie allerdings ebenso wie in Holstein dem Umstand verdankte, daLl 
die Zerstücklung des Herrenlandes eine willkomiuene Gelegenheit 
zur .Abschaffung der hVondienste bot. Doch war es die Überzeugung 
von der Überlegenheit des Kleinbetriebs, welche die ausgesprochene 
oder unausgesprochene A'ontussetzung des ganzen Systems bildete. 

') V(fl. (Jiünberg. Itauernlx-freiang, I, S. 310. Über die (ie»chiebte 
der Meierhorszerstflcklung und Robotabolitioii speziell in Mitliren wird ein 
demnächst erscheinendes Werk von Dr. Heinrich Kohn des näheren unter- 
richten. ’) Vgl. .Mell a. a. 0.. ,S. 2ol tV. ’) Vgl. von Mises a. a. 0., S. 7o. 
') Vgl. tirünlierg, Biiueriibefreiiing, I, S. 3<)!l f. 


r.* 


Digitized by Google 



ZWEITKR ABSCHNITT. 

Die Betriebsfrage in der ausserdeutsehen Literatur und 
deren Einfluss auf Deutschland. 

I. Kapitel. 

Die literiu'i.<che Beliandlungde.s Beti-ielt.sproblenisaus.serlialb 
Deutscblamls. 

(IJuesnay. Suiith. Youiiff.) 

)5 1. I*ie Diirstelluiifj der Hehaiidlunjf, die unser Problem in 
der aiiüerdeut.sehen Literatur erlialten liat, fällt /ww an sieh aus 
dem Itahmeii dieser Studie heraus. Docli muß sie mindestens jfe- 
streit’t werden, da ilie Entwicklunjr iler Problemstellunj' und Be- 
antwortung vor allem in Frankreich und Fhioinnd auf die deutschen 
Publizisten zweifellos bedeutenden KinHiil! geübt hat. ’) 

Wie in Deutschland, so scheint auch in diesen beiden Ländern 
bis zur Mitte des Will, .hihrhunderts die Entscheidung zugunsten 
des Kleinbetriebs gelautet zu haben. Daß in Frankreich — wie 
.Auge-Laribt’ behauptet-) — erst die Phvsiokraten sich mit 
unserem Problem beschäftigt hätten, i.st sicher nicht richtig. .Fedeii- 
falls war, um nur einige bekannte Namen zu nennen, Forbonnais^) 
‘1722 l^tlO» ein (iegner großer (lilter; desgleichen Goudart^) 


‘) Vgl. zum fiilgemlen besemleis ii ge- l.a ri ij e. Itriiiide oii pelite 
propriele. tilirJ: Levy, l.undwii'tsclml'tlirher tiriiUlietrieli in Knglund. 1904; 
Wolter«. Agrai'zustUndc und .\grai|pioldeine in Krankreirh. I!KI.'>, und die 
biteratnrangabon dascllisl. *) Vgl. A u g e - 1. a r i b e a. a. 0., .S. Hl. 

,i/nii'roi«seui<‘nt de la |imduction territoriale «erait en vain attendii 
tb‘« grands proprip-taires : la «eule et uniijue t!«i>erance pourra etre foiidee «iir 
le besoin et l inolinatiun naturelle di-s proprietaire« nii-diocn.'«.* ^Forbonnais, 
l'rineijie« t'*eonoini<|ues, in I> a i re • .M o I i n u r i, Mölanges <r«-eoiu)niie politique, 
1, !s. 190.) *) Vgl. lioudart. Interöl« de la Frame u«w.. IT.öti. 
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(172Ü — 1800) uimI sogar Miral)eau*) (1715 — SO) vor item Er- 
scheinen der Artikel voiiQuesna}' über den Gegenstand. 

Hier wie in England, wo unter anderen Wallace-) (f 17711 
für den Kleinbetriel) eingetreten ist, beruhte die Vorliebe für den 
mittleren und kleinen Betrieb auf bevölkei'ungspolitiscben Motiven 
wie auf dem Wunsche nach Verbesserung der Bodenkultur. Als 
dann seit der Mitte des Will. .Jahrhunderts die Getreidepreise in 
die Höhe gingen und zugleich, wahrscheinlich infolgedessen, eine Ver- 
gröÜerung der Betriebe durch Zusammenlegung kleiner Pachtungen zu 
größeren begann — ilas später sogenannte Clearing of estates — du 
wurden nicht bloß vielfach größere Güter für die hohen Getreidepreise 
verantwortlich gemacht, sondern sogar zu wiederholtenmalen, wenn- 
gleich stets erfolglos, eiu gesetzliches Verbot derartiger Zusammen- 
schlagungen angeregt. wie ein solches schon früher in Frankreich “) 
und Belgien *) gefordert worden war. 

Eine entscheidende Wendung in der Stellung zu unserem 
Problem vollzog sich erst durch die Physiokraten, vor allem durch 
t)uesnay. der ein entschiedener Parteigänger „großer Kultur" 
ist. “I Um seine Ansichten richtig zu würdigen, ist vor allem festzu- 
halten. daß ihm „gr.amle culture“ nicht gleichbedeutend ist mit 
Großbetrieb. Vielmehr versteht er unter ihr kapitalreiche Kultur. 
Diese hinwiederum wird dann einmal als Arbeit mit Pferdegespann 
derjenigen mit Ochsenzügen als der kleinen Ivultur gegenüber- 
gestellt. ein andermal alrer mit der Kultur des Pächters (fermieri 
identifiziert, im Gegensatz zum Betrieb des Halbpächters (mötayer) 
als der kleinen Kultur.*) 

Wie wenig Kleinbetrieb und Kleinkultur sich bei tjuesnay 


') .Quelle cliffercnrc de l:i fertility d'iin petit doinnine ipii fouriiit ä lii 
sulisintutice d'une fnmille laborietiHe. ii eelle de ees vastes ounipngiies livri'e» 
(1 des fermiers p.vssngers ou ä des agents parcsseuz. Le teriitoire d'nii 
canton ne saurait etre trop divise; e'est cette repnrtition qui fnit toute la 
vivifieation dun etnt." (Mirabenu. .\ini des hoinmes. bei 1) a i r e - M o 1 i n ar i 
a. a. ().. I. S. lO.'i ff.) •) Vgl. Wallace, Dissertation on the nuuibers of 
inankind. IT.’i.H. (Zitiert bei Voung. I’olitische Arithmetik Ideutsch], 1777, 
S. 8t, Ü7t.) •) Vgl. Voung, Travel sthrougb France during the jears 1707, 

1788, 178(1 (11. Aufl.t. 11. Teil. Kap XI, S. t07 11'. *) Vgl. Voung. .\nnaU 
of agricnlturc. Vll. Bd., 8. .’i20 ff'. ‘) uesnnj, Oeuvres, publiees par Oncken, 
1888. ") ,Les terres sont roinniuni^iuent cultivt'es jiar des fermiers avec des 
cheveau)! ou |iar des mi'tayers avee des boeufs.“ Vgl. den 17.70 zuerst er- 
schienenen Artikel .Fermiers“ a. a. 0.. S. 100, und den .Artikel .(irnins“ ebenda. 
S. lim ff. 
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(lecken, zeigt sich darin, daß er die durchschnittliche Größe der in 
kleiner Kultur behauten Güter mit HO arpents (.loch) und einen 
Viehstand von 12 Rindern veranschlagt, an anderer Stelle aber 
von Pächtern (feriniers) spricht, die zwei oder drei PHOge haben 
und die er trotzdem der großen Kultur zurechnet. ') 

Die große Kultur erzeugt den größeren Rohertrag. Die auf- 
gewendeten Kapitidien unterstützen w irksani und steigern die natür- 
lichen Kräfte des Bodens. Während der Halbpächter von seiner 
geringen Ernte, die er mit dem Eigentümer teilt, kaum genug zu 
seinem Lebensunterhalte erübrigt und ihm nichts für Rej)araturen 
zurückbleibt, hat der reiche Pächter genügendes Kapital, um alles 
aufzuwenden, was den Ertrag des Bodens steigern könnte. Die 
große Kultur bringt aber auch den größeren Reinertrag hervor. Denn 
sie arbeitet mit verhältnismäßig geringen Kosten, während die Ochsen- 
arbeit des imdaycr teurer und schlechter ist als Pferdearbeit. ■ 
Die große kapitalintensive Kultur vermehrt aber auch den Reichtum 
des Staates. Denn sie ist produktiver, ohne daß sie eine Kosten- 
steigerung mit sich brächte, während bei der kleinen Kultur die 
Kosten durch den Grund und Boden getragen werden, von dem 
große Stücke als Viehweide verwendet werden müssen, statt dem 
Ackerbau zu dienen. Endlich vennehrt die große Kultur die ländliche 
Bevölkerung. Denn der reiche Pächter braucht Arbeitskräft(>. Er 
beschäftigt daher die Bauern und behält ihre Kinder zur Ackerarbeit 
zurück, wohingegen das bei der kleinen Kultur nicht der Fall ist.-’i 


’) Kliendn, S. 1S4, Text nnd .\iimerkuiig. ’i Die große Beileutung, 
(He (.^ueHiiiiy der I’ierdearbeit als Kennzeudieii großer Knitar beilegt, 
dürfte sieb durch lokide Verballnisse erklären. — Voung, .\nnuls. IV. lid., 
S. llt, b((streit((t die Überlegenheit der Pferdearbeit und hält Oehsenarbeit für 
be.s.ser und billiger. ’) .Plus les labourenrs sont riebe.«. i>lus ils augmentent par 
leurs fucultf-s le produit des terres et la pnissanee de In nature. ün ferniier 
)ianvre ne peut cultiver ipi'au drSsavantage de I Ktut, paree (pfil ne peut obtenir 
par son tnivail ln production (pie ln terre n accorde ((U « ’me cnlture opulente." 
(l^uesiiay, Art. ,Periniers“ a. a. 0„ S. 174.) .La portion rpie ces nietayers 
retirent de leur petite n’colte (pii cst partagce nv(>c le proprädaire ne peut 
sutl'ir (pie pour leurs propre« besoins, iU ne ])Cnreiit reparer ni iitn(!diorer 
les biene. Oes pauvres enitivateurs si pen ntiles ii l'Klat ne reiir(5sentent pas 
le vrai laboureur, le riebe ferniier (pii enltive en grund. (jui gouverne, (|ui 
eomniande. i|ui innltijdie ses (b''|ienses pour angmenter les protits, ipii ne 
negligeant ancun nioyen. auenn avantiige particnlier fait le bien gi'-m'-ral, qui 
eniploie ntilenient les babitnnt« de la Campagne. <iui peut cboisir et attendre 
le teiups favorable pour le dc'hit de ses gruins. pour l'acbat et pour la vente 
de ses be.«tianx. t.'e sunt les riclie.sses des feriniers (jui fertilisent In terre. 
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Quesnay tritt also in erster Linie für den kapitalreiohen 
lletrieb ein. Er entscheidet sich aber auch für den Großbetrieb ’). 
obwolil er der Betriebsweise offenbar eine größere Bedeutung bei- 
legt als der Betriebsgröße. 

In vieler Hinsicht, führt er aus, sind die Ausgaben auf großen 
Gütern, die viele Pflüge be.schäftigen, nicht höher als auf kleinen 
mit einem Pflug. So müssen auch die kleinen Güter den Pächter 
lind seine Familie erhalten. Die Ausgaben für den Schäfer sind bei 
einer kleinen Herde fast dieselben wie bei einer großen. Das 
< jebüudekapital ist bei großen Gütern verhältnismäßig geringer. 
Die.se ersparen daher Menschen und Geld und erzielen größere 
Erträge und höheren Gewinn. -) Mit Rücksicht auf diesen höheren 
Heinertrag (produit net) sind sie ilaher dem Staate nützlicher. 

Die angeführte Behauptung Quesnays, daß die großen 
Betriebe weniger Menschen erfordern, stellt allerdings in einem 
gewissen Widerspruch zu der anderen, daß kleine Betriebe der Be- 
völkerungsz,uuahnie nachteilig seien-*) — ein fViderspruch, in den 
.sich später auch Young verwickelt. 

()uesnay scheint, und das muß als sehr wesentlich hervor- 
gehoben werden, an eine entgegengesetzte Bewegung von Roh- 
uud Reinertrag nicht gedacht zu haben. Einerseits hält er die große 
Kultur sowie große Güter **), wegen der bei ihnen höchsten Pro- 
dnktionssteigerung, im Interesse des Staates gelegen. Anderseits 

i|iii iiiuItijilieDt les bestiaux, ijui attircnt et i|iii tixent les liuliitiints des riiiii- 
p.lgne» et qui tont la force et la prowpcrite de la nation.“ (Kbcnda. K. isy.) 
— ,I,e.s frais qii'exige cette (pctite) ciilture. iie sont pns inoins ronsiderables 
ipie ceux de la culture avec des cheveaux; iiiais en d^faut de l'argent qui 
manqiie daiis cea jiroviiiees, c'cst la terre elle iiieme ijui subvient au frais. On 
laisse la terre en friehe pour !a püture des boeufs delabour. ‘ .Au.ssi. exeeptA 
l’acbat de.s boeufs, c'est la terre elle-menie qui avame tou» les frais de la 
eultiire, iiiais d'uiie iiianiere fort onf-reiise au jiroprietaire et eneore plus ii 
l'Ktat. car les terres qui resteiit ineultes priveiit le proprietaire el l'Ktat du 
produit cpie I on en tirerait par In culture." (.Art. .tirains-“ u a. 0.. 2oo II.) 
‘I Vgl. a. u. 0. .Art. ,Fermiei-s“, .S. 180, .Art ,flrain.s‘, S. -Jli IV., und , .AI axime.s 
generales" ... (1758), XV, .S, 331. “) „.Au.ssi les riches laboureurs ijui occupent 
idnsieurs charrues cultivent beaucoup plus avantageusement pour eiix et 
pour l'Ktat, rar ils epargnent d'lioinines, ont moiiis de depenses et un plus 
grnnd produit. Kes terres cultivees en detail par de |)ctits fenuiers exigent 
plus d'hoiiinies et de depen.ses et les pro fit s sont beaucoup plus bornes." 
(.Art. .llraiiis“ a, a. 0., ,S. ‘218.) „La inultipliciti'- de petits ferniiers e.sf |)re- 
judiciable ä la poiiulation." (Kbcnda.) *) Vgl, Art. .tiraiiis-* u. a. O., 8. -JOO. 
•'■) Ebenda, .S, 218. 
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alter erscheinen ihm Großhetriehe als dem Staate vorteilbiifl, weil 
sie einen hohen Ifeinerti’ag abwerfen. •) Er erblickt also das Ziel 
der Volkswirtschaft gleichermaßen in größtmöglichem Hob- und 
Ueinertrag, während man in späterer Zeit gegen große Güter oft 
den Vorwurf erhoben hat, daß sie um der Erzielung eines höheren 
iteinertrages willen oft den Rohertrag vermindern. /,. B. zu Zeiten 
hoher Wollpreise große Strecken fruchtbaren Ackerlandes in Schaf- 
weide verwandeln. .\n solche Möglichkeiten dachte jedoch (juesnay 
noch nicht. 

S ‘ 2 . Im Gegensatz zu (juesnay hat .\dam Smith dem Bt- 
triehsproblem wenig .Vufmerksainkeit geschenkt. Es tinilen sich 
hierüber in seinen ^Verken bloß spärlich verstreute Äußerungen. 

Bei Besiirechung der Nachteile im Gefolge von großem und 
künstlich durch die Fideikommisse zusammengehaltenein Grund- 
eigentum, meint er-|: „ein großer Landbesitzer lasse sich selten 
die Verbesserung seiner Güter sehr angelegen seiir“. „Um Land mit 
Vorteil zu kultivieren“, fahrt er dann fort, „ist wie bei allen anderen 
Handelsunternehmungen ein strenges Achten auf jede kleine Er- 
sparnis, auf je<len geringfügigen Gewinn erforderlich, ilessen der 
Erbe eines großen Vermögens auch bei einem sjjarsamen Charakter 
selten fähig ist. Die Lage eines solchen Mannes führt ihn von 
selbst dazu, mehr auf Verschönerungen Bedacht zu nehmen, die 
seinem Geschmacke Zusagen, als auf (Jewinn, dessen er so wenig 
bedarf.“ Pracht und Luxus, an die er von .lugend auf gewöhnt ist, 
„leitet ihn auch, wenn er dazu gelangt, an die Verhe.sserung seines 
Grundbesitzes zu denken“. 

Schwere Nachteile zeigen sich auch dort, wo das Land an 
Pächter und Halbpächter ausgetan ist. Denn weder die.se noch jene 
sitnl an der Verliesserung des Bodens interessiert, der nicht ihnen 
gehört und dessen Ertrag sie mit dem Eigentümer teilen müssen. ^i 
Dies gilt Itesonders von Halbpächtern, während Zeitpächter mit 
langfri.stigen Verträgen in günstigerer Lage sind, weshalb denn 
auch von großen und reichen I’ächtern nächst den kleinen Eigen- 
tümern die meisten Verbesserungen ausgehen.'’’! „Ein kleiner 
Grundeigentümer, der jeden Teil seines Gebietes kennt, der 
es mit aller Liebe betrachtet, welche Eigentum, liesonders kleines, 

') Vgl. Maximes. XV. a. a. O., S. 3:UI. ’) Vgl. Smith. Volkswohl.staiiü 
1 17T7J (hcnut/.t wurde die Cheraet/.ung von .Äscher), III. Buch. II. Kap.. S. 377. 
“) Klicnda. S. 37s. Kin »iiiUer oft zitiertes Argument. *) Khenda. S. .SSI It. 
■■') Klieiida. S. ilSä. 


Digitized by Google 


73 


eiiiflößt, und der deshalb seine Freude daran findet, es niclit l)loß 
zu kultivieren, sondern auch zu schuiUcken, (ist) in der Regel der 
betriebsamste, einsichtsvollste und glücklichste Verbesserer der 
Landwirtschaft.“ Es ist daher ein schwerer Nachteil, daß in Europa 
Primogenituren, Fideikommisse etc. die Zerstücklung großer Güter 
und dadurch die Vermehrung kleiner Grundeigentümer verhindern, 'i 

Aus (Kmselben Gründen, aus welchen Smith kleines Eigen- 
tum dem Pachtbetrieb verzieht, tritt er auch gegen Domänen auf, 
da diese in den Händen von Privatpersonen viel besser genutzt 
werden könnten. 2) Die Domänen Großbritanniens trügen, meint er, 
wahrscheinlich höchstens den vierten Teil der Rente, die sie im 
Privatbesitz abwerfen würden, und da die Rente fast nirgends mehr 
als ein Drittel des Wertes der Bodenerzeugnisse ausmache, so lasse 
sich die Einbuße des Staates daraus leicht ermessen. Smith fordert 
deshalb Teilung der Domänen und deren Versteigerung, wodurcli 
der Staat sofort zu einem im V^ergleich zu seinen bisherigen Ein- 
künften aus der Domänenverwaltung bedeutenden Einkommen aus 
dem Kaufpreis gelangen würde. Nicht nur hierdurch allein aber, 
sondern auch unmittelljur infolge der intensiveren und besseren 
Bodenkultur, die durch Steigerung der Produktion und der Be- 
völkerungszunahme zu einer Vermehrung der öffentlichen Ein- 
künfte, der Zolleingänge und der inneren V'erbrauchsteuern führen 
w Urde. 

Der vorstehend skizzierte Gedankengang Smiths ist durchaus 
nicht neu. Wenigstens in Deutschland waren die gleichen Erwägungen 
lange vorher schon geäußert worden. Wenn also S m i t li in dieser 
Hinsicht auf die deutsche Publizistik von Einfluß gewesen ist. so 
gilt das nur in dem Sinne, daß er durch das Gewicht seiner Per- 
sönlichkeit bereits herrschende Ideen noch verstärkt hat. .ledenfalls 
ist S m i th s Bedeutung für die Beurteilung des landwirtschaftlichen 
Betriebsproblems gering gegenüber dem entscheidenden Einfluß 
seiner Argumente für das verwandte Problem der Freiheit oder 
Gebundenheit des Grundeigentums. Indem er entschiedener noch 
als die Physiokraten den Grundsatz vertreten hat, daß die Individuen 
ihr Interesse am besten zu wahren wissen und daß der Staat sich 
deshalb jedes Eingreifens in die landwirtschaftliche Produktion und 
die Verteilung des Grundeigentums zu enthalten habe, hat er das 
Hauptargument für die Freiteilbarkeit geliefert, welche mit den 

’l Ebenda, IV Kap., S. 40.">. ’) Ebenda. V. H.. II. Kap., S. .'U.'i. 
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iimleni Sinithschfii Gruiulsützeii in Dt-utKciiland festen FuU ge- 
faüt hut. 

Ks ist iiocli von Interesse, Smiths Stellung zum Ertraij^- 
jM'üblem kennen zu lernen, obsclion er dasselbe nicht im Zusammen- 
hänge mit der Retriebstrnge erörtert hat. In bezug hierauf ist nun 
testzustellen, daß er dein Rohertrag die gröUte Redeutung für die 
\ olkswirtschntl beilegt, Reichtum und, soweit dieser die 

Macht bedingt, die Macht eines jeden Landes muH stets im Ver- 
hältnis zu seinem Jahresertrage, dem Fonds, aus welchem zuletzt 
alle Steuern zu zahlen sind, stehen. Die große Aufgabe der Volks- 
wirtschaft ist aber die Erhöhung des Reichtums und der politischen 
und ökonomischen Macht eines Landes.* •) 

All einer anderen Stelle vertritt Smith allerdings eine ab- 
weichende Ansicht.-) 

Man müsse nämlich, führt er dort aus, wie bei den Einnahmen 
einer l’rivatperson auch bei der Gesamtbevölkerung zwischen rohen 
unil reinen Flinnahmen unterscheiden. «Die rohe Einnahme der 
ganzen Revölkerung eines Landes begreift den gesamten .lahres- 
eitrag ihres Rodens und ihrer Arbeit, die reine Einnahme den 
freien l'berrest na<h Abzug der Kosten . . . Auch ihr (^der Re- 
völkerungl wirkliches Vermögen ist nicht durch ihre rohen, sondei n 
durch ihre reinen Einnahmen bedingt.“ Doch rechnet Smith zu 
den volkswirtschaftlichen Kosten bloß die zur Erhaltung des iixen 
Kapitals und des (ielduinlaufs nötigen Aufwendungen. Der Teil 
des umlaufenden Kapitals, der in Form von Nahrungsmitteln, Stoffen 
und Fabrikaten direkt in den Konsum Ubergeht. z. R. in der Form 
von Arbeitslohn, ist nach ihm zwar den privatwirtschaftlichen 
Kosten znzurechnen, volkswirtschaftlich aber reine Flinnahme. 
Einkommen. 

Die zwei Rehauptungen, einmal; der Reichtum eines Landes 
werde bestimmt durch das .lahresprodukt. ein andermal aber: das 
X'ermögen eines Landes werde durch seine reinen Einnahmen be- 
stimmt. bilden einen unlöslichen Widerspruch Es sei denn, daß 
Smith mit .lahresprodukt (annual jiroduce) nicht den Rohertrag 
gemeint hat. wie dies immer behaujitet wird, sondern nur den in 
einer .lahresperiode neugeschaffenen Wert, den Wert der neu ge- 
schallenen l’rodukte nach Abzug der in der Produktion konsumierten 
\\ erte. Da die Unterscheidung des Roh- und Reineinkommens der 

’) Eilend:), II. li.. V. Kail., S. 3(iti. Ü Ebendii, S. >~ö. 
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Bi-stimiiiung ries Heiclitunis durch das Jahresprodukt vorausgeht. 
ist diese Annahme nicht uninöglich In der Literatur wird Sinitli 
aber jedenfalls als ein Vertreter des größtmöglichen Rohertrages 
aiigeselien. 

§ 3. Von ungleich größerer Iledeutung ftlr die Entwicklung 
der volkswirtschaftlichen Literatur Deutschlands über das landwirt- 
schaftliche Betriebsproblein als Quesnay und Smith ist Arthur 
Young gewesen. Seine Argumente sind von den deutschen 
Anhängern großer Güter immer von neuem wiederholt worden. 
Immer wieder waren anderseits die Gegner bemüht, sie zu wieder- 
legen. Sie fordern daher besonders ausführliche Darstellung. 

Young') .steht den 1,’hysiokraten näher als seinem großen 
Laudsmanii, und zwar auch hinsichtlich der Frage nach der Betriebs- 
größe. Er .war nicht bloß Xationalökonom, sondern vor allem ein 
landwirtschaftlicher F’achschriftsteller ersten Ranges und gerade als 
solcher hat er — durch seinen Eintluß auf Albrecht Thaer — 
große Bedeutung für die deutsche Landwirtschaftslehre gewonnen. 

Young tritt für den Großbetrieb ein. Dies erklärt sich zum 
Teil aus der tatsächlichen Entwicklung der englischen Landwirt- 
schaft in der Richtung der bereits oben konstatierten \'erdrängung 
des kleinen und mittleren durch den Großbetrieb seit der Mitte des 
XVHL Jahrhunderts, während noch Justi England den Deutschen 
als Muster eines Landes vorhält, in welchem mit Erfolg gi-oße 
Grundbesitzungen in Form von kleinen und mittleren l’achtbetrieben 
bewirtschaftet würden. Young sucht nun nachzuweisen, daß 
die Entwicklung zum Großbetriebe hier ökonomisch berechtigt sei 
und dem Interes.se der Volkswirtschaft entspräche. 

War die Frage vor ihm bloß theoretisch behandelt worden, 
so sucht er ihr praktisch beizukonimen. Zu diesem Zweck stützt er 
sich auf ein von ihm selbst gesammeltes statistisches Material über 
zweihundert Farmen verschiedener Größe.") Die Ergebnisse seiner 
Erhebungen beziehen sich auf Pachtzins. Betriebsgröße, Boden- 
benutzung, Viehstand, und zwar ebensowohl auf Zug- wie Nutzvieh 
(.Milchkühe, Mast- und Jungvieh, Schweine), auf die Zahl der 
-\rbeiter, und zwar getrennt nach Dienern (servants), Gesinde 
(maids. boys) und Taglöhnern (labourersb endlich auf die s])eziellen • 
Kultiygattungen und den Ertrag der .\ckernutzung. 

') VrI. (Iber Vouiig; Schmidt im Hdwftrtcrb. <1. Staatuw. (M. .\ull.), 
VII, S. 1*21 tf. ’) Vifl. oben S. 27. ’) V){l. Voung. A .sis montb tour tliroiig 
the North of Kngland, 1771, IV. Hd , 8. 193 tf. 
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In die Details der Youiij^scheii Krhelimif; kann hier nicht 
näher eingegaiijyen werden. So sei denn nur das Kndresultat der- 
selben wiedergegeben. ') 

I. Farmen von zwei bis vierhundert Acres sind hinsichtlich 
des Viehstandes ilive stock) den kleineren ini Verhältnis von ö'/j 
zu 3®/4 überlegen, den größei'cn dagegen im Verhältnis von ö zu 1 : 
wobei die Dinge so verlaufen, daß Zugvieh und Milchkühe mit der 
Größe der Wirtschaft abnehmeii, die Zahl des Mast- und .lung- 
viehs dagegen mit der Betriebsgröße bis fUnfliundert Acres wächst, 
um dann rapid zu fallen. 

II. I’achtungen Uber fUnlhundert Acres sind hinsichtlich der 
Bevölkerung den kleinen im Verhältnis von S '/2 zu ti'/i überlegen. 

III. Pachtungen, die über dreihundert Pfund Pachtzins tragen, 
liefern ein Produkt (offenbar des Ackerbaues), welches sich zu dem 
kleiner Güter verhält wie S'/a 

Zu diesen Schlußf(d”erungen Youngs ist zu bemerken, daß 
er die Bevölkerung nicht wirklich erhoben, sondern bloß annähernd, 
und zwar offenbar zu hoch berechnet hat-): ferner, daß er als 
Produkt Idoß Ackererzeugnisse berücksichtigt, wodurch der Klein- 
betrieb zu kurz kommt, der nach zeitgenössischen Zeugnissen schon 
damals wenig Ackererzeugnisse und viel tierische Produkte zum 
Markte gebracht hat. ■’) Die Ergebnisse, zu denen Young gelangt 
ist, haben daher wenig praktische Bedeutung, aber um so mehr 
historische. Die betrett’cude Abhandlung ist im .lahre 1784 von 
Schlettwein übersetzt worden. Sie hat auch aller Wahrschein- 
lichkeit nach in Deutschland viele Leser gefunden. .ledenfiills steht 
fe.st, daß sie von II e r re n sc h w an d und Kraus als Grundlage 
für ihre Berechnungen benutzt worden ist. 

An anderen Stellen seiner Schriften h.at sich Y o u n g mit dem 
Problem der Betriebsgröße in mehr theoretischer \Yeise beschäftigt. 

') KWenda. S. ZH4. Uö7. 'I Yotiiiff nimmt an. daß fünf Sechstel der 
Farmer und neun Zehntel der Tafrlöhner verheiratet »eien, und rechnet uut 
jeden eine lünfküptijse Familie. Da er seihst hervorheht, daß beim Kleinhetrieh 
da» Gesinde, beim Großltetrieb die Tafflühner überwiegen, so können IrrtünuT 
in den obigen Annahmen große Versehiebungen hervorrufen. Nun ist die 
.Annahme, neun Zehntel der Taglfthner seien verheiratet, sicher übertriel>en ; 
nicht minder die Grüße der Taglöhnerfamilie. Bedeutet ja die Ziffer von fünf 
Köpfen pro Tnglöhnerfamilie vier nielitverdienende Familienmitglieder. ’) \ gl. 
Levy a. n. 0., 8. (i ff. *) Im Archiv für Menschen und Bürger. Vlll. Bd.. 
8. IH-J ff. 
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Von Interesse ist dabei dessen ini Vergleich mit der Fragestellung 
bei (iuesnay ungleich schärfere Formulierung. 

Welche Momente, sagt Youug, sind für den Wert der ver- 
schiedenen Betriebsgrößen maßgebend ? Sind hierfUr entscheidend 
der Roh- oder der Reinertrag, die Menge der verkäuflichen Produkte 
oder die Bevölkerungszunahiuei' Und er beantwortet diese Frage 
folgendermaßen: Der Rohertrag allein ist nicht maß- 

gebend, denn weuu zu dessen Höchsterzielung so viel Menschen 
notwendig sind, daß er durch deren Erhaltung aufgezehrt wird, so 
kann es keine Manufakturen, keine Städte und keinen Fortschritt 
geben. ') Das Land bleilit dann außerdem politisch schwach. Die Be- 
wohner mußten verhungern, sobald sie vom Boden entfernt würden. ^ 
Aber auch der Reinertrag für sich scheint nicht aus- 
schlaggebend zu sein. Denn unkultivierte Strecken können 
einen solchen bei Verwendung als Straße oder Weide eventuell 
in höherem Maße abwerfen als der fruchtbarste Garten. 

Man sieht: was Quesnay noch nicht zum Bewußtsein ge- 
kommen war, das anerkennt Voung bereits: daß nämlich die Be- 
wegung von Ridi- und li’einertiag nicht notwendig parallel ist.'*) 
Er erklärt alter auch weiter, daß ilie Bevölkerungszunahme eben- 
falls nicht den wahren Maßstab für die Beantwoi-fung der auf- 
geworfenen Frage abgeben könne. Denn das Wachstum der Be- 
völkerung erweise sich als schädlich, sobald es von einem liber- 
maß von Elend begleitet werde. Ein System, das Men.schen züchte, 
um sie verhungern zu lassen, sei ganz verfehlt. ■*) Dagegen bilde 
zwar keinen idealen, aber immerhin den verhältnismäßig besten 
Maßstab die größtmögliche Menge der verkäuflichen 
Produkte. Denn diese habe zur Voraussetzung ebensowohl hohen 
Roh- wie hohen Reinertrag. Von ihr hänge aber aiicb die /unahmi' 
der nichtlandwirtschaftlicben Bevölkerung ab. 

Young schließt also hieraus, daß die Menge der verkäuflichen 
Produkte oder ihr Geldwert als der für den Wert der Betriebsgröße 
entscheidende Faktor anzuschen sei-') — wobei freilich, nebenbei 

') Vgl. Young. Travels troiigh Krame usw., II. Teil. XI. Kap.. S. 407. 
’) ,0n th« nece.ssity of avoiding all pulilic regulutiuiis relative to tlie si'/i' 
of tärnis.* (.^nnals of agriciiltiire. VII. Hü. 117s(i|, S. .'^ilo tf.) Gic ÄiiUerunu' 
stammt aus dem .fahre 17sl. *) Vgl. Voiiiig. Travel.s a. n. ().. S. 4os. *) .Tlieie 
eannot he any merit in a System Ihut hreeds people to starve. Food and 
emplojnient must therefore he in view as well as people.“ (Khenda.i 
*) Kbenda, S. 108. 
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heiiierkt. bei ihm eine «Gewisse Unklarhert vorwaltet. Denn die 
Menge der verkäuflichen Produkte kann zu-, ilir Geldwert zugleich 
oder sogar dadurch ahnehnien. Ebenso wie Roh- und Reinertrag 
können sich auch Menge und Geldwert der verkäuflichen Produkte 
in entgegengesetzter Richtung bewegen. 

.ledentälls hält Young von seinem Gesichtspunkte aus Be- 
triebe von dreihundert bis sechshundert Acres für am günstigsten 
gestellt, während bei den kleineren Betrieben unter hundert Acres 
— bei dieser Grenze läbt er schon kleine Güter beginnen — ja 
selbst von hundert bis zweihunilert .Acres, das Verhältnis von Land. 
Kapital und Arbeit am ungünstigsten sei. ') Denn die Inhaber so 
kleiner Wirtschaften seien arm und ihre Armut wachse in clem 
.Malle, in dem die GröUe der Farm abnehme. Und während der 
Gewinn eines grollen Pächters nicht bloll zu de.ssen und seiner 
Familie Unterhalt ausreiche, sondern auch noch einen Überschull 
tllr Verbesserungen zulasse, werde der Gewinn aus kleinen Betrieben 
zur Gänze für Unterhaltszwecke in Anspruch genommen, so dall 
dem Pächter nichts für ertragsteigernde Aufwendungen übrig bleibe. 
Kurz, da Young von der .Anschauung ausgeht, daß auch der 
kleine Pächter seinen Unterhalt bloß aus dem ReingeAvinne deckt, 
so erscheint ihm notwendigerweise die absolut geringe Höhe des 
Reinertrages kleiner Güter als ein Hindernis für .Meliorationen. 

Ursache der Verkürzung des Reingewinnes kleiner Güter sei 
weiter, daß der Landwirt größere Kosten habe. Er halte mehr 
Zugvieh, vor allem Pferde.-) Ferner .sei zwar auch auf großen 
Farmen die Arbeitsteilung geringer als in der Industrie, in kleinen 
Betrieben sei sie jedoch ganz unmöglich. Wenn es dort eigene 
Hirten, eigene PHüger usw. gel)e, so müsse hier ein Mann alle 
.Vrbeiten hintereinander verrichten und könne Spezialisierung nicht 
Platz greifen. Nicht einmal eine Schaflierde. das wichtigste För- 
derungsniittel der Landwirtschaft, könne auf kleinen Gütern gehalten 
werden, oder bloß zu solchen Arl)eitsko.sten. daß der Profit davon 
aufgezehrt werde. 

Große Pächter könnten auch leichter Meliorationen durch- 
führen, wie denn auch tatsächlich alle Verbesserungen und neuen 
Betriebsweisen von ihnen ausgingen und ohne sie der Fortschritt 

■) Eöenda. S. 4011. Nach den Erhel>mi(fen A'ounjjB in A »ix month 
Tour usw. 8. 224. entfallt ein Stück Zugvieh : bei Fai-men bis zu 20f) Acre» 
auf je I.j; von 200 — 4<M) .^cres auf Je 2r» : von .'>00 .Acres anf je 32 .Acre». 
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der Landwirtsclmfr in Eiif(land nicht niöfjlich jfeweseii wäre.*) Wie 
iiiiniichtlicli des Iteinertrawes seien große Güter hleinen auch liin- 
sichtlicii des Rohertrages überlegen. 2) Ebenso sei ihre Steuer- 
leistnng. weil von der Größe des Reinertrages abhängig, höher als 
l)ei kleinen. •’) 

Was schließlich das Verhältnis von Revölkerung und Betriebs- 
größe /ueinander betriß’t, so sind die Äußerungen Y o n n gs so 
widers]iruchsvolI wie die von Quesnay. Einmal bebauptet er 
nämlich, kleine Betriebe erzeugten eine größere Bevölkerung, was 
al)er kein Vorteil sei, da dies nichts anderes bedeute, als Münder zu 
.schallen, ohne ihnen Nahrung zu geben. *) Ein andermal wieder 
s)>richt er den großen Gütern die größere Bevölkerung zu. Große 
Farmer seien reiche Farmer. Sie kultivierten den Boden besser. 
Bessere Kultur bedeute aber größeren Arbeitsaufwand. *■) An einer 
dritten Stelle endlich führt er aus, der bessere Ackerbau auf großen 
(.nltern erfordere mehr Hände, ernähre aber trotzdem eine größere 
nicht ackerbautreibende Bevölkerung. Freilich sei dieser letzte 
Vorteil um so größer, je weniger Hände in der Produktion Ver- 
wendung finden, weswegen auch die Einführung arbeitsparender 
Maschinen günstig zu beurteilen sei. “) 

Bezeichnend ist ilie Art, wie Young das zugunsten kleiner 
Güter häufig angeführte Argument, dieseliien seien aus militärischen 
Gründen großen vorzuziehen, weil sie die Zahl der wehrfähigen 
Bevölkerung vermehren '). widerlegt. Leute, erklärt er, die gewohnt 
sind, den Acker zu l)estellen, werden ungern Soldaten. Eine Aut- 
fassung, die allerdings in Fjngland mit seinen geworbenen Heeren 
richtig sein mag. nicht aber Allgemeingültigkeit beanspruchen darf. 
Young will auch nicht zugeben, daß kleine Güter ein Mittel 
bilden, tüchtige Taglöbner heranzuziehen. Denn niemand arbeite so 
schlecht für andere wie der, der gewohnt sei, für sich zu arbeiten.*') 
Endlich liehauptc't er noch, daß der Kleinbetriel) zum Verkauf 
gezwungen sei und dadurch Anlaß zur Bildung von Monopolen — 
offenbar Händlermonopolen — biete, während der große Farmer 
mit dem Verkauf warten könne. Dies sei mit einer der Gründe. 

>1 Vgl. .\nnuls a. a. ()., S. .'>10 8'.; Travels trough France, S. 407 8.; 
l’olitical arithinetic, 177 t (deutsch 1777), S. 271. ’) \'gl. Annnls ii. a 0., fS. .')l,’i. 
"j Vgl. -Annnls 11 . a, O., S. 517. ‘) Vgl. Travels trough France, ,S. 400. *') ,(lood 
ciiltiire in inost case.s is hat another word for much labemr.* (A six munth 
Tour usw., !S. 2.5.H.) ") Vgl. Annals a, a. ()., S. ö20. ’) Ebenda, S. 513. 

“i Ebenda. S. 410. 
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\veswt*j?oii in Frankreich die Laj^e der kleinen Landwirte schlechter 
sei als die der Taglöhner. ') 

Vertritt nun aber Y o u n die Ansicht, daß der Großbetrieb 
die üherlef^ene Betriebstbrm darstelle, so ist er doch weit davon 
entfernt, gesetzliche Mußuahnieu zu seinen Gunsten zu fordern. Er 
bekämpft bloß die Verbote der Zusammenlegungen und wünscht 
auch hierin volle Bewegungsfreiheit für die Grundeigentümer.-) Es 
müsse alle Arten von Betriebsgrößen gehen, um Kapitalien aller 
Größen zu beschäftigen Es müsse sogar Güter von zwanzig bis 
dreißig Acres gehen, damit die Arbeiter zum Sparen angesponit 
würden. Diese notwendige Abstufung der Betriebe und die Ver- 
hinderung jeder Übertreibung nach der einen oder anderen Bichtung 
sei bei voller Freiheit durch das privatwirtschaftliche Interesse der 
,Iandlords“ atn besten gewährleistet. Denn bei allzu weitgehender 
V^■rminderung der kleinen Pachtgüter werde der Pachtzins steigen 
und so einen .\nsporn zur Teilung großer Pachtungen bilden und 
umgekehrt ■*) 

Zeigt sich Young so als entschiedener Verteidiger voller 
Freiheit der Großgrundbesitzer bei 'l'eilung oder Vereinigung von 
P ach t b e t r i e 1) e n. so fordert er anderseits Teilungsbeschränkungen 
für kleine Eigentuinsbetriehe. ■*) Diese, meint er, haben vor 
kleinen Pachtbetrieben den Vorzug besserer Kultur. Von allen 
Kleinwirten wirtschaften die kleinen Eigentümer am besten. Da- 
gegen bietet das Eigentum den Nachteil, daß es nach dem Tode 
des Besitzers weiter geteilt wird, und zwar in oft ganz unwirt- 
schaftlicher Weise. So sei die Hodenverteilung in Frankreich bereits 
viel zu weit vorgeschritten und es wäre daher ganz berechtigt, 
ein Minimum von einigen .Acres festzusetzen, unter welches bei 
Teilungen nicht herabgegangen werden dürfe. 

Dieser Forderung liegt offenbar der höchst bemerkenswerte 
(iedankc zugrunde, daß man Teilungen von Pachtgütern ruhig 
ihren Lauf lassen könne, weil sie sich ausschließlich nach ilentabilitäts- 
erwägungen vollziehen, Kleineigentunisteilungen dagegen, die na- 
mentlich durch Tolleställe, also durch Gründe nichtwirtscliaftlicher 
Natur, veranlaßt werden, deshalb auch nicht in unbeschränktem 
•Maße zula.ssen dürfe. 

ln späteren .lahreii hat Young, belehrt durch die sozial- 

‘) KlieiiiUi. S. 111. ”) Vfil. Annals ii. ü. ().. S. iVi2. Ehemla, K. .V22. 

*) Vi;I. Travi'U trongh France, S. 112 11'., 117. Kliendil. 417. 
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politisch so nachteiligen Folgen der Zusammenlegung kleiner 
Fachtungeii, sein Urteil über diese geändert und sich lebhaft für 
die Bildung von Parzellenbetrieben (Allotments) eingesetzt. 

S 4. Fragen wir nunmehr, welche neuenflleinente in die Diskussion 
des landwirtschaftlichen Bctriebsprol)Ienis durch die Franzosen und 
Engländer eingeführt worden sind, so ist folgendes festzuhalten. 

I. Vor allem begegnen wir einer neuen und schärfer for- 
mulierten Problemstellung. Der populationistische Gesichtspunkt 
tritt zurück, die Frage nach dem Ertrage in den Vordergrund. 
Dem privatwirtschaftlichen Heinertrag wird Bedeutung beigelegt, 
entsprechend seiner wichtigen Rolle in der Lehre der Physiokraten. 
während die Kameralisten vor allem den Rohertrag, die höchstmög- 
liche Kultur des Bodens in Betracht gezogen hatten, die Rentabilität 
dagegen böchstens soweit, als es sich um Staatsdomänen handelte. 

Young speziell zeigt verschiedene Möglichkeiten auf, wie 
an das Problem heranzutreten sei und entscheidet sich dann für 
eine derselben. 

II. Finden wir Analogien zwischen gewerblichem und land- 
wirtschaftlichem Grollltetrieb gezogen. Die Umstände, welche den 
ersteren begünstigen — Arbeitsteilung, Spezialisation, Verwendung 
arbeitsparender Maschinen, Verminderung der Gebäudekosten — 
werden auch auf den landwirtschaftlichen Großbetrieb angewendet, 
ln der ileutschen Literatur dagegen, soweit diese die Güterteilungen 
bekämpft hatte, waren l)loß politische und staatswirtschaftliche 
Gesichtspunkte zur Geltung gekommen ; in betreff der Bauerngüter 
insbesondere auch Rücksichten auf grundherrliche Ansprüche. 

III. Wird sowohl in England als auch in Frankreich die große 
Bedeutung des Kapitals sowohl für die Produktivität als auch für 
die Rentabilität der Landwirtschaft erkannt. Wenn dann oft der Groß- 
betrieb mit dem kapitalreichen Betrieb identiliziert wird, so ent- 
spricht diese Annahme wohl größtenteils einem Mißverständnis. 
Das absolut größere Kapital großer Landwirte wird mit dem relativen, 
dem Kapital pro Flächeneinheit verwechselt. Anderseits haben sich 
in England große Kapitalien der Landwirtschaft zugewendet und 
natürlich in großen Betriel)en Anlage gesucht, so daß die letzteren 
dort tatsächlich kräftiger w.aren wie die kleinen, ln Deutschland 
aber lagen, wie schon früher betont '), die Dinge auch in dieser 
Richtung anders. 


*) Vgl. Levy a. u. O., ,S. it‘2. 
(trUnberK» KtuiUen If. 
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IV. Vom Auslmul jrelit ciullicli die Fordeiuns; der freien 
Gruiidl)esitzbewe<'uiig aus. Der Grund und Boden sidl nicht allein 
von Diensten und Ahijaben entlastet, sondern auch dem Eigentümer 
volle Verfilgungsfreiheit Uber seinen Besitz eiiigeriiumt «erden. 


11. Kai>itel, 

Der Einfluss der Pliysiokratie auf die Heiiaiidliing des 
H(‘triebs]>roI>Ieins in Deutschland. 

S 1. Von den Anhängern der idivsiokratisehen Lehre in 
Deutschland kommt für unsere Frage in erster Linie .luliann August 
Schlettwein in Betracht, dessen Iia\i]itwerk ') Boscher-) als 
„ein fiirinliches Lehrbuch der IMiysiokratie'" charakterisiert. 

„Als Ziel der Staatsverwaltung" erscheint ihm „Fliege des 
Landbaues in der Richtung der Erzielung eines möglichst ludien 
Rohertrages“. Denn „das Menschenleben und die Freuden des 
Menschenlebens sind Effekte, die nicht anders als durch den GenuU 
der Frodukle des Erdboilens wirklich werden können*.'^) Daher 
„mul! ein jeiles Grundstück iler Erde auf das vollkoinmen.ste ge- 
nutzt werden, nirgends nur ein fStUck Eide, das nicht seiner Xatur 
nach unlirauchbar ist, unbenutzt liegen bleiben“ weil „Bevölkerung, 
Industrie, Künste, Kommerziell, Wissenschaften nur zunehnien 
wenn die Benutzung der (irundstücke des Erdbodens zum llaupt- 
augenmerk der ganzen Gesellschaft wird“.-"’) 

Nicht jede Art des Rohertrages ist aber für Staat und Gesell- 
schaft gleich nützlich. An erster Stelle steht vielmehr die Erzeugung 
des Bedarfes an unentbehrlichen Nahrungsmitteln und Kleidung, 
ln zweiter Jjinie erst darf an den Anbau von Luxusptlanzen 
«’ie z B. Tabak gedacht werden.*’; 

Daß ein so gearteter höchster Rohertrag nicht immer auch 
einen höchsten Reinertrag bedeutet, .sondern vielmehr oft bloß auf 

’) Schlettwein, Rio üriiiull’este des Staate« asw.. 177!>. .talierdeni 
hat Soh. 17SI im VIll. Ude. de« ,.\rchivs für Meiiaihen and Hiirgei“ eine 
Übersetzung von Arthur Yo 11 n gs Brief .Über große und kleine Wirtschaften* 
aus der „Iteise durch den Norden Kngland«* veriilfentlicht. Klieudn iiii IV. Hde. 
finden «ich .Aufsätze von z.wei Schülern Schlettwein«: Wernher und 
Crainer. über die Teilung der liauerngütiT. welche ganz von Schlettwein 
inspiriert sind -) Vgl. Roscher, (ie.sehichte, S. 4’'7 : da.sclb.st auch bio- 
graphische Daten Uber Schlettwein. ’) Vgl. Schlettwein, (triindfeste, 
Vorrede. •) Kbcnda. S ' Kbenda. t^ (i. ") Kbendii, SS ö7 If. 
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K’ostun dfs HoiiuTtragfs er/.iflt wt*rdi‘ii kann, dmiiber is>t sicli 
Schluttwein el)enso\venig klar wie Quesnuy. Seine Funlerung 
lies größtmöglichen Uohertrages hindert ihn daher auch nicht, 
ebenso entscliieden für den größtniögliclien IJeinertrag einnutreten 
und alles, was diesen zu vermindern geeignet ist, für schiidiich zu 
erklären, wobei er — in Übereinstimmung mit den Physiokrateii 
— unter reinem den Rohertrag nach Abzug der Kosten, ein- 
schließlich der Löhne für Lohnarbeiter und der Ünterhaltskosten 
für die Familie des Besitzers oder Pächters, versteht. 

Schlettwein sucht dann die Fläche zu ermitteln, die ein 
zweis|iänniger Wirt vollkommen bearbeiten kann, und stellt zu 
diesem Zweck Flrtragsberechnungen an, die ihn zu folgendem 
Resultat führen. '-) Ein Morgen Ackerland bedarf zu seiner Be- 
stellung während einer dreijährigen Rotation 37 Tuge, also 12 '/^ Tuge 
jährlich. l>a nun der Landmann 300 Arbeitstage im Jahre hat, so 
ist er, wenn er über einen zweispännigen Rinder- oder Pferdezug ver- 
fügt, imstande, jährlicb 24'/;; Morgen Feld auf das vollkommenste zu 
bewirtschaften. Dabei übersieht unser Autor vollkommen einerseits 
den Wechsel der Jahreszeiten und die Abhängigkeit der Land- 
wirtschaft von demselben — weswegen sich die Zahl der pro .lahr 
bestellbaren Morgen unmöglich einfach mittels Division der Arbeits- 
tage eines .lahres durch die zur Bestellung eines Morgens notwendige 
Arbeitszeit berechnen läßt. Anderseits vernachlässigt er die Ver- 
schiedenheit der Bodenheschatfenheit und die danach wechselnde 
Arbeitszeit für die gleiche Fläche. Dagegen zieht er wenigstens in 
Betracht, daß der Landmann mit Rücksicht auf den Witterungs- 
wechsel nicht ununterbrochen arbeiten kann und daher zur schnelleren 
Verrichtung mancher Arbeiten Gesinde und Taglöhner braucht. Je 
mehr Hilfskräfte er aber verwendet, desto mehr .\rheitszeit erübrigt 
er für andere Beschäftigungen. Deshalb muß seine Viehhaltung groß 
genug sein, um ihm zur Ausnutzung seiner Arbeitskraft Gelegenheit 
zu geben. 

Eine zweite Frage, die nach dem richtigen Umfang einer 
Wirtschaft, beantwortet Schlettwein dahin, daß sie mindestens 
groß genug sein müsse, um den Landmann mit seiner Familie 
durch Landbau und Viehhaltung voll zu beschäftigen. Ist dies der 
Fall, so reicht seiu Arbeitsverdienst zu seiner und seiner Familie 
Erhaltung sowie zur Bestreitung aller Wirtschal'tsauslagen gerade 

') Ebenda. lil, 22, 17. Ebenda, SS bii tl'., sO H'. 
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hin und es veihleil)t ihm der reim: Ertnig zur Verliesserung seiner 
Kultur sowie zur Anschaffung industrieller Produkte. Hut er 
dagegen weniger Land, als zu seiner vollen Beschül'tigung erfor- 
derlich ist, so inuU er vom Reinertrag leben und kann daher wenig 
oder nichts anderen Klassen und Menschen zuflietien lassen. Der 
Staatsverwaltung erwächst daher die positive Aufgabe, die Ver- 
einigung kleiner Wirtschaften zu immer größeren herbeizuführen. ') 
.\us den gleichen Gründen erscheint natürlich die unbegrenzte 
Zerstücklung und Teilung der Landgüter als absolut schädlich. '-) 
Denn im selben Maße, wie diese wächst, vermindert sich die 
Arbeitsgelegenheit sowie die Möglichkeit genügender Viehhaltung 
für Bearbeitung und Düngung der zerstückelten Felder. 

Trotzdem will Schlettwein nichts von einer st-aatlichen 
Beschränkung der Verfügungsfreiheit des Eigentümers über seinen 
Grund und Boden wissen, sondern empfiehlt bloß Aufklärung über 
die Schädlichkeit der Teilung und hoHt so, die Bauern zu ver- 
anlassen, sellrst gesetzliche Teilungsbeschränkungen zu fordern. Für 
diesen Fall solle dann bestimmt werden, daß der Umfang eines 
Bauerngutes nicht unter 24 oder äußerstenfalls 12 Morgen sinken 
dürfe. Dies würde die Bauernfamilien aufrecht erhalten und nicht 
eine nach der anderen, wie es .jetzt geschieht zugrunde gehen 
lassen. 

Die Domänen hält Schlettwein für schädlich, weil sie den 
Fürsten zwingen, mit den Untertanen zu konkurrieren. Kr empfiehlt 
daher, sie in Stellen von mindestens 24 Morgmi kapitalkräftigen 
\Virten zu überlassen.''*) 

Schlettweins Ansichten stellen eine nicht unwesentliche 
Verschlechterung der physiokratischen Lehre dar. Was diese in 
landwirtschaftlich-technischer Beziehung ziigunsfen des Großbetriebes 
anführt, erwähnt er gar nicht. Im Gegenteil, .jene Berechnung der 
zur Bestellung eines Morgens notwendigen .Arbeitszeit läßt darauf 
schließen, daß er fllr die Flächeneinheit ohne Rücksicht auf die 
Betriebsgröße immer denselben .Arbeitsaufwand für notwendig hält. 

Von größerer Bedeutung hingegen ist seine .Ansicht, daß dort, 
wo die .Arbeitskraft der Familie des Landwirtes voll ausgenutzt 
winl, der Arbeitslohn zur Erhaltung der Familie ausreicht, die 
reine Rente also für die anderen Bevölkerungsklassen und zu 
Meliorationszwecken übrig bleibt: während d<wt, wo das Gut zu 

') Kliemta. S '’Ü. ’) Eliemla. !j§ !IO t. Eliend.i. § ae'J. 
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klein ist, der Arbeitslohn nicht ausreicht und daher die reine Rente 
zur Deckung des Unterhalthedarfes herangezogen werden inuU. 

Das wUrde zwar die Forderung rechtfertigen, dati Güter nicht 
unter jene Grüße geteilt werden sollen, die eine Familie voll be- 
schäftigt. Die andere Forderung, es sollten aus kleineren Gütern 
immer größere werden, erklärt sich hieraus niclit. ') liier spielt 
offenbar die von Frankreich und England Übernommene Ansicht, 
daß große Pächter reiche Pächter sind, eine Rolle. Voraussetzung 
der ganzen Argumentation ist hierbei die Annahme, daß jedes 
Grundstück außer den Bestellungskosten reine Rente abwerfe. 

Auch hinsichtlich der Domänenfrage bleibt Schlettwein 
hinter anderen zurück, da er als Argument für die Domänenver- 
äußerung bloß die Konkurrenz des Fürsten mit seinen Untertanen 
anführt, während von den anderen deutschen Schriftstellern bereits 
lange vorher weit wichtigere .\rgumente angeführt worden sind.-) 
2. Stark unter ausländischem Eintluß steht der Schweizer 
H e r re n sch w an d (1730 — 1807i“). der den liberalen Eklektikern 
zuzuzählen ist, da er ebensowohl merkantilistische und physiokrati.sche 
Elemente, wie Lehren von Adam S m i t h, aufgenommen und ver- 
arbeitet hat. ■*) 

Die Betriebsfrage beantwortet er mit den Plnsiokruten und 
Young zugunsten der Großbetriebe. 

Er unterscheidet ein System absoluten und ein System rela- 
tiven .Vekerbaues (Systeme d’agriculture absolue, Systeme d’agri- 
culture relative); je nachdem sämtliche oder nur ein Teil der 
Volksgenossen Anteil an Grund und Boden haben. Unter der Herr- 
schaft des ersten Systems ist die ganze Bevölkerung imstande, ihre 
Bedürtnisse selbst und unmittelbar zu decken. Im zweiten 
dagegen finden die Landlosen ihren Unterhalt dadurch, daß sie als 
Sklaven oder Leibeigene den Boden der Grundbesitzer bestellen 
oder dadurch, daß sie — wie in moderner Zeit — sich gewerb- 

') Ist man niclit der .Meinunj', duß ffroßc liütcr einen relatii höheren 
Reinertrinr ahwerfen — und diese Ansicht i'iiißert Schlettwein nirtfcnd.- — 
so bleiht es sich jfleich. ob die Rente ans der ü’asche eines größeren oder 
mehrerer kleiner Landwirte den anderen Klassen der BevOlkcrunjr zufließt. 
’) Vol. oben, S. IH ff., 2« ff. ’) Von H e r r e n s c h w a n d s in franzö.sischer Sprache 
erschienenen Schriften kommen hier vornehmlich in Hetmcht: Discour« snr 
la Population, 17fif> (11. Ausjr. ITü.ä) und Disconrs snr In division des terres. 
178 s. *) Vjfl. über H e rr e n.s c h w a n d : Koscher. Oeschiehte, .S. .'iitß, mul 
tiarnier im „Dictionnaire de reconomie politifiue-. I. S. SW) I'. 
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lieber Tiitiffkeit widmen uml deren Erzeugnisse gegen Lebensmittel 
iiustauschen. 'i 

Im System absoluten Ackerbaues erscheint der Zeitpunkt, 
in dem Übervölkerung eintritt. durch die Art der Bodenverteilung 
bedingt. Die Grenze der Bevölkerungszunahme — die durch den 
Xahrungsspielraum gegeben ist — wird um so trüber eiTeicht sein, 
je kleiner die ursprünglichen Bodenanteile sind. Unter der Vor- 
aussetzung. daü eine Verbesserung der Kultur in demselben Matie 
IMatz greift, als die Betriebe kleiner werden, wird eine steigende 
Bevölkerung von sell)st durch Teilung der ursprünglich gröüeren 
Betriebe zur Vervollkommnung der Kultur und Steigerung der Pro- 
duktion führen. Das Endresultat wird also trotz venschiedener Boden- 
aufteilung das gleiche sein, nur daß die Grenze des Bevölkerungs- 
zuwachses bei schon ursprünglich kleinen Gütern früher erreicht 
werden würde. Ein Volk tut deshalb bei Eroberungen gut. das Land 
anfangs in große Lose zu zerlegen und den Rest der Bevölkerung 
anderwärts anzusiedeln. .Jedenfalls ist. wie das Beispiel Roms zeigt, das 
notwendige Expansionsbedürfnis agrikoler Nationen, die mit kleinen 
Bodenanteilen anfangen, auch für die übrige ^Velt eine Gefahr. 

Man sieht : diese Ausführungen haben mit der Betriebsfrage 
wenig zu tun. Sicherlich beweisen sie höchstens, daß Eroberervölker 
ihre Eroberungen möglichst weit auszudehnen hal>en. Ob aber, wenn 
ihnen dies gelingt, den vorhandenen Familien kleinere Bodenanteile 
zugewiesen werden und der Rest in Gemeineigentum verbleibt, 
welches nach Maßgabe der Bevölkernngszunahme in Privateigentum 
Uberzngehen h.ätte, oder von vornherein die Landlose größer bemessen 
werden, um Teilungen zuznlassen, ist an sich gleichgültig. 

Viel wichtiger sind die Bemerkungen 1 1 e r re n s c h w a n d s 
über die beste Art der Grundbesitzverteilung unter der Herrschaft 
eines Systems relativen A ckerbaues. s) 

Das Glück eines Volkes, erklärt er, besteht nicht, wie viele 
meinen, in der möglich größten Bevölkerung, sondern in wahrem 
Reichtum. Eine Bevölkerungszunahme, die nicht von einer Zunahme 
des Reichtums begleitet ist, vermindert das allgemeine Wohlergehen.^) 
Nun wird aber der Reichtum eines Landes bestimmt clurch das 
Verhältnis der notwemligen Subsistenzmittel zu den Fabrikaten. 
Denn je weniger eine Nation — infolge größerer Produktivität 

') Vgl. Discours sur la iioiuilation, 30 rt'. ’) Klienda. S. 375 ff. ') Vjft. 
Di'i'oms »ar la division des terre.s, .S. til. *) Elienda. .S. (i!l. 
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liuidwirtschaftlicher Arbeit — sich auf die Erzeujfuiifj notwendiger 
Lebensmittel beschiänken inuU, je mehr sie sich gewerblicher 
Produktion zuwenden kann, uni mit dieser höhere LebensbedUrl- 
nisse zu befriedigen, desto reicher ist sie. Die Menge der Fabrikate 
ist nun abhängig von der Zahl der Industriearbeiter, diese selbst 
wieder von dem Xahrungsmittelitberschuß, den die Ackerbauer über 
ihren Eigenbedarf (und den ihres Viehes) hinaus erzeugen.*) Dieser 
Iberschuß, unter dem Herren sch wand wohl nicht Ueinertrag, 
sondern die .Menge der verkäuflichen Produkte versteht, ist um so 
geringer, je größer die Zahl der Ackerbauer sowohl wie der Zug- 
tiere bei gleichem Bodenertrag ist. -) 

Aufürunddes V o u ngschen Materials weist Herrensch wand 
dann nach, daß die Zahl der Menschen und Tiere jiro Flächeneinheit 
bei kleinen Gütern größer ist als bei großen. 

Kleine Güter nennt er solche, die mit einem Pflug bearbeitet 
werden, mittlere jene, die mit zwei, große endlich diejenigen, 
die mit drei bis sechs Pflügen bearbeitet werden — eine Ein- 
teilung, die einer durchschnittlichen Fläche von 33, beziehungs- 
weise .Ö.Ö und 88 Acres entsprechen soll. Als Riesenbetriebe 
(fermes excessives) bezeichnet er diejenigen, die einer Pflugarbeit 
von mehr als sechs Pflügen bedürfen. Bei kleinen Gutem kommt 
ein ständiger Arbeiter auf 1.5, ein Pferd auf 10 Acres; bei mitt- 
leren: ein Arbeiter auf IS’/g. ein Pferd auf 11 Acres; bei großen 
ein Arbeiter auf 22, ein Pferd auf 14% Acres. Durch eine 
übrigens ganz willkürliche und verfehlte Berechnung sucht llerren- 
schwand außerdem zu beweisen, daß Maschinen, z. B. Pflüge, 
nm so be.sser ausgenutzt werden je größer die Güter sind.“) 
Entsprechend der Verminderung der notwendigen Arbeitskräfte 
steigt natürlich die Rentabilität der Betriebe. Bei Wirtschaften mit 
drei bis sechs Pflügen bleibt dann das Verhältnis der Arbeitskräfte 
zur Zahl der .\cker dasselbe wie bei solchen mit drei Pflügen. 
Güter mit mehr als sechs Pflügen dagegen sind zu groß. Die 
Wirtschaft auf ihnen kann nicht mehr gut geführt werden, weil 
der Landwirt sie nicht zu übersehen vermag. *) 

Bei seiner Berechnung geht II erre nsc h w an d von der 
Fiktion aus, daß alle Güter ohne Rücksicht auf die Betriebsgröße 

’) Ehendii, .S. 72. •) tliseouis sur la iiopulation, S. 275 tf. “) V)fl. 

Discours nur la ilivision de« torre«, S. U3 tf. *) Vgl. löscom'.s »ur la popu- 
lation. S. 2.S1 II’. 
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in derselben Weise bestellt werden, sowie dati die Zahl der auber- 
ordentlicben Arbeitskräfte und die Jahresproduktion pro Acre die 
ffleielien seien. Als verschieden setzt er also bloß die Zahl der 
ordentlichen Arbeitskräfte. Das aber, fü^t er hinzu, entspricht nicht 
der Wirklichkeit. In Wirklichkeit erzielen die ffrößeren Betriebe 
auch ein größeres .lahresprodukt pro .Acre. 

II er re ns c h w an d gelangt zu dein Schlüsse, daß große Güter 
bei geringeren Kosten und größerem llohertrag einen höheren Hein- 
ertrug aufweisen. Sie sind aber nicht bloß privatwirtschaftlich vor- 
teilhafter, sondern auch für den Staat '), weil sie den Unterhalt 
einer größeren Bevölkerung gewährleisten, da auf kleinen Gütern 
mit ihrem großen Viehstand ein Teil des Ertrages zu dessen Er- 
haltung verwendet werden muß.-) Dann aber auch, weil ihr ge- 
ringerer Bedarf an menschlicher Arbeitskraft cs einem größeren 
Teil der Bevölkerung ermöglicht, sich der Industrie zuzuwenden. 
Die Einwendung, daß es für den Staat ja gleichgültig sein könne, 
ob seine Bevölkerung aus Ackerliauern oder aus Manufakturisten 
bestehe, trifft, meint H e r r e n s c h w a nd, für ein relatives auf 
Industrie gestütztes Ackerbausystem nicht zu. denn die Größe der 
industriellen Bevölkerung liestimnit die Höhe der Staaftseinnahnieu. 
ln einem auf .Manufaktur basierten Staat müssen die Steuern in 
Geld gezahlt werden, während die Xaturalabgaben an Bedeutung 
zurücktreten. Die Geldabgaben sind aber um so größer, je aus- 
gedehnter der Geldumlauf iin Lande ist, der wieder im direkten 
Verhältnis zur Industriebevölkerung stellt.^ Ein sich selbst ge- 
nügender Landwirt, der alle seine Bedürfnisse, aber auch nur diese, 
deckt, gehört der absoluten Landwirtschaft an und ist eine Mon- 
struosität in einem Jlanufakturstaat. Er nutzt weder dem Staate 
noch den einzelnen. Denn jede Zirkulation endet bei ihm.-*) 

') Kl)enda S. ZÜI fl. *) U e r r en ae h w u n d bereclinet den Arbeilsljedarf 
auf einer lundwirtselmftlieh genutzten Fläche von dreiliig Millionen .Acres, 
wobei er einen Arbeiter und ein Zugtier hinsichtlich der Unterhaltskosteu 
Kleichset/.l, bei Aufteilung in Oroßbetricben um l,5i)0.0fKi Arbeitskräfte geringer 
.als bei Aufteilung in Kleinbetrieben. ’) Vgl. Disoours sur ln population. 
S. 3UÖ. *) .(II) Sera un nionstre sous le systenie relatif fondA sur un Systeme 
de ninnufacturc». puisijuc ni l’Ktat ni les iiidividus ne recevemient de lui 
aiicun Service ou ec qui est In meine chose, |uiisque tonte circulation se 
trouverait iineantie uvec un tel honitne.“ — ,Ni l'F.tat ni les individus ne 
pourraient sentir le moindre vide ni eproiiver le moindre ineonvAnient quand 
un tremblement de terre femit disparaitre totniement un pareil hoinme avcc 
sa fuiuillc et .sn portion de terre.* (Kbcnda. S. 30, ö f 1 
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Es verdient hervorgehoben zu werden, daß H e r r e n s c li w a n d 
in dieser seiner hohen Einschätzung des „Geldumlaufes“ und in der 
niedrigen jener Personen, die nichts zur Vermehrung des Geld- 
umlaufes beitragen, in vollkommener .■Vbhängigkeit von RUsch 
stellt, der diese Gedanken in -seinen \Verken ausführlich dar- 
gelegt hat. ') 

Den Vorwurf, daß große Güter das Land entvölkern, erklärt 
11 er r e n s cb wa n d tUr unberechtigt. Sie machen vielmehr, meint 
er, Hände frei — einerseits für die Industrie, anderseits für die 
Kultivierung neuer Ländereien, die zur Ernährung der aus sich 
selbst wachsenden Klasse der Manufukturisten dienen.**) Bei fort- 
schreitender Industrie und demgemäß gesteigerter Nachfnige nach 
Xabrungsmittcln entschließen sich die Pächter daher ganz natur- 
gemäß zur Zusummenschlagung kleiner Güter.*) 

S ;J. Den Ideen II e r re nsc h wan d s begegnen wir auch bei 
dem seinerzeit sehr angesehenen Volkswirtschaftslehrer Christian 
.lakob Kraus. ■•) 

Kraus' Stärke beruhte, solange er lebte, hauptsächlich in 
seiner Lehrtätigkeit. Fast alle großen preußischen Staatsmänner, 
wie von Schön, Regierungspräsident von Auerswuld, Staafs- 
minister von Schrötter, zählten zu seinen Schülern. Die Ver- 
ehrung des letzteren ging so weit, daß er als Chef des ostpreußischen 
Finanzdepartements niemanden anstellte, der nicht ein schriftliches 
Zeugnis über den Besuch der Krausschen Vorlesungen vor- 
weisen konnte. 

Publizistisch ist Kraus zu seinen Lebzeiten kaum hervorge- 
treten und erst nach seinem Tode haben seine Schüler seine 
Schriften veröffentlicht. *>) Er war ein eifriger Anhänger von Adam 
S m i t h und hat wohl mit am meisten zur Verbreitung von dessen 
Ideen in Deutschland beigetragen. Vor allem vertrat er das Prinzij> 
voller Freiheit des Grundbesitzes. ®) Fideikommi.sse und Majorate 
hält er ebenso wie überhaupt jedes System der Staatswirtschaft 
für unhaltbar, welches die einseitige Begünstigung oder Beschrän- 
kung einzelner Interessengruppen bezweckt. ”) 

Sjieziell mit unserem Problem befaßt er sich im fünften Bande 
seines Hauptwerkes, dessen ein Kapitel eine Untersuchung über 

’) Koscher, (loschichte. .S. 5l>4 f. ’) VrI. Division des tern-s. 

S. 114. ■■') Khemla. S. lüo, Vjtl. über Kraus; Koscher, (iesehichte. 

8. KOS ff. Seiu Hauptwerk ist die „Slnatswirtschaft“, IHOS— 11 (5 Hdel. 
", V(fl. Stnat.swirtschnft. V. Hd., S S4 ff. ’) Khendii. .S. iitS. 
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den „Uinfauff der (tlUer oder die Verteilung des Landes in Hin- 
siflit auf rohen und reinen Krtrag'* y.uni Gegenstände hat. *) 

Den Heinertrag faßt er mit S m i t li auf als Differenz für den 
Lanilwirt zwischen Rohertrag und Gestehungskosten; für den 
Land eigen tu Hier zwischen I’achtschilling und Heparaturaufwand ; 
für die Volkswirtschaft zwischen Rohertrag und den Kosten 
zur Aufrechterhaltung des stehenden Kapitals und des Geldumlaufes. -) 

Was nun die außerordentlich wichtige staatswirtschaftliche 
Frage : bei w'elcher Hodenverteilung sich der höchste Reinertrag 
ergebe, betrifft, so l)eantwortet sie Kraus folgendermaßen; Zu 
große Wirtschaften werfen einen größeren Reinertrag auf Kosten 
des Rohertrages ab. Bei allzu kleinen Wirtschaften gilt das Umge- 
kehrte. Trotzdem sind unter Umständen, nämlich zur Inkulturnahme 
wüster Landstriche, gerade kleine und allerkleinste Wirtschaften 
zu wünschen. „Denn zum Anbau eines kleinen Grundstückes reichen 
.Auslagen und Eifer eher aus als zu dem eines großen.“ Nach und 
nach wird dann das Streben nacii größerem Reinertrag zur Bildung 
großer Güter aus den kleinen führen. 

Die weiteren .Ausführungen Kraus’ über den Gegeu.stand 
bestehen in einer fast wörtlichen Wiedergabe derjenigen Herren- 
schwands. den er jedoch meikwürdigerweise überhaupt nicht 
erwähnt. ®) Doch hält er sich von dessen extremsten Behauptungen 
frei. Namentlich l>estreitet er die Ansicht Youngs. daß eine Be- 
völkerung, die nur ihren eigenen Unterhalt scliaffe, zwar zahlreich 
sein könne, alier politisch ohnmächtig sei. Ebenso leugnet er. daß 
nur jene Bürger, welche die Zirkulation vermehren, dem Staate 
nützen, während ihm der Landwirt, der nur sich selbst erhalte, 
schädlich sei. Vielmehr könnten jene durch Verschwendung dem 
Staate schaden, wie umgekehrt ein unabhängiger Mensch ihm 
nützen, da einem solchen oft Zeit für andere Beschäftigungen übrig 
l)leibe und er jedenfalls der Armenversorgung nicht zur Last falle. 

In weiterem Gegensatz zu Herrensch wand l)ringt Kraus 
eine Übersicht jener Argumente, die für Gi'oß- und gegen Riesen- 
lietriebe sprechen. Zugunsten der ersteren führt er an : der Groß- 
wirt laufe wegen der A'erschiedenheit des Bodens seltener Gefahr 
gänzlichen Mißwachses. Kr könne Artikel bauen, die er sonst 
kaufen müßte. .Auch sei er imstande, mit Hilfsarbeitern manche 

■) El.enda, V. lid., S. 72 t». ') Ebeiuln. Ul. IJd., .S. .'»2. “) Vgl. a. ». O. 
V. Bd.. S. 74 t»'.. .so ff. 
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Partien oft besser zu nützen als viele Kleinwirte. Zudem sei der 
relative Wert der (Jebäude >?eringer. Man sieht, es fehlen hier fast 
alle .\rgumente Youngs, so auch der Hinweis auf den Vorteil 
der Arbeitsteilung und Spezialisierung. An anderer Stelle aber 
hebt Kraus in Übereinstimmung mit Smith hervor, daß die 
Arbeitsteilung in der Landwirtschaft eine bloß geringe Rolle spiele. 

V^on Smith hat er wohl auch seine .Argumente gegen zu 
große Güter entlehnt*): die Unmöglichkeit genauer Übersicht über 
den Gang der Wirtschaft un<l der Kontrolle über die Arbeiter: die 
Schwierigkeit, für jede Operation den richtigsten Augenblick zu 
ergreifen: den Mangel an Eignung und Geschick zu Meliorationen : 
den größeren Umfang des Unlandes. *) 

Auch gegenüber der Domiinenfrage zeigt sich Kraus ganz 
als Schüler S ni i t h s, d. h. er empfiehlt ihre Überführung in Privat- 
bewirtschaftung, und zwar im Wege der Vererbpachtung. Er zieht 
diese dem Abverkauf schon deshalb vor, weil große Güter wegen 
der geringen Konkurrenz immer nur schlechte Preise erzielen 
wünlen. Der Staat gewinne durch Erljpacht direkt ; das Einkaufs- 
geld. den Kanon, die Ersparnis an Ausgaben und Pachtnacliliissen : 
indirekt: durch Zunahme der Produktion und demgemäß auch der 
Bevölkerung. 

Originalität kann man also Kraus nicht zusprechen. Alle 
seine Gründe waren in der deutschen oder ausländischen Literatur 
längst bekannt und sind von ihm bloß wiederholt worden. 

§ 4. Schlettwein, H e rr e n s c h w a n d. Kraus stehen in 
bezug auf das Betriebsproblem in erster Linie unter dem Einflüsse 
des Auslandes, der besonders bei Kraus auch in einem Schwanken 
zwischen den vieltach entgegengesetzten Anschauungen von Youtig 
und II er re n sch w an d auf der einen. Ad. Sniitli auf der anderen 
Seite sehr scharf hervortritt. Merkwürdig ist, daß die ausländischen 
•Anregungen gar nicht voll ausgenUtzt werden. Es werden Resultate 

') A. u. O. I. lid., iS. 5Ü. IJiT fferingere Arüeitslieilarf groUcr <iüter ffelit 
1013 den zitierten Daten A’ o ii n s liervor. Er wird aber IdiiB aii)fefülirt. nicht 
naher motiviert. ') Ebenda. S. S3 ff. ’) ..Man verplriche 20 KölhniBche Ufitchen. 
die zusnmnien KKlHiil'e enthalten, mit einem privilejfierten tlutc von IIK) Hufen 
lind bedenke dabei die lielastiing der erateren. Würden die Niederungen so 
kultiviert sein, wie sie es sind, wenn sie statt der jetzigen Zerteilung gleich 
anfangs aus großen Gütern bestanden hätten? Große (iiitseigentümcr sind 
selten gute Verbesserer,' .Auch Ad. Sniitli. fügt er hinzu, war gegen großes 
Grumlvigentiiiii. (Ebenda.) *) Ebenda. V. ltd , S. ,s ff. 
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ülternoinmeti, die Bejfründuiij; da^fegeii wej^gelassen. Kigene Er- 
tiihruiigen kommen daljei wenig in Betraclit. VVo eine Bezugnahme 
auf tatsiicliliche Verliiiltnisse stattfindet, sind es die Youngschen 
l{eisel)eschreibungen, die sicli aut ausländische Verhältnisse beziehen, 
st) daü Ableitungen au.s ihnen nicht auf deutsche Zustände passen. 

E i n Besullat aber hat zweifellos die Bekanntschaft mit den 
Schriften des .\uslandes gezeitigt, nämlich eine Beaktion gegen den 
von den Kameralisten so gepriesenen Kleinbetrieb. Eine Beaktion 
allerdings nicht zugunsten des Groll-, sondern des größeren Mittel- 
betriebes. 

Lange hat freilich diese Beaktion nicht angehalten. I>er Ein- 
tluß der Bhysiokrattm verblaßte gegenüber dem Glanze von Adam 
Smith wie auf dem ganzen Gebiet der Nationalökonomie, so auch 
insbesondere auf dem der Betriel)sfrage, und Smith war ein Freund 
des Kleinbetriebes. Aber noch unter jenen Staatsmännern, welche 
an der preußischen Agrarreform Anteil gehabt haben, waren 
einige Anhänger größerer Betriel)e. So war von Schön für Auf- 
hebung aller vorhandenen, den Boden fesselnden Be.schränkungen 
und erhoflte von ihr nicht l)loß eine Bewegung des Bodens zum 
besten Wirt, sondern auch die Bildung größerer Betriebe aus kleinen. 
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DRITTER ARSCHNITT. 


Diskussion von Spezialfragen der Agrarpolitik zu Ende 
des XVIII. und zu Beginn des XIX. Jahrhunderts. 

I. Kapitel. 

Die Frage der Zer.sclilagiing der Bauerngüter. 

S 1. In (len letzten .Jalin!(ihnten des XVIII. .lahrhundert.s war das 
Interesse für agrarpolitisclie Probleme ini allgemeinen sehr lebhaft. 
In besonderem Maüe war es aber den Fragen einer Zerschlagung 
der Domänen und Rittergüter sowie einer Teilung von Bauerngütern, 
kurzum der Freiteilbarkeit zugewandt, die dalier auch Gegenstand 
reger publizistischer Diskussionen wurden. Unter den Verfiissern der 
einschlägigen Schriften begegnen wir neben Freunden des Klein- 
betriebes auch Gc^gnern desselben, und es verdient besonders her- 
vorgeboben zu werden, daß die Argumente der letzteren den 
starken Einfluß beweisen, den Y o u n g in der Betriei)sfrage aut 
Deutschland ausgeübt hat, 

\V as die Teilbarkeit betrifft, so hatte sich infolge der 
praktischen Handhabung der vorhandenen Teilungsvorschriften ein 
Zustand herausgebildet, der einer tatsächlichen Freiteilbarkeit sehr 
nahe kam. 

Die Meinungen Uber die \\ irkungen dieser bereits bestehenden 
Teilungsmöglichkeiten waren jedoch durchaus keine einheitlichen, 
sondern gingen weit auseinander, ^^'ährend die einen sie ver- 
teidigten und auf ihre Erweiterung binarbeiteten, wurden sie von 
anderen als für Volkswirtschaft und Bauernstand schädlich hin- 
gestellt. Dieser Meinungskani]if bot aber nicht bloß .Anlaß zu prin- 
zipieller En’jrterung des Problems, sondern zeitigte schließlich auch 
unter dem Einfluß der englischen und französischen Theoretiker 
die immer allgemeinere Forderung nach Beseitigung aller gesetz- 
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liehen Teilunf'sschraiiken. In Zusammenhang damit mußte es aber 
neuerdings auch zu einer Erörterung des Betriebsprobleras kommen. 

Allerdings führt die Freiteilbarkeit nicht notwendig zu einer 
Verkleinerung der Betriebe. Sie hat sie aber doch oft zur Folge. 
Wer für den Kleinbetrieb eintritt, beurteilt daher meist auch die 
Freiteilbarkeit günstig, während umgekehrt die Anhänger des 
Großbetriebes sich in der Hegel für Geschlossenheit erklären. Ander- 
seits darf aber auch nicht außer acht gelassen werden, daß man 
als Verteidiger der volkswirtschaftlichen Nützlichkeit des Klein- 
betriebs ebensowohl Gegner der Freiteilbarkeit sein kann, wie ander- 
seits ihr Anhänger trotz der Überzeugung, daß der Groß- dem 
Kleinbetrieb vorzuziehen sei. Jenes im Hinblick namentlich auf die 
Gefahr idlzu weitgehender Zersplitterung im Erbgangswege oder zu 
häufigen Besitzwechsels; dieses um der Bewegung der Grundstücke 
zum besten Wirt willen. 

Deshalb decken sich die Argumente für und wider den 
Kleinbetrieb durchaus nicht immer mit jenen für und wider die 
Freiteilbarkeit. Trotzdem pHegen sie oft wahllos durcheinander- 
geworfen zu werden, worunter die Klarheit in der Behandlung 
beider Probleme, namentlich aber der Betriebsfrage nicht wenig 
leidet. Freilich ist anderseits nicht zu verkennen, daß gerade die 
letztere durch die Verquickung mit dem Problem der freien Gnind- 
besitzbewegung doch auch viel gewonnen hat. Sie wäre sonst wohl 
kaum so oft und so gründlich untersucht worden. 

Zu Ende des XVHI. Jahrhunderts war der Stand der Dis- 
kussion der folgende. Die Anhänger der Geschlossenheit begründen 
ihre Gegnerschaft gegen die Freiteilbarkeit vor allem mit dem 
Hinweise auf die Überlegenheit des Großbetriebes über den Klein- 
betrieb. ') Sie bedienen sich hierbei nicht bloß der bereits be- 
kannten Youngschen Argumente, sondern ergänzen diese auch 
durch den Hinweis darauf, daß eben.sowohl die Steuerinteressen des 
Staates wie die grundherrlichen Ansprüche auf Dienste und Ab- 
gaben bei wenigen größeren Wirtschaften be.sser gewahrt seien 
als bei vielen kleinen — die bekannten, schon in den älteren 
deutschen Vorschriften Uber Unteilbarkeit der Bauerngüter ent- 
haltenen Argumente. Außerdem aber bekämpfen sie auch die Frei- 
teilbarkeit schlechthin, weil diese zu unrationeller Zersjditterung 
der Betriebe führe, den großen Gütern durch die Erleichterung des 

Vgl. Winkler a. n. 0., .S. U) tt. 
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LanJerwerbes Arlniiter entziehe, und weil bei Geschlossenheit der 
Güter der Bauer seine Kinder besser erziehen und versorjjen könne. 

Die Freunde der Freiteilbarkeit hinwiederum halten alle diese 
Einwünde für unberechti>(t und suchen sie zu widerlef^en. 

!; ' 2 . Unter ihnen sind neben dem Leipziger Hechtslehrer 
Gottfried Ludwig Winkler hervorzuheben; der Waldecksche 
Amtmann Wilhelm Waldeck. Franz Anton Heisigl und Günther 
von Berg.') 

Im .Jahre 1793 hatte die königliche Sozietät der Wissen- 
schaften zu Göttingen die Frei.sfrage gestellt: ob die willkürliche 
Verteilung und Verkleinerung der Bauernhöfe unter gleichmätiiger 
Verteilung der auf ihnen haftenden Abgaben und Dienste für den 
Staat schädlicli sei.-) Beweist schon diese Preisausschreibung, daU 
man der Frage grötiere Bedeutung beilegte, so ist noch bezeich- 
nender der l'mstaml. daß eine Schrift prämiiert wurde, die unbe- 
dingt für Freiteilbarkeit eintrat, da er auf die Teilbarkeitsfreund- 
lichkeit der Preisrichter schließen läßt. Den Preis hatte Winkler 
erhalten, dessen Gedankengang sich folgendennaßon zusammen- 
fa.ssen läßt. 

I. GrUndeteilungen gefiihrden weder das fiskalische noch das 
grundherrliche Interesse, wenn nur die Staramla.sten verhältnismäßig 
aufgeteilt sind. Steuern und grundherrliche Prästationen werden 
vielmehr von kleinen Wirtschaften leichter getragen. 

II. Die letzteren liefern sowohl einen höheren Hoh- wie 
Heinertrag. Denn sie werden im Gegensatz zu großen Gütern besser 
und vollständiger kultiviert. Die Furcht vor unrationeller Ver- 
mehrung der Bevölkerung im Gefolge der Teilungen ist also un- 
berechtigt. 

III. .Auch der Nachteil einer etwaigen Abnahme der Menge ver- 
käuflicher Produkte und der daraus für den Staut sich ergebenden 
Notwendigkeit der Nahrungsmitteleinfuhr würde durch die Zu- 
nahme der Industrie infolge größeier Wohlhabenheit der Be- 
völkerung wettgemacht werden. 

IV. Unbegründet Lst auch die Sorge, es könnte der Fort- 
schritt der Landeskultur beim (Jberwiegen kleiner Betriebe gehemmt 
werden, vor allem weil Meliorationen und Versuche zu solchen 

'I V’>rb ill'er Winkler, Waltleck iiml von Hei ){ die N'otizen bei 
Uosclier, ( iesfhichte, ,S. 170, (i02. *) V^l. Winkler ii. n. (>., .S. 3 

Ebenda, .'s. l-iSt tf. 


Digitized by Google 



auch iuit kleinen Gütern möglich sind. I lann aber, weil ja neben 
diesen auch IfittergUter weiter bestellen könnten und würden. 

V. Eine Erhöhung der Nahrungsniittelpreise ist bei Ver- 
mehrung der kleinen Güter weniger zu fürchten als beim Vor- 
handensein weniger großer. Denn diese können mit dem Verkauf 
de.s Getreides warten und dem Konsumenten Monopolpreise diktieren, 
während jene zum Verkauf gezwungen sind. 

VI. Nicht minder unbegründet ist die Furcht vor allzu weit- 
gehender Bodenzersplitterung, ln erster Linie deshalb, weil nicht 
sämtliche Bauernfamilien kinderreich sind. Dann aber auch, weil 
Teilungen auf der einen Seite wieder Vereinigungen durch Heirat, 
Zukauf etc. aut der anderen entgegenstehen. 

VII. Von .\rbeitermangel für die großen Güter als Folge der 
Freiteilbarkeit kann — ganz abgesehen von den Vorteilen einer 
aufsteigenden Klassenhewegung rlurch Erleichterung de.s Land- 
erwerbes für Arbeiter und Geringbemittelte — keine Bede sein. 
.\us zwei Gründen. Einerseits werden auch jene Arbeiter, die 
Grundbesitz erwerben können, auf Taglöhnerarbeit als Nebenver- 
dienst angewiesen sein. Anderseits muß die Nachfrage nach Arbeits- 
kräften im geraden Verhältnis zu der Abnahme der Betriebsgrößen 
ebenfalls geringer werden. 

VIII. Wohl kann der große Bauer seine Kinder leichter und 
besser versorgen als der kleine. Dieses Ziel kann er aber durch 
Landzerteiluiig, welche auch den gleichen ErbansprUchen der Kinder 
besser entspricht, besser und vorteilhafter erreichen, als wenn er 
den Wert des Landes in Geld fortzahlt. 

IX. Endlich erhöht die intensive Nutzung kleiner Güter auch 
den Büdenwert und dadurch die Kreditfähigkeit des Landmannes. 

Ist also Winkler ein unbedingter Anhänger der Freiteil- 
Imrkeit, so will er darum doch Teilungen nicht erzwungen, sondern 
nur begünstigt wissen. .Ja, sie sollen, zur Vermeidung von Zer- 
splitterungen, sogar auch weiterhin lui die obrigkeitliche Zustimmung 
gebunden und nur unter Festhaltung eines richtigen \ erhUltnisses 
zwischen Feld und Wiesen zulässig .sein. Endlich will er auch, 
daß die Teile möglichst in die Hand von Landwirten kommen und 
daß diese zur Anpflanzung von Bau- uml Brennholz verhalten 
werden. ') 


') F.liemlii, .S. 7 1 II'. 
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Die vorstehenden Arjfuinente Winklers zugunsten der 
Freiteilbarkeit ergänzt Waldeck in einer ebenso weitschweifigen 
wie grenzenlos oberflächlichen Schritt ') durch den Hinweis duraui, 
dafl ilie freie tirundbesitzbewegung den Grund und Hoden in den 
Besitz der besten Wirte bringen 2) und die Bauern zur Verwendung 
ihres ganzen Kapitals auf die Kultur veranlassen würde, da dieselben 
dann nicht mehr befürchten niOLiten, dat) es so blofl einem Kinde 
auf Kosten der übrigen zukommen würde.*! Zur Aufhebung der 
Geschlossenheit auf den (nltern der I’rivatbauern hält ^V' a 1 d e c k den 
Landesfürsten für ohne weiteres berechtigt, da liierdurch die Grund- 
herren in keiner Weise ge.schädigt würden. '• l Doch besteht er nicht 
auf absoluter Freigebung des Güterverkehres ül)erhaupt, sondern 
bloü der Güter v e rä u fle r u n g im ganzen oder in Teilen. In betreff 
des Landerwerbes dagegen ist er geneigt, F^inschränkungen 
zuzuge.stehen, um einerseits die Vereinigung mehrerer Bauerngüter 
in einer Hand und anderseits den Erwerb von solchen fUirch 
l’ersonen anderen Berufes hintanzuhalten. *) 

Waldeck beruft sich in seiner Schritt auf zahlreiche Aufsätze 
in kleinen deutschen Brovinzialblättern. woraus vielleicht zu 
sclilielien i.st. dafl die Frage der Teilbarkeit und der Gröfle der 
Landgüter in weiten Kreisen diskutiert worden ist. wenn auch das 
betreffende, heute kaum erreichbare .Material wissenschaftlich wertlos 
sein dürfte. 

Ein Gegner grofler Güter ist auch Heisigl,') 

.Us solche erscheinen ihm jene, die ausgedehnter sind, als für 
die Erhaltung einer Familie mit sechs Kindern, einem Knecht und 
einer .Magd notwendig ist.’) Wenn sie vorherrsclien. so leide der 
Staat unter der durch sie erzeugten Vermögensungleichheit, der 
Verminderung der Bevölkerung .sowie der Vernachlässigung der 
Landeskultur. Sie hätten aber auch für die Besitzer selbst zahl- 

') Waltleck, über die Uiizeitrennlii likeit der dcutsihen Bauerngüter. 
1794. Von Wnldeeks Oberflürhliclikeit. der .sieh übrigens durch zahlreiche 
Zitate aus deutschen und auslUndischen .Schriften den Schein großer li eiehr- 
saiiikeit zu geben sucht, zeugt z. B. der Umstand, daß er Justi als .\nhiinger 
großer Ijüter anführt, weil er afs richtigste (iröße zwei Hufen Landes ange- 
geben hatte, Pfeiffer dagegen, tler dasstdbe tut. zu den Vertretern th-s 
Kleinbetrielies rechnet. (.4. a. O., S ö!l.) Vgl. Waldeck, a. a. O, § 4o. 
’) Ebenda, § .14. Eliendu, S üö- ^1 Ebenda, ftS ”>ß. ”>t “) Ueiaigl. 

Zersfückiing der tlüter, 1792. b .\. a. 0., .S. HO f. 

Oraiilicrir, statllcn 11. 7 
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reiche Niichteile ini Getolffe. Die liiitleijeiilieit der GrinidstUcke 
l)ediii}^e einen j'rölieren Zeitaufwand l)ei deren liestellnnjf. fordere 
mehr Ansj'ahen für die Heköstij{un(< des {iesimles. venirsaclie 
schnellere und stärkere Abnut/un^ der Hofzüyro infolge ihrer 
gröÜeren Inanspruchnahine und steigere so den auf großen ljUtern 
meist ohnehin herrschenden Mangel an menschlicher und tierischer 
Arbeitskraft, mache es auch schlieÜlich unniöglich, die Witterungs- 
verhältnisse Hus/unutr.en. ’t 

Itcisigl meint allerdings, daß die Güter im Gebirge einen 
gi-öLleren Umfang haben müssen als im Flachland. Trotzdem aber 
hält er hier und d<irt, und zwar ohne Hücksicht auf die Hodengüte 
zur Erhaltung einer Xormulbauernfaniilie sechs bis sieben Morgen 
mit zwei Ochsen, drei Kühen, zwei bis drei Hindern zur Xachzucht, 
falls für die Ph'haltung von Schafen Gemeindeweide vorhanden ist, 
für ausreichend -), weshall) denti auch das (irundausmaß für solche 
Wirte, die ein Xebengewerbe treiben, kleiner sein solle. 

Als günstige Folgen einer Güterzei teiiung erhofft Heisigl 
Hevölkerungszunahmu, Heranbildung eines mäßigen, arbeitsamen. 
HeiUigen Arbeiterstammes in den Kindern der Kleinwirte, \’er- 
besserung der Landeskultur durch den P’leiß der vermelnden 
ISevölkerung und damit auch größere Produktivität, höheren Ertrag 
der Landwirtschaft. So werde es möglich sein, einerseits den 
Xahrungsmittelbedarf im Lande selbst zu decken, während auf der 
alliieren Seite die wachsenden Uber.schüsse die Entwicklung der 
P'abrikeii begünstigen und diese in den Stand setzen würden, erst 
den inländischen Markt zu versorgen, dann aber auch Tür ilie 
Ausfuhr tätig zu sein und auf diese .^rt den Aktivhaudel best- 
möglich zu fördern. *) 

Die Guterteilung solle deshalb möglichst begünstigt werden, 
wenn auch dafür Sorge getragen werden müsse, daß dieselbe nicht 
zu jilötzlich geschehe, wobei es sich empfehle, vor der endgültigen 
Teilung erst auf drei .lahre eine probeweise vorzunehmen.'') 

Der Verkleinerung der (irundstücke sehr vorteilhaft erscheinen 
Heisigl zwei Salzburger Gesetze, deren eines, unter dem UL .funi 
1775 neuerlassen, die Erwerbung von (iütern auch dann, wenn 
der Hesitzer bloß die Hälfte des Kaufschillings Imr zu erlegen 

') Kliemlfl. S. .t tf. ') Klienda. S. Hott. Walmielieinlicli halien Keisigl. 
der sein' vielfach ('olumella. I’linius. die riliiiisehen Ackergesotze zitiert, 
hei der üestimmiing seines .Ackermaßes die sieben röriiischen jugern vorge- 
scliweht. Elienda. S. tir>. *) Ehendii. S. 77 tt ■') Khendii. S. (!7. 
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inistiiiide ist, »esfaittete 'j ; während das zweite, das Gesetz über 
die Zulehen vom 2 . .Jänner 1782, auf welches er in seiner Schritt 
immer wieder zurückkoinmt. die t'ereinisfuni^ zweier Güter in den 
Händen eines Besitzers verl)ot. -) 

Zur Vermeidung der Schwierigkeiten, die sich vielleicht aus 
der Güterteilung ergehen könnten, empfiehlt Keisigl der bäuer- 
lichen Bevölkerung neben größerer Mäßigung, durch Neuanpflan- 
zungen den starken Ilolzverbrauch der vermehrten Bevölkerung zu 
ersetzen, die Schafzucht und VVollproduktion zu fördern, die Vieh- 
zucht durch Prämien sowie Ausdehnung des Futterbaues und der 
Stallfütterung zu begünstigen und auf die Verbesserung des Fhichs- 
uud die Ausdehnung des Obstbaues hinzuwirken. '^) 

Oer .sehr unbedeutenden Schritt von Berg^) schließlich 
braucht hier nur flüchtig Erwähnung getan zu werden. Der Ver- 
fasser meint, die Frage der Teilbarkeit müsse je nach Lage, 
Vertivssung. GröUe und Bevölkerung des Landes verschieden beant- 
wortet werden, hält aber im ganzen die Freiheit für überwiegend 
vorteilhaft: besonders beim Dorfsystem, während er bei vorherr- 
schendem llofsystein zugibt, daß die Verkleinerung unter ein 
gewisses MindestinaU nachteilig sein könne. 

§ .3. Unter ilen Publizisten, welche die Grundzerstückuug 

’) Kbendn, S. *) Diesen <»eKetz, dns durch Vcrordnunjfcn wahrend 
der folgenden Jahre ergänzt wurde. hcHtimmt, daÜ kein im Rustikalkuto-ster 
einverleihten Uut mit einem anderen derartigen Baiierogute oder Zulehcn ver- 
einigt worden dürfe: daö bei Be«itzveriinderungen unter Lebenden oder von 
Todes wegen kein Bc.sit/.er auf luehi'cre der hinterliissenen tiüter aU alleiniger 
Erbe anzunehmen sei, sondern die (lüter an verschiedene Erben verteilt werden 
müssen. Die Erlaubnis, von dieser Vorschrift ahzuweichen. wird hei Zu.stinimung 
de.s (irundherrn bloß von den Landestürsten erteilt. Als i>ut oder Zulehen ist 
jedes anzuseheii, welches im Urharium als <»ut, Lehen. Viertellehen, Huben 
etc. eingetragen ist und überhaupt jene», welches drei Tagbau entbalt und 
einem Bcv'iitzer. der zugleich ein Nehtingewerbe betreibt, hinlüngliche Nahrung 
vcrschatl't. — So wie die Vereinigung zweier Hüter verboten ist. .so auch ilnv 
Teilung, von welchem Verbot ehenfiill» bloß nach limdesfürstlichem Dispens 
ahgc'^ehen werden darf*. (Vgl. Zauner. Auszug der wichtigsten Salzburgischen 
Laiulesgesetze, 1. Bd , S. 313 ti'.; 111. Bd., S. l‘J2.) — Das üesetz führt also zur 
Teilung von Hütern, die durch Vereinigung ursprünglich getrennter Hüter 
entstanden sind, dagegen erhält es, ohne Rücksicht auf die Größe, don 
ursprünglichen Bestand dieser letzteren. Ebenda, .S. 70 H. Vgl. Berg, 
Willkürliche Verteilung der Bauerngüter, (istnatswisseii'^chaftliche Versiudie. 
11, I7ü7.) 
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bckiimiif'eii, ist vor allem Karl Meer wein zu nennen, iler in 
einer geistvollen Polemik gegen Winklers Ausführungen diese 
Punkt für Punkt zu widerlegen bemüht ist. ') 

^lit Young schreibt Meerwein den grollen Gütern die 
gi'ötiere Knpitalkraft. die geringere llelastung mit Zugvieh, den 
größeren und Ijesseren Nutzviehstand, daher auch die l>essere 
Bearbeitung und reichlichere Düngung des Bodens sowie dem- 
gemäß höhere Erträge zu. Wohl verkennt er nicht, daß Kleingüter 
auch ungleich vollkommener kultiviert werden könnten als große. 
Allein er erklärt, daß davon nur die Rede sein könne einerseits in 
der fruchtbaren Ebene sowie in der Nähe von Städten und 
anderseits, wenn das Feld so klein sei. daß cs mit Späten und 
Hacke wie ein Garten bestellt zu werden vermöge. Mit dein 
Pflug dagegen werde ein kleines Gut nicht nur nicht bes.sei- 
bestellt als ein großes: in rauhen und entlegenen Gebirgsgegenden 
sei vielmehr vollkommene Bodenbestellung sogar nur durch große 
Besitzer möglich, die Uber stärkeres und reichlicheres Oesjiann 
sowie über teurere uml kräftigere Maschinen verfügen. -I Eine 
Verkleinerung der Güter würde daher den Bodenertrag vermindern. 

Mit Recht legt .Meer wein großen Wert darauf, den Begriff 
des gi'oßen Gutes festzustellen. Habe Winkler mit einen solchen 
ein mecklenburgisches Rittergut im .Auge, so müsse zugegeben 
werden, daß dieses tatsächlich schlecht kultiviert sei. oligleich es 
nicht notwendig schlecht kultiviert sein müsse. Nenne er dagegen 
schon ein Gut von 100 Morgen zu groß, so habe er unrecht, 
Meerwein nennt ein „hinlänglich großes Gut“ ein sidches. welches 
seinen Besitzer mit Familie, Knecht und Magd voll beschäftigt und 
fügt hinzu, daß man „hierzulande“ — sein Buch ist in Karlsruhe 
erschienen — fiO — 2ö .loch für diesen Zweck als genügend erachte. 
Unter diese Grenze .solle ein Gut nicht sinken. Uber dieselbe aber 
könne die Gutsgröße sich ohne Gefahr sehr bedeutend erheben. 

Neben dem Argument liesserer Kultur und daher höheren 
Rohertrages auf großen Gütern weist M e e r w e i n zugunsten der 
letzteren darauf hin, daß sie auch einen größeren Reinertrag ab- 
werfeii. Itenn sie erzielen mit wenigen Arbeitskräften einen großen 
Effekt, während liei kleinen Gütern die .“Steigerung der „avances 
annuelles“ und der „avances primitives“ keine gleichzeitige Vonnehrung 

') Meerwein, über den Schaden... ein<‘r . . . Verkleinerung der 
Ifauerngüter n>w.. 17US ) -) .\. a. 0.. SS .‘i. üo. "i.'J. .j" - lio. ^ Elienda, §§ 61 — .'i.'l. 
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<les Roh- oder Reinertrages mit sicli brächte. ') Es seien außerdem 
für eine steigende Anzahl von Familien Kleider, Nahrung, Wohnung 
zu beschaffen, was mehr Kosten verur.sache, iils der große Landwirt 
für Löhnung und Verpflegung seiner Arbeiter aufwende. Hierzu 
geselle sich, wie die Erfahrung in allen Ländern mit starker Bodeii- 
zei-stücklungund speziell in den Rheinlanden lehre, die verhältnismäßig 
größere Zugviehhaltung auf kleinen im Vergleich zu großen 
(iiitern. Wo .solche im Ausmaß von hundert Morgen vier bis fünf 
Paar Zugvieh benötigen, da müßten uut kleinen Gütern mit der- 
selben Gesamtfläche gewiß zehn bis zwanzig l’aiir gehalten werden. 
Diese stärkere Viehhaltung erscheint als unproduktive Belastung 
der Wirtschaft, da diis Vieh zwar mehr Dünger liefert, dafür aber 
nur durch ein halbes ,Iahr ausgeuutzt werden könne.-) — Darunter 
leide auch die Steuerkraft der Kleinwirte und ihre Fähigkeit, den 
Verpflichtungen gegenüber den Grundlierren nachzukommen, obschon 
sil)solut genommen die überflüssige Viehhaltung die Ablei.stung 
der Spanndienste, die Zunahme der fronpHiehtigen Wirte jene 
der Handdienste erleichtern und zugleich mit der wachsenden Zahl 
von Stellen nicht nur ilie Kopf-, Häuser- und Fensfer.steiienj 
wachsen müssen, sondern auch die Verkelirssteuern, weil der Besitz- 
wechsel in demselben Verhältnis sich häufe wie die Armut der 
Besitzer. Also nicht die Steuerleistung werile abnehmen, wohl aber 
die relative Belastung der W’irte durch dieselbe wachsen. 

Da die Zersplitterung die Bevölkerung verarmen mache, so 
sei von ihr auch kein günstiger Einttuß auf die Flntwicklung der 
Industrie zu erwarten. Vielmehr werde für diese die Inlandsnach- 
frage eingeengt und sie so auf den Ex])ort angewiesen. Sie wird 
außerdem ebenso wie größere Landwirtschaftsbetriebe dadurch 
geschädigt, daß die Leichtigkeit, mit geringem Kapital Grundbesitz 
und dadurch Selbständigkeit zu erwerben, ihr .Vrbeitskräfte entzieht.'*; 
Freilich habe die Freiteilbarkeit eine Steigerung der Bodenpreise 
zur Folge. Dassel aber nicht vorteilhaft, sondern nachteilig. Denn die 
ansteigende Bodenpreisbewegung werde nichtdurch die höheren Erträge 
der kleinen Güter bedingt, sondern durch den Landhunger der Klein- 
wirte. also durch eine künstlich gesteigerte Nachfrage. Und sicherlich 
könne man den Umstand nicht zugunsten der Kleingüter anführen, 
daß deren Wirte außerstande seien, günstige l’reiskonjunkturen 

•| Ebenda, S To. *) Ebenda, SS ll-l:i. Ebenda. SS H, 17, is, -dl— 2.S. 
*) Ebenda. SS 6b. »L 


Digilized by Google 



102 


abzuwiirten um! zum sofortifjen Verkiiuf ilirer Erzeujfnisse ge- 
zwungen seien.') 

Meer wein weist endlich daruuf hin, daß die Geschlossenheit 
der Güter dem Gerechtigkeitsgefühl «lort nicht widerspreche, wo 
geschlossene Vererbung durch das Tlerkomiuen geheiligt ist. -) 
Die Behauptung, daß die Freiteilbarkeit nicht notwendig von über- 
mäßiger Zersplitterung begleitet sein müsse, will Meerwein nicht 
gelten lassen, da die Erfahrung gegen sie s]ireche. Sicherlich aber 
erfolge ein Zusammenkauf, wo solcher stattfindet, meistens zu 
erhöhten Preisen und mit fremdem Geld.*) 

Meerwein kommt daher zu dem Schlüsse, daß die Freiteil- 
barkeit von jedem Standj)unkt aus für die Allgemeinheit schäd- 
lich sei. 

, Bei Meerwein macht sich sehr deutlich der große Eintluß 
des Auslandes bemerkbar. Es wird nicht bloß überhaupt mit Argu- 
menten Youngs operiert. Es werden otfenbar auch Argumente 
angewendet, die den englischen Verhältnissen entnommen und den 
deutschen nicht angejiaßt sind. Der größere Nutzviehstand kleiner, 
die größere Kapitalkiaft großer Güter ist nach alledem, was in 
Deutschluml zugunsten einer Verkleinerung der Betriebe angeführt 
worden ist, ofienbar nicht zutreffend. Wenigstens in großen Teilen 
Deutschlands war das Verhältnis zwischen Gut, Kapital und Arbeits- 
kraft auf großen Gütern otfenbar noch ungünstiger wie auf kleinen. 
Es ist möglich, daß Meer wein aus einer Gegend stammt, wo die 
diesbezüglichen Verhältni.sse günstiger lagen. Wahrscheinlicher aber 
ist, daß er die Ansichten Youngs auch in diesem Punkt blind 
übernommen hat. 

Die Diskussion zwischen Winkler und Meer wein zeigt 
schon einen sehr vorgeschrittenen Stand der Frage. An einzelnen 
Argumenten ist im XIA. .lahrhundert wenig mehr dazugekommen. 

>5 4. Nicht so unbedingt wie M e e r w e i n verwirft Johann Jakob 
Cella, der seinen eigenen Angaben zufolge Beamter auf dem 
Lande war, die Teilung der Bauerngüter. Aber er hat schwerwiegende 
Be<lenken gegen eine zu weitgehende Verkleinerung derselben.^) 

Um «liese hintanzulialten, .soll deshalb die Teilung nur mit 
gewissen Einschränkungen ge.stattet werden. Einmal soll ein Bauer 
zwar Grundstücke verkaufen, aber .sein Gut nicht unter seine 

') Ebenda. 31. 35. S7. ’) Ebenda, SS (i6 f. ’) Ebenda, SS 43 f. 
^) Cella, Zerseldajfun”: der tiauernf'üter nsw., 17«3, §§ 7—18. 
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Kimlei- teilen oder in Teilen vererben dürfen. Es .sollen ferner 
nur Parzellen von einer >{ewi,ssen Mininndf^röße an einzeln ver- 
kauft werden, und bloß dann, wenn .sie schon gewisse natürliche 
oder künstliche Grenzen haben und als einzelne Grundstücke iin 
Flurbuch verzeichnet sind. Die Größe dieser unteilbaren Parzellen 
kimn je nach lokalen Uinstiinden verschieden groß normiert werden. 
Endlich muß beim V'erkauf eines einzelnen Feldstückes der Kauf- 
preis bar erlegt werden und bei dem Gebäude des Stammgutes immer 
noch so viel Grund gelassen werden, als zu einem mäßigen land- 
wirtschaftlichen Betrieb notwendig ist. 

•Auch in iler, einer etwas Jüngeren Schrift von Heimbert 
•lohann Hinze wird den Argumenten, die gegen die Teilung von 
Bauerngütern vorgebracht werden, eine teilweise Berechtigung 
zugestanden. *) 

Der Verfasser versteht unter einem teilbaren Bauerngut nicht 
erst ein solches, welches wegen seiner Ausdehnung vom Besitzer 
nicht vollkommen genutzt werden kann. Es genügt ihm, daß ein 
Gut groß genug sei, um mehr als einer Familie hinlängliche 
Be.schäftigung und Unterhalt zu verschaffen, um die Frage nahe- 
zulegen, ob die Teilung desselben nicht vorteilhaft und deshalb 
von der Regierung zu erlauben sei. -) 

Die Mehrzahl der Gründe, die gegen die Teilung angeführt 
werden, hält Hinze entweder nicht für stichhaltig oder meint, 
daß die Nachteile der Zerstückung durch die au.s ihr fließenden 
Vorteile reichlich wettgemacht würden. So gibt er zu, daß die 
neuentstehenden kleinen Güter kaum einen größeren Ertrag an 
den bisher gebauten Früchten, z. B. Getreide, erzielen werden. 
Trotzdem aber werde der Ge.samtertrag der kleinen Wirtschaften 
im Verhältnis größer sein, nämlich durch das Hinzukommen zahl- 
reicher neuer Kulturen und Industrien. So werden Handelsgewächse, 
Mohn, Lein, (tipflanzen, Nüsse. Haselnüsse etc. angebaut, Getiügel- 
und Bienenzucht und Seidenbau betrieben, endlich eine Menge Spinn- 
und Webeprodukto erzeugt werden. — Richtig sei dagegen, daß 
Bau- und Brennholz in höherem Maße konsumiert werden würde; daß 
es bei Teilung der Güter oft zu einer ungenügenden Nutzung und 

*) Hinze. .Völiiinülnngen ülier veiMliieilene liegenstände der I.nnd- 
wirt.»ehaft u.sw., ISOä. Nr. 7, S. 101 tf. ; Uründe für und wider die Teilung 
groUer Hnuerngilter. ') .\. n. O., SS 3 u. 1. 
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dalier Entwertung der Gebäude der Stanmibtcllc konnneii werde: 
dali schließlich die Nenerrichtung von Gebäuden auf den Teilstellen 
häufig Anlaß zu einer schädlichen Verschuldung des Besitzers 
geben werde. ') 

So sehr daher Hinze der Teilung das Wort redet, so kouinit 
er doch zu dem Resultat, daß diese bloß zu empfehlen sei. wenn 
das Gut mehrere Familien ernähren könne: wenn der übernehmende 
Erl)e genügendes Barvermögen besitze oder durch Heirat erlange, 
um die neuen Gebäude zu errichten und das nötige Vieh zu 
kaufen : wenn das nötige Hau- und Brennholz nicht fehle und der 
verbleibende Besitzer der überflüssigen Gebäude sich entledigen 
oder sie anderweitig verwenden könne. Seien diese Erfordernisse 
vorhanden, so solle die Teilung zwar nicht erzwungen, aber doch 
gefördert werden. -i 


11. Kapitel. 

Da.s Problem der Dismeiiibrution der Domänen und Prival- 

dominieii. 

§ 1. Auch Uber die Uomänenfrage wird weiter di.skutiert 
und zahlreiche Stimmen melden sich teils für, teils gegen die 
Doniänenzei'schhigung. Unter den letzteren ist besonders der 
Düinänenverwalter und 1‘ächter .Johann Arnold Rein hold hervor- 
zuheben. -b Reinbolds Ausführungen sind sehr unbedeutend. Sie 
verdienen aber deshalb Aufmerksamkeit, weil sie uns einen Einblick 
gewähren in die Motive der Gegnerschaft, auf welche die Di.s- 
nieinbrutionsbestrebungen auf mancher Seite stießen. Sie sind 
nämlich ganz und gar von kleinlichen Interessenerwägungen be- 
herrscht. Überall tritt der Standpunkt des Beamten zutage, der 
von einer Vererbpachtung der Domänen den Verlust seines Postens 
befürchtet und sich zugleich durch die Behauj)tung. daß die direkte 
Verwaltung kleiner Wirte der Administrations- und Großpacht- 
wirtschaft auf den llcnnänen vorzuziehen sei, persönlich in seiner 
Ehre getroffen fühlt. Daher auch seine besondei's gehässige Polemik 
gegen eine anonvme Abhandlung deren Verfiisser selbst mit 

') Ebeniia, §§ ö — IO. Ela'iida. S 11. ’l Keinbold. Vereinzelung 
der Domaainljfüter iikw. 17‘.r_’. *) Von K. H. H. zu b. (nligedruckt in der Pehrift 
von R e i n b ( 1 1 d. S. ,’iO ft. i. 
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Vereinzelungen von Domänen zu tun {Gehabt und auf Grund 
seiner Erfähruiifjen Heinliolds Ansichten Uber die Krajje be- 
käiuptt hatte. 

Die Teilung und Vereibpaehtung der Domänen, erklärt 
Ke in hold, wird vor allem deren schlechtere Hewirtschafuing nach 
sich ziehen und daher durch Verminderung der Produktivität des 
Bodens auch mittelbar den Staat schädigen. Denn sie wird die 
Durchführung der fortan an die' Zustimmung vieler gebundenen 
Meliorationen ei'schweren. Diese würden aber auch deshalb unter- 
bleiben, weil der Bauer immer nur an den augenblicklichen Vorteil 
und nie an die Zukunft denkt. Zudem würden die bäuerlichen 
Wirte einerseits weniger Dünger gewinnen und anderseits auch 
gar nicht darauf bedacht sein, die entfernten Grundstücke zu 
düngen, sondern sie vielmehr vernachlässigen — Behauptungen, 
die Ueinbold allerdings vollküinmen beweislos hinstellt. 

Neben diesen zählt er auch noch eine Menge anderer Nach- 
teile im Gefolge der DomäiienzerstUckung auf. Vor allem zum 
Schaden der Domänenkasse : die Verringerung des Brauereiertrages 
sowie die unauthörlichen Pachtnachlässe, die dem kleinen Erbpächter 
gewährt werden müUten. Dann zum Schaden teils der Kleinwirte 
selbst, teils des gemeinen Wohles : die minder vorteilhafte 

Nutzung der Hutweiden, da .ja eine Gemeindeschäferei immer 
schlechter sei als die eines Groüwirtes; den Getreidemangel in 
.lahren des .Miliwachses, die Stockung des Geldumlaufes durch das 
Verschwinden des grollen Haushaltes auf den Domänen. Das Fehlen 
desselben werde nicht bloß den Handwerkern, sondern auch Depu- 
tatisten, Lohndreschern und Taglöhnertämilien sehr fühlbar werden 
und für diese vielfach direkt den Verlust ihrer Unterhaltsmüglich- 
keiten bedeuten. 

Zum Beweise dieser düsteren Voraussage stellt Reinbold 
eine Berechnung für eine ihm bekannte Pachtung von IHÜO 
Morgen an und stellt fest, daß dort 173 Personen erhalten 
werden und ein Geldumlauf von 1933 Heichstalern stattfinde. 
Hierzu macht er daun folgende Bemerkung: „Sie sehen zugleich 
aus der Menge der Menschen, denen wir Brot geben und der 
Menge des Geldes, das wir in Umlauf setzen, was wir für Leute 
sind und verzeihen, wenn einige davon sich darauf etwas 
groß tun." 

Nach alledem jedoch beschäftigt Ueinbold auch noch ins- 
besondere die Frage, wits aus den Beamten werden solle. Diese 
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Ilütten meistens einen selir ^(enngen Gehalt und deshalb werde 
ihnen ein Doinänengut billig zur Pacht überlassen. Heich seien 
sie dabei nicht geworden. Würde ihnen aber auch noch das 
Pachtgut genoininen, so würde ninncher nach unredlichen Mitteln 
greifen, wozu er ja viel Gelegenheit habe. 

Nach dein Gesagten ist es selbstverständlich, daü It e i n b o 1 d 
nicht einsieht, wozu eine Änderung der bestehenden VerhäJtnis,se 
überhau|it notwendig sei. „Man verliessert ja nicht immer, wenn 
man reformiert und wozu auch .\nderungen bei einer so hingen 
und glücklichen Landesverfassung.“ 

§ ’J. Neben der Diskussion Uber die Vereinzelung der Domänen 
wird auch die über eine Teilung der privaten Dominien 
tortgesetzt. 

Christian .August Wich mann*) behandelt diese Frage iin 
Wahmen einer Untersuchung Uber das beste Mittel, die Frondienste 
ohne Schädigung iler Grundherren abzuschatfen. Vor allem erachtet 
er die Autlösung der groUeu Betriebe als für die Volkswirtschaft 
vorteilhaft-’) und will nicht den Einwand gelten lassen, dali ila- 
diirch die Versorgung der Städte leiden könnte, indem gerade 
groUe Güter in au.sgedehntem Maläe Getreide ausführen. Er hält 
sie aber auch ganz besonders im privatwirtschaftlichen Interesse der 
Grundherren gelegen. Würden die Frondienste einmal abgeschaift. so 
möchte es schwer fallen, das (iut weiter im ganzen zu bewirtschaften: 
sei es in eigener Regie, sei es durch einen (IroUpächter, Es würde 
sich ein Mangel an Gesinile, Arbeitsvieh, Gebäuden, um dasselbe 
unterzubringen, ergelien und das Kapital fehlen, demselben ohne 
weiteres alizuhelten. -’i 

Anders wäre es nun bei Zerschlagung des lloffeldes, wobei 
\\ ichmann in erster Linie die Verteilung dessellien an die bis- 
herigen Fronbauern ins Auge fallt. Denn diese besäßen ohnehin 
den für die Bestellung notwendigen Viehstand, die erforderlichen 
Geräte und .Arbeitskräfte, die ihnen bisher zur Leistung der Spann- 
unil llanddicnste uneiitljehrlich gewesen wären. Doch könne der 
Herr natürlich auch nach Belielien einen Teil der Grundstücke zu 
Eigenwirtschaft zurllckbehalteii oder auch fremde Pächter ansiedeln. •*) 

Die neuen Wirtschaften sollen, um einer zu großen Zer- 
stücklung vorzubeugen, nicht kleiner gemacht werden, .als not- 

‘) Wi ch um n n, Chor die Mittel, die Frondienste .. . nufzuhehen, 1795. 

,A. a. 0., loj tf. Ebenda, § loo. *) Ebenda, § 101. 
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weiulijf ist, um eiiifn Manu samt Famiiie — im ganzen fünf bis 
sechs Personen — das .Jahr voll zu beschäftigen, ohne ihnen Zeit 
für Nebengewerbe zu lassen. Wich mann begründet diese For- 
derung unjter anderem damit, daß der kleine Bauer, obwohl ihm 
Zeit für NeJienarbeit übrig bleibe, oftmals den falschen Stolz habe, 
nicht bei anderen arbeiten zu wollen, wovon er sich bei den 
Besitzern von ein bis zwei Morgen in Thüringen überzeugt habe. ') 
Die Teilung könne in drei Formen geschehen; in Form von 
Zeitpacht, von Erbpacht und von Verkauf an die Bauern. Für 
private Rittergüter sowie für jene Doniänengüter, deren Einkünfte 
wie in Kursachsen nicht den öftentlichen Kassen, sondern der I^rivat- 
schatulle des Fürsten zufließen, während die öttentlichen Ausgaben 
durch Steuern gedeckt werden, empfiehlt W i c h m a n n Verpachtung : 
und zwar erst versuchsweise Zeitpacht, später Erbpacht, wobei der 
Kanon in Form von Naturalzinsen zu leisten wäre, deren Gesamt- 
ertrag dem bisherigen Ertnig des Gutes entsprechen solle. Sonst 
aber Verkauf, da dann eine Steigerung des Wohlstandes der neuen 
Bauern durch die Steuern der Staatskasse zugute käme. -) 

S 3. Unter Hinweis auf die Notwendigkeit, angesichts der 
starken Bevölkerungszunahine in Deutschland auch den Ertrag der 
Bodenkultur und der Viehzucht zu steigern, also vor allem wieder 
aus volkswirtschaftlichen Gründen, tritt F. L. v. H. für Teilung 
der ]>rivaten Herrschaftsgüter ein. ■*) 

In vielen Gegenden fehlt es, führt er aus, den fleißigen Händen 
bloß am Eigentum zur Kultur und das führe zu unerhörter Teilung 
der Feldgüter, die mit Zunahme der Bevölkerung stetig wachsen 
müsse. Durch obiges Mittel könne hier Abhilfe geschafl'en werden. 
Doch sollten bloß Felder. Wiesen, Holzungen, Triften, Fronden 
und die zum Feldbau notwendigen Gebäude zerschlagen werden, 
dagegen .alles, was zu den Regalien zu rechnen sei, im Gut ver- 
einigt bleiben. ■*) 

Die Vorteile einer derartigen Maßregel erörtert unser .\utor 
gesondert für Lelms- und FideikommißgUter. 

Was die erstereu anbelange'’). so würden durch ihre Zerschlagung 
ebensowohl Lehnsherr wie Jjehnsmann und Untertan gewinnen. 
Der Lehnsherr, d, h. der Landesfürst, gewänne durch den Kanon*). 

') Kbenda. IO!l. -) Ebenda, §§ ;i9. loi. ’) K. E. v. H„ Das Vereinzeln 
der (toter iisw., 179!». •) .\. n. 0.. §§ •_>_ jj. o.. §§ 4, b. 7. ") Aus 

welchem Titel dein I.andesl'flrsten ein Kanon ijezahlt werden soll, bleibt unklar. 
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(ÜH Bevölkerurif^-i/.uiiiihme und die parallel zu derselben eintreteiide 
Vermehrung der Steuereinuahiuen aller Art einerseits sowie der 
Wehrkraft des Landes anderseits. Dem Lehnsmann würden die 
Kaufgelder zuHieLien. l>en grüßten Vorteil aber hätten^ die Unter- 
tanen. die der Frondienste ledig uml dabei des Eigentums 
teilhaft würden. Damit allein aber wären die Vorteile der L>is- 
niembrationen nicht erschöpft, es käme noch hinzu zum unmittel- 
bareii Nutzen des gemeinen Wesens: eine quantitative und 

(pmlitative Zunahme von Ackerbau und Viehzuclit. Der Adel würde 
nicht nur in seinem alten, politischen Verhältnis erhalten, sondern 
— weil schuldenfrei — sogar an .Macht gewinnen. Die produktive 
Klasse endlich werde von Lasten und Bedrückung befreit werden, 
ilie Bevölkerung und mit ihr Industrie und Handel steigen. Nicht 
einmal die Branntweinfabrikation würde, wie oft l)efürchtet wird, 
abnehmen, sondern höchstens labrikmüßig betrieben werden. 

.■\ut den FideikomraißgOtern sei allerdings die Zerschlagung 
aus llechtsgrUmlen schwieriger. Das sei aber kein Argument gegen 
ille Dismemliration. .sondern spreche nur für die Aufhebung der 
Fideikommisse. *i 

g4. Auch in der Frage der Teilung der privaten Herrschaft-sgüter 
ist e.s von Interesse, die Stimme eines Beamten. .Adam Heinrich 
Hatzeis. zu hören, der jahrelang in der Verwaltung eines grollen 
Hutes i)raktisch tätig war. dessen .Ansichten aber wohl durch eine 
gewisse [)ersönliche A'erliitterung infolge schlechter Behandlung, 
die er von seinem Dienstherrn erfahren hatte, beeinflußt sein 
mögen. -i 

H a t z e I meint, die Teilung sei wohl dem allgemeinen Besten 
förderlich, also vom volkswirtschaftlichen Standpunkt empfehlenswert, 
weil sich Beichtum und Hewinn dadurch unter eine größere .Anz.'ihl 
von Personen verteile. Für den Besitzer sell)st sei ihr Nutzen aber 
sehr zweifelhaft. *) Dieser verliere nicht allein durch die A'erwanillung 
de.s bisherigen Ertrages des Gute.s in einen für alle Zeiten festen 
Heldkanon, sondern auch in anderer Beziehung. Denn es sei gar 
nicht richtig, daß große Hüter notwendig schlechter bewirtschaftet 
werden müßten als kleine. Es sei allerdings der Elrtrag dersell>eu 
in der Hegel gering. Alit Unrecht alier mache man die Größe der 

') Khemln. ,S. 40 tf •) H atzel. Hriel'e ülicr die Wirt.schaft großer Land- 
güter Uüw., 17U(i. Über die persönlichen Schicksale H.vtzels gibt die zweite 
lliilüe der Schrift Auskniift. ’) .\. a. 0.. S. Is. 
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W'irtsclmft dHt'Ur vernntworHicli. ') Uichtijf Di-ffiinisiert. sei der Groß- 
betrieb ;^ar nicht so schwer zu ilberselien. Ebenso sei der Arbeits- 
bedart nicht größer, sondern eher kleiner als derjenige kleiner 
Betriebe. -^) 

Wenn, fahrt Hatzel fort, zugunsten der Bauerngüter ange- 
führt wird, daß dem Besitzer die unentgeltlichen Arbeitskräfte seiner 
Kinder zur Verfügung stehen, so kann demgegenüber einerseits 
eingewendet werden, daß nicht jeder Bauer arbeitsfähige Kinder 
hat, diese aber anderseits, was Kleider, Gelegenheitsausgaben, Ver- 
gnügungen betrifft, oft viel höhere Ansprüche machen, als der Lohn des 
Gesindes betragen würde, — Man darf anch den Ertrag großer 
Guter nicht ohne weiteres mit dem der Bauernwirtschaften ver- 
gleichen. '•) Einerseits ist z. B. die Besoldung des Verwalters nicht 
als Abzug vom Ertrag in .Vnschlag zu bringen, ilenn er bezieht 
bloß das Einkommen, welches dem Besitzer selbst zuHießen würde, 
wenn er der Wirtschaft selbst vorstünde. Anderseits kann der 
Mehrgewinn, den der Bauer durch übermäßige Anstrengung erzielt, 
nicht als Ertrag des (nites, sondern bloß als Ertrag seiner Arbeit 
aufgefaßt werden. — Niclit der Umfang großer Wirtschaften ist an 
ihrer häufig schlechten Bewirtschaftung scliuld, sondern der Besitzer 
und der Verwalter. Einmal wählt der Besitzer seine Beamten oft 
nicht richtig aus. Er überträgt den Posten irgendeinem „Skribenten“, 
der gut Bücher führen kann. Ob er auch die notwendigen land- 
wirtschaftlichen Kenntnisse besitzt, wird nicht immer untersucht. 
Uanii verlangt der Herr von seinem Verwalter soviel Schreibereien 
und Verrechnungen, daß demselben nicht genug Zeit zur Über- 
wachung des Gutes übrig bleibt.') Endlich aber läßt er dem 
Verwalter viel zu wenig freie Hand in der Leitung des Gutes. Er 
sucht immer Einfluß auf dieselbe zu nehmen, trotzdem er häufig 
von der Wirtschaft nichts versteht und außerdem oft fern vom Gute 
lebt, so daß er die momentanen Bedürfnisse derselben gar nicht recht 
kennt. '') Auch gegenüber den anderen Wirtschaftspersonen fehlt es 
dem Verwalter oft an Autorität Sie verlangen direkte Befehle des 
Herrn, worunter die Einheitlichkeit der Leitung leidet, “) — Die Vieh- 
zucht erfreut sich der besonderen Aufmerksamkeit des Gutsbesitzers. 

’) Ebemfa. S. !) ff. b Ehendii. S. 17. ’| Ebenda. S. 13 tf. ') Ebenda 
S. I J b Ebenda. S. 10 f ’) Hiebti<;cr wilri- e.s. zu .sa);en. ilnU ein ent 
sprechender Hetrag für die Leitung des lletriebes auch nnter die Kosten der 
Hanernwirt schalt einzurechnen sei, um die Vergleichbarkeit herzustellen. 
’) Ebenda, S. 10 ff. "I Ebend.i, ,S. or, fl- gj ,s. 2s. 
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Er bestimmt Art und Zalil des Viehes und es kommt dabei oft vor. 
diiii er mehr Gewicht auf die Fiirl)e der Tiere als iiuf ilire Nutzbarkeit 
lej^t. Er will auch den Verkauf der Produkte oenau überwachen 
und von Jedem Schritt unterrichtet sein, wodurch ein vorteilhafter 
Mandel, der oftmals auf der richtigen Ausnutzung eines günstigen 
Moments beruht, unmöglich gemacht wird.') Der Besitzer ist 
endlich auch oft zu unzweckmätiigen Experimenten geneigt. AnlaÜ 
zu solchen bot unter anderem die von Schubart von Kleefeld 
eingeführte Methode. Die Verwalter wurden gezwungen, den Klee- 
bau einzuführeu, die Schubartschen Grundsätze zur .Anwendung zu 
bringen, trotzdem der Erfolg problematisch war und in der Folge 
tatsächlich ausgeblieben ist. "■') 

Hatzel bekämpft dann die Behauptung, daü ein großes Gut 
be.sser verpachtet als verwaltet werde-*) und kommt schließlich zu 
dem Resultat; die beste Nutzung desselben biete die Bewirtschaftung 
durch einen tüchtigen Verwalter, der aber nicht durch überflüssige 
Vorschriften gehemmt und von dem Herrn in der Führung der 
Geschäfte bis zu einem gewissen Grad unabhängig sein müsse. *i 

§ ü. Ein .Jahrzehnt etwa später, 1803 — 1804. entspinnt sich 
im Anschluß an eine Schrift des schlesischen Generallandschafts- 
Syndikus Friedrich Theodor Merkel eine lebhafte Diskussioit. 
die ebenfalls eine konkrete wirtschaftliche Frage, nämlich die Dis- 
menibration adliger Güter in Schlesien zum Gegenstand hat. •') 

Merkel unterzieht die wiederholten Vorschläge: durch Zer- 
schlagung der Rittergüter und deren Austuung an bäuerliche AA’irte 
die Lage der untertänigen Bevölkerung zu verbessern, sorgsamster 
Prüfung und gelangt auf Grund derselben zwar nicht zur Forderung 
eines Verbotes jeglicher Dismemhration. wohl aber zu entschiedener 
•Ablehnung totaler Zerschlagung der adeligen Güter. 

f)ie Ausführung dieser Maßregel erscheint ihm vor allein 
schon mit Rücksicht auf ihre weitgreifenden politischen Folgen 
höchst bedenklich. Von ihr würde eine neue Verfassungsepoche 
<latieren, da der bi.sher letzte, aber zahlreichste Stand dann auch 
mit dem größten Teil des Grundbesitzes die größte Macht in sich 
vereinigen würde. **) Dadurch würde notwendigerweise der Adel in 
seiner Existenz bedroht.') Dieser bisher erste Stand im Staate sei 

’) Kbenda. S. .SO. ’) Kbi.ndu. .S. :HJ. Khenda. S. bO fl'. *) Ebenda. 
S. h~. •■’) Merkel. Dismenibrntion adeliger Güter in Schlesien. 1H08. *) A. a. 0.. 
S 13. ') Ebenda. S 2!). 
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ebenso zur RepriLsentation berufen wie der bürgerliche Stand zur 
Arbeit. Er gebe dem Lande seine Heerführer. Ihm obliege die 
Aufrechterhaltung der inneren Verfassung und die Unterstützung 
der äuüeren Würde. ’) Er wirke auf die Bildung der übrigen Stände 
hin und als Vermittler einer Erhebung der Klasse der eigentlichen 
Untertanen im engeren Sinne zu Staatsbürgern. Er sei es, der in 
diesen ilie Liebe zum Vaterlande wecke. Von ihm gingen aber 
auch alle Anregungen zur Verbesserung der Landwirtschaft aus. 
Solle er in dieser Stellung erhalten werden, so mü.sse n)an ihm 
auch Vermögen in der Hand lassen. Zu diesem Zwecke sei aber 
iler Landwirtschaftsbetrieb das einzige ihm oltenstehende Gewerbe. -i 
Der Oftiziersberuf erfordere Personen, die vermögend seien. Sähe 
sich der .Adel auf Beamtenstellen angewiesen, so würde er den 
Vorzug zu repräsentieren verlieren und in die Klasse der arbeitenden 
Bürger heruntersinken. '^) 

Abgesehen von den politischen Erwägungen erscheine jedoch 
ilie gänzliche Zerschlagung der Rittergüter auch rechtlich un- 
zulässig. Aus zwei Gründen. \Vohl gestatte das Edikt vom .lahre 177ö 
und die Deklaration von 1787 den Verkauf einzelner Pertinenzen 
und Vorwerke, und zwar sowohl zur Gründung von neuen Rustikal- 
stellen wie zur Vergrölierung bereits bestehender. Dabei habe aber 
der Gesetzgeber an eine vollkommene Veräußerung oder Zer- 
stückung von Rittergütern nicht ge<lacht, sondern lediglich — 
unter der V'oraussetzung. daß deren Substanz hierdurch nicht ver- 
mindert werden würde — bessere Bebauung entfernter und schlecht 
kultivierter Grundstücke bezweckt. •*) 

Dazu komme dann noch die Rücksicht auf das herrschende 
landwirtschaftliche Kreditsystem. Dieses beruhe nach dem Regle- 
ment vom 1). .Juli 1770 auf der Generalhaftung des gesamten 
adeligen Grundeigentums. Diese aber würde, wenn die Rittergüter 
dismembriert würden und in fremde Hände gelangten, ilire Basis 
verlieren.’’) Die zer.stiickelten Güter würden aufhöron. ein Unter- 
pfand zu bilden und dementsprechend die Garautielast der ver- 
bleibenden adeligen Grundbesitzer auwachsen. Der Einwand, daß 
in direktem Verhältnis zur fortschreitenden Dismembration auch 
die Zahl der Kreditnehmer sich vermindern müßte, weil diese sich 
ja aus dem Kreise der Landschaftsmitglieder rekrutierten, sei nicht 

') Klienüa. SS fi.ä. ,S(>. *) Kbenda. SS Wt f. ’) Kliemia. SS ‘•'1. afi. *) Kliemla. 
S Ki. “l Kbemla. SS ä- 
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stidilmitij;, Demi diis hindwirtschiiftliche l*fuiidbnetwesen beruhe ja 
eben darauf, daß für die Pfandbriefe aucli jene Grundbesitzer 
haften, die sellist keinen Kredit in An.spruelt nelmieu. Durch Zer- 
selila^uii^ eines, wenn auch niclit verschuldeten Itittergutes ent- 
ziehe sich also dessen Besitzer dieser HaftpHicht. ') Ebenso un- 
stichlialtif^ sei auch der Hinweis der Anhänger der Disineiubration 
darauf, daß die Dominien auch nach der Zerschlagung feste 
Zinsungen beziehen wUrdeii. Denn solche gewährten niemals die 
gleiche Sicherheit wie Grund und Boden; und zwar gelte das 
gleicherniaUen für den Fall der Zinsbeinessung in Getreide wie in 
Geld, da sowohl der Getreidezins als auch der Geldzins im Werte 
sinken könne. -) 

Merkel bestreitet aber auch die Hätlichkeit der Disnieni- 
bration aus s taa ts w i rts c h a ft I i c h e n Gründen. Vor allem fehle 
es an einer genügenden Zahl vermöglicher Untertanen, an welche 
ilie neiibegrUndeten Stellen ausgegeben werden könnten.^) Auch 
seien die schlesischen Untert.anen zu roh, als daß man von ihnen 
eine ordentliche Wirtschaft sollte erwarten dürfen. Nicht weniger 
würde sie an einer solchen der Mangel des notwendigen Betriebs- 
ka|)ituls bindern. Es sei also einerseits mindestens zweifelhaft, 
ob die Ersetzung des gutsherrlichen durch bäuerlichen Betrieb den 
landwirtschaitlichen „Nutzertrag“, d. h. den Hohertrag steigern 
würde, anderseits aber sicher, daß in ihrem Gefolge eine Vermin- 
derung des ÜberHusses an Bodenfrüchten für den städtischen Konsum 
sowie ein Kückgang der Schafzucht und der Getränkefalirikation 
eintreten würde.-’) Darunter aber würde wieder die Entwicklung 
der Industrie ebenso leiden wie darunter, daß die Ausdehnung des 
Kleinbetriebes ihr Arbeitskräfte entziehen würde.**) 

Begeisterte und unbedingte Anhängerschaft fand Merkel in 
einem Grafen Magni.") 

Dieser läßt sich bei Beurteilung des Dismembrationsproblems 
ausschließlich von p o I i t i s c h e n llUcksichten leiten. Ihm erscheint 
als politisches Axiom iler untrennhare Zusammenh-.ing zwischen 
dem wahren und dauerhaften Besten der menschlichen Gesellschaft 
auf der einen Seite und der Autrechterhaltung der besten Form 

') Kliemla. SS -t- Ü- ’) ElMinila. SS ’) Elienda, SS 3.5 If. *) Etienda. 
S 7<i. ■') F.liendn. SS “:J. 7'.i, ,s2. “) Ebenda. S 7t. ’) Gr. A. .M.. Heurteilunj? 

der Schritt über die . . . Disineinliration adeliger (iflter in .Schlesien, 1803. 
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jfescllschiiftlicher Regierungsverfassung auf der anderen. *) Bei der 
Beurteilung wirtscliaftspolitischer MaOnnliinen müsse man deshalb 
stets erwägen, ob diese geeignet seien, die als beste erkannte 
^'erfassungsform zu erlialten oder in ungünstigem Sinne zu be- 
einflussen, Durch Anwendung dieses Gesichtspunktes auf die I)is- 
inenibrationsvoi-schlüge kommt Magni zu deren unbedingten Ver- 
werfung, 

Er verkennt nicht, datl die Dismenibrationen für bedrängte In- 
dividuen nützlich seien und deren Entschuldung erleichtern. Er 
gibt auch zu, daü sich auch sonstige Vorteile der Uismerabration 
auf ilem Papier nachweisen lassen. Doch tritt all das ganz hinter 
iler Erwägung zurück, daß sie zugleich den Adelsstand mit Ver- 
nichtung bedrohen und durch Umwälzung der monarchischen Ver- 
fassung den Schaden der Gesellschaft nach sich ziehen. Denn 
ein erldicher Grundailel sei ein wesentlicher Bestandteil der mon- 
archischen Verfassung. Für diese sei es notwendig, „den Bauern- 
stand vom Adel abhängig zu erhalten und zu verhindern, daß die 
unterste Volksklasse durch die ,\bhängigkeit von der mittelsten ja 
nicht jene gefährliche Koalition formiere, der sodann keine exe- 
kutive noch legislative Macht Widerstand zu leisten imstande ist 
und gar bald der Demokratie, das ist der Regierung des Bürger- 
stundes über den Bauernstand, zu weichen sich genötigt findet.“ '•) 

• Magni geht denn auch in seinen praktischen Konsequenzen 
viel weiter als sein Vorbild. Nicht nur, daß er auch partielle Dis- 
membrationen verboten wis.sen will. “) Er billigt nicht einmal die 
Ablösung der untertänigen Prästationen, weil er sie als Vorläufer 
einer künftigen Dismeinbration betrachtet.®) 

Eine andere, damals anonym erschienene Schrift^) schließt 
sich der Merke Ischen Auffassung wieder mehr aus wirtschaft- 
lichen Gründen an. 

Die eigentliche Bedeutung des Adels, führt der Anonymus 
aus, liegt in seiner Beziehung zur Landwirtschaft, weshalb ihm 
auch die Pflicht zur Selbstbewirtschaftung seiner Güter obliegt ®), 
an deren Erfüllung ihn die Dismeinbration hindern würde. Zudem 
sind die bevölkerungspolitischen Erwägungen, auf welche diese 

') Kbcnda, S. VIII. •) Klienda. S. IX, S. 24 f. ’) Ebenda, S. 67. “) Ebenda, 
Ö. 24 f. *) Ebenda, S. 34 f. *) Ebenda, S. 26 ’) Mein liutachten über die 

Disuiembration, 1804. ") Ebenda. S. 8. 

OrOnlirrK. Stndivn II. 
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zurück^eht, uii>(erechtfertigt. \'or ulleni schon, weil die Bevölkerunfi; 
ohnehin iin vielen Orten bereits zu diclit ist. ') Dünn aber auch, 
weil Voung gezeigt habe, daß Fortschritte der Bodenkultur und 
eine ansreichende Sicherung des städtisclien Konsums eher von 
großen als von kleinen Gütern zu erwarten ist. Die Disniembration 
und die Zerstücklung, die sic nach sich ziehen würde, müßten 
daher in betrell' der Brotversorgung Abhängigkeit vom Auslande 
und eine Steigerung der Oetreidepreise hervorrufen. Übel, denen 
die in Aussicht genommene Spatenkultur aut' den zu schadenden 
kleinen (lütern schon deshalb nicht zu steuern vermöchte, weil 
Sputenkultur immer teurer und nicht überall anwendbar ist. 
Auch unser Autor wünscht daher, daß die J.iand.schaft die Zer- 
schlagung der adeligen Güter hindere und den dismenibrierten den 
Kredit autkündige. “) 

Eine weitere, ebenfalls anonyme Schrift^) endlich bekämpft 
die Disineml)ration wieder vorwiegend unter dem Gesichtspunkt 
ihrer Scliädliclikeit für die — ohnehin namentlich durch das 
Kreditsystem und die Bürgerlichen eingeräumte Fähigkeit zum 
Erwerb von llittergUtern — unterwühlte Stellung des Adels. 

Von be.sonderem Interesse ist, daß der Verfasser die Über- 
legenheit der Hittergüter über die bäuerlichen Teilgnter jener der 
Fabriken Uber die Handwerksbetriebe vergleicht.®) 

Von seinem Standpunkt aus ist es vollkommen verständlich, 
daß er trotz »seiner ablehnenden Haltung gegenüber der Disineni- 
bration adeliger Güter einer solchen in betreff der Städten und 
Korporationen gehörigen „KammereigUtern“ zustimmt, die schlecht 
administriert seien, sich auch wegen der Xähe der Städte sehr 
günstiger Absatzbedingungen erfreuen und auch von Pfandbriefen 
frei seien. ‘ j 

Dagegen sollen nach ihm die Domänen nicht zerschlagen 
werden, weil sie im Notfall zur Fundierung von Papiergeld ver- 
wendet werden könnten. ■‘*1 

i; (l. Natürlich fanden die Anschauungen Merkels und der- 
jenigen, die sich um ihn scharten, auch starke Opposition, die in 
einer Reihe — meistens anonymer — Schriften zum Ausdruck 

') Kbenda, S. Za, 34, 3ä, 37, 7G. -) bljundu. >>. .äZ. 57, G.3. Kbenda, 

!S. 23. ,so. ‘j .\iiwemllmrkeit der Disuieinbintion bei adeligen Gütern usw. 1804. 
‘) A. n. 0.. S. 08 Kbenda. S. 115 ff. •) EI.endn. S. 72 ff. ") Ebenda. S. 70. 
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kam ’), wobei es mitunter auch nicht oline Verdächtif^ung der reinen 
Ahsicliten Merkels ahging. '•*) 

Zunächst werden die Verdienste des Adels um die Land- 
wirtschaft und um die Erziehung des Bauernstandes geleugnet. 
Scholl die Beschreibung, die Merkel von der Unbildung des 
letzteren gebe, wird ausgeführt, spreche dagegen. Auch eine 
gedeihliche Lösung der dem Adel ebenfall.s zugeschriehenen Auf- 
gabe, im Bauernstand Liebe zum Vaterland zu erwecken, könne 
kaum davon zu erwarten sein, daß jener diesen drücke und quäle. 
Wohl habe der Adel in Schlesien in der letzten Zeit große Summen 
auf seine Ökonomie verwendet. Da die Erträge derselben aber 
noch immer nachweisbar niedriger seien als die des Bauernlandes, 
so spreche dieser Umstand gerade gegen die Tüchtigkeit der früheren 
Wirtschaft des Adels, '‘i 

Dann werden die an die Dismeniliration geknüpften Befürch- 
tungen widerlegt und ebenso die Behauptung, daß dieselbe aus 
der wirtschaftlichen und kulturellen Verfa-ssung des Bauernstandes 
heraus undurchführbar .sei. Die untertänigen Landwirte seien 
weder zu guter Bodenkultur zu ungebildet, noch entbelirten sie des 
Kredits. Es werden nicht bloß die günstigen Erfolge aller durch- 
gefUhrten Dismemlirationen .sowohl für die Dominien als auch für 
die Untertanen und für die Bodenkultur gerühmt. "i Es wird auch 
eine grundsätzliche Überlegenheit des iiäuerlichen Betriebs 
über den gutsherrlicheii liehnuptet. *) .Jedenfalls stünde fest, daß 
die Schafzucht auch durch Bauern in gemeinsamen Schäfereien im 
großen betrieben werden könnte und auch die Getränkefabrikation 
keine Abnahme erfahren, sondern höchstens in bürgerliche Hände 
übergehen würde ‘i; daß die Versorgung der Städte nicht leiden 
würde, weil eine Zunahme der Konsumtion auf dem Lande schon 

'.I Hierher gehören: von I’oser. Hie t^chrift dee Herrn von Merkel 
UMv,, ISiKi; anonym, .\]iologie der UUterdismeniliration iisw., Isuil (Verf. 
war .los. K. Christ Löwe |ohen ,S. 4'2J); anonym, Merkel und die Dis- 
niemliration, ISIU; anonym, (iedanken über die Schrift destirnfen .M, über 
die Dismeinbration u.sw„ IHI14, (Die bekämpfte .Schrift des lirnfen .M(ugni) 
ist wnliischeinlich nicht die olien be.-procheiie, sondern eine frühere, die. wie 
er selbst berichtet, sich mit der Ablösung der Hand, und .Spanndienste und 
der daraus notwendig folgenden Dismcmbnition beschilftigt hatte. Vgl. 
Magni a. 11 . 0., S. 2li tf.) ’) Vgl. .Merkel und die Dismeinbration. Vgl. 
Merkel und die Dismembration, !s. 3U. -14. tö. 4tt. *| Vgl. Poser a. a. I)., 
8. 8.3 ff. Vgl. Poser a. a. <>., S. 3.5 ft'., 83 f. ") Vgl. Poser. 8. 3!) ff'. 
’) Vgl. .4 p o 1 o g i e. 8. 48 . 4!l. 
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clesliall) nicht zu erwarten sei, weil ja die neuen Wirte der Zahl 
der bereits vorhandenen Häusler- und Einliej^crfaniilien ent- 
nommen worden. ') 

Auch ilie Kechtsj'rUnde. aus denen Merkel die Zulässigkeit 
der Disinembration hekäniplt, werden als unstichhaltig und seine 
Auslegung lies Edikts von 177;$ und der Deklaintion von 1787 
als unrichtig bezeichnet. Insbesondere sei, wird immer wieder 
hervorgehoben, von einer Reeinträchtigung der bestehenden Kredit- 
orgiinisation durch die Zerschlagung der adeligen Güter keine 
Rede. Denn das landwirtschattliche Kreditsystem erfordere bloÜ 
die ungohinilerte Werterhaltung des Pfandobjekts, wolle aber dessen 
Rewirtschaftungsweise nicht beeinflussen. Eine Kündigung der 
Pfandbriefe auf dismembrierten Gütern sei also weder sachlich 
noch rechtlich begründet und widerspreche auch einer zwanzig- 
bis dreiüigjährigen Praxis. Sicherlich könne sie keine andere 
Wirkung haben als zur Verdrängung der verschuldeten Ritterguts- 
besitzer durch grolle Magnaten zu führen. *) 

V\ >rigens gebe es kein anderes Mittel, dem verschuldeten 
Adel aufzuhelfen, als eben die Disinembration. Schon deshalb, weil 
es ihm oll an .Arbeitskräften fehlt, während anderseits solche brach 
liegen. Einer Verminderung des Geldwertes der Güter aber könne 
dadurch vorgebeiigt werden, dall man den Kanon der neu 
angesetzten Wirte teils in Geld, teils in Getreide festsetze.®) 

Schließlich sei überhaupt der Kampf gegen die totale Dis- 
membration ein Kamjif gegen Windmühlen. Eine vollkommene 
Zerschlagung der adeligen (iüter sei schon deshalb unmöglich, 
weil es an der nötigen Zahl neu anzusetzender Wirte fehle. ”) 
.Auch stunde dem nichts im Wege, daß der Adel, um nicht zu 
einer müßigen Rentnerexistenz herunterzusinken . einen Teil 
seiner Ländereien behalte und zur Errichtung von Musterbetrieben 
verwende. Es könne dieses sogar direkt vorgeschrieben werden, 
wobei die Zurückbehaltung von höchstens dreihundert Scheffeln in 
allen drei Feldern vollkommen genügen würde.’) 

Einer unserer Verfasser schreckt sogar nicht davor zurück, 

') Vgl. .Apologie a a. 0., S. A3; l’oner a. a. 0. IS. 4 fi tt'. *) Vgl. 
l’oser a. a. 0., fS. 70, .Apologie. S. 2 H'., 0. 10. h Vgl. l’oser n. a. O., 
S. 3!l H'.: ,A])ologie, S. 2(1, 3ö; Merkel und die Dismenilimtion, S. 15 tf'.. 
fiü tt. ; l> edan keii. S. lU H'. Vgl. 1’ oser. S. .30 tf V'gl. Po« er, S. 73 ff.; 
Gedanken, fS. 12; .Apologie, .S. 32. ") Vgl, Gedanken, S. 24. ’) Vgl. 

.Vpologie, S. 17; Po.ser. 73 S. H'. 
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das Argument, dal! die Di.smembration eine Verschiebung der 
politischen Macht mit sich bringen würde, dnrch die Boliauptung 
zu widerlegen; der Bauernstand vereinige ohnehin durch seine 
überlegene Zahl die Macht in seinen Händen, und das sei auch 
vollkommen in der Ordnung, weil er die Wehrmacht des Staates 
ausmache und diesen zu verteidigen habe. *) 

S 7. In der vorstehend skizzierten Diskussion mögen wohl viel- 
fach rein persönliche Interessen zu Worte gekommen sein. Wenigstens 
läßt hierauf die Tatsache, daß so viele Autoren ihren Namen nicht 
genannt haben, schließen. Gerade deshidb aber erscheinen die 
Tatsachen, auf welche Bezug genommen wird, ziemlich verwischt. 
Man erfährt weder Genaueres darüber, ob die Dismembrationen 
eine neue Erscheinung und häufig oder selten waren, noch darüber, 
wie sich die Landschaft zu ihnen verhalten hat. Nur soviel dürfte 
feststehen, daß Bedenken über die Kreditwürdigkeit der dismem- 
brierten Güter rege wurden und daß die Landschaft solchen den 
Kredit entweder wirklich aufkündigte oder die Kündigung docli 
plante. Möglicherweise waren die Austtlhrungen des General- 
syndikus Merkel dazu bestinimt, diese l’läne oder Maßnahmen 
zu rechtfertigen. 

Übrigens wurde den Unklarheiten der Deklaration von 1787 
durch ein Gesetz vom 1. Mai 18Ü4 ein Ende gemacht, das einer- 
seits unter Ausschluß totaler Dismembrationen solche bloß bi.s 
zu zwei Dritteln des katastrierten Dominikallandes gestattete und 
anderseits festsetzte, daß auch ilie Parzellen in der Generalgarantie 
zu verbleil)cn hätten. ■'). 

’) Vgl. Apologie, S. 8 tl. ’J Die» wird von l’o»er, 8. 3S), und in 
Gedanken, .S. 11! tV. behauptet. *) Vgl. die oben besproebene Schrift: Die 
Anwendbarkeit der Dismenibrntiou, S. 1)3 tl., 133 ff. 
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ERSTER ABSCHNITT. 


Die ökonomische Richtung in der Behandlung des Betriebs- 
und Freiteilbarkeitsproblems, 

I. K a ]i i t e 1. 

Die Landwirtschaftslehrer Thaer und Schwerz. 

§ 1. Von den angeführten Spezialsehriftstelleni, die unser 
Thema, aber auch nur dieses, ausführlich behandeln und dabei weniger 
wissenschaftliche Zwecke verfolgen, als einen Beitrag zu sehr 
aktuellen wirtschaftlichen Fragen liefern wollen, wenden wir uns 
jetzt einem Manne zu, der das Problem wieder von einem viel 
höheren, wissenschaftlicheren Standpunkt behandelt und sich von 
Schlettwein, II e r r e n s c h w a n d und Kraus durch gründliche 
Kenntnis der landwirtschaftlichen Verhältnisse unterscheidet. Wir 
meinen den , Vater der deutschen Landwirtschaft“ Albrecht T h a e r. *) 

T h a e r hat sich nicht l>loß um die Entwicklung der Land- 
wirtschaftslehre in Deutschland hervorragende Verdienste erworlren, 
sondern auch in der praktischen Politik eine sehr bedeutende Holle 
gespielt. Er war an der pretilii.schen Agrarreform persönlich be- 
teiligt und das Lamleskulturedikt vom 14. September IHl] Uber 
die Aufhebung aller die Landwirtschaft bindenden Sehranken ent- 
stammt seiner Feder. 

Man kann nicht sagen, daß Thaer in die Diskussion über 
die Betriebsfrage neue Gesichtspunkte hineingetragen hat. Vielmehr 
wird, wem Youngs Argumente in Erinnerung geblieben sind, sie 
bei Thaer vollkommen wiederfinden. Was ihn aber auszeichnet, 
ist, daß er irti Gegensatz zu seinen ganz einseitigen Vorgängern 
die Argumente beider Parteien voll zu würdigen und sicli auf 

') \’kI. über Tliucr; Uo.>!cher, Geschichte. S. H'.: liuchenber- 
ger, Agrarpolitik, S. 43:J; von üer Hol t /. n. n. O., 11. Itd.. S. 3 II. 
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(iriiml sorf^tiiltiffef Erwiiffun>{ des Filr und Wider eine eigene 
Meinung zu bilden sucht. Dieser Vorzug ist ihm stets geblieben, 
obgleich er, wie wir sehen werden, seine Ansichten im Laufe der 
Zeit geändert hat. 

In seinem 1801 erschienenen zweiten Bande seiner „Einleitung 
zur Kenntnis der englischen Landwirtschaft“ hebt Thaer als 
meist angeführte Vorteile kleiner Güter, zu denen er solche von 
20 — 80 Acres (8 — 82 /m) rechnet, die folgenden hervor *): Zunächst 
bei Aufwendung gleicher Arbeitskraft Erzielung bedeutenderer 
Leistung als in GroUwirtschaften, weil der Bauer selbst mitarbeitet, 
seine Kinder und Hilfsarbeiter anzuleiten und diese auch am Ertrag 
der Wirtschaft zu interessieren versteht. Auch die tierischen Arbeits- 
kräfte können besser gepflegt und ohne ÜberbUrdnng besser aus- 
genutzt werden. Ferner kennt der kleine Wirt seinen Besitz ganz 
genau und vermag daher jedes Stück aufs beste zu nutzen. Endlich 
wirtschaftet er auch spar.samer, indem er alle Abfälle genau ver- 
wendet und überflüssige Ausgaben vermindert. Infolgedessen liefern 
kleine Güter einen höheren Rohertrag uinl demgemät) einen 
grötleren Uberschulä an verkäuflichen l’rodukten. Zugleich werfen 
sie, ila sie geringere Kosten haben, einen höheren Reinertrag ab. 
Zudem begünstigen sie die Bevölkerung, so daü nicht bloß an 
landwirtschaftlichen Arbeitskräften kein Mangel herrscht, sondern 
auch die Zahl kräftiger, tüchtiger und unverdorbener Menschen 
wächst, die an ihrem Land hängen und für dasselbe zu kämpfen 
bereit sind. Endlich bewirkt ein Vorwiegen kleiner Wirtschaften, 
wenigstens auf dem Lande eine gleichmäßigere Vennögensverteilung. 
Diese aller — an sich ein Vorteil — ist auch der industriellen 
Bevölkerung nützlich, weil sie eine Nachfrage nach gewerblichen 
Massenartikeln hervorruft, während Großgrundbesitzer und Groß- 
pächter Luxusgegenstände verlangen, die großenteils aus der 
Fremde eingeführt werden — ein Argument, das später oft ange- 
führt wird, ohne daß sein L'rsprung nachweisbar wäre, das jedoch 
kaum aus Deutschland stammt, da es sich in der kameralistischen 
Literatur nicht findet. 

Diesen Vorteilen auf seiten kleiner Güter gegenüber hebt 
jedoch Thaer. und zwar mit größerer Wanne und Ausführlichkeit, 
auch sehr hedeutende auf seiten der großen Güter hervor, 

') Vgl. Thaer, Englische Landwirtschlitt, II. lid., Irtol, II. Teil, TV, Kap : 
„Vorzüge der großen und kleinen Wirt.si’haften in Kücksicht auf das iJanze.“ 


Digiiized by Google 



123 


worunter er solche über 500 Acres (200 Au) versteht. Der Lundhau, 
tiihrt er aus, ist ebenso ein Gewerbe wie die Industrie. Er ist als 
eine sehr komplizierte Fabrik zu betrachten. Es lassen sich daher 
Grundsätze, die lür die Fabrik gelten, auch auf die Landwirtschalt 
anwenden. Beim groben Landwirtschaftsbetrieb läßt sich ebenso 
wie beim Fabriksbetrieb Arbeitsteilung durchführen und ihre Vor- 
teile kommen hier wie dort dem Großbetrieb zugute. Dazu kommt 
die Möglichkeit der Verwendung ipialitizierter Arbeitskräfte und 
arbeitsparender Maschinen. — Trotzdem wird, wenn es sich um 
einen reichen Landwirt handelt, der Bedarf an Arbeitskräften nicht 
geringer sein, da die Kultur im geraden Verhältnis zu ihrer V'er- 
vollkoinmnung immer mehr Arbeitskräfte fordert. — Im Winter ist 
sowohl in kleinen wie in großen Wirtschaften Ubei-ßuß an .Arbeits- 
kräften. Sie müssen spinnen, stricken, weben. Doch k.mn der große 
Landwirt auch hier seine Kräfte besser und produktiver verwenden. 
— .Allerdings geht die einzelne Arbeit besser vorwärts, wenn der 
Wirt selbst überall initarbeitet. .Aber hilft er hier, so fehlt er dort. 
L)er Aufseher einer wichtigen Arbeit sollte überhaupt nicht mit- 
arbeiten. — Auf großen Gütern wird auch im ganzen mehr wahre 
Sparsamkeit stattfinden. Vieles an Abfällen bleibt in kleinen ^\ irt- 
schaften liegen, weil es zu gering ist, um verwertet zu werden, was 
im großen lohnend weiter verwendet werden kann. .Auch brauchen 
30 Menschen an einem Tische weniger als an zehn Tischen. ') — 
Molkerei Wirtschaft kann ebenso wie Verbesserung der A’iehzucht, 
Veredlung der Rasse etc. bloß auf großen Gütern vorteilhaft be- 
trieben werden. — Da der Großwirt an seinen Arbeitern mehr ver- 
dient, so kann er ihnen auch höhere Löhne zahlen. Das führt zu 
einer A’ermehrung der Bevölkerung. Große Güter begünstigen aber 
die Bevölkerungszunahme auch noch deshalb mehr als kleine, weil 
bei diesen der Hof bloß von einem Sohne übernommen werden 
kann, während die Taglöhnerkinder auf den großen Gütern immer 


') Um sich zu ülierzetigen, wie wenig sich die Argumente während fast 
eines Jnhrhnnderts verändert hnheii. muß man l>loß lesen, was Kaiitzky in 
seiner ..Agrarfrage'“ zugunsten des GroUlietriebes anführt: I. Krspnrnis 

im Haushalt; II. Krsparnis im Betrieb; III. .Arl>eitsteilnng und durch sie 
Spezialisierung und Ersparnis an .Arbeitszeit; IV. Anwendung von arbeit- 
sparenden .Maschinen: V', l»e.s.sere Durchführung von Aleliorationen : A'I. Mog. 
lielikeit landwirtschaftlicher Industrie; VII. Vorteile heim Ein- und Verkauf: 
VIII. billigerer Kredit. .Alle auf die Produktion hezüfflichen .Argumente linden 
sich also schon bei T h u e r. 
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Beschäfligunjr Knden oder sich eventuell anderen Berufen zinvenden 
können. 

So wünschenswert vielleicht eine glcichmällige Verteilung der 
Vermögen unter dem Gesichtspunkt der menschlichen Glückseligkeit 
sein mag, führt T h a e r weiterhin aus. so gewinnt doch die Pro- 
duktion mehr durch Vermögenskonzentration. Und er betont, ebenso 
wie Young geleitet von der Mee der Wichtigkeit eines grollen 
absoluten Beinertrages, daÜ erst der Cbertlull an Kapital es 
ermögliche, an große Verbesserungen, die häufig Anlagen zugunsten 
erst der Nachwelt sind, und an intensivere Kultur zu denken ^Ver 
geringe (djerschüsse habe, der gebe wenig aus und spare für seine 
Kinder. — Die Anhäufung großer Vermögen erscheint ihm außer- 
dem auch wichtig für die Hebung von Handel und Industrie. Ein 
Land mit gleichmäßiger Verteilung der Vermögen wäre ein ohn- 
mächtiges Land. 

Thaer leugnet, daß mit dem Uberwiegen großer Güter mehr 
Geld außer Landes geht. Ein großer Import ausländischer Luxus- 
waren habe auch einen großen Export inländischer Produkte zur 
Folge. Überhaupt sei der Luxus, den große Güter hervorrufen 
sollen, nicht nachteilig, sondern ein Anreiz zu stärkerer Produktion. 

Thaer kommt daher zu dem Schlüsse, daß das gemeine 
Interesse, wenn nicht ausschließlich, so doch teilweise große Wirt- 
schaften fordert. Doch ist er weit davon entfernt, eine gewidtsame 
Zusammenlegung kleiner Güter zu befürworten. Vielmehr hält er 
eine derartige Politik, z. B. Bauernlegungen, für dem staatlichen 
Interesse zuwiderlaufend und wünscht nur die Beseitigung aller 
Fesseln, welche die freie Bewegung von Grund und Boden hemmen. 
Die richtige Grundbesitzverteilung werde sich schon selbsttätig 
durchsetzen. 

Wie schon angedeutet wurde, hat jedoch Thaer seine oben 
skizzierten Anschauungen später geändert. In seinen 180t) erschienenen 
.Grundsätzen der ratiomdlen Landwirtschaft“ bleibt er sich zwar hin- 
sichtlich der einzuschlagenden Politik treu. *) Er will die Betriebs- 
frage nach den verschiedenen konkreten Verhältni.ssen beantwortet 
wissen. Er em|ifiehlt daher — unter lebhafter Befürwortung der 
Erbpacht — die Verpachtung der Güter in jenen Größen, die am 
meisten verlangt und am teuersten bezahlt werden. Denn, meint 

') V<{1. Thaer. Orundsätze der rationellen bandwirtschaft, ISO'i, 
1. Bd,, § 132. 
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er, die Nachfrage wird am sichersten anzeigeii, welche Betriebs- 
größe in Hinblick einerseits auf den Kulturzustand des Volkes und 
der Landwirtschaft und anderseits der Bodenbeschatfenheit am rüt- 
lichsten sei. 

Was aber die Betriebs frage selbst betrifft, so stellt er 
nun auch ftlr sie fest, daß sie nicht allgeniein gültig, sondern nur 
mit Rücksicht auf die verschiedenen Ortsverhältuisse entschieden 
werden könne. „.Jede Betriebsgröße“, erklärt er, „hat im allgemeinen 
ihre eigenen Vorzüge, die ich in meiner englischen Landwirtschaft 
kurz gegeneinander zu stellen versucht habe. Ich gestehe 
aber nach meiner jetzigen Überzeugung, daß ich 
daselbst auf die Schale der großen Wirtschaften im 
allgemeinen ein zu großes Übergewicht gelegt habe. 
Wo unter den kleinen Besitzern wahre Betriebsamkeit und ver- 
hältnismäßiges Vermögen sich befindet und sie in ihrem Betriebe 
uneingeschränkt und anderweitig nicht zu sehr belastet sind, da 
wird ein fruchtbarer ürund und Boden durch kleine Besitzer, die 
ihn mit eigenen Händen oder unter eigenem unverwandten Auge 
liestellen, nicht nur, wie vielleicht jeder zugibt, mehr produzieren, 
sondern auch, was man um so mehr leugnet, größeren reinen Ertrag 
geben können. Die Besorgnis, daß hier vom Produzenten alles wieder 
konsumiert werde und folglich nichts zum Verkauf käme, ist völlig 
eitel und kann nur aus der Ansicht der aus ganz anderen Gründen 
so jammervollen Bauernwirtschaften gewisser Gegenden erklärt 
werden.“ Und, fügt er in fast wörtlicher Übereinstimmung mit 
Justi und Sonnen fels hinzu: wenn „kleine Erbpächter ihren 
Kanon bezahlen, so manche Dinge einkaufen, nach ihrer Art wohl 
leben und sich dennoch etwas erübrigen können, wie davon so viele 
Beispiele . . . vor Augen liegen; so niU.ssen sie ja nohvendig Über- 
schüsse zum Verkauf haben und dieser l'berschuß wird, wenn 
man genau untersucht, den Ubertreffen, welchen große Güter von 
gleichem Areal aufweisen können“.*) 

Trotzdem aber muß man, erklärt Thaer, bei Einrichtung 
von Erbpachtungeu Vorsicht walten lassen, ln unbevölkerten, 
unkultivierten Gegenden, wo nur extensiv gewirtschaftet werden 
kann, weil die .Arbeitskräfte teuer sind, dort ist es verfehlt, den 
großen Betrieben durch .Ansiedlung von .Arbeitern die vorhandenen 
Arbeitskräfte zu entziehen, um unrentable Kleinbetriebe zu gründen. 

') \'k 1. Rationelle Landwirtschaft. § i;-i2. 
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Hier darf vielmehr, so wiliischensvvert im allgemeinen die Ver- 
wandlung der Domänen und l’rivatdominien in Bauerngüter ist, 
nur ganz allmählich und mit zunehmender Bevölkerung zur Parzel- 
lierung geschritten werden. 

Oh dieser Umschwung in der Beurteilung des Kleinbetriebes 
auf eine genauere Kenntnis der landwirtschaftlichen Verhältnisse 
speziell Deutschlands zurQckzutUhren ist — ursprünglich hatten 
Thaer nur die englischen vorgeschwebt — oder auf die Ein- 
wirkung eingehender Beschäftigung mit der deutschen Fachliteratur, 
läßt sich heute nicht mehr feststellen. Die Wahrscheinlichkeit spricht 
für die erstere Annahme. 

Nebenbei bemerkt, ist diese M e i n un gs w a n d l u n g 
bei Thaer kaum bekannt, ln der Literatur figuriert 
er daher als Parteigänger des Großbetriebes, was sich 
einfach daraus erklärt, daß hinsichtlich der Betriebsfrage sein Buch 
über die englische Landwirtschaft weit stärkeren Fh'ndruck gemacht 
hat als seine si)äteren Schriften. ') 

Von diesen sei hier auch noch der IHlf) erschienene „Leit- 
faden zur hmdwirtschnftlicheii Gewerbelehre“ erwähnt, der wenig 
Neues zur Betriebsfrage enthält. Aus ihr sei nur der eine Gedanke 
hervorgehühen ; ein Vorteil großer Güter bestehe darin, daß sie. 
auch bei relativ geringerem Heinertrag, einen höheren absoluten 
Gewinn abwerfen. Ein Umstand, der von größerer Bedeutung ist, 
als Thaer selbst ihm heilegt.-; 

Offenbar ganz unter dem Einßusse von Thaers „flnglischer 
Landwirtschaft“ tritt August Karbe für große Güter ein, die 
er für den Staat viel vorteilhafter hält als kleine Güter. 

Die Argumente sind die bekannten: Ersparung an mensch- 
lichen und tierischen Arbeitskräften durch .Vrbeitsteilung und 

.So iiiuU er z. H. in cinfr .Viinierkung /,u einem .\ufiiaty. in den 
r Annalen der deutschen Lnndwirtschatt* (ahfjedruekt in einer Schrift: 
,Thaer. Über proBe und kleine W'irtschatten“, 1812 ) seinen eigenen 
früheren Stand|uinkt widerlegen, weil der Verfa.sser dieses Aufsatzes, gestützt 
auf Thaers ältere AnsichU'n von der Üherlegenheit großer Wirtschaften, 
gegen die Verkleinerung der lletriebe .“'tellung nimmt. •) Denn ein großes 
Gut bietet dem großen und reichen fjumlwirt den t'orteil der Anlage eine« 
groUen Kapitals, während ein kleines, selbst bei größerem relativen Keincrtrag. 
iliesen bloß für ein kleines Kapital abwirft. Große, in der Landwirtschaft 
•Anlage suchende Kapitalien werden daher immer die Hihlung von großen 
Gütern bi'günsligen. 
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bessere Ausnutzung der Zeit, durch Ersparnis an Gebäudeknpital 
uud Unterhaltskosten, die bei einer gi'oßen Wirtschaft geringer 
sind als bei fünfzig kleinen auf derselben Fläche; geringe Menge 
der verkäuflichen Produkte; Unmöglichkeit einer rationellen Boden- 
kultur wegen mangelnder Arrondierung der örundstücke. >) 

g 2. Ein Schüler Thaers und ebenfalls sehr hervorragender 
Landwirtschaftsschriftsteller, Johann Nepomuk Schwerz, hat in 
seinen Ansichten eine scheinbar entgegengesetzte Wandlung 
erfahren wie sein Lehrer, falls man bei ihm überhaupt von einer 
Wandlung reden kann und nicht bloß von einer Änderung in dem 
Nacliilruck, mit dem er innerlualb der gleichen Reihe von Faktoren 
den einen oder den anderen betonte. 

Schwerz hatte die Betriebsfrage an der Hand der belgi- 
schen Verhältnisse zu studieren Gelegenheit gehabt und Belgien 
war schon damals das Land hochentwickelter Kleinkultur. Die 
günstigen Erfahrungen, die er mit dem Kleinbetrieb gemacht 
hatte, brachte er auch zu lebhaftem Ausdruck. 

Von lutere.sse erscheint hierbei seine Gliederung des Pro- 
blems. Dieses zerfalle, meint er, in drei Hauptfragen: I. Sind 
große Wirtschaften für die Pächter vorteilhafter wie kleine!' 
11. Sind sie es für den .Ackerbau an sich selbst, also für die 
ganze Gesellschaft? 111. Sind sie es für die Bevölkerung überhaupt? 

Die erste Frage, meint er, werde unter gewissen Voraus- 
setzungen und Einschränkungen ebensowenig verneint, als die 
dritte bejaht werden können. ,l)ie zweite Frage zeigt erhelrliche 
Schwierigkeiten und übersteigt meine Kräfte“. '•i 

In seiner Besprechung der damals in Belgien besonders 
lebhaft diskutierten Ansichten einer Anzahl niederländischer Autoren 
über die Betriebsfrage zeigt sich Schwerz zwar als Gegner der 
l’arzellenwirtschaft. aber als Anhänger des Kleinbetrielres. Und 
unter Hinweis auf die hohen englischen Armentaxen polemisiert 
er gegen Ynung. de.ssen Vorliebe für den Großbetrieb die Ergeb- 
nisse seiner Untersuchungen beeinßußt habe.’’) 

') Knriie. Kiiifühning der Frucht weeliselwirtschaft in der .Mark Itian- 
denburg. ISO;’ (II. Aalt. IKOö). VII. Absrlin.. >S. ai8 ff. “) Schwerz, llelgische 
bandwirtschaft. 1.S07 tf. *) A. a. ()., II. lid.. !l. Abteilung. 1. .Abschnitt: Vor- 
und Nachteile großer und kleiner Wirtschaften. ’) Kbemla. S. ,S51i. Kr 
reproduziert auch zustiiniiiend zwei, übrigens nicht sehr originelle Schriften 
eines Abbe Mann; und zwar die eine: ,D:is Mittel, die Population und den 
.Ackerbau in den Niederlanden zu fördern“ von 177.'i. auszugsweise (a. a. <)., 
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Schwerz verkennt zwar nicht, daß Großjiiichter ') an sich 
eher imstande seien, Meliorationen durchznfilhreii, als Kleinpächter. 
Allein er hebt denifregenüber hervor, daß erstens Meliorationen 
überhaupt nicht Sache des Pächters, sondern des Eigentümers 
seien, und daß zweitens oft auch Großpächtern zu Meliorationen 
entweder der Willen oder das nötige Kapital fehle. Und das gleiche 
gelte für Erbhöfe, bei denen bei kleinem Umfang Erbschulden 
leichter durch Sparsamkeit und Fleiß abzutragen seien als bei 
großen. Dazu käme, daß kleine Wirte den Boden besser bebauen 
könnten, weil sie im Verhältnis Uber mehr eigene Arbeitskräfte 
verfügen und weniger auf fremde angewiesen seien. 

In einer jüngeren, etwa zwei Jahrzehnte nach seiner ersten 
erschienenen Schrift-) tritt in Schwerz’ Anschauungen insofern 
eine Wandlung gegen früher zutage, als er nicht mehr einer be- 
stimmten Betriebsgröße den Vorzug vor anderen gibt, sondern 
betont, jede Wirtschaftsgiöße habe ihre Vorzüge, nur müsse auch 
ihre Wirtschaftsweise eine verschiedene sein.-*) 

Nicht jede Feldeinteilung passe gleichermaßen für kleine und 
große ^Virtschaften. Bei diesen komme mehr der Boden, bei jenen 
mehr die Arbeit in Betracht. Für einen Kleinbetrieb sei höchste 
Intensität, für einen Großbetrieb höchst extensive Bewirtschaftung 
am vorteilhaftesten. Eine mit viel Arbeit verbundene Kultur passe 
für den kleinen Landwirt. Dieser, der Mehrarbeit wenig in Anschlag 
bringt und dom eine solche keine Auslage verursacht, betrachte 
jeile Vermehrung seiner Produktion als reinen Ertrag. Er produziere 
relativ mehr wie der Großwirt, bringe aber weniger zu Markte, 
Hanf, Tabak, Lein, Krapp, Wurzelgewächse seien das, worauf er 
unablässig ausgehe. Freie Wirtschaft wäre ihm daher das liebste. 
Da ihm jedoch eine solche wegen der Zerstücklung nicht möglich 
sei. so sei er von Haus aus Kürnerwirt. *) 

III. Bll., (i. .tlit. I. .Vb.«chnitt); die ander« aus dem Jahre 1777: „Sind die 
großen Pachtliofe in einem fruchtbaren und wohlbevölkerten Lande dem 
Staate im ganzen nützlich oder schädlich?* vollständig (ebenda, II. .\b 9 cl 1 nitt). 
Mann, der wegen seiner klcinbetriebsfreundlichen .Ansichten in England 
heftig angegriffen wurde, fordert in diesen Schriften als Obergrenze des Be- 
triebsurafanges 50—75 ha, erachtet aber auf gutem Boden auch schon -i6 bis 
50 ha als genügend. Viel kleinere (lüter will aber auch er nicht haben. 
*) Schwerz denkt immer in erster Linie an I'achtbetrieb. *) Schwerz. 
.Anleitung zum praktischen Ackerbau, 18'J3/ß«, II. Aull., 1887. •) Vgl. An- 
leitung. III. Bd., S. lo4 ft'.: Amsdehnung des -Areals. *) Diese Behauptung von 
Schwerz ist sehr merkwürdig. Uerade im Getreidebau hält man heute den 
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Ein j^anz anderes Bild böten j^röLtere und groÜe Areale, liier 
koste alles Geld, liier komme wenij^er der Roh- als der Rein- 
ertrag; in Betracht. Wo künstliche Nachhilfe durch .Maschinen un- 
möglich, müßten daher Kulturen, die viel Arbeit unil somit auch 
viel Geld kosten, wegj;elassen werden. Die Wirtschaft könne keine 
freie sein, sondern sei notwendig eine gebundene. — Der ganz 
große W^irt. der nicht Fronen und Roboten zur Verfügung habe, 
könne beinahe nur Schaf- und Feldweidewirtschaft treiben. Handels- 
gewächse seien nicht seine Sache. StallfiUterung, Flrzielung vieler 
Hackfrüchte brächten ihm keinen Vorteil. Die reine Brache werde 
ihm unentbehrlich. 

Hatte Schwerz auch schon in seiner ersten Schrift gegen 
zu weitgehende Bodenzersplitterung Stellung genommen, so schildert 
er nun dereti Schädlichkeit in den sclnvärzesten Farben. ') Keines- 
falls, meint er, dürfen die Betriebe unter jene Größe sinken, 
die einer Familie mit Knecht und Magil zureichende Beschäftigung 
und anständigen Unterhalt gewährleistet.^) Eine so vorteilhafte 
Wirtschattsart wie die Feldgraswirtschaft sei bei Zersplitterung 
selbst an Orten nicht möglich, wo sie sonst am besten hinpasse. 
Desgleichen schädige sic die Pferde-, Schaf- und Rinderzucht und 
nie hätten die Engländer und Holsteiner ohne Gütergeschlossenheit 
und Wechselwirtschaft in ihrem Gefolge die Veredlung ihrer Horn- 
vieharten so hoch treiben können. Diese unselige Zerstücklung 
füge überhaupt der Lainlwirtschaft nicht wieder gutzumachende 
V'erluste zu. da die zerstückelten Betriebe gar nicht oder nur aus- 
nahmsweise wieder zusammen vereinigt würden. Und, schließt er, 
„man kann ohne Bedenken annehmen, daß wie durch das ewige 
Teilen, Verteilen und Zerteilen die Population sich gleich den 
Sandkörnern am Gestade des Meeres mehrt, die Wohlfahrt des 
Staates als Ganzes, mithin alles abnimmt“. -b 

Die übermäßige Bevölkerungszunahme hält Schwerz über- 
haupt nicht für wünschenswert und den Lobredneru der Kartotfel- 
kultur als des besten Mittels gegen Mangel und Hunger auf der 
einen uml als einer Quelle steigender Population auf der anderen 

^roUeii Landwirt für Ulierle);en. Wenn der Hauer trotzdem Getreide Laut, so 
hat das, von Verhaltnis.sen der Kruehtfolge al)Ke.«ehen, »einen Onind nicht in 
)jtin«ti>fen ProduktionsbedinguHKen, die Schwerz im .Avige hat, sondern im 
(ietreidehedarf de» Unnerii in der eigenen Wirtsehiitt. Vgl. Praktischer 
■Vekerbau. 111. Bd.. .'s. 187. ’l Vgl. Schwerz. Landwirtsehnft im Niederelsaü. 
IMlti, S. Ü 9 tf. s) Vgl. l’ittktischer .\ckerbnu, 111. Bd., S. 187 tf. 

OrttnUerK, Studien II. D 
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Seite erwidert er: Solche ■Hevölkeruiigsziuiahiiie hedcute weder 

einen Vorteil fUr Gefienden, deren ganze Existenz auf dem Acker- 
bau. noch für den Stasit. dessen Stärke doch nicht auf der Kopi- 
zahl seiner Bewohner allein beruhe und der sich auch nicht mit 
Kartotfelahgaben bescheiden könne, noch schlieUlich für die Indi- 
viduen selbst, für die nicht das Basein an sich ein Glück sei und 
die ja auch noch andere Bedürfnisse als nach Knrtoftelnahrung 
liätten. ') Man glaubt die Worte Youngs zu hören: Wjus nützt 
eine Bevölkerungszunahme, wenn sie von Elend begleitet ist. 

55 3. Auch K. dir. Sturm, der Herausgeber der „Beiträge 
zur teutschen Landwirtschaft“, ist zwar nicht für zu groüe. untrenn- 
bare Güter, besonders dort, wo Bevölkerung und Xationalreichtuin 
so weit gediehen sind, dnü sich mehrere kleine Eigentümer mit 
hinreichendem Kapital versehen finden. Er hält aber unbeschränkte 
Ereiteilbarkeit ebenfalls für schädlich. Er fordert deshalb wenigstens 
Aufrechterhaltung der gesetzlichen Gebundenheit, wo eine solche 
bereits bestehe, während er ihre Einführung in Gegenden voller 
Freiheit als nicht enipfehlensweit erachtet, weil sie hier als eine 
Verletzung der bürgerlichen Freiheit empfunden werden würde. -I 

Seine (SrUnde gegen die unbeschränkte Teilbai’keit namentlich 
der geschlossenen Bauerngüter sind die tolgenden : Die aus ihr 

resultierende Bevölkerungszunahme über den Nahrungsspielnium 
hinaus störe das Gleichgewicht zwischen l'roduktion und Konsumtion, 
das dann bloLl durch Tod oder Auswanderung wiedevliergestellt 
werden könne, und führe bei jedem Miliwachs zu Hungersnot. 

Sie hemme aber auch «lirekt die Produktion, statt sie zu 
fiirdern, indem das relativ viel höhere Gebäudekapital auch die 
Gestehungskosten vermehre: ferner durch die schlechte und nicht 
rechtzeitige Bodenbestellung, weil der Kleililiesitzcr kein eigenes 
Zugvieh besitze und auf Taglöhnerarbeit oder ein Xebeugewerbe 
angewiesen sei, in welchem er ebenfalls Pfuscher bleibe: durch 
die Unmöglichkeit jeder Arrondierung: durch Züchtung von Leicht- 
sinn und Unehrlichkeit als Folge der Xot: wie denn auch die 
Viehhaltung auf Kleinwirtschaften oft bloü mit Futter möglich sei. 
das den Feldern der Xachharn entnommen wurde. 

') \ iil. I’raktischer jtckiTliau. II. Hü.. S. .%7 1 . ') Sturm. Dciträge zur 

tcutsrlien buiiüwirtscliart. I. Hü. (Isgl). S. 
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II. K u i> i t u I 

Die Nachfolger von Adam Sniitli in Dentscliland (Soden, 
Jakob. Lotz. Bnqiioi). 

S 1. Wie verhalten sich min die Tlieoretiker zu Antang des 
Xl\. .lahrhunderts zur Hetrielisfrage i' 

Die Kameralisten waren für Kleinlietrieli eingetreten. Unter 
dem Eintluß der l’hysiokrateii hatten dann S c h 1 e 1 1 w e i n, Herr e n- 
schwand. Kraus dieses Dogma aufgegebeii. In demselben Maße 
aber, wie der Einfluß der l’hysiokratcu gegenüber deinjeiiigen von 
Adam Smith zurUcktritt, findet aucli eine Rückkehr zum alten 
Standpunkt statt: Soden, .lakob, Rotz, Ruquoi entscheiden 
sich wieder für Kleiniietriel) und die Meinungsditterenzen zwischen 
ihnen beziehen sicli nicht auf die prinzi]>ielle Beurteilung des 
Betriebsprolilems, sondern lediglich auf die zu dessen Lösung einzu- 
schlageiide Politik. 

Wie wir wissen, war Thaer unter dem Einfluß von Young 
zu dem Resultat gelangt: man solle die Grundbesitzbewegung .sich 
selbst überla.ssen ; wo dies aber — wie liei den Domänen — nicht 
möglich sei. den .-Vnhaltspunkt für eine vernünftige Grundbesitz- 
verteilung nicht in theoretischen Ulierlegungen. sondern in dem Wert 
suchen, welchen die freie Konkurrenz den einzelnen Betriebsgrößen 
verleihe. Und auch andere Schriftsteller waren, ohne für eine 
bestimmte Betriebsgröße Partei zu nehmen, zu demselben Schluß 
gekommen. So Leopold Krug (1770 — 181ß). der früheste Vorstand 
des preußischen statisti.schen Bureaus '), Karl .Murhard^) und der 
letzte Physiokrat', Theodor Schmalz {17(!0 — 1831)^]. 

Diese Auffiussung fand einen entschiedenen Gegner im Grafen 
.Juli US V o 11 Sode n. '•i 

Auch Soden bekämjifce zwar alle und jede Gebundenheit des 
(irundbesitzes durch Fideikommisse. Geschlossenheit der Höfe usw. 
und forderte deren gesetzliche Beseitigung, weil sie einer natürlichen 


') Vel. Ki ujf. Staatsökoiioiiüe. 1M08. SS 4ätt. ; Nationalreielituai üe> 
lireußiselioii Sluates, ISOä, II. Hd.. .S. 403 ff. — Vjrl. über K.: linsclier. 
«JiMoliielite. .S. I!I7. •) Vgl. Murlmrd. WichtiffC lie>;en,st;ui(le der Stant.^- 

«ikoiioniie and Stnat-^wirtscliaft. 1808. No. 7. S. Ü38 tf. •) VrI. ,S c li m a I z. H.ind- 
buch der Staatswirtsebaft. 1808. S8 -83 IV.: Staatswirtsebaftslebre in ftriefen. 
18]8. S. 112 ft — Vi{l. Ober Sch.: Koscher. Geschichte, .8. 4ts. Soden. 
Nationalfikonoinie. 180,7 21. — Vjrl iiln'r .Soden; Ko sch er, Geschichte, , 8 . (174 H. 

!)» 
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Gmn(llK‘sit/vertoiIuiij^ ini W'i'ge stellt, ilie Unj'Ieichheit in dersflben 
fHialto und fördere und eben dadurch den Fortscliritt der Land- 
wirtschaft lieinine. „Wenn es einem iStiiat an Mitteln fehlt, vveim 
dein Ackerbau Iliinde iuan>(elu, wenn groüe, produktionsfilhige 
Landstrecken unbebaut liegen, so schlage man die Konstitutions- 
urkunde oder den Kodex der Staatsgesetze auf. Mau löse die 
Fesseln des Ackerlmues, man begünstige bis auf einen gewissen 
ökonomischen Grund die Verteilung des Grundeigentums und die 
Familie des Landmannes wird, von der dem Menschen so natürlichen 
Lielie zur Heimat gezogen, sich in der Nähe iles Familienvaters 
ansiedeln, erhöhte l’roduktionskraft wird die Masse der Urproduktion 
vermehren und der Acker, welcher eine Familie ernährte, wird 
deren drei ernähren,“ ■) 

Anderseits aber fordert Soden auch die gesetzliche Fest- 
legung eines (Trundbesitzmaximums und -minimuius. ,Ienes soll 
übrigens reichlich, z. H. auf rlas Dreifache dessen, was eine große 
Familie zu ihrem Unterhalt braucht, bemessen werden, weil auch 
große Guter zur W'rvollkoinmnung der Landwirtschaft nützlich seien, -) 
Dieses aber sei notwendig, weil der Farzellenbesitz zu leicht auf- 
gesogen werde und auch ilie Lage der Zwergwirte zu prekär 
sei.-'l Das zulässige Kesitzmaxinium soll weder durch Kauf noch 
Erbschaft vergrößert werden dürfen und jene Grundbesitzungen, 
welche die Höchstgrenze überschreiten, mit einer erhöhten, progressiv 
wachsenden direkten Steuer belastet werden. 

Diese Vorschlilge rechtfertigt Soden durch folgende Er- 
wägungen. Große Guter sind vor allem schädlich, weil sie den 
Staatsverband am leichtesten entbehren können, zugleich aber den 
^\’ohlstand der Nation und der Mehrzahl der Bürger gefährden. *) 
Ist der Gruinlbesitz in wenigen Händen konzentriert, so muß es 
neben wenigen Freien viele Sklaven geben. Die Behauptung, der 
Staat brauche den Großgrundbesitz als Vorratskammern in Zeiten 
iler Not. ist falsch. Gewiß sind, wo wenige Landwirte, mehr sichtbare 

’l A. a O.. I l!d., S 117. ’) Klieiutii, V. tid.. sj ISfi; VI. Bd., SS tsv tf. 

Khendu. VI. lid., SS ü-, wo er eine Iteihe früher von ihm verworfener 
.trguniente zur IJegrilndnn<r des Itesitzininhnuuis anführt und auch darauf 
Nachdruck legt, daß es hei staiker Bodenzersplitterung in Not- und Kriegs- 
zeiten an (Jetreide fehlen würile, weil Kleinwirte nur zur Deckung des Eigen- 
liedarles |iroduzieren. *) Ebenda, 1. lid., S l"*!. Den gleichen Gedanken führt 
.Soden naher aus in der Sehrill: .Das agrarische Gesetz“ (1797), auf die ich 
später zurflckkoiumeii werde. 
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Getreideniassen vorliaiuleii. Da aber mit der t)essereu Grundbesitz- 
vertfilunjf sich auch die l’roduktennmsse erliölit, so muß diese, 
wenn niclit sichtbar, doch vorhanden sein. Es fehlt außerdem großen 
Gütern die l>is ins kleinste Detail gehende Aufsicht. Auch daß der 
große Landwirt mit dem Verkauf seiner l’rodukte zurilckhalten und 
diuliircli die höchsten Preise abwarten kann, ist kein Vorteil für 
die Nation. ') 

Was die Domänen betrifft, so befürwortet Soden deren 
Vererbjiachtung, ohne sich weiter über die Frage auszulassen, ol) 
sie in Bauerngüter zu verwsindeln, also zu zerschlagen seien. -’) 

§ 2. Wie Soden, so hält auch Ludwig Heinrich von .lacob, 
der als Schüler Adam S m i t h s, dessen Lehren in Deutschland ver- 
breitete und weiter entwickelte, eine starke Konzentration des 
Grundbesitzes für sehr schädlich, ohne jedoch aus ihr ebenso nach- 
teilige politische Folgen abzuleiten. 

Im übrigen aber weicht seine Auffassung Uber die praktischen 
Maßnahmen zur Erreichung einer richtigen Grundbesitzverteilung 
von deijenigen So de ns in wesentlichen Punkten ab. Wie dieser, 
so fordert zwar auch er die Abschaffung aller, die freie Grundbesitz- 
bewegung hemmenden Fesseln, wobei er zugleich die Zerschlagung 
und Vererbpachtung der DomSnen in Wirtschaften von einem 
U nifange fordert, den ein Pächter zu übersehen vermag. Dagegen 
verwirft er jede Festlegung einer Besit/grenze nach oben oder unten, 
und zwar schon deshalb, weil sich die richtige Größe eines Gutes 
nicht allgemein l)estinmien lasse.-') 

W as die nähere Begründung seiner Stellungnahme zugunsten 
des Kleinbetriebes und, als Konsequenz aus ihr, auch der Zer- 
schlagung der Domänen in kleine Erbpachtungen betrißt, so 
enthält sie kein einziges, neues Argument. 

Die Konzentration des Grundeigentums, führt .lacob aus, ist 
der Bevölkerung schädlich. Denn vor allem produzieren große Güter 
weniger Nahrungsmittel als kleine, weil sie sich nicht so leicht über- 
sehen lassen wie diese, weniger vollkommen bearbeitet werden, der 
Großbesitzer sich dem landwirtschaftlichen Berufe nicht mit gleicher 
Hingebung widmet wie der kleine und auch weniger bereit ist. sein 

') V'srI. NationalOkononiie, 1. Hd., S 1>*I ; VI. Bd., S itS. “) Vjjl. el)cndii. 
V. Bd.. S 07. ’j Vgl. .1 ac ot>. <ö-und.-*iitzo der Polizei wis«eiiscliaft, 87 ff. ; 

sowie Staafsfinanzwissenschaft (1821). II. .-^ufl . 1837. heran.«gegel)en und in 
einigen Punkten geiindert von K i s e I e n, S <>87 ff. — Vgl. fiber .1 n c o l> ; R o s c Ii c r. 
Gesehichte, S. (iHtj ff'. 
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ffiiiizes Kapital in dem Gute zu investieren. *) Aber iler Kleinlietriel) 
wirft nicht bloß einen höheren lioh-, sondern auch einen hölieren 
UeinertraK ab. Und jedenfalls «reht dieser auf j^roüen Gittern, auch 
wenn er die jfleiche Höhe erreicht wie auf kleinen, auf Ko.sten des 
Hohertrages. Denn er wird bloß erreicht durch extensive Nutzung der 
Außenschlä^re und Ersiiarunf; von menschlichen und tierischen Arbeits- 
kräften.'^') — Außerdem benachteiligen die Großgrundbesitzer die Be- 
völkerung auch dadurch, daß sie nur eine geringe Nachfrage nach 
gewerblichen Erzeugnissen entwickeln und bloß wenige teure, größten- 
teils ausländische Luxuswaren konsumieren, während beim Vorwiegen 
des Klein- und Mittelbesitzes gerade das Gegenteil der Fall ist. 

Die Forderung der Vererbiiachtung der Domänen, deren 
glänzende llesuitate in einem konkreten Fall er in einer besonderen 
Schrift geschildert hat*), rechtfertigt .lacob damit, daß die Erb- 
pacht alle Vorzüge der Eigentumsverwaltiing gewährleiste. Im 
übrigen aber wünscht er die freie V'eräußerlichkeit der Erbjiacht- 
gütcr, um ihre Bewegung zum besten Wirt zu erleichtern. Dagegen 
sollen sie unteilbar, um die (’berwachung durch den Eigentümer 
nicht zu erschweren, oder nur ausnahmsweise, wenn sich dies als 
wirtschuttlich herausstellt, mit behördlicher Krlmibnis teilbar sein. — 
Um den Eingang des Kanons zu sicheni und de.ssen Verminderung 
infolge sinkenden Geldwertes liintanznhalten, schlägt Jacob vor ^) : 
mäßige Ansetzung <les Kanons; Sicherstellung von seiten des 
Pächters durch einen genügenden Vermögensnachweis, der aber 
entfallen dürfe, wenn er ertragsteigernde Meliorationen vornimint: 
eventuell auch dadurch, daß der Erbi>üchter gleich beim Beginn 
des Verhältnisses ein einmaliges „Erbstandsgeld“ entrichte; Fixie- 
rung des Kanons in Naturalien; eventuell dessen Umrechnung in 
Geld nach ilen jeweiligen Getreide)ireisen. 

S .'5. Wie Jacob, so ei'wartet auch Friedrich Eusebius Lot z**) 
von vollster Freiheit der Gi undbesitzbewegung und nur von ihr. 

') l’olizeiwisnensi halt, SS It'* tt'- ’) V;;l. StiiatatinimzwUsenselialt, S ’>üH. 

V^h Niitiomiloktnioane. Ison, SS ö-Ö. j‘J7 ; lV)lizeiwij4san'ii*)iaft. S tf, *) \ ^I. 
■laeoli. ,.\rlieil leilieigeiier iinil freier Hauern-*, siehe .Vnlinnjf: Itosehiehte der 
Verwandlmi;; !eil)ei^ener IJjiuerii in freie Arkerhniier auf dem <*ute H., 1815. 
(I’reisschiitt; ein"ereicht Isntt. ;rekrönt isil.) •■) Vgl. StnatstinanzwissenMliaft. 
SS HS7 rt., nn7. 701. "I Vgl ilher Lot/.; Koscher, (leschiehte. S. fl(>5 tf. 
Die in l’etracht kommenden .Sehrillen von botz «ind: Hegritf und l’mfang 
der Staatspolizei, lso7: (Jnindhegritfe der .Nationalökonomie. 1811 U; Hnnd- 
Imch der Stnatsvvirtsehaftslehre. l.soo oj (|l. .\uH. 18H7 38). 
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mul wenn dem Kigennutz müglichst freier Spielraum gelassen 
werde, die Herstellung eines richtigen Verhältnisses zwischen Pro- 
duklivkraft und Grundbesitz. 

Die Rechtfertigung der Majorate und Fideikommisse etc. 
dadurch, daß diese notwendig seien, um den Glanz großer Familien 
zu erhalten, will Lotz nicht gelten lassen. Könne der Glanz großer 
Familien auf keine andere Weise aufrecht erhalten werden, so sei 
er eben dem Lande schädlich, i) Aber er spricht großen Gütern, 
auch wenn sie nicht gebunden sind, alle Vorzüge ab, die von ihren 
Anhängern ins Treffen geführt zu werden pflegen. Schon de.shalb, 
weil ein Unternehmen nur dann am besten betrieben werde, wenn 
der Unternelimer selbst mitarbeitet. ‘^) — Wohl sei der große 

Besitzer leichter imstande, ,den Resultaten landwirtschaftlicher 
Produktion“, d. h. den Konjunkturschwankungen, die Spitze zu 
bieten; aber bloß auf Kosten der Allgemeinheit, d. h. durch 
Zurückhaltung der Vorräte und durch Preistreiberei. Zeiten der 
Not aber ertrage der große W irt schwerer als der kleine, weil er 
ilie Ausgaben für diu Verköstigung seines Gesindes nicht ändern 
könne, während der kleine Landwirt seine Konsumtion einschränke. 
Tatsächlich hätten denn auch die Gegenden mit bäuerlichem Besitz 
am Rhein, in Schwaben, im Fränki.scheu die französischen Kriege 
besser ertragen als Schlesien. Posen, Ost- uud tVestpreußen mit 
ihrem vorherrschenden Großgrundbesitz. Generulnioratorien wie 
hier seien in den süddeutschen Ländern nicht nötig gewesen, wie 
denn überhaujit in diesen die wirtschaftliche Widerstandskraft un- 
vergleichlich kräftiger gewesen sei als aut seiten der scheinbar so 
starken großen Grundeigentümer. — Zur Durchfülirung agrono- 
mischer Versuche und Verbesserungen sei der Kleinbetrieb ebenso 
fähig wie der Großbetrieb, ja fähiger, weil der Wirt überall selbst 
Hand anlege. — Teuerungen endlich seien allerdings beim Vor- 
herrschen der GroßgUter leichter zu beheben, entstehen .aber bei 
kleinen seltener. Einerseits, weil diese mehr produzieren, obschon 
ihre Vorräte weniger siclRhar seien; und zweitens, weil der kleine 
Landwirt meistens gleich verkaufen müsse, also keine Preis- 
treiberei veran.stalten könne. 

Lotz leugnet ebenso wie ,lacob die Richtigkeit des Hau|)t- 
arguments zugunsten großer Güter: den größeren Reinertrag 

’) Vgl. .Stiiatsjiulizci. S. 4110 tl. ; Natiomilökonouiie, 203 f. •') Klicmla 
und Staiitswirtsrliultslplire. II. lid., S. ;43 tf. 
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derselben, und er lieslreitet ebenso deren wohltätige Wirkung aut' 
den allgemeinen Wohlstand. — l)all es kleine Güter sind, die 
nicht blotl einen liölieren Kohertrug, sondern auch einen höheren 
Keinertrag abweiten, lieweise nicht bloU die zahlreichere Bevöl- 
kerung. der höhere Viehstand und die größere Wohlhabenheit in 
Gegenden mit vorlierrschendeiu Kleinbetrieb, sondern auch die 
höheren Kauf- und l’achtpreise für KleingUter — wobei Lotz 
allerdings den größeren Wettbewerb um kleinen Grundbesitz über- 
sieht. Abgesehen davon aber sei, fährt er fort, eine Nation am 
11 0 h e r t r ag viel mehr interessiert wie am 11 e i n e rt rag. Namentlich 
dann, wenn, um den letzteren zu steigern, eine Menge von Per- 
sonen abgehalten würden, ihre Betriebsamkeit zu verwerten. 

Sei etwa die römische Cumjiagna wirklich ein erstreliens- 
wertes Vorbild, weil dort auf 22ü(l Quadratmeilen zwar durch 
Ersparnis an Arbeitskräften sowie Verwandlung des Ackerbaues in 
Weideland sehr rentabel gewirtschaftet werde, während die übrige 
stetig abnehmende Bevölkerung grenzenloser Armut verfalle und 
die J’roduktivität des Landes höchst gering sei!'. 

Da blicke man doch lieber nach der Schweiz, wo die Ver- 
hältni.sse gerade umgekehrt lägen. 

In der Zunahme der kleinen Wirtschaften eine Gefahr tür 
die Versorgung des städtischen Konsums und der Bevölkerungs- 
zunahme zu erblicken, sei ganz verkehrt. Gerade das Gegenteil 
treffe zu, ohne daß doch deshalb aus der ansteigenden Bevölkerungs- 
bewegung eine Gef.ihr entstellen könne. Denn Übervölkerung 
am Land sei weniger zu fürchten als in der Stadt, wo Handels- 
stockungen oft einen Teil der Bevölkerung plötzlich brotlos machen. 
Gerade gegen solche Krisen aber gewähre eine große wohlhabende 
Landbevölkerung Sicherheit, da sie nicht nur viel Lebensmittel 
erzeuge, sondern auch eine ständige Nachfrage nach inländischen 
Gewerbeerzeugni.ssen entwickle, während die Besitzer von Großgütein 
deren hohe Itentabilität, die sie ihrer Monopolstellung verdanken, nur 
dazu benützten, um Luxus mit ausländischen Fabrikaten zu treiben. 
Hin kritisches Urteil muß vielmehr, sagt Lotz, zu dem Schluß ge- 
langen. daß man eine Vermehrung der Bevölkerung ohne Gefahr über- 
haupt nur durch Steigerung der landwirtschaftlichen Produktivität, 
d. h. durch Förderung des Kleinbetriebes anstreben darf. Denn eine 
Manufakturbevölkerung ruhe auf einer viel zu unsicheren Basis. ') 

') Vgl. Stmitsvvirtschiif't'^lelire, ,S. H3 tl'. 
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Natürlich ist uucli Lotz. wie alle Schüler Smiths, j^cfren die 
Beibehaltuiif^ der Domänen durch den Staat. Sie sollen also ver- 
kauft und, wo dies nicht möglich ist, vererbpachtet werden. Letzten- 
falls denkt er offenbar an ihre Zerschlaifung, ohne sich aber mit 
dieser Seite des Problems näher zu befassen. ') 

$ 4. Von einem ganz eigentümlichen Au.sgangspnnkt gelangt 
Graf Georg von Buqnoi®) zur Parteinahme für den Klein- 
betrieb und in weiterer Folge zur Forderung einer Zerstücklung 
der großen Güter. 

Er teilt die Konsumtion ein in eine „nationale“, welche durch 
die Bürger des Staates unmittelbar stattfiiulet,und eine „unnationale", 
die nur mittelbar den Bedürfnissen der Staatsbürger dient, wie 
z. B. Ausg!il)en für Viehfutter. Maschinen, Kohle etc. ■'i Aufgabe 
des Staates aber ist die summarisch größte, dauerhafteste und bis 
zur Grenze des bürgerlichen Wohlstandes verteilte „nationale“ 
Konsumtion. So kann es z. B. für einen Grundbesitzer rentabler 
sein, die menschliche .Arbeitskraft durch tierische zu er.«etzen. Das 
Interesse der Nation al>er ist ein entgegengesetztes. Denn der 
Grundbesitzer teilt im zweiten Fall den Bodenertrag, d. h. den 
Kohertrag, mit dem A'ieh; im ersten Fall alier mit Menschen. 

Danach beurteilt nun Bu((Uoi die Zerstückung großer Güter. 
Eine solche ziehe eine Steigerung der Produktion im ganzen nach 
sich; und zwar abgesehen von allen anderen bekannten Gründen 
auch schon deshalb, weil auf großen Gütern nicht höchste Pro- 
duktivität, sondern liöchste Itentabilität das Ziel und dieses oft 
gerade durch Verminderung jener am ehesten zu erreichen sei. 
Ebenso wichtig sei, daß die Zerstücklung eine gleichmäßige und 
für die „nationale“ Konsumtion günstigere Ertragsverteilung nach 
sich zieht. Doch «ill Buquoi, daß die Zerstücklung nicht zu 


') V({l. Stiintspolizei n. a. 0.; lievision. 21 » ff.; llaiidliiiili. III. lid., 
S 1;J7, 120 ff ’) Vj;l. über ihn die kurze Notiz hei Ilosclier. Hetchiclite, 

S. (iti). ’) Vgl. Huijiioi. Theorie der Nationalwirt.sehnf't. Isl5. I. Nachtrag: 
Do.s nationalwirtsehaftliche l’rinzip, Isltl. ,S. .312 ff. *) \Va“ Hiuiuoi unter 
„nationaler Konsumtion' versteht, dürfte »ich wohl mit dem decken, wa.» man 
später als volkswirtschaftlichen üeinertrag hezeichnet hat. allerdings hioli mit 
Jenem Teil desselhen. der konsumiert wird, nicht mit dem. der der Ka|jital- 
hildiing dient. Der Arbeitslohn. di‘ii der Grundbe»ilzer wegznhlt. zählt für ihn 
zu den Kosten: vom Standpunkt der Nation ist er aber Iteinertrag — nationale 
Konsumtion. Die Ausgaben fiir Vieh sind aber auch für die Nation Kosten, 
also unnationale Konsumtion. 
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weit gehe, weil sonst die Zwergwirto eine ganz prekäre Existenz 
führen würden. .AuUerdeni aber aucli. weil die Notwendigkeit der 
Durchführung groUer Unternehmungen auch grolle Vermögen vor- 
aussetze. 


III. Kapitel. 

NachklUnge der pliysiokratisclion Kichtuiig. 

5S 1. Während sich, wie wir eben gesehen haben, die llauj)!- 
vertreter der deutschen Theorie von der physiokratischeu Vorliebe 
für groÜe Güter abwenden und unter dem Einfluß von Smith die 
Überlegenheit kleiner Güter betonen, verbleicht jedoch der Einfluß 
von Young und Kraus nicht vollkommen. So steht ganz unter 
ihrer Herrschaft H. Hagen’), 1‘rofcssor an der Königsherger 
Universität, an der Kraus einst gelehrt hatte. 

In Anknü])fung an das später wirklich bewahrheitete Gerücht, 
daß die Kegierung ein Gesetz plane, welches den Bauern die Fron- 
ablösung im Wege der Hingabe eines Teiles ihrer Gründe gestatten 
sollte, erklärt Hagen, ein derartiges „Agrargesetz“ bekämpfen 
zu müssen, weil es Besitzveränderungen, besonders al>er eine Ver- 
kleinerung der Bauerngüter zur Folge haben werde -). ohne doch 
zugleich zu einer Steigerung des Heinertrages zu ttlhren. was doch 
allein diesen Flau rechtfertigen würde. Denn der größere Rein- 
ertrag sei nur bei großen Gütern zu erzielen, weil er sich durch 
das Verhältnis des Rohertrages zu den Kosten einschließlich des 
Unterhalts für die Arbeiter bestimme. ”) Nun seien diese Kosten 
bei großen Gütern kleiner. Der Reinertrag wachse als(t mit der 
Vergrößerung der Wirtschaftsfläche — wenigstens l)is zu der 
Grenze, wo es dein Wirt noch möglich lileibe, seinen Betrieli zu 
übersehen, '•i Umgekehrt sei die Untergrenze einer ertragbringenden 
Wirtschaft die, wo dem Arbeiter wenig.stens noch ein reichlicher 
Arlieitslohn ülirig bleibe. ") 

Kleine Güter, führt Hagen weiter aus, haben zu wenig 
Dünger, entsprechend dem geringen Viehstand auf den dürftigen 
Weiden und dem nur kargen Futterlmu. ®) Und nicht mit Unrecht 

') Hagen, Das .Agrargesetz. l.SU. *) n. 0.. iS. IH, a.S. ’) Kbenün, 
.S. .Sl. *) Kbenda. S. 8(i. Jenseits dieser Grenze liegen dann .jene Betrielie. 
welehe H erren sc h wan d als .fermes excessives“ bezeichnet. Ebenda. 
5'. S.A. Ebenda. !<. 3!). 
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weist er auf ilen Wideispnich hin zwischen der Behauptung einer- 
seits, daß große Güter die Bevölkerung vermindern, und anderseits, 
daß sie hohe Getreidepreise im Gefolge haben. Denn selbst wenn 
die erste Bebauptung richtig wäre, würde ja dann ebendeshalb mit 
der verminderten Nachfrage der Getreidepreis sinken müssen. ') 

Tatsächlich nimmt jedoch Hagen mit Yonng an, daß bei 
h’onzentrierung des Grundbesitzes weder die Bevölkerung überhaupt 
noch die landwirtschaftliche speziell abnehmen würde; und zwar 
einerseits wegen der steigenden Produktivität der Landwirtschaft 
und anderseits wegen der steigenden Nachfrage nach landwirt- 
schaftlichen Arbeitern. -) Und ebensowenig sei Preistreiben zu be- 
fürchten, denn die Besitzer großer Güter seien zu zahlreich, 
um Preisvereinbarungen treffen zu können. Höhere Getreidepreise 
könnten also höchstens durch den größeren Heichtum und die 
zahlreichere Bevölkerung bewirkt werden.*) Wenn man schließlich 
gegen den Großgrundbesitz einwende, daß er verschuldet sei, so 
gelte das in noch höherem Maße für den Kleinbesitz ^); und im 
allgemeinen könne man sagen, daß die gute Kultur kleiner Güter 
in Schweden, Belgien, Holland eine Folge des Wohlstandes dieser 
Länder und nicht umgekehrt dieser eine des fortschreitenden Klein- 
besitzes sei, also auch nichts zu dessen Gunsten beweise. 

Mit Uücksicht auf alle diese Möglichkeiten werde also das 
geplante Gesetz nur nachteilig wirken. Allerdings würde es in 
demselben Maße dies Herrenland vergrößern wie den bäuerlichen 
Besitz vermindern. Der letztere würde aber doch um verhältnismäßig 
mehr verlieren als jener gewinnen. •’’) Um so mehr, als viele kleine 
Güter unter ilas wirtschaftliche Minimum sinken, große aber über 
die zulässige Höchstgrenze hinauswachsen würden.'’) 

2. Der gleichen Ideenrichtung wie Hagen gehört ferner 
an der Münchner Professor .Johann Adolf Oberndorfer") und 
die Schrift eines unbekannten, ebenfalls bavrischen Verfiussers, die 
ungefähr um dieselbe Zeit erschienen isf) und in welcher gegen 
die damals sowohl in Bayern als auch in anderen deutschen Staaten 
häufig gewordene Zerschlagung großer adeliger Landgüter ge- 
eifert wird. 

Zu ihrer Blüte, erklärt der Anonymus, liedarf die Landwirt- 

■| Ebendii, S. 40. =) Ebenda. S. 41. Ebenda. S. 47. *) Ebenda. 8. 45. 

Ebenda, S. ,5H. 'l Ebenda, 8. <U. ’) Oberndorfer. .System der 

Nationalökonomie, isoo, uo. ") (Anonym), Hemcrknn^en Uber die Zer- 
schla"nn<{ der I’auern- und ;;roßen Landgüter, isin. 
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schallt eines großen Bctrieliskapitals. Es müssen also die Landwirte 
wohlhabend und sorgenfrei sein. Umgekehrt aber gelangen sie zur 
Wohlhabenheit nur, wenn sie einen {'bersehuD über den Eigen- 
bedarf hinaus zu erzeugen und auf den Markt zu bringen vermögen, 
was wieder einen beträchtlichen Gutsumfang voraussetzt. *) 

Die Hehauptung der besseren Bewirtschaftung kleiner Par- 
zellen wird durch die Erfahrung nicht liestätigt. Auch liat in 
manchen Gegenden von Württemberg, wo gleiches Erbrecht unil 
Healteilung herrscht, die ungeheure Zersplitterung zur Auswan- 
derung geführt. Durcli die GUterzertrUminerung gewinnt allein der 
•lüde, der dem flacher. Land dadurcli Geld entzieht. Es leiden die 
Städte, weil die Konsumtion gewerblicher Erzeugnisse abniinmt 
und außerdem durch die steigenden Getreidepreise, weil der kleine 
Landwirt sicli dem Anb.au hochwertiger Luxuspflanzen zuwendet, 
statt Getreide zu produzieren. Das führt aber wieder leicht zur 
.4uss,augung des Boden.«, da diese Kulturen Dünger brauchen, der 
kleine ^Virt dagegen nur wenig Vieh halten kann. Aber auch da, 
wo bei einer Parzelle Stotfersatz statttindet. erfolgt derselbe ent- 
weder aus dem Vermögen des Besitzers oder durch Diebst.ahl. 
Auftreiben des Viehes auf fremde Weiden etc., so daß sich das 
kameralistische IJbel in ein moralisches verwandelt. Dazu kommt 
die Verteurung des Holzes: ferner daß Kleinwirte nicht die 

Büttel haben, sich die nötigen Werkzeuge anzuschatt'en. Sie müssen 
außerdem die Arbeitskräfte ihrer Kinder ausbeuten und in den viel 
zu kleinen Ställen entstehen oft Viehseuchen. -) 

Einen Ausweg aus diesen Übelständen gewähren daher nur 
große, gebundene Bauerngüter. Daß hierdurch eine starke Be- 
völkerungszunahnie gehemmt werde, anerkennt unser Autor. Aber, 
fragt er. was hat eine zahlreiche Menge hochverschuldeter Klein- 
wirte für einen Sinn? Ihnen fehlt die Anhänglichkeit an das Vater- 
land. Da sie nichts zu verlieren und alles zu gewinnen haben, so 
neigen sie zur Auswanderung. Die Möglichkeit, sich durch Ver- 
äußerung eines Teiles des Gutes von Schulden zu befreien, fördert 
leichtsinnige Verschuldung. Daß Teilungen und häuflger Besitz- 
wechsel dem Fiskus Einnahmen .schaffen, ist nicht zu leugnen. Darf 
man aber derartige Staatseinnahmen, die ein Zeichen des Nieder- 
ganges innerhalb des Kreises der Landwirte sind, wünschen? Um 
so mehr, als hierbei auch die Steuereinhebungskosten wachsen? 

’) Vffl. Bemerkungen ii«w.. S5S 2 — 4. ’) F.hcncta. SS 10. 
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Allciu patriotisch ist es daher, aut die Eilialtung großer und 
wohlhabender Besitzer hinzuwirken — unbekümmert um den Ein- 
wand, daß dann nur reiche Leute Grundstücke erwerben könnten, 
während Unbemittelte Knechte und Taglöhncr bleiben müßten. Denn 
es gibt noch immer genug ganz kleine Güter und es ist auch gar 
kein Unglück, Taglöhner zu sein. Manchem Taglöhner geht es besser, 
als wenn er Klein wirt wäre, und auch die Kinder des letzteren sind 
nicht immer gute Arbeiter, .ledenfalls braucht kein Taglöhner den 
großen Hofijesitzer zu beneiden, der zwar an allem Uberßuß, dafür 
aber auch mehr Sorgen hat. ') 

Wie die unbeschränkte Freiheit des Grundbesitzverkehrs sinnlos 
ist, so hat auch seine Regulierung etwa in der Richtung der Fest- 
setzung eines Maximums und Minimums keinen Sinn. Denn jenes 
ist unnötig, die.ses aber befördert in gleicher Art den Leichtsinn 
wie die Zertrümmerungsfreiheit. Schließlich i.st auch die Gebunden- 
heit des adeligen großen Grundbesitzes nötig, um den weiteren 
Niedergang des Adels aufzuhalten. Ein Adel ohne Grundbesitz ist 
ein leerer Schall. Freilich muß der Adel anderseits auch seine 
Güter selbst bewirtschaften und auf ihnen residieren.-) 

Als Mittel zur Erhaltung einer genügenden Menge tüchtiger 
Landwirte schlägt schließlich der Verfasser der „Bemerkungen“ 
vor: Eigentumswirt.schaft : Festsetzung einer Verschuldungsgrenze 
bis zu zwei Drittel des Wertes; .Vnerbenrecht, und zwar zugunsten 
nicht des älte.sten, sondern des tüchtigsten Erben, dem dius Gut zu 
einem billigen Anschlag überlassen werden soll.^) 


IV. Kapitel. 

Rau, Haussen, Koppe, Thünen. 

§ I. Ein großer Fortschritt in der Behandlung unseres Pro- 
blems ist Heinrich Rau^) zu verdanken, der sich nicht bloß 
durch sein großes Wissen im allgemeinen hervortut, sondern auch 
durch die GrUinllichkeit seiner Detailkeuntnisse speziell auf dem 
Gebiet der landwirtschaftlichen Betriebsfrage. 

Diese hat ihn bereits zu Beginn der zwanziger .fahre des 
abgelaufenen .lahrhundcrts beschäftigt.“! Kr hat ihr dann in seinem 

■) Fbendn, «S l.'.-19. G Ebenda, SS -’L ÜJ. an, 2Ü. G Hö.enda. S 27. 
*) Vgl. über Han: Roscher, (ieschichte, S. 8t7 ff. ■') Vgl. Run. .Ansichten 
der Volkswirtschaft, Nr. 7: Über große und kleine Wirt.schaflen, S. 17Uff. 
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Lehi'liucli ('ine ausfillirliche Behunilluiifi( gewidmet ') und in niuuclieii 
Details ist sie von ilini in einer Hoilie von Aufsätzen noch näher 
untersucht worden. -) 

Bei der Behandlung des Betriehsproblenis unterscheidet Bau 
den Volks- und den iirivatwirtschuftlichen SStiindi)unkt. .Die Land- 
wirtschaftslehre untersucht, welche (Iröße fllr einen einzelnen 
Landwirt die vorteilhafte.ste sei.“ „Die Volkswirtschaftslehre 
hat die Wirkung der Güter verschiedener Größe von ihrer gemein- 
nützigen oder gemeinschädlichen Seite zu erforschen, woi-aus dann 
die Volkswirtschaftspolitik die Lehren für das VerhalU'ii der 
llegierung in bezug auf Verbot oder Freigebung der Zerteilung 
ableitet.“ ■*) 

Baus Untersuchung gilt der volkswirtschaftlichen Seite der 
Frage. 

In früheren Zeiten, führt er aus*), war die Bindung des 
Grundbesitzes häutiger und ausgedehnter. Man ül)erzeugte sich 
aber von der Schädlichkeit dieser Unbeweglichkeit und begann, 
ein größeres .Maß von Freiheit anzuregen. Die herrschende 
Bevölkerungstheorie war dieser Ansicht günstig, und obwohl ihre 
inititärpolitisclien und fiskalischen .Motive nicht rein waren, so war 
doch ihre Wirkung eine vorteilhafte. Aber die Teilung darf nicht 
ins Unendliche fortgehen und es ist daher zu untersuchen, bis zu 
welcher Grenze sie ohne Schaden durchgefUhrt werden kann. 

Da die Bezeichnungen klein und groß durchaus relative Be- 
griffe sind und ihr Inhalt für jede Gegend verschieden, so sucht 
Bau sie zunächst näher zu umschreiben. Er nennt kleine Güter 
solche, welche gerade ein l’fluggespann beschäftigen, während er 
unter den ganz kleinen, die hinter dieser Größe Zurückbleiben, 
wieder diejenigen, welche die Familie noch ganz oder zum größten 
Teil beschäftigen, von den Taglöhnerstelleii unterscheidet, bei 
welchen die Familie durch einen anderen Arbeitsverdienst den größten 
Teil ihres Unterhaltes decken muß. Mittelgüter sind nach ihm 
solche mit zwei bis drei Pflügen, liei denen der Landmann noch 

'■ V^l. Kau. beliilnieli der |>oliti'«"lieti Ökonomie. l.s'Jfi 32. 1. Hd.. Volks- 
wirt.'-rhnftslelire. ’) Vifl. Raus. Üenierknns'en zu einer biteraturbesprechunt: 
von llnnsüeii (ini „.Vretiiv der politiMhen Ökonomie". IV |1840). S. It.'iH.); 
Über das Minimum eine» ItaueinKute» lelienda, IX ll,s5I|. S. it.’itr.): Clier 
den kleinsten Umfang eine» lianerngnte» (in der „Zeitst lirift für die gesamte 
staatswissenschaft“. XII (ls.')(i|. S. 213 H.) b ' g'l I.eiirliueli. I. § 3US n. 
b Vgl. .\nsiehten a. n. O., S. 17!l tf 
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selbst Haiid anlegt, also noch dem Bauernstand angehört. GroLi- 
gUter endlich sind jene, welche ihren Leiter so voll beschäftigen. 
daU er au der Arbeit nicht teilnehnien kann. — Untersuchungen 
über die Wirkung der verschiedenen GröUenkategorien sind deshalb 
so .schwierig, weil erstens keine derselben als die schlechthin 
vorteilhafteste angesehen werden kann. Diuin aber auch, weil dev 
wirkliche Stand der Landwirtschaft von sehr vielen anderen Um- 
stünden ; Geschicklichkeit, Kapitalbe.sitz des Wirtschafters. Absatz- 
gelegenheit usw. abhängt. ' I 

Nach diesen Feststellungen untersucht dann linu die ver- 
schiedenen GUterkategorien in Hinblick auf Roh- unil Reinertrag. 
Kosten sowie Menge iler verkäuflichen Produkte. 

I. Was zunäclrst den Rohertrag betrilft, so steigt dei-selbe 
nach Raus Meinung mit der Abnahme der RetriebsgröUe, und 
zwar mit Rücksicht auf den größeren Kapital- und .\tbeitsaufwand. 
Die Arbeit ist auf kleinen Gütern sorgfältiger, außerdem aber auch 
die Zahl der .\rbeitskräfte verhältnismäßig größer, weil Großgüter 
ein größeres (umlaufendes) Betriebskapital zur Erhaltung und 
Entlohnung der erforderlichen Arbeiter benötigen und an demselben 
Mangel leiden. Aus diesen Gründen unterbleibt auf ihnen der 
Anbau verschiedener Pflanzen, wie Fabrikgewächse, Mohn, Tabak, 
Obst, und häutig wird, wie z. B. in den norddeutschen llolländereien, 
sogar die Viehnutzung verpachtet, während aut kleinen Gütern die 
Sache umgekehrt liegt und der meist größere Viehstand eine 
höhere Bodenbestellung und Düngung ermöglicht. -) 

Diese \'orteile kleiner Güter übertretfen jene, welche sich aut 
großen aus der leichteren Anwendung von Mitschinen ergeben. 
Überhaupt aber <larf man, um zu einem richtigen Urteil zu 
gelangen, nicht schlechthin landwirtschaftliche und industrielle 
Großbetriebe gleich behandeln wollen. Zwischen beiden besteht 
nämlich ein gi'oßer Unterschied. Fabriken können mit lieichtigkeit 
eine Menge von Arbeitern beschäftigen und überwachen; einerseits 
weil diese auf engem Raum zusammengedrängt sind und oft im 
Akkord arl)eiten: anderseits wegen der Möglichkeit, die Güte der 
Ware zu prüfen. Anders bei den Feldarbeiten ; und zwar mit 
Rücksicht auf die großen Entfernungen und den ständigen Wechsel 
der Beschäftigung. Dieser Umstand erschwert daher in der 

’) Vgl. [jelirltuch. I. § MUS. ') Vjjl. .Ansirliten n. a. ()., ,s. is.^. |.s.'i tf.; 
I.elirtiuch, I. § .HTo. 


Digitized by Google 



144 


Lmulwirtscliaft grellen Gütern den l’bergang zu intensivem 
Hetriel). ') 

Die Möglichkeit ertrugsteigernder Meliorationen ist allerdings 
auf grollen Gütern in stärkerem Mall gegel)en. Das folgt jedoch 
nicht aus dem Wesen des landwirtschaftlichen GroUhetriebes, sondern 
aus mehr zufälligen Momenten: Unkenntnis und Konservativismus 
der kleinen Betriebsleiter, Unsicherheit ihrer Besitzrechte infolge 
der Grundherrlichkeit. Entfallen diese Zutalligkeiten, so liegt die 
.Möglichkeit, zu meliorieren, für den kleinen Landwirt mit seinem 
gröUereii Vorrat an Arbeitskräften und seinem geringeren Kapital- 
mangel eher günstiger als tilr den großen. -) 

.\uf großen Gütern ist außerdem selten ein gleichmäßiger 
Anliau der ganzen Fläche zu linden. Es wird vielmelir darauf 
gesehen, aus einzelnen Betriebszweigen: Schaf- und Rindviehzucht 
sowie Molkereiwirtschaft, größeren Gewinn zu ziehen oder einen 
Teil des Bodens in sehr gutem Anbau zu erhalten und jene 
Früchte zu ziehen, die günstige Preise erzielen, wodurch der 
Gesamtertrag der Fläche leidet.^) Auf kleinen Gütern hingegen 
treten den Rohertrag steigernde Wirkungen um so stärker hervor, 
in je höherem Maße die .Möglichkeit intensiver Wirtschaft vorliegt. *) 

II. Allerdings ist nicht nur die Produktivität der GroBgüter 
geringer, es stellen sich auf solchen dafür auch die Kosten, zu 
denen Rau auch den Unterhalt der niitarbeitenden Familien- 
angehörigen rechnet, nieilriger. •'’) Dies hat seinen Grund in der 
besseren Arbeitsteilung, der Verwendung von Maschinen, den 
geringeren (5 ebäudekosten, dem vorteilhafteren Ein- und Verkauf, 
in der stärkeren Gelegenheit, viele Gewächse auf einmal zu bauen, 
wodurch die Gefahr von Mißwachs und Preissturz abgeschwächt wird. 

III. Was den Reinertrag betrifft®), so nimmt er bei Ver- 
kleinerung der Betriehstläche bis zu einer gewissen Grenze zu. 
obwohl langsamer als <ler Rohertrag, dann aber wieder ab. Sehr 
kleine (iUter geben keinen oder fast keinen Reinertrag. Wo diese 
Grenze l)eginnt, ist nicht allgemein festzustellen, sondern richtet 
sich nach Boden, Klima, Kultur. 

Die Zunahme des Reinertrages ist dem Einfluß sorgfältigerer 
und sparsamerer Behandlung sowie dem bedeutenderen Kapital zu 

') V){1. .^reliiv IV. S. JtS*. ’) Vj^f. Ansicliten a. a. 0., S. IHM. Kbenda, 
S. l.Si). *) \ •’l. LcUilmch, 1, S i*’"- *) ' l-ehrl;uch. 1, S 3HH. ") Vgl. An- 

>i«hten a. a. <)., Is. I!i;i tf.; behrlpucb, 1, g 371. 
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«hinken. DiiU derselbe in gerinj'erein Maße wächst als der Roh- 
ertrag. erklärt sich aus «lern wachsemlen Ertragsanteil der .\rheit, 
die kostbarer ist als die natürlichen Boileiikräfte und als Maschinen, 
aus dem relativ höheren (lehäudeaufwand auf Kleinwirtschaften, 
sowie aus dem Fehlen jener .Momente, welche die Kosten auf 
großen RUtern verniimlern. — Außerdem verteuert sich die Er- 
haltung des Kleinwirtes dadurch, daß er manchmal seine Zeit 
unbenUt/.t läßt'i, wobei jedoch nicht übersehen werden darf, «laß 
«lafür auf großen (iütern «1er Aufwand für Lohn und Kost oft 
höher ist und daß «1er Kleinwirt außerdem die Kosten seines 
Unterhidtes durch Verwendung seiner freien Zeit zu Nebenarbeiten 
herabzudrücken vermag -) — Einen Beweis für den größeren 

Reinertrag kleiner (lüter sieht Rau in den höheren Facht- uinl 
Kaufpreisen dersellien. obwohl er auch die Wirkung des größeren 
Wettbewerbes um kleine Güter nicht unterschätzt.*) 

Nachdrücklich macht Rau auch darauf aufmerksam, «laß die 
Einnahmen aus landwirtschaftlichen Betrielien durch Beschäftigungen 
nichtlandwirtschaftlicher ,\rt vermehrt werden können. Von «liesen 
kommen für Großbetriebe vor allem die gewerlilichc V’erarbeitung 
eigener Frodnkte in Betracht, wie: Bier- und Branntwein-, Käse- und 
Butterproduktion, Olbereitung. Samenverkauf und dazu Ziegel- und 
Kalkbrennerei, sowie Fferdezucht. Sie erlangen so mannigfache 
Vorteile: Besserverwertung iler Erzeugnisse als bei deren V'erkauf, 
billigere Deckung «les Eigenbedarfes, leichtere Ernährung ihres 
Viehes durch .Vbfalliirodukte. Natürlich sind die ebengenannten 
Erwerbszweige, da sie ein großes (absolutes) Kapital voraussetzen, 
für kleine Güter nicht geeignet. Dat'ür können diese aber Haus- 
industrie und Nebengewerbe betreiben. ■*) 

Der obenerwähnte Satz, «laß die Verkleinerung der Wirt- 
schaftsfläche bis zu einer gewissen Grenze reinertragsteigernd wirkt, 
triflt, wie Rau hervorhebt, nur dort zu, wo durch sorgfältige 
Bestellung und Auswahl jener Kulturen, die mehr Arbeit uinl 

') Vgl. Aii»icliti.“n a. a. 0.. .S. lü.i. Die Kostmi seiner .Arbeitskrntt, «1. h. 
“ciiK! ünterhnltskosten, sind für «len Kleinwirt dieselben, wie wenn er sie 
voll nasnUtzen würde, wahrend die Menge der geleisteten .Arbeit kleiner ist. 
Die .Vrbeitskosten sind daher größer. ') (Kbenda.) Wodurch der Arbeit ini 
Betrieb bloß ein Teil der .Arbeitskosten /.uznreclinen ist. während di'r andere 
durch die Nebenarbeit gedeckt wird. Vgl. .Ansichten a. a. O.. S. ßol I'., 
lind behrbiich, 1, § H7I. ^1 Vgl. I.elirlmeh, I, § MRÜ; .Ansichten a. a. 0.. 
S. 19H f. 

Cntiilicrg. .stmlicn II. Io 


Digilized by Google 



14C. 


(icsdiiclslictikeit i-rtonliTn, wie Humlels- und (iurteiiifewäelise sowie 
Wein, eine höhere Nutznii}' des IJodens erzielt werden kiuiii — 
also von vornherein nur in .jenen Gegenden, die eine intensive 
Bodenkultur zulassen. Sonst dagegen und dort, wo höhere Intensität 
zwar niöglieh wäre, aher nicht Platz greift, nimmt der üeinertrag 
nicht zu. sondern ah. ') Im allgemeinen aher kann man sagen, daÜ 
auf kleinen Gütern fast immer etwas intensiver gewirtschaftet wird, 
und es ist oft die Frage, oh extensive Kultur Ursache oder Folge 
groüer Güter ist. -) 

Ehenso sind natürlich ganz kleine Güter jirivat- und volks- 
wirtschaftlich unvorteilhaft in jenen Gegenden, in denen keine 
Gelegenheit zu lohnenden Nehengewerhen vorhanden ist. also die 
Wirte sich nicht voll beschäftigen können unil daher ihre Erhaltung 
za teuer ist. Derartige Güter lassen dann den anderen Ständen 
wenig Lehensmittel zukommen und besitzen auch kein Kapital zu 
Meliorationen. 

Teilung der Betriebe ist daher für schwachbevölkerte und 
für den Fernahsatz produzierende Länder, die für intensive Kultur 
noch nicht eingerichtet sind, unvorteilhaft. Bätlich erscheint sie 
vielmehr er.st. sobald Fortschritt und Wohlstand beginnen. Aber 
auch dann ist Stückelung nur l)is zu einer gewissen Grenze 
nützlich. 

IV. Die herrschende Ansicht, daU itie Menge der vcrkätluichen 
Produkte bei GroUgütern grölier sei als bei kleinen, hält Bau tilr 
unrichtig. Denn solange der Beinertrag steigt, muli, meint er. auch 
die verkäufliche Menge zunehmen. Aber freilich muti man dabei 
im Auge behalten, dati die Erzeugnisse mittlerer und kleiner Güter 
nicht bloß aus Getreide und Fleisch bestehen, sondern auch aus 
anderen Nahrungs- und Bohstotfen : Geflügel. Eier, Butter. Käse. 
Häute. Haare, Wachs, Honig, Tabak, Ol- und Gespinstjitlanzen, 
Gemüse, Obst, Zierblumen. — Wohl fallen bei großen Gütern die 
Vorräte mehr in die Augen. Doch sind sie bei kleinen Gütern 
größer. Uiul selbst in .lahren des Mißwachses muß der Produktions- 
überschuß kleiner Güter für den Markt keine relativ stärkere Ein- 

') Vgl. I.elirliui'h. I. SS 37;l; .\iisieliten ii. a. O.. .S, IsH. ') Vgl 
Archiv IV. S. MS. Vgl. I.ehrhach. I. S H73. *) ICIiencla. g 374. Da» i«t 

nicht richtig. Der ttehlrcinertrug ist glci<-h ücr Dittcrenz zwisclieti dem Werte 
der verkauften und der ziigeknulten .Menge zuzüglich diT ul.» I.ohii weggezahltcn 
Ausgaben. Die verkilufliehe .Menge kann abnehmeii. Nehmen aber die Kosten, 
z. H. der Lohn noch .»tiirker ab. »o kann der Keinertrag steigen. 
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l)uUe erleiden, weil dann die Kleinwirte auch ihren Eiffenkonsuni 
einschriinken. Anderseits ist wucherische Preistreiberei durch grolle 
Guter leichter und schädlicher als selbst durch Aufkäufer der 
Produkte kleiner Güter. Denn aufgekauft wird iimner nur ein Teil 
der Erzeugnisse, während ein anderer direkt vom Konsumenten 
aiifgenommen wird. •' Abgesehen davon sind kleine Güter volks- 
wirtschaftlich auch vorteilhafter, weil sie eine günstige Verteilung 
des Ertrages bewirken und so dem allgemeinen Wohlstand förderlich 
sind -I. wogegen GroBgUter zahlreiche Taglöhner erfordern, deren 
Lage durchgeheiids kümmerlich ist. Doch muß immer wieder 
darauf hingewiesen werden, daß eine zu weitgehende Bodenzersplit- 
terung schon mit KUcksicht auf die prekäre Existenz der Zwerg- 
wirte schädlich ist. 

Seine vorstehend skizzierte Auffassung der Betriebsfrage 
illustriert Hau durch das Beispiel von vier Gütern, allerdings aus 


verschieden Gegenden. 

Kr berechnet nun für das Gut 

1 

11“) 

III 

IV 

mit einer Ausdehnung in preußi- 
schen Morgen vmi 

'Vz 

lö— li» 

lOS 

1 100 

den Hob ertrag pro Morgen in 
Talern mit 

2ti 

23^3 

20 

lö 

so (laß dieser also mit der zu- 
nehmenden (Jröße abnimmt: 
den Reinertrag in Talern mit . 

i) 

b-Vs 

«Va 

7 

so daß danach die Grenze des Rein- 
ertrages zwischen 11 und 111. aber 
— wie er sagt - — wahrscheinlich 
näher an 11 liegt, was nicht ganz 
erklärlich ist: 

den Produkten Uberschu ß für 
den Markt endlich in Talern mit 

15 

15 

13-7 

10 

so daß sich derselbe beim kleinsten 
Gut am In'ichsten stellt: und selbst 
unter der Annahme, daß der Roh- 
ertrag durch Mißwachs um zehn 
Prozent vermindert würde, noch 
immer mit 

b V'J 

b’/o 

7 

5 


also bei kleinen und mittleren Betrieben höher als bei den großen. 

*) Vjjl. .\nsiehten a. a. 0.. .S. ‘210. ’) Kbcmia, S. 2IK! f. Vj;l. 1, ehr- 
buch. I. S ;i7">. *1 Vjrl. ;\iisichten n. a. 0., S. 210. Kbenda. S HM) H'. 

") Da« <iut hat .\nteil nni fieaieindehind und cs ist nicht sicher. ol> «ich die 
Herechnnngen l>loß auf die l.’i Morgen Kigenhind oder auch auf das (ieineinde- 
laiid beziehen. 

10 * 
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Welche wirtsclmt'tliclien Schlüsse zieht nun Kau aus seinen 
Ansichten ? 

Darauf ist zu antworten: Kr eiupliehlt int allj;enieinen die 
Freiteilharkeit. Die Furcht, diese könne zu weit f^etrieben werden 
und zu einer ül>ermäUigeu Hodenzersplitterunj' führen, hält er für 
sehr übertrieben, weil sie mit einer unbeffrenzteii Hevölkerun<;s- 
zunahnie recbiie. Denkt mau sich. ar>,'umentiert er, lOOO Familien 
auf (intern von je 4U Morgen und nimmt ferner an, daU diese 
Bevölkerung jährlich um ein Prozent wachse, so würde die Zahl 
der Familien in l.ö .lahren aut 1 DU), in .'»A auf 13S.-<, in tid auf 
in 100 .Jahren erst auf 2704 gestiegen sein, und die Wirt- 
schaftsfläche demgemäü o4'4. bezw. 28'S, 20‘7, 14'0 Morgen be- 
tragen. ') — Hau denkt hier offenbar atisschlieUlich an eine Ver- 
mehrung der gruudbesit/.enden Familien im Wege der Krbteilung. 
den Fall des anderweitigen Erwerbes durch nichtgrundbesitzende 
Personen lätlt er außer Betracht. Doch gibt er zu, daß die Bevöl- 
kerungsverinebrung in den nichtbesitzenden Klassen verhältnismäßig 
stärker sei. 

.\llerdings wünscht Hau anderseits, wie bereits angedeutet 
worden ist, daß die Teilung die (irenze, bei welcher der Heinertrag 
abzunehmen beginnt, nicht überschreite. -) Die gesetzliche Fest- 
legung eines Minimums hält er aber für ebenso überflüssig «ie 
schwierig. So z. B. könne ein Spanngut noch immer ohne Nachteil 
verkleinert werilen. wenn ein schwunghafter Anbau mit Nutzen 
ausführbar sei, das (iespann daher noch immer reichliche Beschäf- 
tigung finde: und es könne sogar die Teilung noch weiter gehen, 
wenn die Spannarheit mit Kühen geschehe, Handarbeit in aus- 
gedehntem Maße möglich und (Gelegenheit zu Nebenverdienst vor- 
handen sei. ■’l 

Immerhin schlägt Hau, wenn man ein Besitzminimum ermitteln 
wolle, bereits 1821 hdgenden Weg vor: ln jeder ((egend sei jene 
(iutsgröße festzustellen, die zum Fnterhalt einer Familie ohne 
Nel)engewerbe hinreichc, Teilungen unter diese (iröße sollen dann 
an die Erlaubnis der Lokalbehörden g(4)unden, sonst aber unbe- 
schränkt gestattet sein. Doch soll die Beschränkung bei hoch- 

') Vgl. Iji'hrtiiieh. II, S 711, Vgl. l.ehrlmch, eliemla; -\nsichten a. a. 0.. 
8. 211. K» i»t liinziiziit'iigen. daß flau im liegensatz zu anderen deutschen 
Tlii'uielikcrii. z. IJ zu I, otz, dem Heiiiertrug höhere Bedeutung heilegt nU 
dem liohiTtrag (vgl. I.ehrlmeh. I. S 2tUj. Vgl. I.ehrhuch, II, § 71). 


Digiiized by Google 



14'.t 

intensiver Kultur sowie in der Xiilie der Städte keine Ainvenduni; 
finden.* i 

Später hat Rau das Problem des Resit/ininiinuins für ein 
Bauenigut ausfillirlicher behandelt, wobei er sich aber ausdrücklich 
yeKeii die Ansicht verwahrt, daß alle liandgüter sich diesem Miniinuin 
immer mehr und mehr zu )nthern hätten. Die Anregung hierzu gab 
ilini der Umstand, daß die zehnte Versammlung der deutschen 
Landwirte im .lahre 184<) unter anderen die Frage autstellte: 
,^Vie läßt sich aus der Xatur der hindwirtschattlichen Beschäftigung 
das Minimum des Besitz.standes eines Bauerngutes im allgemeinen 
nachweisen, wenn der Besitzer bloß als Lamlwirt und nicht zugleich 
als Hold (Keuschler) oder Taglöhner sein Auskommen finden 
soll?' ■-’) 

Bei Beantwortung dieser Frage unterscheidet Rau zwei ver- 
schiedene Betriebsflächeii. die beide wohl praktisch nicht leicht zn 
ermitteln, aber theoretisch leicht zu umgrenzen seien: die l'nter- 
halts- und die Arbeitsfläche, .lene, erklärt er, ist nötig, um 
einer Familie, die nur von ihrem Krtnig lebt, einen genügenden 
Unterhalt zu gewähren. Diese hingegen nimmt die Arbeit einer 
Familie von «bei erwachsenen Personen und eines Kuhgespannes 
voll in Anspruch. Die ,\rbeitsfläche ist die größere. Denn sie muß 
ihrem Betriebsleiter neben dem Arbeitslohn für sich und seine 
mitarbeitenden Familienmitglieder — also deren Unterhalt — 
noch eine Rente, also ein Besitzeitikommen abwerfen. — Die 
.Arbeitsfläche des Kigentümers deckt sich mit der Unterhalksfläche 
des Pächters. d?r nach Zahlung des Pachtschillings noch genug 
übrig l)ehalten muß, um seinen und seiner .Angehörigen Unterhalt 
zu decken. Die .Arbeitsfläche bleibt auch hei Verschuldung die 
gleiche. Die Unterhaltsfläcbe dagegen wächst mit der Verschuldung 
und deckt sich mit der Arbeitsfläche, sobahl das Gut bis zur Höhe 
des Ertragswertes verschuldet wird. Die (iröße der .Arbeitsfläche 
hängt von der Bestellungsart ab, ist daher bei Pferdehes))annung 
größer als bei Rinderbesjtannung. Sie wechselt aber auch mit der 
Intensität des Betrielu’s und ist um so kleiner, .je intensiver di,. 
Kultur. — Die Größe der L'nterhaltsfläche wieder hängt von 
den Privatverhältnissen des Landwirtes ab; von dem Maße seiner 
A'erschuldung: der Höhe des zu zahlenden Pachtschillings : dem 

') Vgl. Ansichten a, u. 0.. ,8. :>I2 H. ’) Vgl. Rnu. .Minimum eine» 
Haiiemgute». 1S51. S. 1 l(i tl. 
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Vorh.-inck'iisoiii und der (iröLle von AusziijfsverjiHitditungen. Aucdi 
sie niniint mit zunehniender Inteiisitiit ab. 

Welches .Minimum soll nun für praktische /wecke z. H. hei 
/erschlaj'Uiifj der Domänen in Bauernj{Uter herilcksichti^t werden? 

IJ a u entscheidet sich unbedingt für das r h e i ts m i n i m n m. 
Nicht nur, weil dieses leichter zu ermitteln sei, sondern vor allem, 
weil auf die volle Ausnützuiiff der Arlieitszeit des Betriehs- 
inhahers Wert jj'elei't werden müsse und überdies die Arheitsllflche 
lies unverschuldeten Besitzers mit der Unterhaltstläche des Pächters 
Zusammenfalle. Dieser könne also hei Zugrundelegung des Arheit.s- 
minimums noch seinen Unterhalt rinden, ohne auf Neheu- 
heschäftigung angevvieseii zu sein, ln einzelnen Fällen sei daun 
die (iröÜe der Familie zu berücksichtigen. — Bei Teilung des 
(iiites bis zur (irenze des Arbeitsminimums wachse der Beinertrag 
der Flächeneinheit. Darüber hinaus sei die Arbeit zu teuer, der 
l'berschuü gering. ') — Selbstverständlich könne das Minimum 
immer nur relativ für ein Gebiet ermittelt werden : und zwar nur 
mit Hilfe der landwirtschaftlichen Vereine sowie der Bezirks- und 
Gemeindevertretungen. 

.\uf (irund genauer Berechnungen-) über Unterhalts- und 
•Airbeitstläche in 1?1 Fällen, wobei er die landwirtschafllicben Ver- 
hältnisse Verschiedener Gegenden in Betracht zieht, gelangt Bau 
zu einer Gliederung der Betriebe in vier (iruppen, in welchen je nach 
dem Grade der Intensität beträgt: 

1 11 111 IV 

die Arbeitsfläche . . .ö‘S 7-;') 1 Hi'2 

die Unterhaltstläche . . 4 2 4'8 S 22 IU’7 

badische Morgen ( - ’/j ha). 

Baus Verdienst um das Studium der Betriebsfrage besteht 
einmal in der gediegenen, auf Sachkenntnis beruhenden Behandlung 
des Problems. Und sicher ist Boschers Vorwurf M unberechtigt, 
dati es ihm hier .ganz an jener Schärte mangle, die alh- sonstigen 

') Kan beschreibl in dein .tiifsutz. die Wirtscimitstillirung eine« Kuli- 
gute« in der biidiseben l’lälz, Klieinebene. zu '.I budi.seben .Morgen (3 soi. 
I»iT ISesitzer kann naeh llestreitnng der rnterhaltsknslen, der .■«tenern und 
.\bgalien norli l'aelit- oder Sebuldzinser. zaiilen und liesser leljeii als ein 
Taglidiner. -) Vgl. p|„.f jp,, kleinsten l'intäng eine« lianenigutes la. a. 0.1. 
^'gl. Koseber. i iesebichte. .S. .s5'.b 
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UmstiiiuU' f'leichsL'tzt, um diw, was j^eprUtl werden soll, nämlich 
den EintliiLl der \Virtschafks>'röße, rein aus/.uscheiden“. Denn eine 
(ileichsetzung der Umstände ist nach Kau gar nicht möglich. Geht 
er ja gerade von der Voraussetzung aus, daß jede BetrieljsgröÜe 
ihre Vorzüge lial)e und daß diese wieder nur unter gewissen 
äußeren Bedingungen zur Geltung kommen können. Und er ist 
gerade darum .seinen Vorgängern so überlegen, weil er mehr als 
irgend jemand vor ihm die Kelativität in dem Wert der einzelnen 
Betriebsgröße betont hat. 

■Seine Untersuchungen über das bäuerliche Besitzminimum 
sind durchaus originell unil fruchtbar. Originell vor allem auch dih 
Unterscheidung zwischen Arbeits- und UnterhaltsHäche. Allenlings 
beruht dieselbe auf cler Annahme, daß jeder Betrieb neben Arbeitslohn 
noch einen Ueinertrag abwirft. Wo das nicht der Fall ist — wie 
sehr häutig hei Bauerngütern -. wo dem Betriebsleiter bloß ein 
ausreichender Arbeitslohn verbleibt, fallen Arbeits- und Unterhalts- 
tiäche a\ich für den unversehuldeten Eigentümer zusammen, so daß 
hier nur mehr Eigenbetrieb möglich ist. 

,\ber Kau kommt auch nach einer zweiten Kichtung hin ein 
ln'deutendes Verdienst zu. Er hat es als erster und durch lange 
Zeit hindurch auch als einziger versucht, der Betriebsfrage auf 
stati.stisch-beschreibendem Wege beizukommen. Denn erst im letzten 
Dezennium des \1X. .lahrhunderts hat man augefangen, seine .Me- 
thode gründlicher zu verfolgen. 

S ' 2 . Ein nicht minder gründlicher Kenner der landwirtschaft- 
lichen Verhältnisse als Kau ist Georg Haussen'), der allerdings 
in der Betriebsfrage und .Vgrarpolitik ganz andere Bahnen wandelt. 

Den Einiluß der Wirtschaftsart auf die Beantwortung der Frage 
nach der zweckmäßigen Betriebsgröße betont llanssen noch mehr 
wie Kau. .la. er stellt ihn geradezu in den Mittelpunkt seiner 
Untersuchungen. -) 

Die .Anhänger der Gebumlenheit haben, meint er, in der Kegel 
nur e.vtensiv bewirtschaftete Gebiete im Sinne, die Freunde der 
Freiteilbarkeit hingegen bloß Gegenden intensiver Kultur. Auch 
beachtet man noch zu wenig, daß der Begriff der Betriebsgröße 
durchaus relativ ist. Dasscdbe Gut wird jo nach Art seiner Bewirt- 

') V){h üliei- ilin; Li)>])ert iui Hilwörterli. ü. Staats». (II. .\iill.). IV. 
S. lM!t ti‘. *) Vgl. ilaassens I*es|irechutig eines Üuehes von II a x t h a ii s e it 
in Itaas Ariliiv. IV (Isto). S. I.'U II'. 
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scliaftun^ tla.s eiiieiiiiil als ^«rroli“. ein iiiulennal als , klein“ bezeichnet 
werden müssen, wozu noch hinzukoinnit, daß die Wahl der ^Virt- 
schaftsweise von allgemeinen ökonomischen Verhältnissen und nicht 
von der Wahl des Hetriehsleiters ahhän^t. 

Man darf daher hei der Fraffe nach der lientahilitüt der ein- 
zelnen Betriehsgattunj^en nicht etwa kleine Güter in der Pfalz mit 
jjmUen in Holstein ver<rleichen oder umj^ekehrt, sondern jeweils 
kleine und ^roße Güter in der Pfalz und el)enso in Holstein. 

Bei Ahwä;'!!!!'.' aller in Betracht kommenden Momente, fuhrt 
Haussen fort. ilOrfte es sich aber erjfehen, daß die «(roßen Güter 
einen höheren Reinertrafr abwerfen, solanf^e der Wirtschaftsleiter 
noch imstande ist. das Ganze zu leiten und das Detail zu über- 
sehen. So weisen in Holstein. Schleswig. Dänemark die Hofwirt- 
schaften durchwe;( einen höheren Krtrao auf als die Bauernwirt- 
schaften, wie sowohl der höhere Paehtpreis von jenen als auch 
siiezielle Berechnungen ergeben, ’i Die Halbierung einer Bauernbufe 
bedeutet hier allgemein nicht eine Vermehrung, sondern eine Ver- 
minderung des Reinertrages. Denn mit einer Verkleinerung der Stellen 
sind die Bedingungen für den l'bergang zu intensiver Kultur noch 
nicht erfüllt. Kommt es aber zu einem solchen nicht, so bewirkt die 
Teilung bloß, daß die Kosten höher und der Reinertrag geringer wird. 
— Unrichtig ist daher auch Raus Ihdiauptung einer allgemein 
größeren Rentabilität der kleinen Güter. Denn legt man der Be- 
trachtung ein Land zugrunde, in welchem e.xtensive Kultur zeit- 
tind naturgemäß ist. so verlieren Raus .\rgumente alles (Jewicht, 
welches ihnen unter entgegengesetzten Verhältnissen zukommeu möge. 

Aber auch Raus Behauptung dei größeren Produktivität 
kleiner Güter ist falsch. Denn nicht nur, daß der Rohertrag an sich 
noch nichts entscheidet, so bedeutet auch jede Rohertrag.ssteigerung 
unter gleichzeitiger noch stärkerer Zunahme der Kosten, also unter 
\'eriniuderung der Rentabilität, immer einen ökonomischen Rück- 
schritt. Immer kommt es auf den Reinertrag an, wenngleich 
eine Steigerung beider Faktoren, Rohertrag und Kostensatz, ohne 
gleichzeitige Vermehrung des Reinertrages ökonomisch vorteilhaft 
sein kann. 

Die bessere Arbeitsteilung auf großen Gütern muß zunächst 
in der Richtung einer Vermehrung oder Verbesserung der Produktion 


‘) H nassen liiilt ilnlier aiieli ilie Teilung der Hefwirtsehnften in lianeni- 
glili'r für unvorteilliaft. \'gl. .I.eibeigen'ehaft*. S. Ki2. 
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odtT auf boidi- und damit auf Steigerung der Hnittoeinnaliinen 
hiinvirken. IJnriclitig ist es, mit Itau allgemein das Gegenteil zu 
behaupten unter Hinweis darauf, daß Großbetriebe unter dem Mangel 
an Kapital und der Notwendigkeit leiden, Gesinde und Taglöliner. 
also fremde, am Ertrag nicht interessierte Arbeiter zu halten, lleiin 
denkt man an eine extensive V\ irtschaft, so tretfen diese beiden 
Umstände auch für den Bauer zu; und jedenfalls kann als wahr- 
scheinlich angenommen werden, daß bei Obwalten von Ka]iital- 
tnangel die Teilung großer Güter im Erbwege ungünstig sei. Denn 
eine solche setzt ja gerade umgekehrt Kapitalreichtum voraus, der 
bei der alten Betriebsweise nicht mehr lukrativ angewendet werden 
könnte. .Jede Teilung verdoppelt die Gebäude- und Inventarkosten, 
entzieht also dem kapitalannen Gut noch mehr Kapital ohne Aus- 
sicht auf höheren Heinertr.ig. — Anders dort, wo mit dem Kapital 
auch die Möglichkeit obwaltet, dasselbe in intensiver Wirtschaft 
produktiv anzulegen. Ob aber diese Möglichkeit vorliegt, muß in 
jedem Fall s]>eziell untersucht werden. Und unter allen Umständen 
ist festzustellen, daß nicht — wie Kau annimmt — die Grund- 
teilungcn an sich intensivere AVirtschaft bewirken, sondern daß 
umgekehrt, wo extensive Wirtschaft nicht mehr zeit- und zweck- 
gemäß i.st, Giiterteilungen notwendig werden. 

Haussen fordert daher dort, wo nach Lage der Wirtschafts- 
verhältnisse die großen Güter den mittleren und kleineren überlegen 
sind.Gebiindenheitder Bauerngüter wenigstens insoweit, daß Teilungen 
nur nach vorangegangener behördlicher Bewilligung sollen stattlinden 
dürfen — eine Forderung, die er auch aus politischen Erwägungen 
nufstellt. 

.Vis einen besonderen l’belstand starker Grundzerstückluug 
betrachtet Haussen den Mangel und die Unmöglichkeit arrondierter 
Besitzungen. 

Die vorstehende Skizze hat dem Leser nohl sofort gezeigt, 
daß Haussen an Kau vorbeispricht. Hatte ja dieser die größere 
Kentabilität von Kleinbetrieben immer wieder bloß für den Fall 
behauptet, wo Übergang zu intensiver Kultur möglich wäre, und 
daß in entlegenen oder rauhen Gebirgsgegenden größere Güter besser 
am I'latz seien. W enn aber Haussen auf die Notwendigkeit eines 

') Haussen srlieint hier .Hauer“ mit „Inlmbi'r eines Kleinhetriehes“ 
7.11 iilentifi/.ieren. Vfrl. auch Hnnssen, Parstelhing <ler Insel Fehmarn, 
l.s:!2, S. «. 


Digitized by Google 



;;riUleri‘n KapitiiU /.ur Duixhtiilininn von Teilungen hin weist, so 
unterläUt er hinzuzufilgen, thiU dies bloß für den Fall der Erb- 
teilung gelte, während beim Ab verkauf einerseits dem Kapital- 
mangel des Stammgutes abgeholfen wird, auf dem neugebildeten 
Gute aber die Gebäudekosten nicht aus dem vorhandenen Kapital, 
sondern aus dem des Käufers bestritten werden. 

§ i>. Die Anhänger großer oder mittlerer Gitter pflegen in der 
Kegel für Gebundenheit einzutreten. Daß man aber kein P’reund 
kleiner Güter zu sein braucht und iloch der vollen Freiheit des 
Grundeigentums das Wort reden kann, zeigt das Beispiel von .loh. 
Gottlieb Koppe.') 

Dieser, ein bekannter Landwirtschaftslehrer und wie 
Schwerz ein Schüler Albrecht Thaers, beschäftigt sich mit der 
Betriebslrage in einer kleinen Schrift bloß vom Stand|)unkt des 
landwirtschaftlichen Fachmannes, ohne allgemeine ökonomische oder 
nichtökonomische Gesichtspunkte, und gelangt ebenfalls zum Schlüsse, 
daß es kein schlechthin gültiges Schema lier Grundbesitzverteilnng 
gebe. „Die (Jeschichte eines Landes, der Volkscharakter, die Be- 
schatfenheit des Bodens selbst, die Wohlhabenheit des .‘tckerbauers, 
die Art der Kultur und so viele andere I'mstände sind hierbei so 
eintlußreich. daß ein einzelner für sich hinreichend ist, um in einer 
gewissen Gegend eine Weise der Grundbesitzverteilnng als die voll- 
kommenste darzustellen, die für eine andere ganz unzweckmäßig 
sein würde “ -) 

Manche Schriftsteller erklären, fährt er fort, die herrschende 
Teuerung durch <las Uberwiegen gi'oßer Güter im Nordosten 
Deutschlamls. welche eine höhere Bodenkultur hemmen, und meinen: 
die Not könne sehr vermindert werden, wenn man die vielen 
schlecht benutzten Grundstücke an besitzlose aber fleißige Leute 
austeile. .Sie übersehen aber die Abhängigkeit guter Kultur nicht 
nur von Fleiß und fachmännischer Ausbildung, sondern auch von 
einem bestimmten Betriebskapital, das um so größer sein muß. je 
vollkom mener der Boden bebaut und melioriert wird. — Wer 
immer die Not in Deutschland durch eine stärkere GrundzerstUck- 
lung beseitigen will, hat Kleinbauern irgendeiner fruchtbaren, 
hochkultivierten Gegend im Sinne uml vermeint, daß es nur kleiner 

') Koppe. Sinü große oder kleine Wirtschul'ten zwcekiaaßigcr? 1847 
Vgl. über ihn: von der Holt?., Dent.schc bandwirl.-fchiitt, II, S. h~ tf. 

’i Vgl. Koppe tt. 11 . O., S. 3 t'. 
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und Hei3ij»ei' Liindwirte bedUrlo, um auch in der Hochebene höhere 
Kultur entstehen zu sehen. 

Zehn Morgen in einer Gegend mit intensiver Gartenkultur 
und günstiger Absatzgelegenheit repräsentieren allerdings schon 

eine bedeutende Besitzung. Das ist aber nicht die Kegel. Für 

jene Gegend, die Koppe im Auge hat, erklärt er (i — 7 Morgen 
als das MindestmaLi zur selbständigen Erhaltung einer Familie, 
l'nd er fügt hinzu, daU er es für ein großes Unglück hielte, wenn 

das ganze Land in Güter solcher Größe zerfiele. Denn die Selb- 

ständigkeit dieser Bauern sei eine sehr prekäre, ihr Leben äußerst 
unbehaglich, weil ihr Besitz zu groß sei, um ihnen Zeit zu Neben- 
beschäftigungen zu lassen und zu klein, um die Familie hinlänglich 
zu beschäftigen. — Selbst Gnindbesit/.er mit .Morgen Mittel- 
boden können ohne Nebenverdienst nur eben bestehen. Gerade 
sie aber bieten hohe l’achtpreise für Bodenparzellen, die ihnen 
Gelegenheit geben, ihre und ihrer Familie .Vrbcitskraft voll aus- 
zunützen. so daß die hohe l’arzellenpacht sich nicht durch den 
hohen Bruttoertrag, sondern durch die Wohlfeilheit der Arbeit des 
Wirtes, der über überschüssige Arbeitszeit verfügt, erklärt. — 
Bei kleinen Gütern ist die Zugviehhaltung erschwert. Gerade durch 
Zugvieh wird aber, der Acker am besten und besser als mit Spaten 
und Hacke, die für Gartenkultur vorteilhaft sind, bestellt. Selb.st 
auf fruchtbarem Boden bieten erst Güter von ÖO Morgen Gelegenheit 
zu genügender .VusnUtzung von zwei Zugtieren. Ist die .\nbauHäche 
geringer, so belastet die Erhaltung des Gespannes die Wirtschaft 
über Gebühr. Bei geringer Bodenarbeit sind sogar liO — SO .Morgen 
nötig, um ein tüchtiges Zweigespann zu erhalten und auszunüizen. 

Koppe hält daher liO — 80 Morgen für notwendig, um zu 
einigem Wohlstand zu gelangen. Die Generalunkosten dieser Güter 
— Feueiningsbedarf. Gebäudeaufwand etc. — sind nicht größer* 
erkl.irt er, als auf kleineren, daher aiif den Morgen unigerechnet 
geringer. Für solche Güter reicht die Arbeit von drei erwachsenen 
l’ersonen aus Nur zu gewissen Zeiten müssen Hilfsarbeiter heran- 
gezogen werden, was sich immerhin billiger stellt als die ständige 
Erhaltung einer Person. 

Bei Wirtschaften von 50 — .'lüO Morgen beginnt bereits das 
Betriebskapital Einfluß zu üben, während es in den kleinen Wirt- 
schaften teilweise durch Tätigkeit. Sparsamkeit und Aufmerk- 
samkeit des Wirtes ersetzt wird. Ülierhaupt ist das Betriebskapital 
ein wichtiger Faktor in allen jenen Wirtschaften, die auf fremde 
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Hilfskriifto anxewiosen sind. Wo es fehlt — und damit führt 
Koppe eine oft /uj;unsten f'ioßer Güter iinj{erührte Hehanptunj; 
ant ihren wahren Gehalt zurück — kann die >{Unstiffe Konjunktur 
niclit ahgewartet werden und muß früher verkauft werden. Weshalh in 
nenn Fällen von zehn die Preise ini August. Septernher, Oktober am 
niedrigsten und sieben Monate vor der Krnte am höchsten sind. ’) 

Vergleicht man die verschiedenen Hetriebsgrößen miteinander, 
so muß man bei allen Gütern die vollkommenste Betriebsweise 
annehrnen und nicht große kapitallose mit kleinen vergleichen. 
Und Koppe erklärt, er habe unter der Voraussetzung genügenden 
Kapitals die glücklichsten Zustände bei Hauern von UH) bis 
^(K) Morgen getrotfen — sotern dieselben nicht hätten als Herren 
auftreten wollen. Cbrigens sei auch bei gutgeführten Bauern- 
wirtschaften der reine Uberschuß sowie die Verzinsung des Kauf- 
preises sehr gering. Der Bauer sei froh, wenn er vom Gut leben 
und seinen Kindern sein ererbtes oder erheiratetes Ka)iital erhalten 
könne. ,\nch rechne derselbe oft .schlecht und verfüttere gedanken- 
los, tmtz sonst ängstlichster f'parsamkeit in den Geldausgaben, 
verschwenderisch die Frucht oiler verwende zuviel auf die Aufzucht 
von .lungvieh (Pferden und Bindern) 

Allerdings sei dafür in kleinen Wirtschaften der Familien- 
aufwaml so eng mit dem gewerblichen vereinigt, daß eine Scheidung 
gar nicht nn'iglich sei. Fs sei aber doch irrig, zu glauben, 
daß deshalb der Beinertrag von bäuerlichen Wirtschalten höher 
sei als bei großen. — Wohl befanden sich große Landwirte von 
lOO — ^(HH) Morgen mittleren Bodens oft gegenüber gutgeführten 
Bauernwirtschaften im Xachteil. falls sie Pacht oder Zinsen zu 
zahlen haben oder ihnen dies notwendige Betriebskapital fehlt. 
Auch muß der Herr seine Sache verstehen, alles selbst überwachen 
und nicht den großen Herrn spielen wollen. Ist aber Kenntnis 
und Kapital vorhanden, ,so läßt sich mathematisch nachweisen", 
daß der Beinertrag pro Flächeneinheit bei großen Betrieben größer 
ist. Schon deshalb, weil ilie Generalunkosten geringer sind, bessere 
Arbeitsteilung möglich und auch der Bohertrag größer ist. 

Die Krgebni.sse seiner Untersuchungen faßt Koppe dann 
in folgenden Sätzen zusammen: Ohne Ersinirnisse und Kajiital ist 
auch der Kleinbetrieb unmöglich. Zu kleine Güter sind weder für 

*) .Also nicht üie kleinen, sondern die k:i)dtallo.sen Wirtschaften sind 
/.um Verkauf ee/.wnnjji'n. 
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den Eigeiitilnier noch für den Xationiihvolilstand zutniglich. 
(■) — 25 Morgen liefern gerade den notwendigen Unterhalt. Güter 
von !>olcheni Umfang, daii sie wenigstens ein Zweigesjmnn genügend 
beschattigen. das heißt von 50 — .SO Morgen, können dem Besitzer 
außer dem Lebensbedarfe ein verhältnismäßiges Einkommen ge- 
währen, welches die Verzinsung des Gutswertes und des Betriebs- 
kapitals deckt. Die Erlangung einer genügenden Verzinsung wird 
mit zunehmender Größe der Wirtschaft erleichtert, wenn der 
Besitzer die einfache Lebensweise <ler Landwirte l)eil)ehält. Zur 
zweckmäßigen Bewirtschaftung großer Güter sind aber mehr 
Intelligenz und mehr Betriebskapital erforderlich. Zur persönlichen 
nienstleistung im Interesse des Staates, z. B. zur Aufnahme, zur 
V^erptlegung und zum Transport von Militär sowie zur Bestellung 
von Pferden sind wohlhal)ende Bauern besser geeignet als große 
Gutsbesitzer, weil sich bei ihnen auf gleicher Fläche mehr Wohnungen 
und Gespanne tinden. Eine allgemeine Hegel für die zweckmäßige 
Größe der Güter läßt sich nicht aufstellen. Unter keinen Umständen 
aber darf der Staat die Grundl>esitzverteilung regulieren wollen, weil 
das noch schädlicher wirken würde als sell)st starke Bodenver- 
teilung. 

Der große deutsche Nationalökonom .lohann Heinrich von 
Thünen't hat sich leider mit der Betriebsfrage niemals näher be- 
schäftigt. sondern sie nur im „Isolierten Staat“ ganz flüchtig 
gestreift.-) 

Von seinem besonderen theoretischen Standpunkt aus ist es 
nur selbstverständlich, wenn auch er die Ansicht von der relativen 
Nützlichkeit der ver.schiedenen Betritd>sgrößen vertritt. Eben- 
deshall) aber gelan;;t er zum Schlüsse, daß sich „in der Tat in 
allen Ländern, wo eine sehr hohe Kultur des Boilens stattfindet, 
nur Güter von geringem oiler mäßigem Umfang“ finden; daß nur 
kleine Güter ihre ganze Fläche intensiv mit Fruchtwechsel und 
Stallfütterung bewirt-scluifteii können, während eine derartige 
Betriebsweise :mf großen Gütern nur auf den nahen Ackern niit 
Erfolg ausführbar ist, die Außenschläge ilaher extensiv mit Koppel- 
wirtschaft be.sser genutzt wenlen. 

‘) Thiineii. Der i-solierte Staat, ä Bde.. l.s2(!/t;.S. — Vgl. fllicr T li ü n e n : 
Schuhmacher. Thünen. Kin For.sclierlcben. IsiW; Koscher, Geschichte. 
S. 87!) tf. ; Grünberg. .\rl. .Thünen* im Handwürterbiich der Staatswissen- 
«chaften. II. AuH., VII, S. lll! ff. A. a. O., III. Hd. (III. .Aiill.t, S. 1H7. 
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V. Kapitel. 

HmidesUagen, llelfericli. Sclienk. 

§ 1. Wiihrenii Hau, Koppe un<l Haussen bei der Wür- 
dixuiig der Momente, von denen die Höhe des iaiidwirtscliaftliehen 
Iteinertrages alihiingt, die psychologische Verfassung des 
Betriebsleiters nicht weiter würdigen, hat J, Chr. Hundeshagen 
gerade sie zum Gegenstand einer Reihe von wertvollen Bemer- 
kungen gemacht, die viel zu wenig Beachtung gefunden haben. ') 

Er unterscheidet fünf GUtergrößen: „Großgüter“ von mehr 
als zwei l’Hügen und einer Betriebsfläehe von 70 — 1000 Morgen, 
so daß die unmittelbare Bestellung nicht mehr möglich ist: 
„bäuerliche VollgUter-, die den Wirt und seine Familie, 
einen Knecht, eine Magd und zwei Pflüge vollständig beschäftigen : 
„bäuerliche Halbgüter“, die nicht ausreichen, einen Pflug 
ganz auszunützen und vom Besitzer ohne Gesinde bestellt werden : 
„u n b e s p a n n t e Kleingüter“, die kein Zugvieh oder höchstens 
zur Aushilfe Midkvieh haben: „Stückgüter“. 

Die G roßguter erfordern große Kapitalien und eine hohe 
Bildung des Leiters. Sie werfen aber mit Rücksicht auf die höheren 
Bedürfnisse des letzteren trotz .\nwendung von Maschinen und 
bester Arbeitsteilung selten einen hohen Reinertrag ab. Dies sowie 
die geringe Konkurrenz sind die ünsache der niederen Kauf- und 
Pachtpreise dieser GUterkategorien. l)ie bäuerlichen Vollgüter 
hält Hundeshagen für die rentabelsten. Auch sie erfordern 
einen unterrichteten und wohlhabenden Landwirt, dessen peraüii- 
licher Bedarf aber nicht nur geringer ist, sondern der auch die 
Ausgabe für die Betriebsleitung und zum Teil Lohn für gemeine 
.\rbeit erspart, da er jene selbst besorgt und an dieser teilniniint. 
— Dagegen erzielen Halb gilt er selten einen hohen Reinertrag, 
weil sie ihr Ge.schirr nicht voll ausnutzen können. Ihre Lage ist 
um so ungünstiger, je weniger Klima und Lage eine Intensivierung 
begünstigen, je mehr ihrer nebeneinander bestehen und um die 
Gelegenheit zu Lohnfuhren miteinander konkurrieren. — Hierdurch 
erklärt sich, daß unbespannte Kleingüter unter Üinständeii 
durch \ erbindung mit ländlichem Xebengewerbe sich als rentabler 
erweisen als die Halbgüter. — Stückgüter endlich gewähren 

‘) V"l. Huiiciesliagen. Wnldweiiie uml Wiilüstren. Is30, S. 12S 
\ on dem abweichenden L uifang der Landgüter und den darauf beruhenden 
Kigeiitilinlielikeilen de .1 Hetriebes. 
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lU-n geringsten Hoh- und Reinertrag, trotzdem sie mit l{Uck.sielit 
aut die Unmögliclikeit ihrer Bestellung mit ilem 1‘flug, weil sie zu 
klein und überdies nicht arrondiert sind, einen enormen Arbeits- 
aufwand erfordern. Sie sind daher Überhaupt nur rentabel bei be- 
stimmten (iewächsarten. bei günstigem Boden und bei entsprechender 
Düngung. Oewöhnlich fehlt ihnen aber infolge iles mangelnden 
Stallfutters der Dünger. 

Teilungen sind dort nützlich, wo Klima und Marktverhiiltnisse 
den IJljergang zu intensiver Kultur begünstigen und dadurch die 
Bodenpreise in die Höhe treiben. Denn da bloß kleine, persönlich 
bedürfnislose. gewöhnlich mit wenig Kapital ausgestattete 
Landwirte die Mühe der arbeitsintensiven Wirtschaft auf sich 
nehmen, so ist eine Teilung, welche dem geringen Kapital dieser 
Leute entspricht, von Vorteil Anderwärts sind derartige Teilungen 
schädlich. Daraus erklären siel) erstens die großen Abweichungen 
der natürlich bedingten Betriel)sgrößen und ferner der sehr ver- 
schiedene Erfolg der (iüterteilung in verschiedenen (legenden. 

Nicht in den bisher skizzierten Darlegungen tritt jedoch die 
Originalität Hundeshage ns zutage, sondern in dem. was er 
Uber das Wesen der Großbetriebe und Bauernwirtschaften im allge- 
meinen hinzufügt. 

•lene, sagt er, sind Erwerbsunternehmungen. Sie werden 
durchaus nach kaufmännischen Gesichtspunkten und unter Mit- 
benützung technischer Industrien, wie Bi-auerei, Brennerei, Zucker- 
fabrikation usw.. geleitet. Sie gehen hauptsächlich auf hohen 
Reinertrag iius. Dies bestimmt ihre Wirtschaftsführung, demnach 
die regelmäßige VernachliLssigung der schlechteren oder entfernteren 
Schläge und die Konzentrierung aller Aufmerksamkeit auf die 
besseren. Ebendeshalb ist ihr durch.schnittlicher Rohertrag gering, 
wie diLs Beispiel Englands, der Heimat des Großbetriebes, erweist, 
wo neben höchst entwickelter lamlwirtschaftlicher Kultur sich die 
größte Menge von Ödland und Weide findet. — Ganz iuiders liegt 
die Sache in betreff der bäuerlichen Betriebe, ln dieser Gruppe 
rekrutieren sich die Betriebsleiter aus wenig vermögenden Ki'eisen. 
die schon Wert stuf einen Besitz legen, der ihnen Subsistenz und 
sichere .4rheit.sgelegenheit bietet, da ihr Kapital zu klein ist. um 
ihnen einen selbständigen Unterhalt zu gewähren. Deshalb ist 
dem bäuerlichen Wirt die Richtung auf Arbeitsersparnis, die für 
den Großbetrieb .so charakteristisch ist, eben so fremd wie jede 
Sjiekulation. Er kann weder Viehveredlung noch landwirtschaftliche 
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Iiiilustrien l)etrt‘iben. l)afür l)t‘gnüf't er sieh auch mit mittelmiiUigein 
und schlechtem Hoden, wenn liieser noch Arbeitslohn und Kapital- 
zins abwirft. Was er regelmäßig anstrebt und erreicht, ist eben 
nicht mehr als ein standesgemäßes Einkommen. Die Annahme, die 
auch zu der verfehlten Basierung der (irundbesteuerung auf dem 
Reinertrag geführt hat: der Hauer lebe wie Rentner, ftroßgrund- 
besitzer oder Kapitalspekulant vom Reinertrag, ist ganz falsch. 
Läßt man sie fallen, so verlieren auch die häutigen Klagen über 
den geringen Reinertrag unil das geringe l\a|)italvermögen iles 
Landmannes, der als I,olinarl>eiter auf seinem Eigentum sein Brot 
verdienen inüs.se, an Gewicht. 

Kurz, das Einkommen des Großwirtes besteht größtenteils 
aus Reinertrag, d. h. Grundrente und Kapitalgewinn; das des 
Landmannes hingegen aus Arbeitslohn, Ilaushaltungs- und Xeben- 
gewinn. Nicht der Indolenz des Hauern schreilrt daher Hundes- 
hagen die oft scldechte Kultur und den geringen Rohertrag der 
bäuerlichen Güter zu, sondern der Tatsache, daß diese oft aus 
schlechten und wenig ertragreichen Böden besttdien. 

Die vorstehenden Bemerkungen 11 u n d e s h ag e n s Uber die. 
wenn man so sagen kann, psvchologischen Eigentümlichkeiten der 
Betriebsleiter in den verschiedenen Güterklassen zeigen ein tiefes 
Verständnis der bäuerlichen Verhältnisse. Sie lassen außerdem 
Schlüsse zu. die das Rentabilitätsproblem ganz verändern — die 
aber II u n d e s h ag e n selbst nicht zieht. 

So ist namentlich festzuhalten, daß die genügende Renta- 
bilität eines Gutes nicht bloß von seinen HetriebsUherschüssen 
abhängt, sondern auch von der Zitier, mit der dieselben bei der 
Bewertung des Gutes kapitalisiert werden. Ein geringer Reinertrag, 
eine minimale Grundrente spricht also nicht notwendig gegen die 
Leistungstähigkeit des bäuerlichen Betriebes — dessen (,'bei'schüsse 
pro Flächeninhalt können höher sein als bei großen Gütern — , 
sondern bloß dafür, daß der Besitzer .seinen Boden überzahlt, resp. 
überwertet hat: allerdings bloß in dem Sinne einer anderen und 
höheren Bewertung, als sie auf der Berechnungsgrundlage des Groß- 
landwirtes l’latz gegriffen hätte. 

S Es entspricht dieser Auffassung, wenn .lohann von 
Helfe rieh') den hohen Wert von Grundbesitzungen, die so klein 

') Vgl. M e I fe ri I- h, WiiittenibiMgiKche .Agrarvevbältiüsse (i. <1. Zeitsclirift 
tilr ü. ge.<. .Stpntswissensc baft v. Is.sS, S. Is2 tf. and -tl3 tV.'. 
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sind. daU sie oline fremde .\rl)eitskriifte bewirtschaftet werden, auf 
ilen Umstand ziirUckführt, daU die Preise dersell>en nicht durch 
ilen Heinertrajf bestimmt werden, sondern durch den Rohertrag 
nach .\bzug der Abgaben, der Gespann- und Simtkosten, nicht 
aber auch der Arbeitskosten, weil diese vom Grundbesitzer selbst 
verdient werden und ilieser daher geneigt ist, sie als Ueinertrag 
zu betrachten und sie im Kaufpreis zu kapitalisieren. So ergeben 
sich als Folge vorwiegender Klcinkultur hohe Bodenjireise, die 
jedoch nicht für ein Glück zu halten sind, da sie noch kein Zeichen 
eines höheren Ertrages sind und auOerdeni den Nachteil haben, 
.laLS sie die Übernahme des Gutes durch ein Kind erschweren, be- 
sonders in dem Falle, wenn das Gut verschuldet ist und selbst 
dann, wenn die testamentarische Verkürzung der übrigen Kinder 
auf den Pflicbtteil statttindet. M 

Der Bauer zieht deshalb, meint Helfer ich. die Übergabe 
unter Lebenden vor-) und die Bitte hindert auf diese Weise die 
Teilung auch dort, wo sie gesetzlich gestattet ist. Aber sie ist 
kein absolutes Hindernis und verliert, einmal geiirochen. jeden Tag 
an Wirksamkeit.^) 

Ob tatsächlich zu übermäßiger Teilung ge.schrilten wird, hängt 
von der Veranlangung des Volkes, seiner größeren oder geringeren 
Belbstbeherrschung, seinem mehr oder weniger stark entwickelten 
Konservatismus ab. In Württemberg — de.ssen .\grarverhältnisse 
II elfe rieh im Auge hat — sind die verschiedenen (lemeinden in 
dieser Hinsicht ganz verschiedene Wege gegangen. Und Helfe- 
rich sucht durch statistische Vergleiche mehrerer Ämter nachzu- 
weisen, daß die landwirtschaftliche und ökonomische Entwicklung 
jener Gemeinden, wo Freiteilbarkeit herrscht, viel ungünstiger sei 
als dort, wo sich die Sitte des geschlossenen Grundbesitzes er- 
halten hat. ^1 

Unter den verschiedenen Mitteln, die schädlichen Folgen der 
Freiteilbarkeit zu verhindern'’), lehnt Helfe rieh den t’liergang zu 
intensiver Kultur deshalb als niebt allgemein anwendbar ab, weil viele 
Gemeinden sich dazu nicht eignen, diese Kulturen außerdem mehr 
Dünger erfordern, als den vieharmen KleingUtern zur Verfügung 
steht, und eine zu große Ausdehnung derartiger l’roduktionszweige 
deren Absatz getahrden würde. Außerdem verlangt das allgemeine 

■) a. 0., .S. l‘J3 H'. •) Kbenda, S. 1!I7. Kbeialu. S. ülll. *) Kbenda, 
.S. g02 rt'. ■') Ebenda, f*. 413 tf. 

UrilnljcrK, Stiullt'ii II. 11 
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^VollI vor iillcMii noch Ivönicrljau und Fleischproduktion, welche 
wieder jrröÜere Güter erfordern. .\ni richtigsten erscheint 11 e 1 f’e ri ch 
l>ei UherfrroÜer Zersiditterunj,' der Zusutntnenkauf der kleinen 
Grundstücke durch den Staut und deren Ausgabe in Gütern «e- 
eijrneter Grolle erst /.u Facht und später zu Eij'entuin. 'i Ein ge- 
wisses Vorheugungsmittel gegen Teilungen erldickt er ferner im 
e rein öd uugss vsteni . - 1 

^ i>. Wenig onginell und in steter Anlehnung an Hau. 
H u n d e s h a g e n und J u s t i. I)ehandelt Karl Friedrich Schenk (his 
Problem der richtigen Grundhesit/.verteilung •') 

Er ist ein Gegner zu groller Güter, besonders wenn auf ihnen 
Eigentumsverwaltung Platz greift, und in noch höherem Malle der 
Zwerggütcr sowie der Zersplitterung in Einzelparzellen. Für die 
bestliewirtschaftete Güterkategorie hält er vielmehr die Bauern- 
güter, deren Wirt selbst mitarbeite. Aber auch sie will er nicht zu 
groll und nicht zu klein, weil ihnen sonst Kapital, Arbeit und 
Dünger fehle. Ein Urteil über das richtige Grundausmati sei in 
allgemeiner Weise nicht möglich. Es niüllten vielmehr jeweils die 
örtlichen Verhältnisse und die Intelligenz des Wirtes berücksichtigt 
werden. Immerhin aber scheint S c h e n k Güter von dtt — SO Morgen 
Acker und 10 — 20 Morgen NViesen für die privat- und volkswirt- 
schaftlich nützlichsten zu halten. 

In der Nälie der Städte hält er ebensowohl grolle wie ganz 
kleine Güter eher t'ür möglich als in entlegenen Gegenden, denn 
jene mUllten für ihre grollen i,’l)crschüsse leicht erreichbare Märkte 
haben. Auch könnten sie durch städtische Abfälle ihre zu geringe 
Menge tierischen Düngers ergänzen. Die ganz kleinen Wirte mit 
Spatenkultur hätten dann ebenfalls eher Gelegenheit zu Neben- 
gewerlien. 

.-\us dieser Auffassung ergil)t sich, daß Schenk im Interesse 
der Landwirtschaft einerseits Aufhebung des Güterschlusses, ander- 
seits aber keine freie, sondern eine regulierte Teilbarkeit fordert 
Die Grenze für die Zulassung von Teilungen solle nämlich jene 
Betriebsfläche bilden, bei der noch ein Überschuß für den Verkauf 
übrig bleibt. 


') Kbi-mlii. S. IJ'.i tf. Ebenda. S. 20|. “i \ «I. Sclicnk. Volkswirt- 
schat'tslelire and •> IJände. I.s;!I. I. Hd.. lol tf. : II. Ild . k. (ioo tf. 
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VI. Kapitel. 

Kritik der preussischeii .\"rargesetzsel)ung toii 1!S07— 1811. 

^ 1. Speziell durch die preußische .Agrargesetzgehung in den 
ersten Dezennien des XIX. Jahrhunderts angeregt und der Unter- 
suchung Uber deren Wirkungen sowie in Anschluß daran Uber das 
l’roblein der richtigen Betriebsgröße gewidmet, sind die Schriften 
von .M. von L a v e r g n e - P e g u i 1 h e n, K. L. H e r i u g und dem land- 
wirtschaftlichen Präsidenten Adolf Lette. Dieselben sind um so 
interessanter, als sie von Praktikern herrühren und daher, wenigstens 
soweit Hering und Lette in Betracht kommen, den Beweis für 
die Unrichtigkeit der oft gehörten Behauptung erbringen : daß bloß 
Theoretiker für. alle Praktiker stets gegen die Freiteilbarkeit 
eingetreten seien. 

I. a v e r gn e - P e gu i 1 h e n allerdings kommt zu keinem gün- 
stigen Urteil Uber die preußische Agrargesetzgebung seit 1807, 
die. wie er meint, nicht das gehalten, was man sich von ihr ver- 
sprochen habe.') Wohl verkennt er nicht die uninittellmr wohl- 
tätigen Wirkungen infolge der Auflösung der alten degenerierten 
.Agrarverfassung und der Einräumung der freien Dispositions- 
befugnis an die Wirte: die (illter würden besser bewirtschaftet und 
trugen mehr. Abei, fügt er hinzu, sobald der erste Besitzer stirbt, 
das Gut an die zweite Generation kommt, treten die Nachteile her- 
vor. Die neue ErbrechLsgesetzgebung führt zur Überschuldung des 
Gutes und durch sie zu schlechter und Kaubwirtschaft sowie in 
deren Folge zur Entwertung des Bodens, so daß schließlich, wenn 
das Gut verkauft werden muß, auch die weichenden Erben um ihre 
PJrbteile kommen. Durch die Produktionsmimlerung und Detorio- 
rierung des Bodens leidet aber nicht bloß das Familienwohl, sondern 
.auch das gemeine Wesen.-) 

Ifie Folgen dieser Entwicklung können verschieden sein. Vor 
allem kann der Zwangsverkuiif zur P]rwerbung des Gutes durch 
benachbarte größere Güter führen. Denn der Großbetrieli ist im 
Konkurrenzkampf, wie in der Industrie so auch in der Landwirt- 
schaft. dem kleinen wirtschaftlich durchaus überlegen und wirft 
gleichermaßen einen höheren Roh- und Reinertrag ab.-') Es erklärt 
sich dies aus der stäi'keren Arbeitsteilung und A'ereiuigung. sowie 


') Vgl. L a V 0 rgn e - 1‘ e g u i 1 li e n, Die banJgemeindc in I’i-cußeu. l.stl. 
Vorwort. ') Eliendii, S. is tt. ") Klieuda, S. tf. 
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aus iler Aii\veiull)urkoit des Kruchtwechsels usw. Da also der ondie 
Besitzer den Hoden liesser nutzt, so kann er ihn auch Itesser bezalden. 
Seine natürliche Üherleffcnheit wird aber aucli noch unterstützt durch 
die j'erinjje Bildunjf der Kleinwirte und dadurch, daü sie zu viel 
Ungünstigeren Bedingungen Kredit geniellen. Sie inUsseii 7 — 8 Prozent 
und jedenfalls nie weniger wie ö Prozent zahlen, während die Mitglieder 
der landwirtschaftlichen Kreditvereine Geld schon zu 3^2 Prozent 
erhalten. Besonders wirksam a)>er ist die ökonomische Überlegenheit 
des Großbetriebs bei gleicher Bodem|ualität. Wo diese also nicht 
kompensiert werden kann dadurch, daß die Bauern auf besserem 
Boden wirtschaften als der Großwirt, wird eine Konzentration.s- 
tendenz wirksam, die zur Vernichtung des Bauernstandes führen kann. 

Ist das aber angesichts der stärkeren Produktivität und h’eii- 
tabilität der Gi'oßgüter überhaupt als ein Nachteil anzusehen und 
ist es nicht vielmehr richtiger, der Besvegung freien Lauf zu lassen, 
um so mehr, als ilie neue Schule von der vollen Freiheit die stärkste 
Entfaltung der wirtschaftlichen Produktivkräfte erwartet?') 

Diese Frage verneint unser .\utor. Wohl sind, erklärt er, 
GroßgUter zweifellos nützlich und notwendig; als Leiter und Muster 
für die Kleinbetriebe, denen sie den betriebstechnischen Fortschritt 
vermitteln. Nichtsdestoweniger aber ist eine Mischung der ver- 
schiedenen Betriebsgrößen das richtigste. Audi der Bestand der 
Bauerngüter ist im ökonomischen Interesse gelegen. Denn die Größe 
der Produktion hängt immer von der Konsumtion und der Zahlungs- 
fähigkeit der Verzehrer ab ; diese aber wieder von der Vermögens- 
und Erwerbsteilung. Bei zu starker Vermögensungleichheit und 
Konzentrierung würde also die Konsumtion leiden. Eine Ver- 
drängung der Klein- und .Mittelgüter ist daher nicht im Interesse des 
Staates gelegen und höchstens zu rechtfertigen unter dem Gesichts- 
jmnkt iler .Ausfuhr und der Erzielung einer günstigen Handelsbilanz. 

Noch schädlicher als der Verkauf der Hustikalgüter im ganzen 
ist es aber, wenn der Wirt sein (ieldbedürfnis durch Abzweigung 
von Parzellen und .\nsiedlung von Taglöhnern und Häuslern zu 
befriedigen sucht -1 Ein solcher Zust.and kann wohltätig sein, wo 
die Nähe von Fabriken den letzteren Arbeit- und Verdienstgelegen- 
heit gewährt. Fern von Städten und Großgütern aber, wo der 
Arbeitsbedarf ein geringer ist. die Parzellenbestellung mit dem 
Spaten also nicht Nebenberuf, sondern Hauptbeschäftigung bildet, 

‘j Kbeinta. ,S. ZU tV. •) Kliemla, S. il! H'. 
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treten alle Nachteile der Par/.ellenwirtsclmft in bezug auf Sittlich- 
keit und Produktivität schärfstens zutage. Es entsteht eine zahl- 
reiche und elende Bevölkerung, die oft bloß von Kartoffeln lebt 
und durch jede der häufigen Kartolfelniiüernten in noch größeres 
Unglück gestürzt wird, wie das Beispiel Irlands und Ostpreußens zeigt. 

I)ie alte .\grar- und Eigentuinsverfassung, fährt Lavergne- 
l’eguilhen fort, war kulturschädlich. weil sie die freie Betätigung 
und eine ansteigende Bevölkerungsbewegung geheinnit hat. Man 
darf aber nicht vergessen, daß die letztere nur dort ein Element 
des kulturellen Fortschrittes ist, wo jeder Familie ein solcher Wirt- 
schaflskreis zufällt, daß er ihr bei i)ersönlicher Tätigkeit zugleich 
Sicherheit, Wohlstand und Bildung gewährleistet. Dagegen wirkt 
erst recht als Kulturhindernis, wenn jeder ilustikalwirt die Macht 
hat. neue Wirkungskreise zu schaffen, denen alle Elemente der 
Sicherheit abgehen. Kurz, die Geldverlegenheit des llustikalbesitzes 
infolge der Auflösung des Feudalbandes führt entweder zur 
Konzentration oder zur Zer.^plitterung. ’) Die neue Agrargesetz- 
gebung darf daher nicht bloß negativ bleiben, sondern bedarf einer 
positiven Ergänzung. 

In dieser Richtung nun schlägt L a v e rg n e - Pe gu i 1 h e n 
vor-): die Einführung der Koppelwirtschaft auf den KleingUtern, 

die für Stallfütterung nicht geeignet sind ; eine Regulierung der 
Kreditwirtschaft, die ohne Einschränkung der Verschuldungsfreilieit 
eine Überschuldung verhindern soll ; eine Neuordnung der Erbfolge 
in Bauerngüter, um deren Überschuldung und Zersplitterung in 
Erbfällen zu verhindern; Hebung der Bodenkultur; Verbreitung 
landwirtschaftlicher Kenntnisse; endlich eine kräftige Gemeinde- 
Verfassung. 

Was speziell jenen V'orschlag betrifft, dessen Ziel der Über- 
gang der ungeteilten und unbelasteten Stelle ist, so gibt Lavergne- 
Peguilhen zu, daß derselbe dem Rechtsgefähl zu widersprechen 
scheine. Aber, meint er, ein Gefühl trügt häufig. Die Familie hat 
oft mehr davon, daß die Erben von dem Gut aus tatkräftig unter- 
stützt werden, als daß dieses mit Schulden überlastet wird. Übrigens 
will er neben der gesetzlichen Erbfolgeordnung auch die Testier- 
freiheit erhalten wissen. 

.Man sieht; La v e rgn e - P e gu i Ih e n befindet sich ungefähi 
aut dem gleichen Standpunkt wie auch heute noch konservative 

') Elicnda. S. 2s. ’) Elieiida, S. 81 ff . 37 tl. El:endn, S. !tl ff. 
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Ägrurpolitiker. Was er in agniiTeclitlidier Beziehung fordert, läßt 
sicli zusamnienfassen unter dem Sclilagvvort : neben Testierfreiheit 

subsidiär ein Anerhenrecht als Intestaterhreeht. 

§ 2. Ganz anders und viel günstiger als I<a v e r g n e - I* e g u i 1 h e n 
beurteilt der Landesökonomierat Hering die preuGiscbe Agrar- 
gesetzgebung ') 

Auch er verkennt zwar nicht, daß die .Aufliebung des Baueni- 
schutzes zu dem l'belstand vieler Legungen geführt habe, wobei 
der .Adel übersehen habe, daß seine (jüter im Verhältnis zur Be- 
völkerung ohnehin schon zu groß waren -), dagegen leugnet er. 
daß eine nennenswerte /erstücklung des Grundbesitzes und in 
anderen h'ällen eingetreten sei. als wo sie iin Interesse des Kigen- 
tümers gelegen war.’*) Um so merkwürdiger findet er daher die 
Furcht vor einer übermäßigen /.ersplilterung um! daß man gegen 
eine solche ein Gesetz plane. 

Gegenüber ilem Hinweis auf das staatliche Interesse an der 
Krhaltung eines zahlreichen kräftigen Bauernstandes, das bloß durch 
Kegulierung der Teilbarkeit gewahrt werden könne, beruft sich 
Hering auf praktische Erfahrungen bei Zerteilung einer be- 
stimmten Domäne. *1 Dieselbe sei zur Hälfte an die neun vor- 
handenen Amtsbauern verzeitpachtet, zur anderen Hälfte in Steller 
zu je 2ü .Morgen an 20 Wirte vererbpachtet worden. Im Laufe 
der Zeit hätten sich aber die Stellen verändert, so daß es dort jetzt 
Erlipachtungen von 12'/._. i)is 7f) Morgen gebe. 

Gerade diese kleinen Stellen entrichteten relativ höhere grund- 
herrliche Abgaben als die Stellen der größeren Bauern, zahlten 
dabei verhilltnisrnäßig dieselbe Grundsteuer und andere Abgaben 
und kultivierten den Boden viel be.sser. .\nf derselben Fläche, wo 
auf den Bauerngütern nur 1 l I’ersonen leben, tiinden hier lili ihr 
Fortkommen. Nach den .Sehätzungsangabeu der Bauern betrage der 
Bodenwert der großen (iüter bloß ein Drittel desjenigen der tatsächlich 
verkauften Kolonenstellen. 

Die Bauern, schließt Hering, sind also nicht kraftvoller als 
die Kolonen. Sie wiiren es l)loß, wenn sie il.ren Beulen so gut 
bestellen würden wie diese. .Man kann also auch nicht von einer 
größeren Nützlichkeit gidßer Bauerngilter sprechen. M Der kleine 
sell)stäudige Grumleigentümer mit l.ö — 20 .Morgen hängt um Boden 

') Vgl. Hering, l>ic agrarisclic (iesetzgelning in Preußen, 1H37. ') .\. 
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elieiiso wie iler xrofJc Lumlwirt uml Jer Staut kann aut’ ihn nicht 
miinler rechnen. Für die j^roÜen Bauern spricht liöclistens, daÜ sie 
mehr für den Markt liefern. Dieser V’orteil ist aber niclit so wichtijr. 
Die Versorgung des Marktes kann man den grollen Gutsbesitzern 
überlassen, denen die Landwirtschaft Rußlands, l’olens, Amerikas 
mit ihren niedrigen Kosten bald Konkurrenz machen wird, übrigens 
ist eine Teilungsgreiize schwer zu bestimmen, weil sie f'iir jede 
liegend anders gewählt werden müßte. Will man demnach gesetz- 
liche Beschränkungen, so wende man sie vor allem gegen die über- 
mäßige Größe der Rittergüter an. welche intolge ihres geringen 
Betriebskapitals, ihres durch den Indult geschwächten Kredits und 
ihrer hohen Verschuldung die Produktivität schädigen. D In betreff 
der Bauerngüter aber läßt sich .schon mit Rücksicht auf den Stand 
der Bevölkerung immer wieder nur stärkere Teilung empfehlen. 
Wie der Handel, so bedarf auch der .Vckerbau nichts als Freiheit.-) 

S 3. Wie Hering, so gelangt auch Lette, seit 1 843 erst Rat und 
dann Priusident des Kollegiums für Landeskultursachen im preußischen 
Ministerium des Innern, in einer außerordentlich gründlichen, auf 
offiziellen Erhebungen, statistischen Aufnahmen aus verschiedenen 
•Jahren und monogniphisrhen Darstellungen iler landwirtschaftlichen 
Zustände beruhenden Untersuchung über die Grundbesitzverteilung 
in den verschiedenen Laiulesteilen zu dem Resultat, daß die freie 
Grundbesitzhewegung nicht ungünstig gewirkt habe. •*) 

Geschichtliche Erfahrung, führt Lette aus. lehrt, daß nie ein 
Stiuit durch Grundteilungen, sondern immer bloß durch Konzentration 
des Bodens in den Händen weniger zugrunde gegangen sei. Das 
freie bäuerliche Eigentum ist denn auch in Deutschland wie in 
England nicht <lurch Teilung, sondern durch .\ufsaugung von seiten 
des Großgrundbesitzes untergegangen, während in Frankreich umge- 
kehrt, und zwar schon vor der Revidution eine Zerstücklung statt- 
gefunden habe. Mögen nun immerhin Großgrundbesitzer und 
lationelle Landwirte die englische Landwirtschaft vorziehen. Die 
Gesetzgebung ihrerseits, ilie alle Klassen in Betracht ziehen muß, 
hat mit der Tatsache zu rechnen, daß in England der kleine Grund- 
besitz verschwunden, die Lage der Arbeiter eine elende ist. nur 
erträglich, wenn und solange die Industrie der vom Lande ab- 
ströinenden Bevölkerung Beschäftigung gewährt, die gewerbliche 

’) Kbeailu, S. IHO ") Klieuila, 8. 1Z7 tt'. “) Vgl. I.ette, Verteilung ües 
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l’rofluktion Absiit/. tinilct, der Tiiffloliti der Ai})eiter durch Arnien- 
taxen ergänzt wird usw. ’) Wo aber, wie in Irland und Mecklen- 
burg mit ihrer sehr äliiilichen Entwicklung, eine Fabriksindustrie 
fehlt, dort treten die Wirkungen einer s<)lchen Grundbesitzver- 
teilung unverhüllt zutiige, namentlich in Massenauswanderung.'*’) 
ln England ist auch die Verschuldung eine höhere als in Frankreich.-*) 

Was die tatsächlichen Verhältnisse in Deutschland betrilft, so 
vollzieht sich in den alten Provinzen der Besitzwechsel nicht erst 
durch Fh-bgang, sondern meist durch Uberlassungsvertnige unter 
Eelienden. Von Erbteilungen ist also keine Rede. Aber auch Par- 
zellierung durch .\bveräuüerung hat nicht in nennenswertem l'ni- 
fäng stattgefunden, sondern höchstens eine Konsolidation. Denn 
die wachsende Zahl kleiner Grundbesitzer ist. sehr zum Vorteil 
der Kultur, auf neu in Kultur genommenem Roden und auf Ge- 
meindeland angesiedelt worden. *) 

Die Forderung nach Erhaltung eines ländlichen Mittelstandes 
ist berechtigt, dieser Mittelstand ist jedoch auch vorhanden und 
keinesfalls vermindert worden.'’) Die Verschuldung der kleinen 
Guter ist übrigens geringer, ihr Viehstand stärker als bei gröBeren 
Gub-rn. "') Im ganzen muB man sagen, daß der Rauernstand seit der 
Regulierung an Wohlstanil und Kraft nur gewonneii hat. Seine 
Verluste in einigen Gegenden sind lediglich Folge seiner noch aus 
früheren Zeiten stammenden Schwächen, der hohen Steuern, der 
niedrigen Kornpreise der ilreiBiger .lahre und des sehr geringen 
Hetriebskapitals besonders in der Provinz Preußen. D — So haben 
sich denn auch in Westfalen und Posen nach den statistischen Aus- 
weisen die nicht spannfähigen Güter vermehrt, aber nicht auf Kosten 
der spanniähigeii, die selbst an Fläche zngenommen haben. **) — 
Die beste Widerlegung aber der Furcht vor der Freiteilbarkeit 
bietet das Reisjiiel der bayrischen Rheinjifalz ”), in der die Ver- 
teilung in der Ebene stark ist. nicht aber auch im Gebirge, wo 
die RodenbeschaHenheit sie nicht erlaubt und wo die dort herr- 
schenden außerordentlich glücklichen Verhältnisse bei Geschlossenheit 
der Guter kaum eingetreten wären. — Wenn anderseits in Würt- 
temberg, Thüringen, der Provinz Sachsen, wo ebenfalls über Zer- 
splitterung geklagt wird, die Verhältnisse tatsächlich ungünstig 

') Kbendu. .S. <.■> tl. ’) Klienda. ts. 8s. D Elienda. 8. Hl. *) Kbeiidu. 
8 ZU, H7. ‘) Ebenda. 8. .H4. “) Elienda. .8. 31. ') Ebenda, 8. 35 ff. ") Ebenda, 
8. ,37 tt. ”) Ebenda. 8. 107 tf. 
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liegen, so lehrt ein Blick auf die östlichen Provinzen, wo große 
Güter vorherrsclien. daß dort die l»inge noch ungünstiger sind, 
die Verscliuldung noch größer, Besitzwechsel noch häufiger. ’) 

I)ie.selben periodischen Notstände, dieselbe periodische Besse- 
rung finden sicli eben bei sehr verscliiedener Grundbesitzver- 
teilung. Ihr Grund kann daher nicht in der Betrieb.sgröße, sondern 
nur in anderen Umständen gesucht werden.-) Die ül)er mäßige 
Bo den Zerstücklung ist viel eher eine Folge der Not 
als ihre Ursache.*) — Bei den nun einmal gegebenen Ver- 
hältnissen würde das Bedürfnis nach kleinerem Landbesitz, auch 
wenn eine Beschränkung der Teilung einträte, in Gegenden mit 
großer Industrie bloß zur Parzellenpacht führen, wie solche am 
Bhein, in Westfalen und Sachsen schon jetzt vorkommt.*) Da- 
durch aber würde der zum Rentner gewordene Bauer viel schneller 
zugrunde gehen — ganz abgesehen von den elenden Folgen der 
Parzellenpacht Dir die Pächter selbst. 

Als besonders charakteristisch hebt Lette den üm.stand her- 
vor, daß die Unteilbarkeit nicht dort gefordert werde, wo die Frei- 
teilbarkeit herrscht, sondern nur in Gegenden des Groß- und 
^littelbesitzes. 

Die Grundbesitzverteilung ist im allgemeinen nicht das Werk 
einer willkürlichen Kodifizierung von oben her, sondern der Sitte, 
des Bediirfni.sses und der allmählich, fortschreitend sich verändern- 
den Lebensbedingungen des Volkes.®) An ihrer Gestaltung haben 
ferner die Beschaffenheit von Grund und Boden einen wesentlichen 
Anteil, so daß auch in Gegenden gesetzlicher Teilbarkeit der Boden 
größtenteils zusummengehalten wird, wenn die Schwere des Bodens 
eine starke Zugviehhaltung nötig macht.’) — Will man daher eine 
Ausartung des 'feilbarkeitsprinzips mit Erfolg vermeiden, so muß 
man einen Weg wählen, der mit möglichster Schonung der Freiheit 
der Sitte entgegenkonnnt — wobei Lette an eine 'eventuelle 
Aufhebung des Pflichtteils sowie an Flinführung vernünftiger Tax- 
prinzipien zum Zwecke der Pflichtteilsberechnung denkt.®) 

Zum Schluß seiner Untersuchung kommt Lette auch aut 
das Ertragsproblern bei den verschiedenen GUtergrößen zu 
sprechen *) und erklärt, daß dasselbe eine absolute Entscheidung 

') Ebenda. S. 110. *) Ebenda. S. 120. •) Eliemla, S. 134. *) Ebenda. 
S. IÖ5 tf. ’') Ebenda. S. 100. ") Eben Ja. 8. 178. ’) Ebenda. 8. 184. “ Ebenda. 
.S. OS, 184. “) Etienda. 8. IStO rt'. 
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nicht zuliissc. In uuiiichen (jiejjenden seien l{einertnij{ und Fro- 
duktionsill)ersclniß auf j;roßen Wiitschaften «größer — a!)cr nur in 
hezufj auf Erzeujfnisse des Ackerbaues und der Viehzuclit. soweit 
diese mit Weidewirtschaft im großen oder mit Mästung in An- 
lehnung an landwirtschaftliche Xebengewerbe verbunden ist. Da- 
gegen seien Roh- und Reinertrag ini Kleinl)etrieb größer dort, wo 
die Absatzbedingungen einem Anbau von (iemüse. Handelsgewächsen. 
Tabak, Flachs günstig seien. — Der Großbetrieb erübrige wohl einen 
größeren l’roduktionsüberschuß für den städtischen Konsum, des- 
halb dürfe aber doch um der Stäilte willen der größte Teil der 
ländlichen Bevölkerung der sittlichen und materiellen Vorteile des 
eigenen Grundbesitzes nicht beraubt werden. Große Grundeigentümer 
wirtschafteten zu gewöhnlichen Zeiten wohlfeiler und könnten auch 
bei entsprechender Intelligenz ilurch kostspielige .Mustereinrichtungen 
und Versuche sowie durch ihr Beispiel fördernd auf die ganze 
Gegend wirken. Dagegen lehre die Erfahrung, daß kleine ^Virte 
in schlechten Zeiten widerstandsfähiger seien und auch im ganzen 
zu den staatlichen und GemeindebedUrfnissen mehr beitnigeu. 
Überdies seien ihre Söhne ebenso gute Soldaten wie die der 
größeren. — Schließlich sei zu bedenken, daß nicht ökonomische Er- 
wägungen allein bei der Flrwägung der Frage nach Freiheit oder 
Gebundenheit des Grundbesitzes den Ausschlag geben dürfen, 
sondern höhere politische Interessen selbst dami für Freiheit sprechen 
können, wenn die l’roduktionsvorteile auf großen Gütern noch so 
groß seien. >) Auf eine nähei'e Erörterung dieser politischen Vor- 
teile läßt sich aber Rette nicht mehr ein. 


VTI. Kapitel. 

Wr'iterr*' Erörterungpn »le.s Betriebs- und Freileilbarkeits- 

problenis. 

§ 1. Einen für die damalige Zeit in .seiner Art einzigen 
Beitrag zur Betriebsfrage lieferte der berühmte Statistiker Eni.st 
E n g e 1. 2) 

') Fäiendii, S. äOI. *) Vgl. Engel, Der Viehstanü auf dem großen und 
kleinen (irnndbesitz in Saebsen (in der .Zeitsebrift des atatislisehen Uureaus 
des sächsischen Miiiisteriunis des Innern“ von IS.07, S. 1 ff.). Vgl. über ihn 
den .Artikel „Engel“ in der II. .Auflage de« Hundwörterb. d. .Stantsw. III, S. tilSf. 
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Schon i'riilier liatte man sicli statistischer Daten in der Dis- 
kussion als Beweismittel l)edient. Immer jedoch hatte es sich dahei 
mir um ein Material gehandelt, das nicht in Hinblick auf den 
besonderen Zweck gesammelt, sondern bloß nachher für denselben 
zurechtgelegt worden war. Engel dagegen versucht zum ersten- 
ni a l auf Grund spezieller Erhebungen für das ganze 
Königreich Sachsen die Leistungstahigkeit der verschiedenen 
Betriebsgrößen, wenngleich nur hinsichtlich eines Moments, nämlich 
des Viehstandes, statistisch zu ei-ftissen. 

Der Viehstand, führt er aus. bildet einen leicht erkennbaren, 
zugleich aber auch einen entscheidenden Faktor der Leistungs- 
fiihigkeit des Betriebes. Denn je mehr Vieh und Menschen ein 
solcher pro Flächeneinheit ernährt, desto größer ist sein Brutto- 
und wahrscheinlich auch sein Nettoertrag, ein desto größeres Maß 
von Kapitalansannnlung. Konsumtion. Steuerkraft und Wohlstand 
führt er mit sich. 

Nun nimmt, wie Engel an der Hand seines Materials nach- 
weist. der V^iehstand auf einer gegebenen Fläche um so mehr 
al), je weniger dieselbe parzelliert ist, und wenn auch auf Bitter- 
gütern mehr Schafe gehalten werden als in Kleinwirtschaften, so 
liegt doch in betreff von Hornvieh, Pferden, Ziegen und Schweinen 
die Sache umgekehrt. — Zu dem gleichen llesultat, nämlich der 
l'lrerlegenheit der Viehhaltung kleinerer Betriebe, gelangt man 
bei Reduzierung des Viehstandes auf einen Nenner, nämlich 
Binder, und bei einer Vergleichung des Verkaufswertes des Vieh- 
standes der verschiedenen Betrieb.sgrößen. Und FIngel faßt das 
Ergebnis seiner Untersuchung dahin zusammen; soweit sich aus 
dem Viehstande hierauf schließen lasse, sei die größere Produktivität 
kleiner Güter außer Frage gestellt 

Die Behauiitimg, es komme nicht auf den rohen, sondern auf 
den reinen Ertrag an, der sich statistisch allenlings schwer erfassen 
lasse, erklärt Engel für unrichtig. Denn, sagt er, die größere 
iMenge Nahrungsmittel gibt einer großen Zahl kleiner Leute eine 
auskömmliche Existenz. Gerade diese Leute aber rejiräsentieren 
den militärischen Rückhalt des Staates. Ihiieii verdankt die Industrie 
die besten Kräfte. Sie konsumieren reichlich und zahlen die meiste 
Steuer, .ledenfalls sind die Kleingrundbesitzer, auch wenn der von 
ihnen erzielte Reinertrag gering ist und sie kein Kapital ansummeln. 
vom Standpunkt der Konsumtion aus die nützlichsten Menschen. 
Sie sind es aber auch vom politischen Standpunkt aus. 
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Auf die Kniffe, welclie Betrieliskiitefforie mehr den technischen 
Fortschritt fördere und meliorierender wirke, ist Enjfel nicht 
eiiiffeffanffeu. ('hriifens hält er sie für nicht so wichtiff. Denn 
Versuche würden von landwirLschaftlichen Versuchsstationen gemacht 
und die Durchführung von Meliorationen würde auch kleinen Gütern 
möglich, wenn sie zu Assoziationen schreiten. ') 

Zur richtigen Würdigung der vorstehenden Ttarlegungen 
J]ngels muß hinzugefügt werden, daß dieser zweifellos die Be- 
deutung des Viehstandes tOr den Itoh- und Reinertrag überschätzt. 
Der stärkere Viehstand kleiner Güter ist unter Umständen kein 
Zeichen intensiverer Kultur, .sondern lediglich einer anderen 
l’roduktionsrichtung. Bloß wenn diese auf den verglichenen Gütern 
identisch ist. läßt er einen Schluß auf das Maß der Intensität, 
also auf den Rohertrag zu, während er zu einem Urteil über Rein- 
ertnig. Kapitalansanimlung etc. überhaupt keinen Anhaltspunkt 
gewährt. Dagegen wird durch das Kugel sehe Material jedenfalls 
wenigstens für Sachsen die Unrichtigkeit iler häufigen Behauptung 
dargetan, daß kleine Güter einen ungenügenden Viehstand und zu 
wenig Dünger haben. 

§ 2. Der Vollständigkeit halber mochten wir auch die 
Äußerungen einer Reihe anderer Schriftsteller nicht unerwähnt 
lassen, die allerdings in der Erörterung unseres Bnddems eine nur 
unbedeutende Rolle spielen. Hierher gehören Eduard Baum- 
stark, cler (fsterreicher .losef Kudler. der spätere Vorstand des 
kgl. bayrischen statistischen Bureaus, Friedrich Benedikt Wilhelm 
von Hermann. .1. G. II oft mann, Alfred von Chappuis, 
William Löhe, Knaus, der Deutschrusse Graf Georg Cancrin. 
.lürgen Hansen. 

Baumstark und Kudler^i erlilicken beide in einem 
bäuerlichen Mittelstand die Kraft des Staates und sind der Ansicht, 
daß den eventuellen Vorzügen des Großbetriebes überwiegende 
Nachteile entgegenstehen: ein geringer Rohertrag, auf den es 

nach Baumstark allein ankomme: zwar geringe Kosten und 
große Überschüsse für den Markt, aber, wie Kudler meint, erkauft 
durch das Vorhandensein einer großen Menge unverheirateten 

’) A. a. 0.. S. ‘ZI tt. *) Vifl. liuumsturk. Kauieralixtische Enzv- 
klopädie. 18.S5. S t2Z. — V>jl. illier ihn den .Artikel „baumstark* in der 
n. .\nfliiifp des Ibindwörterli. d. .Stnnt.sw. II. .S, 48.5 Vjfl. Kudler. Grand 
lehren der Volkswirtschaft, Isl5 (II. .•tuflatre l,Sr>(ij. <j 9. 14.5 tf. 
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(iesiiides und schlecht lebender Zwangsarbeiter; en Hieb eine 
ungleiche und viel ungünstigere Vermögensverteilung als bei 
mittleren und kleinen Gütern. Während aber Baumstark ein 
.'taatliches Eingreifen in die Besitzverteiinng perhorresziert und 
diese sich selbst überlassen will, weil jede übermäUige Boden- 
zer.s])litterung eine Abnahme der Bevölkerung und dadurch wieder 
eine Zunahme der großen Landgüter nach sich ziehe, ist Kudler 
amlerer Meinung. Er will unbeschränkte Teill)arkeit bloß dort 
zulassen, wo Einsicht und Bildungsstand der Bevölkerung die 
Gefahr einer übermäßigen Zersplitterung nicht aufkomnien lassen. 
-Vndernfalls soll der Staat so eingreifen. daß er dort, wo tat- 
sächliche Geschlossenheit der Güter bt?stand, diese aufrechterhalte, 
den nicht gebunden gewesenen Besitz aber weiter dem freien Ver- 
kehr überlasse. 

Nicht Geschlossenheit, wohl aber eine gewisse Teilungsgrenze 
bei Erbfällen, anderseits aber Aufhebung der Majorate und Fiilei- 
konimisse verlangt Cuncrin*), der dadurch eine wünschenswerte 
Mischung der verschieilenen Betriebsgrößen zu erreichen hotft. 

Auch Hansen'-) ist der .Meinung, die Gesetzgebung solle 
eine zu weit gehemle Parzellierung nicht zugeben und immer 
darauf Rücksicht nehmen, daß bei den Häusern genug Land zur 
Erhaltung einer Kuh verbleilie. Solange dies al>er der Fall sei, 
müßten Parzellierungen als das beste und erfolgreichste Mittel 
angesehen werden, um die zunehmende Bevölkerung vor Not zu 
schützen, ohne dabei die Bodenkultur zu gefährden. 

Verschieden von dem prinzipiellen Standpunkt Bau m s tarks 
und Kudlers ist ilerjenige Hoffmanns^) und (Hi a pj) u is’. B 

Beide l)ringen der Mobilisierung des Grundbesitzes lebhatte 
.Vntipathie entgegen. Unter starken Ausfällen gegen die Grund- 
teilungen von Todes wegen, glaubt Ho ff mann das richtige .Mittel 
gegen deren schädigende Wirkungen in einer Ausdehnung der 
Testierfreiheit unter Aufhebung <les Pflichtteiles zu finden, weil, 
wo ein konservativer tieist herrsche, dann das Gut Generationen 
hindurch in derselben Familie erhalten werden könne. Und auch 

') Cancrin. Ökonomie äer menschlichen liesellsctialf. 184.'», Kap. XtV : 
Von den liegenden (irhnden. — V'gl. Olier ihn Koscher, lieschichte. .S. 81H ff. 
’) Vgl. Hansen, Kritik des Arnienwesens, I8;J4, ? 1:!1 f. ’) Vgl. Hoffmann. 
Verhfiltnis der Staatsgewalt zu den Vorstellungen ihrer Untergehenen, 1842, 
S. 118 ff. *) Vgl. Chnppiiis, Die unbedingte tiewerhefreiheit, die progressive 
(iüterzerstilcklmig usw., 1842. 
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Cliiippuis, 4er auch ein energischer Getaner der Gewerbefreiheit 
auf dem (jebiet der >fe werblichen und industriellen Produktion ist 
und der Willkür und Tyrannei der wirtschaftlich Starken ini System 
der freien Konkurrenz durch eine Heorganisation des Zunftwesens 
ein Ende machen möchte, plädiert für die Aufrechterhaltunn der 
in Deutschland ^zu seiner Zeiti vorhandenen Mischunjf der ver- 
schiedenen HetriebsffröUen. Jede habe ihre Vorteile. Man müsse 
sie also in dem Maße, in dem sie bestehen, erhalten. Als Mittel 
hierzu macht er den ffleicheii Vorschlaj; wie Hoffmann. Bei 
beiden Autoren besteht dabei, wie man sieht, ein (gewisser Gegen- 
satz zwischen dem ungünstigen Urteil, das sie über die Mobili- 
sierung des Grundbesitzes fällen, und den milden Maßnahmen, die 
sie dagegen anwenden wollen, indem sie ein Mittel Vorschlägen, 
das sogar ein so lebhafter .Anhänger der freien (irundbesitzbewegung 
wie Lette in Erwägung gezogen hatte 

Ein ganz entschiedener Gegner der Teilbarkeit ist aber 
Hermann'), der in dieser keine Förderung des Rohertrages, 
aber eine Gefährdung des Reinertr.ages erblickt. Die Wirte könnten, 
meint er, ihr eventuelles Bedürfnis nach Vergrößerung oder Ver- 
kleinerung ihres Besitzes durch Verkauf desselben und Erstehung 
eines anderen Gutes in der entsprechenden (Jröße besser befriedigen 
als durch Zu- oder Verkauf von Teilen. Außerdem bestehe ein 
offenbarer Wider.ipruch zwiseben der Forderung nach .Arrondierung 
der Grundstücke und der nach Freiteilbarkeit, ilie jener direkt ent- 
gegenarbeite. 

Auch die Versammlung der deutschen Land- und Forstwirte 
beschäftigte sich in den Jahren 184 l’/ 4;3 mit dem Freiteilbarkeits- 
jirobleni. 

Die beiden Referenten auf diesen Versammlungen. Professor 
Knaus-) (1842) und Löbe^) ( 184J). waren in der Verurteilung 
von Zwergwirtschaften einig: und zwar ebensowohl aus privat- und 
volkswirtschaftlichen Gründen wie aus Gründen des Staatsinteresses. 
Knaus gelangte dabei, ähnlich wie Kudler, zu der Forderung, 
daß dort, wo die (Geschlossenheit der Lebensweise der Bevölkerung 

Vgl. Hermanns Ife.spreihung de» Huches von HUhlau: Her Staat 
und der Lundlian. in den .(udehrten .Anzeigen“, I, S. 3S5 ff. — A'gl- 

über H.: Hose her. (ieschichtc, S ,S(i() tf. und HnndwOrterb. d. Stuatsw.. 
II. .Aufl.. IV, S .1190 f ■) Vgl. .Amtlicher Herieht über die VI. Versammlung 
der deutschen Land. n. Korstwirte, 1S43, S. 91 ff. ’( Vgl. .Amtlicher Be- 
richt über die A'll. Versammlung usw., IS44, S. Ü4(> ff. 
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nicht entspncht. der Staat nicht eingreit'en solle, während ander- 
wärts ein alle Uö Jahre zu revidierendes Besitzinininiuni zu be- 
stininien sei — eine Anregung, welche die Unterstützung Haus 
über das Besitzininiiimm hervorgerufen hat. Lobe hinwiederum 
erblickt die Ursache der häufig überniälligen Zersplitterung in der 
riiervölkerung, die allerdings selbst wieder durch Zersplitterung 
gefördert wird, in der gleichen Erbteilung und in der Güter- 
schlächterei. Viel radikaler als Knaus, verlangt er: der Staat solle 
deshalb durch gesetzliche Einführung der Geschlossenheit der Höfe 
und Förderung der Zusaniineulegung Abhilfe schallen; und zwar 
so, dall ein behördlich gestatteter Abverkauf von Grundstücken solle 
Platz greifen dürfen, aber nur wenn der Bauer sich hierdurch vor 
starker Überschuldung bewahren könne. 

5; :5. Auch der Altmeister der deutschen Nationalökonomie. 
Wilhelm Koscher, ist an der Betriebsfrage nicht vorUbergegangen. 
ohne ihr eine Reihe w ertvoller Bemerkungen zu widmen. ') 

Seine Stellung zu unserem Problem entspricht durchaus seiner 
ganzen Richtung. .Aber gerade als Historiker wendet er sieh gegen 
jene herrschende .Auffassung, welche im Kleide des Historismus in 
Wahrheit ebenso widerhistorisch argumentiert wie ihr Gegenteil. 

Natürlich entbehrt es. meint er, nicht der Berechtigung, wenn 
man geneigt ist. das. was irgendwo) und zu irgendeiner Zeit all- 
gemein üblich ist. auch als begründet anzusehen. Aber wenn man 
so zu einem besonderen \ erständnis der A’orzeit gelangt, so darf 
man doch diese Anschauung nicht übertreiben. Sonst führt sie, 
wie gerade die Erfahrung i)i den letzten :10— ÖO Jahren lehre 
— Roscher schrieb dies 184;') nieder — , auf allen Gebieten des 
\\ issens und Lebens zu dem initlbrUuchlichen Strel)en. das Tote 
wieder lebendig zu machen. Hie Gebundenheit des Familieneigen- 
tums, die Majorate und Fideikommisse sowie die Beschränkung der 
Fähigkeit zum Erwerb von Rittergütern auf Adelige haben, sagt 
Roscher-), in früherer Zeit ihre Berechtigung gehal)t. .Al)er mit 
dem Authören der Ritterdienste und der Steuerfreiheit der Ritter- 
güter. mit der Schwierigkeit, für die jüngeren Söhne ein aus- 
reichendes Unterkommen zu linden, mit der Al)lösung der bäuer- 
lichen Dienste, mit der Zunahme des beweglichen Ka|dtals. das in 

• 

') Koscher, l'olitik mul ch*r AckorbausYsteiiu* (i. Kaus 

, Archiv von 1845. S. 2^1» ti ). — Vj;l. über Koscher : Humlwörteib <1. Slauttw., 
II. Auf! , VI, 5?. Kiil ff. *j Kt)t‘ndn. S, 2‘.tö — 
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iler Lanilwirtscliat't Anlage sufht, mit der Intensivierung der Land- 
wirtschaft endlich hat sicli eine Änderung der wirtschaftlichen 
Fundamente vollzogen und hahen dementsprechend ilie mittelalter- 
lichen Dispositionshindernisse sowie auch die Fideikommisse eine 
Milderung. Abschwächung oder gar Beseitigung erfahren. Diese 
Entwicklung ist von den Theoretikern fast allgemein gebilligt 
worden. Und erst in neuerer Zeit ist wieder eine Auffa.ssung — 
mit Niebuhr als Wortführer — laut geworden, welche die sozialen 
Errungenschaften des XVlll. .lahrhunderts zu schmälern und zu 
verdächtigen sucht und auf eine Sonderbehandlung von mobilem 
und im mobilem Besitz drängt. 

Daß es zu einer ungesunden Zerstücklung kommen kann und 
manchmal auch tatsächlich gekommen ist, gibt Roscher zu und 
meint, daß Zwergwirtschuft und Latifundien, zu welchen Frei- 
heit leicht fuhren kann, im üruiide bloß zwei Seiten desselben 
Übels seien: des .Mangels an einem ländlichen Mittelstand.') Wo 
ist aber, fragt er, die (jrenze, von der aus eine Zerstücklung des 
Bodens als Übermäßig bezeichnet werden muß? Und wann läuft ein 
Volk Gefahr, diese Grenze zu überschreiten? 

Was die erste Frage betrifft'-’), so hält Roscher eine 
-Mischung großer, mittlerer und kleiner Güter mit vorherrschendem 
Mittelbetrieb für das politisch und wirtschaftlich heil.sam.ste Ver- 
hältnis. Denn eine solche Lage verbürge die vielseitigste und 
stärkste Produktion, die größte Billigkeit und beste Wahrung des 
öffentlichen Interesse.“ in der Verteilung des Einkommens sowie die 
größte Sicherheit iler Volksernährung und sei zugleich ein nach- 
haltiger Schutz gegen Parzellenwirtschaft, da diese «iie fast unver- 
meidliche Folge einer zahlreichen, besitzlosen Arbeiterklasse sei. 
Deshalb habe Verringerung des Wirtschaftsmnfanges nur so lange 
als Fortschritt zu gelten, als die Kapitals- und Arbeitsverwendung 
auf demselben Fliichenraum dadurch vermehrt werde. Sei dies nicht 
der Fall, so repräsentieren sie einen Kulturrückschritt, wobei nicht 
unbeachtet bleiben dürfe, daß eine einseitige Steigerung der .Arbeits- 
intensität auf die Dauer die Ka])ital.svermehrung nicht zu ersetzen 
vermöge. Je fruchtbarer das Land und je besser die .Absatz- 
bedingungen. desto leichter seien Parzellierungen möglich, weil 
diese die. Bedingungen intensiver Kultur schaffen. 

Die zweite Frage, wann die Volkswirtschaft Gefahr laufe, die 

') Kbuiula, S. 3oy, Kliomiii. S, 30.") tV, 
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Grenze rationeller Bodenkultur zu überschreiten, beantwortet 
Koscher mit dem Hinweis auf Frankreich und Belgien, wo die 
Freiheit bisher unschädlich geblieben wäre. „Eine übertriebene 
Parzellierung des Bodens darf überhaupt nicht blol3 als Ursache, 
sondern muH zunächst schon als Symptom des nationalen Sinkens 
betrachtet werden. Der Bauernstand ist die VV'urzel des ganzen 
Volkes; die höheren Klassen, gleichsam die Zweige, Blätter, Blüten, 
können absterben und von unten her wieder ersetzt werden; ist 
aber die Wurzel faul, so taugt der ganze Baum nichts . . . Wo 
deshalb eine Nation politisch, das heillt geistig und sittlich ihre 
goldene Zeit hat, läßt sich mit Bestimmtheit erwarten, daß auch 
der Bauernstand diejenige Klugheit. Vorsicht, Selbstüberwindung 
besitzt, welche erforderlich ist. um das Übermaß der Parzellierungen 
zu vermeiden. Was bei unreifen Völkern die Gesetzgebung, das 
tut hier und wohl besser die freie Selbstbestimmung des einzelnen 
. . . Wo später das Volksleben überhaupt zu sinken beginnt, da 
ist die Sache eine andere. Gegen Altersschwäche und Tod besitzt 
die Arzneiwissenschafc kein .Mittel. Daß Völker alt und schwach 
werden, geht vielen nicht ein, es i.st aber Tatsache.“ *) Deshalb, 
fährt Koscher fort, sind zwar gesetzgeberische .\kte in hetreff 
der Bodenverteilung nicht zu verachten, aber auch nicht zu über- 
schätzen. Sie sind höchstens Palliativmittel. Ein unteilbares Minimum 
hindert bloß den Zwergbesitz, nicht den Zwergbetrieb im 
Wege der höchst schädlichen Zwergpacht. Wollte man aber 
auch diese verhinderu, so würde die Freiheit vollkommener Bevor- 
mundung des Privathaushaltes weichen müssen. — Übrigens helfen 
auch, abgesehen hiervon. Verl)ote der Realteilung wenig, wo Ideal- 
teilung durch Verschuldung freisteht. Bei zunehmender Zerstücklung 
scheint also eine .Vuswanderung im großen rätlich zu sein. 2) 

Steht nun Koscher, wie er selbst hervorhebt, den Ver- 
teidigern der Freiheit — Kau. Bühlau*} — näher alsNiebuhr, 
so warnt er doch immer wieder vor vorzeitiger Mobilisierung. Denn 
nichts sei drückender, furchtbarer als mittelalterliche Personnlverhält- 
nisse, verbunden mit Gutsverhältnissen einer höheren Kulturstufe. *) 
In geistvoller Art erklärt Rosche r die Vorliebe 
einerseits der Engländer für große, anderseits der Franzosen 
für kleine Güter aus den Besonderheiten im Charakter beider 

') Ebenda, S. 309 ff. Ebenda. S. 312 tf. ’) Siehe unten S. 217 ff. 
*) Ebenda, S. 314. 

GrUnberg, Stutlkn JI. 
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Nationen. ’) „ Der Franzose hat seine landwirtschaftliche, überhaupt 
seine wirtschaftliche Stärke in der sorgfälti^ani Ausführung des 
Details, im Zuratehulten jeder Kleinigkeit und einem sozusagen 
künstlerischen Wesen — der Engländer in Hotter Spekulation, der 
weitgetriehenen, bis zur Einseitigkeit entwickelten Arbeitsteilung und 
großartiger Maschinenbenutzung. Wo beide intensiv wirtschaften, strebt 
der Franzose mehr nach Arbeitsintensität, der Engländer mehr nach 
Kapitalsinteiisität . . . Offenbar tinden die fnuizösischen Eigenschaften 
viel mehr in der kleinen Wirtschaft ihren geeigneten Spielraum wie 
in der großen. So sind bekanntlich die Zweige der Landwirtschaft, in 
welchen die unzweifelhaften Vorzüge der Kleinbauern, mehr gemeine, 
aber mit Lokalkenntnis und liebevoller Sorgfalt geleitete Arbeit, am 
stärksten geltend gemacht werden können, nämlich die Produktion 
von Wein, Obst, Gemüse, Handelsgewüchsen, Geflügel etc., die für 
Frankreich im Vordergrund stehenden, während sich die englischen 
Landwirte sowohl aus klimatischen wie aus sozialen Gründen haupt- 
sächlich auf Viehzucht gelegt haben, worin die V’orzüge der Wirtschaft 
im großen leichtere Beschafi'ung iiualifizierter Arbeiter, namentlich 
geschickter Direktoren, bessere Arbeits- und Gebruuchsgliederung, 
leichtere Kredit- und Handelsoperationen') mehr Spielraum finden.“ 

l'ber die eben skizzierten Ansichten ist lloscher auch in 
anderen Schriften nicht hinausgekommen. -) 

Was speziell die Frage nach dem Ertrage der verschiedenen 
Betrieb.sgröUen anlangt, so führt er die oft vertretene Ansicht, daß 
kleine (lUter den größeren Roh-, aber einen kleineren lleinertrag 
hätten, auf eine Verwechslung intensiver mit Kleinwirtschaft zurück. ■') 
«lene werfe einen höheren Rohertrag ab, sei aber auch kostspieliger, 
daher ihr Reinertrag eine geringere Quote des Rohertrages aus- 
mache.''') ,\ußerdem sei der Aufwand für Löhne vom Standpunkt 
der Vtdkswirtsehaft ebensogut Reinertrag wie Kapitalzins, Grund- 
rente und Unternehmergewinn. Es handle sich bei der kritisierten 
Auffassung vielfach bloß um eine andere Vei'teilung des volks- 
wirtschaftlichen Reinertrages, nicht aber um seine Größe. “) 

') Vgl. ttoseher. .■tnsicliten iler \ olkswiii.-iclmft, I.sT.s (Der neue üiii- 
Heliwuiig in den engliKclien .\n.siciiten vom Wert de.s Hauernstandee). *) t gl. 
lioscher. Niitionaiökononiie des Aekerbiiues. II. .Midrurk. l.siiO, 8. Id(! tt'. 
’) K.bemla. S. 131) tf. *) Wobei Itoscber (lber.,ielit. dati .sieh die Itehauptiiug 
de.' ludieren Ifeineitrage.s groUer Oiiler nicht iiul' das Verhältnis von Koh- und 
lipiriertrag. .'ondern auf die alisolute llOhe des Heinertrages bezieht. lliese 
Ansii hten verraten schon den EinlluU li er n h a r d i .s (vgl. unten V. .\bschn.). 
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ZWEITER ABSCHNITT. 


Die ältere historisch-politische Richtung. 

I. Kapitel. 

•lu.stus Möser. 

5; I. Die bisher besprochenen Scliriftsteller gehören sehr ver- 
schiedenen Hichtungen an. Sie sind teils reine Theoretiker, teils 
Theoretiker mit groücr Kenntnis der tatsächlichen Verhältnisse, 
teils IVaktiker. Ihre Behandlung des Problems ist daher eine sehr 
verschiedene. 

Die reinen Theoretiker sind geneigt, sich ausschließlich für 
oder mindestens gegen eine bestimmte Betriebsgröße zu ent- 
scheiden. ') Unter dem Einfluß der Fhy.siokraten und Arthur^Yo u n gs 
fällt diese Entscheidung zugunsten des Großbetrielies oder zum 
mindesten gegen den Kleinbetrieb aus; später mit Zurückdrängung 
des physiokratischen Eintiussses in entgegengesetztem Sinne. — ln 
der Praxis liegen und lagen die Dinge aber gar nicht so einfach, 
wie sie sich in den Köpfen die.ser Theoretiker uusnahmen. Wichtig- 
stellungen der Theorie an den Tatsachen, die Erkenntnis, daß jede 
Betriebsgröße ihre bestimmten Vorteile habe, die aber wieder nur 
unter bestimmten von der Wahl des einzelnen nicht abhängigen 
Verhältnissen zur Geltung gelangen können, sind dabei vor allem 
der Behandlung des Betriebsproblems durch hervorragende l’niktiker. 
wie Thaer, Schwerz und II u n de s hage n. zu danken. — 
Immerhin haben beide Gruppen von Schriftstellern ein Gemein- 
sames; daß sie unter ausschließlich ökonomischem 
Gesichtsjninkt an die Beantwortung der Betriebsfrage herantreten 
und daß sie von außerwirtschaftlichen, also i>olitischen und sozialen 
Momenten ganz absehen. 


b So .S 0 li I e 1 1 w e i n. H e r re n .« c li w ii ml. Kraus gegen 
I, ütz. .laeoli h'ir Kleinbetriel» 


— Soll en, 
IJ“ 
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Diese Betnichtunjfsweise ist aber durchaus nicht die allein 
herrschende gewesen. Denn schon verhältnismäßig früh haben ein- 
zelne Schriftsteller statt des ökonomischen Wertes der 
einzelnen Betriebsgrößen oder neben derselben die 
soziale oder politische Bedeutung ihrer Betriebs- 
leiter als au.s schlaggebend angesehen. 

^ 2. Zeitlich und durch das Gewicht seiner Persönlichkeit an 
erster Stelle ist hier Justus Möser zu nennen, nach Roscher 
der bedeutendste deutsche Nationalökonom des XVIIl. Jahr- 
hunderts ') 

Möser nimmt in der Literatur eine sehr eigentümliche 
Stellung ein, und zwar dadurch, daß er einerseits gar nicht dem 
Gedankenkreis der Kameralisten angehört, anderseits aber von aus- 
ländischem Einfluß ganz unberührt, also auch ganz selbständig 
und bodenständig geblieben ist. Vielfach steht er, ein Vorläufer 
der historischen Rechtsschule, den Ideen und volkswirtschaftlichen 
Ansichten seiner Zeit feindselig gegenüber und verteidigt das Alt- 
hergebrachte. Anderseits aber ist er der Vater einer neuen Richtung, 
die, praktisch zwar meistens ins Fahrwasser der Reaktion gleitend, 
theoretisch den Ansichten des XVIIl. Jahrhunderts neue, fruchte 
bare Gesicht.spunkte hinzugefügt hat. 

Die Betriebsfrage hat Möser nicht direkt behandelt. Soweit 
aber seine Aufsätze das Thema indirekt berühren, unterscheidet er 
sich von den anderen Nationalökonomen seiner Zeit darin, daß er 
die ökonomische Seite der Frage ganz aus dem Spiele läßt und 
nur die politische und soziale betrachtet. Als Gegner der Be- 
völkerungsvermehrung, wodurch er sich allerdings eines wichtigen 
Arguments zugunsten des Kleinbetriebes beraubt, lobt er alle Maß- 
regeln früherer Zeiten, welche eine Vermehrung der Landbesitzer 
und die Ansiedlung kleiner Leute verhinderten. .Unsere Vorfahren 
sind hierin kluge Leute gewesen, sie erlaubten höchstens nur zwei 

') V'gl. Ulier Justiiii .Möser das betretf'endo Kapitel bei Koscher, 
Cie.schichtc, S. 600 ff„ und Kupp recht. J. Mösers soziale und volkswirt- 
schaftliche .Anschauungen, lö',l2. — Möser war 17Gö— 02 Mitarbeiter der 
.O.snabrückischen IntelligcnzblUtter“ und seine Beiträge sind später in seinen 
Werken gesaninielt worden. Kine erste Auswahl derselben erschien schon 
177t unter dem Titel .Patriotische Phantasien“, welche die drei ersten Bände 
der 1S42 — 11 erschienenen .Sämtlichen Werke*, hrsg. von Abeken in 
IO Bänden, 1812 14, bilden. — Ein weiteres hervorragendes Werk ist seine 
.OsnabrOcki.sehe tleschichte", 17ti8. 
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Gezinsmeier auf jedem Erlje und eiferten gegen die Menge der 
Heuerleute so stark, als die Karneralphilosophen jetzt für Bevölkerung 
streiten.“ ') 

Seine Populationsfeindlichkeit aber begründet Möser folgen- 
dermaßen; Leute, die etwa nur eine Hütte oder ein Gärtchen be- 
sitzen. haben kein Interesse, die Gesetze zu befolgen und begehen 
leichter Verbrechen als diejenigen, welche dadurch einen großen 
Besitz aufs Spiel setzen. -t Solange nur die ursprünglichen Hof- 
angesessenen und höchstens eine Leibzucht vorhanden ist, iierrscht 
Friede. Jeder hilft dem anderen. .leder arbeitet ruhig und fleißig. 
Mit der Zunahme der besitzlosen Bevölkerung und kleinen An- 
siedler aber ändert sich das. Diese können ihre Kinder nicht gut 
erziehen, geraten leicht in Schulden und in Versuchung zu stehlen, 
fallen als Arme den Hofangesessenen zur Last. Unbemittelte 
Knechte dagegen sind nicht schädlich. Denn sie können nichts 
erwerben, daher auch keine Rechte in der Gemeinde geltend 
machen, während Neubauer sich Rechte anmaßen, welche die der 
Angesessenen Vieeinträchtigen. ■•) 

Deshalb sollte, um den Nachteil einer unsicheren Bevölkerung 
möglichst einzuschränken, die Ansiedlung von Heuerleuten und 
, Nebenwohnern“ nur mit Erlaubnis der Ilofgesessenen statt- 
finden dürfen, der Unangesessene wie früher als Knecht behandelt 
werden, einer anderen Gerichtsbarkeit unterstehen, durch Gesetze 
streng zur Arbeit angehalten und bei jedem Fehltritt streng be- 
straft werden. 

Besonders heftig eifert Möser gegen die Ausheuerung der 
Bauernhöfe. .\ls Heuer aber bezeichnet er erstens Zeitpächter, die 
jeder Ihr sich einen schätzbaren, d. h. steuerpflichtigen Hof oder 
in größerer Gesellschaft einen solchen stückweise bewirtschaften: 
zweitens jene schätzbaren Landeigentümer, die jährlich soviel an 
Steuern und Zinsen zahlen, als ihr Hof bei Verpachtung abwerfen 
könnte, deren Grund also bis zum Ertragswert verschuldet ist und 
keine Rente mehr nbwirtt. Sie alle erscheinen Möser als durch- 
aus schädliche Klemente. Speziell ,die kleinen Heuerleute, die mit 

') V'jfl. , Klagen eines allen I.an(leilehu;inne.s im Stifte Osnabrück“, ITliü 
(^\■erke. I. fiel, S. Itik» ff.). ’) Vpl. .Warum die alten Suetisen sieh der Ue- 
völkernng wideraetzt haben*, 17011 (ebenda, S. .SOI II'.). ’i Vgl. .Vorn täntlnB 
der Bevölkerung durch Nebenwohner auf die tiesetzgebang', 1773 (Werke. 
II. Bd., S. 1 ff ). ') Vgl. .Warum die alten Sachsen etc.“ (a a. 0.). “) Vgl. .Vom 
Einfluß der Bevölkerung etc.* (n. ii. 0.'. 
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Kuh und Spinnrad bei .schlechtem Wetter über die Grenze ziehen, 
bei Sonnenschein wiederkonnnen. bieten dem Staat, nicht die ge- 
ringste Sicherheit. Sie sind gut als Nebenwohner, sie mögen auch 
auf schatzltaren Höfen lieuern ; allein ilie Hauptwirtschaft muß zum 
Besten und zur Sicherheit des Staates nicht geschwächt und nicht 
vermindert werden.“’) Möser wUn.scht daher Verbote gegen 
die Verheuerung und Verwandlung der Bauernhöfe in öffentliche 
Fideikommisse, die nur bis zu einem gewissen „Freistamm“ ver- 
schuldet werden können. 

In einem sehr hübschen Bild, das in seinen Aufsätzen immer 
wiederkehrt, bezeichnet Möser die Biiuernhöfe als Aktien einer 
großen Ilamlelsgesellschaft. des Staates, bei der jeder im Ver- 
hältnis seiner Aktien liechte genießt und Pflichten zu erfüllen hat. ’) 

Die Gesellschaft habe ein Interesse ilaran. daß diese Aktien 
erhalten werden und nicht beschwert, versetzt oder als Brautschatz 
mitgegeben wenlen, damit ilire Besitzer die gemeinsamen Lasten 
tragen können und diese nicht den kräftigeren .Aktionären allein 
zur Last fallen. — Ein andermal vergleicht er die urs])rUngliche 
Markgenossenschaft mit einer Deichgenossen.schaft, die zur gegen- 
seitigen Erhaltung sich zusammentut und nach Maßgabe ihres 
durch das Meer bedrohten Eigentums an den Deicbarbeiten teil- 
ninimt. Im Interesse dieser dem einzelnen zum allgemeinen Besten 
oliliegenden Verpflichtung solle es daher dem Besitzer nicht ge- 
stattet sein, sein Gut zu bela.sten. zu zersplittern und zu verwüsten. 
Wo man dies erlaubt, sei die Verfassung sclilecht. '*) 

Bekämjift .Möser die Vermehrung der Kleinbesitzer und 
Kleinpächter, weil er größere unverschuldete Eigentümer als 
Fllemente von Ordnung und Frieden im Staate und in der Gemeinde 
ansieht. so ist er doch auf der anderen Seite oifeiibar auch kein 
Freund sehr großer Betriebe. Anläßlich einer Untersuchung über 
die Frage, ob ein Handwerksmei.ster beliebig viel Gesellen solle 
halten dürfen'*), äußert er sich folgendermaßen: „Die Gründe, 

worauf es i hierbei i ankommt. sind dieselben, welche in neuerer 
Zeit iür und wider große Pachtungen angeführt werden. Der 
Meister, der 40 Gesellen hält, ist der Pächter, der 40 Knechte 

') V(fl. „Niclit.s i.st sohäiJlic hiT als die illierliaiidiieliiiiemle .AusbeaeruDg 
der Ilniieiiihöfe“, 1772 (Werke, III. lid., S. 271). *) A'ijl. „Der llnnernliof al« 
eine Aktie lietrachtef, 1771 (Werke, Ul. Hd„ S. 291 tf.). ’) Vgl. .Kurze 

(iescbichte der liauemliöl'e“. 1770 (AVerke. I. Hd.. S. to;i H'.l. *) 1770. Vgl. Werke, 
1. H.l . .S. 
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hält; statt «U'r groUmi Pachtungen könnten 20 Bauernhöfe und 
statt eines Anitsmeisters 20 Familien leben. Niemand wird leugnen, 
daß ein Meister mit 10 Gesellen wird wohlfeiler arbeiten können 
als 10 Meister mit einem. E.s wäre also einem geschickten ver- 
inöglichen Handwerker leicht gewe.sen, allen übrigen Meistern das 
Brot zu nehmen, und dies wollten sie dadurch verhindern, daß sie 
für jedes Amt die Zahl der Gesellen bestimmten. •* „Und“, fiihrt 
er fort, „unstreitig ist auch noch jetzt, ilaß dem Staat mehr an 
zwei Familien als an zwei Gesellen gelegen sei. Der Geselle zieht 
ihm keine Kinder, trägt keine Kintiuartierung, bezahlt wenig 
Schatzung und Hiegt hei dem geringsten IJngewitter über die 
Grenze.“ 

Zieht man <liese Parallele zwischen Handwerker und Pächter 
weiter, so ist Möser oHenbar der Ansicht, daß große Pachtungen 
zwar den höheren Ueinertrag, weil geringere Kosten, haben, 
daß sich aber aut den kleinen mehr Familien finden, die dem Staat 
nützlicher sind ahs unverheiratete Knechte. Wobei man allerdings 
nicht vergessen darf, daß Möser politisch zwischen großen und 
kleinen Pächtern keinen großen Unterschied macht, beide zu den 
Heuerleuten rechnet und den Eigentümern nachsteilt. so daß sein 
Urteil vielleicht anders ausgefallen wäre, wenn er die Frage mit 
Hücksicht auf letztere aufgestellt hätte. 

.ledenfall.s sieht man. daß Möser auch hier, wo es sich 
nicht um die Besitz-, sondern um die Betriebsfrage handelt, die 
ökonomische Leistungsfähigkeit nicht in Betracht zieht, sondern 
den Nachdruck auf den sozialen Wert der betrelfenden Bevölkerungs- 
Schichten legt — wie er ja auch für die gewerbliche Produktion 
kleine Meister den großen vorzieht, trotzdem diese billiger 
arbeiten. 

VV’ie Unteilbarkeit der Bauerngüter im Interesse eines kräftigen 
Bauernstandes, so empfiehlt er auch Majorate und Fidei- 
kommisse zur Erhaltung des Erbadels. Diesen betrachtet er als 
iliejenige Klasse, die in der ständischen Verfassung den ersten 
Stand zu bilden habe, und wünscht dessen Organisation ganz nach 
englischem Muster. Unteilbarkeit des Landbesitzes und dessen 
Übergang mit dem Adelstitel auf ein Kind, während die übrigen 
Familienmitglieder bloß adelsfühig. il. h. durch Abstammung von 
einer altadeligen Familie zur Erlangung des Adels ])ersönlich 
ipialifiziert sein, im übrigen einen bürgerlichen Beruf ergreifen 
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sollten. ') Dom Adel selbst sollten iilso bloß jene iinj'ehören, die 
neben der Adelsfiiliigkeit im Besitze eines landtagfiihigen Gutes 
sind. -) 

Die große Bedeutung de.s Adels erblickt Möser in seiner 
vermittelnden Stellung zwischen Krone und Untertanen und daß er 
diese „repräsentiert“. Die Vorrechte, die er ihm zudenkt, leitet er 
aber nicht aus dieser seiner politischen Aufgabe ber, sondern 
daraus, daß die adeligen Besitzrechte schon aus der Vergangenheit 
stammen. Eine Argumentation, die ganz übereiustimnit mit der 
Auffassung des Staates nicht als eine Gesellschaft von Volks- 
genossen. sondern von Aktionären, deren historisch überlieferte 
liechte unter allen Umständen erhalten werden müßten. ♦) 


II. Kapitel. 

Freiherr von Stein, Xiebnhr, AriuU. 

§ 1. !Möser ist lange mit seiner Behandlung der Betriebs- 
frage allein geblieben, wie überhaupt seine konservativ-realistisch- 
historische Betrachtungsweise in seiner Zeit ebensowenig Vor- 
bereitung und Verständnis fand wie auch heute noch bei liberalen 
Wirtschaftspolitikern. War ja der Geist jener Epoche, wie oft 
betont worden ist, durchaus unhistorisch. Unhistorisch das Natur- 

\’xl. »Wurum Itildct «ich der deutsche Adel nicht mich dem 
oiij^lischen ?** (Werke, IV. Hd.. S, fV.t. Vj;l. Werke. V. Hd., S. l'^T H. 
•‘) Das ^^eht deutlich aus einer Polemik freien die AuffasMinjf hervor: 
die Menschenrechte konnten timndlajje einer Konstitution bilden. Untprün<f- 
lieh, führt Möser aus, hat sich jede Verfiissunj^ auf (irund einer angemesseneD 
Ware oder Aktie — iiii Anfiinj? hloÜ Land“, Hjmtei auch tieldftktie — pehildet^ 
die jeder bositzen mußte, um (ieno.sse zu sein. Neben den Aktienbesitzern, 
welche die erste und oberste Klasse bildeten, entstand in der Folj^e eine 
zweite, die Pächter auf den Ländereien jener waren. Jede dieser Klassen 
hatte ihren eijfcnen Spezhilkontrakt: die erste Klasse einen, den sie unter 
sich, die zweite einen, den sie als Pächter mit der ersten Kia.sse j^eschlo.^sen 
hatte. Nun könne man zwar die beiden KhisKcn zusammen als Nation auffasMcn. 
nicht aber beiden die gleichen Rechte zusprechen. Vielmehr kamen der ersten 
Klasse aus dem ur.sprünjflichen Ki^fentum fließende jjrößere Rechte zu und 
es sei oftenbare Gewalt, wenn <lie zweite Klasse unter lierufung auf die 
gleichen Menschenrechte auch ein allgemein gleiches Recht auf Grund und 
Buden beanspruche. (Vgl „Über das Recht iler Menschheit auf Grund der 
neuen französischen Konstitution ■* [Werke, V. Hd., S. UM» ff.]; ferner: .Wie 
und warum mag eine Nation ihre Konstitutitm ändern?* [Kbenda, S. 181 ff jy. 

Vgl. Hluntscbli, Geschichte dos allgemeinen Staatsrcchtes, iStU, S. 125. 
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recht, unhistorisch auch die französische und englische Nationnl- 
ökononiio, indem sie ihre den damaligen ökonomischen Zuständen 
ihrer Länder angepaßten wirtschaftspolitischeii Forderungen als 
allgemeine, für alle Zeiten und überall gültige hinstellte. 

Im Laufe der Zeit ist allerdings in Deutschland eine theoretische 
Ileaktion gegen die Grundsätze der klassischen Nationalökonomie 
eingetreten. Früher aber noch begegnete man hier starkem Wider- 
stande gegen deren Umsetzung in die Praxis. Hierbei kommen 
zwei sehr bedeutende Männer in Betracht: der Freiherr Karl von 
Stein und der als Historiker, aber auch als Politiker berühmte 
Bartold Georg N i e b u h r. 

Beide haben in der Betriebsfrage sehr ähnlichen, denjenigen 
Mösers nahe verwandten Anschauungen gehuldigt. Gemeinsam 
aber ist ihnen vor allem die Art der Problemstellung, bei welcher 
die ökonomische Seite ganz hinter der politischen zurUcktritt. 

Unter den leitenden Staatsmännern, in deren Hand zu Beginn 
des XIX. .lahrhunderts die Entwirrung der wirtschaftlichen Ver- 
hältnisse in Preußen lag, fanden sich Vertreter zweier Hichtungen. 
Die Minister von Schön und von Schrötter, aber auch der 
Regierungspräsident von Auerswald waren unbedingte Anhänger 
von Adam Smith und ihres Lehrers Kraus. Sie forderten volle 
Verkehrsfreiheit, die Beseitigung aller Einschränkungen des Grund- 
eigentums, die Aufhebung der Legungsverbote, Freiteilbarkeit etc. 
Auf der anderen Seite standen Freiherr von Stein, Niebuhr, 
auch S tage mann, die zwar die persönliche Freiheit der Bauern 
voll durchführen, aber weder denselben vollkommen freie Ver- 
fügung Uber ihr Eigentum einräumen noch den Bauernschutz auf- 
geben wollten. ') 

Es macht den Eindruck, als ob beim Freiherrn von Stein 
die Opj)osition gegen die „Mobilisierung des Grundbesitzes“ 
ursprünglich schwächer gewesen sei und sich erst im Laufe der 
Zeit zu voller Stärke entwickelt habe. Zum Teil vielleicht deshalb, 
weil die agrarische Gesetzgebung nicht ganz hielt, was sie ver- 
sprochen hatte und vor allem den Bauernstand verminderte. 
Vielleicht aber auch, weil Stein, der sieh nach seinem Rücktritt 
auf seine westfälischen Güter zurückgezogen hatte, unter den 


') Vgl. Pcrtz, Lohen des Froiherrn von Stein. Irt49 .55. II. lid., 
S. 13. H'., S. 20. *) Da» geht aus seinen .Xnmerkungen zu Adam Smith her- 
vor. — Vgl. l'ertz a. a. 0.. S. 45t. 
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EinfluU der in Westfalen herrschenden, der Freiteilbarkeit un- 
günstigen Ideenrichtung geriet. Auch ist cs mehr als wahrscheinlich 
und aus seinen Schriften deutlich nachweisbar, daß Möser ihn 
bedeutend beeinflußt hat. Vielleicht haben auch, wie Steins 
neuester Biograph ') hervorliebt, romantische Einflüsse während 
des österreichischen Exils auf ihn eingewirkt und aus der Feindschatl 
gegen Frankreich auch eine solche gegen französische Ideen ent- 
wickelt. 

Wie schon erwähnt, hat sich Stein mit der ökonomischen 
Leistungsfähigkeit der verschiedenen Betriebsgrößen gar nicht l>e- 
faßt.*) Ursprünglich, noch in den .lahren 1807 f. hielt auch er 
Einschränkungen in der freien Bewegung des Grundbesitzes für 
dem preußischen Staat nachteilig, da hier noch große Flüchen iüs 
Gemeinheiten und l'nland benützt würden, „die nur durch Zer- 
splitterung der Bauernhöfe und Teilung der damit verbundenen 
Gemeinheiten zur Kultur gebracht werden“ könnten. Ebenso glaubte 
er eine Zusammenziehung der Bauernhöfe wegen des höheren 
Wertes der kleineren Besitzungen nicht befürchten zu müssen. Der 
freie Verkehr könne in einzelnen Fällen eine nützliche Abrundung 
der Gütei' und außerdem die Bewegung derselben aus den Händen 
des schlechteren in die des besseren Wirtes Itegünstigen. ®) Aber 
von allem .Anfang an war er der Ansicht, daß der Zersplitterung 
der einzelnen l’arzellen Grenzen zu setzen und auch die Legungen 
bäuerlicher Wirte zu verbieten seien. 

Später hat er nicht bloß die H a r d e n 1) e r gsche Gesetz- 
gebung. das heißt das Landeskulturedikt von 1811, welches die 
Freiheit des Grunilbesitzes dekretierte ^). scharf verurteilt, sondern 
auch von Westfalen aus in Verbindung mit Grundbesitzern aus 
Halberstadt und Magdeburg lebhaft gegen die Ablösungsedikte vom 
.lahre 1820 opponiert und Wiedereinführung der Unteilbarkeit von 
Bauernhöfen und des Anerbenrechtes als Mittel zur Erhaltung eines 
tüchtigen Bauernstandes gefordert. *) 

') Vf;l. Lehmann. Freiherr von Stein, 1!I0'2, 111. Bd.. S. 4H1 ff. 
') Nur einmal soll er zu Knde der ncunzifrer .Tahre des XVHI. Jahrhunderts 
unter llerufiinjf auf A’oiing und H e r r e n s c h w a n d einen tiojfner großer 
• iüter vor zu kleinen gewarnt haben. (Vgl. Lehman n a. n. 0., 1. Bd., S. 217.) 
Hiuii.als stund er noch unter dem KiiiHuU von Kraus. •'’) Vgl. Anmerkungen 
zu .tdain Smith (I’ertz a. a. 0.. II. Bd., S, l.öt'. “) Vgl. Perlz. ebenda und 
11. Bd., S. 20. ') Vgl. hierilber Knap|i. Bauernheficiiing. I , ,S. 161 ff. 

") Vgl. l'ertz a. a. O., V. Bd., S. öl»6 ff; VI. Bd.. .S. ,S1 ff. 
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Speziell über «lie Mobilisierung des Grundbesitzes durch 
Hardeuberg äußert er sich in seiner Lebensbeschreibung in ab- 
fälligster Weise: „Es war der Neuerungsucht des Stasitskanzlers 

Hardenberg Vorbehalten, das Verhältnis des Gutsherrn zum 
Bauernstand und dessen innere Faniilienverhältnisse auf eine diesem 
verderbliche Art uinzuwälzen. Hieran hatte ich keinen Anteil.“ ') 
Und er drückt die Besorgnis uns, „daß alle Bauern zu Taglöhnern 
tbeoretisiert werden und statt der Hörigkeit an die Gutsherren eine 
viel schlimmere Hörigkeit an Juden und Wucherer eintreten möchte“. -) 

Die lebende Generation suche das Zerreißen der Grundstücke 
zu vermeiden. Denn die Majorität der Unbefangenen halte das Zer- 
splittern der Bauernhöfe für den unfehlbaren Weg. den Bauern- 
stand in kleine Kötter zu verwandeln, die durch Nahrungssorgen 
und Schulden gequält seien. „Man vergleiche die Besitzer der unge- 
teilten mittleren und großen Höfe in den bedeutendsten Teilen 
Deutschlands mit den armen Teufeln, die man Bauern nennt am 
IHiein, im Württembergischen, an der Lahn.“ Zerstücklung der 
Höfe führe erst zur Zerteilung in ganz kleine Grundstücke und 
dann zur Vereinigung in wenigen Händen.”) Und noch schärfer 
hat er diese Ansicht in einem Aufsatz aus dem Jahre 18150. „Uber 
\’ererl)ung und Zersplitterung der Bauernhöfe in Westfalen“, 
formuliert. *) 

Die Versclüedenheit in der Stellungnahme der Landtage zu 
dem Problem, führt er dort aus. sei ganz natürlich, da ja die 
Verhältnisse in den verschiedenen Provinzen sehr verschieden seien 
und also keine einheitliche Beurteilung zuließen. Sicher aber 
sei, daß die Unvollkommenheit in iler Gesetzgebung höchst nach- 
teilige Folgen zeitige : Übervölkerung und Zersplitterung des Bodens 
auf der einen, seine Zusammenballung in den Händen weniger und 
Verminderung des Mittelbesitzes auf der anderen Seite. Diese Folgen 
zeigten sich schon in U'estfälen. Die Hauernliöfe würden durch 
Spekulanten zersplittert oder durch größere Gutsbesitzer zusammen- 
gekauft. Überall am Ithein, aber auch im bayrischen Obermainkreise 
habe die Zersplitterung bereits einen hohen Grad erreicht. Der 
Bauernstand verwandle sich in eine Miisse elender Brinkenbesitzer, 
die ihre Acker mit der Hand oder einem Ochsen l)estellen, sich 
kümmerlich fortl)ringen. durch den geringsten Unfall erschüttert 

') Eliendii. VI;2. Hd.. 2. lieiliifre, S Ui/i '•‘i Ebemla, V. Ud., 8. 575. 
’l Eliendii, Md., 8. KOd, tiili), (iiilt. Kbenda, VI 2. Ueiluge Xldli. 
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werden und in Wuclierliände geraten. Dem rheinliindisclien Bauern- 
stand fehle es daher auch an Selbständigkeit, an Teilnahme an den 
Geiiieindeangelegenheiten. Es felile an wohlhabenden und wahl- 
faliigen Subjekten. Gerade mit Hücksicht auf seine w'eitgehende 
Bodenzersplitterung erweise sich auch F'rankreich zu einer Ver- 
fassung unfähig. Noch nachteiliger als diese Zersplitterung 
sei die Anhäufung von Grund und Boden, wie etwa ini Kirchen- 
staat und in England. Dort werde die Landbevölkerung in die 
Städte gedrängt und die Grundbesitzer nähmen in dem.selben MalJe 
ab, wie die Zahl der Taglöhner wachse. 

Stein ist also ein Gegner der Freiteilbarkeit, besonders im 
Erbwege; aber auch gegen die Ansetzung von Neubauern und 
besitzlosen Leuten in der Gemeinde ohne Einwilligung der letzteren. 
Mit Rücksicht auf die bereits sichtbaren ungünstigen Folgen der 
Niederlassungsfreiheit, die besonders in Gebieten des Hofsystems 
schädlich sei, habe denn auch der westfalische Landtag um ein 
Gesetz zur Regulierung der Ansiedlungen a?igesucht und als Bedingung 
ftir solche ein gewisses Minimum an mobilem Besitz vorgeschlagen. 

Stein wünscht aber nicht bloß die Erhaltung des Bauern- 
standes*), sondern auch der e i n z e 1 n e n bäuerlichen Wirte: 
im Gegensatz zum Beispiel zu von Schön, der um der Bewegung 
zum besten Wirt willen einen lebhaften Besitzwechsel für vorteil- 
haft ansah.'*) Stein befindet sich hier in Übereinstimmung mit fast 

*') Ebenda, VI. Hd., ü 945. Eltenda. VI/2. Bd„ Beilage XLV. 
tex Ben er aber, glaube ich. durch die freie Agrargc^ietxgebung 

anfangs nicht so sehr in seinem Bestand gefiihrdet sah wie später. *) So 
verwarf Stein den Vorschlag der Iminediatkoiuniission. alle jene Do- 
inänenliauern abzustiften. welche ihre Gründe nicht ohne Kcniissionen über 
nehmen und das Kinkuufsgeld frtr die Erwerbung des Eigentums an denselben 
nicht zahlen könnten. Er wollte eben nicht, daß so viele Familien — es 
handelte sieh im ganzen uni 47.« IH) Fersonen — inöglichei^veise ihrem Stand 
entrissen werden .sollten. Eine .solche Maßregel hielt er für ebenso ungerecht 
wie kiiltnrwidrig. So wünschenswert Vermöglichkeit der Landwirte sei, >o 
dürfe inan, meint er, diese nur von dem fortschreitenden Wohlstand und dem 
freien (Tebraiich des Eigentums auf (inind des Edikts vom 9. Oktober 1S07 
erwarten. (Ebenda, II. Bd., S. (»39) — Und in ähnlicher Weise trat er für den 
Indult ein, ein Muratorium. w'elches Lso7 den Orundhesitzem zugestanden 
wurde und sie bis 1810 von der Ver|)Hichtung. ihre fUliigeii Kapitalsehulden 
zurückziiznhleii, sobald sie wenigstens die Zinsen entrichteten, entband. Durch 
ein derartiges Eingreifen, das allerding.« mir unter außergewöhnlichen Umständen 
zuliissig sei. rette der Staat mit den Eigentümern sich selbst. (Ebenda. 
II. Bd., S. 4(b. 
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allen, die aus politischen Gründen tür Unteilbarkeit und kleine 
Guter eintreten. Und in der Tat sind auch die Vorteile, die man 
von größeren und mittleren Gütern erhofft: Anhänglichkeit an den 
Boden und an daä Vaterland, konservative Gesinnung, Stetigkeit 
des Betriebes, am stärksten dort zu finden, wo der Besitz sich 
durch Generationen in derselben Familie forterbt. 

Obwohl Stein der Gesetzgebung zugestiramt hatte, welche 
die Auflösung von Fideikommissen oder deren Verwandlung in 
Geldfideikommisse gestaltete, so beurteilte er doch dieses Bechts- 
institut keinesfalls ungünstig und hielt es sogar in manchen Ffillen 
für notwendig. Nämlich als Mittel zur Erhaltung der hervorragenden 
politischen Stellung der „Adelskorporation“, des Adel.sstandes, den 
er in vollkommener Übereinstimmung mit Möser und in gleicher 
Weise wie dieser fordert. Allerdings nicht, weil es gelte, ursprüngliche 
Besitzrechte zu schützen und ohne die ungerechte und unzeitge- 
mäße Steuerfreiheit des Adels zu verteidigen. *i 

Dem Adel — das heißt den Angehörigen der Adelskorporation 
— solle eine exzeptionelle Stellung eingeräumt werden. -) Er sei 
in dieser aber „ebensowenig ohne die angemessenen materiellen 
als ohne die angemessenen sittlichen Bedingungen zu denken“. 
Großer vaterländischer Grundbesitz müsse ihm ein vom Wohl des 
Ganzen untrennbares Interesse geben. Er müsse „den engen Be- 
dürfnissen, drückenden, kleinlichen Verhältnissen durch seinen Stand 
von .Jugend auf enthoben“ sein. Dann würde er ein — wie jetzt 
immer mehr erkannt werde — wohltätiges Gegengewicht gegen 
den zer.stückellMren und beweglichen Grundbesitz bilden.-*) Damit 

') V'gf. .Entwurf Ober die Adclsverhiiltnisse“, geschrieben von .Schlosser, 
aber inspiriert von Stein, bei l’ertz a a. 0., V. Hd.. S. Z‘26 ff. — Steins 
Stellung zu dieser Frage steht in engem Zusanimenhnng mit einem Problem, 
das ihn nuBerordcntlich beschäftigte — der Verfassungsfrage. Er wollte eine 
ständische Verfassung, deren einer Stand die Adelskorporation nicht aus ge- 
wählten. sondern aus erblichen Mitgliedern bestehen sollte. .Mitglieder dieser 
Adelskorporation sollten bloß Angehörige sehr alter Adelsgeschlechter sein, 
die sich zugleich im Besitz eines großen, erblichen Grundeigentums befinden 
müßten. Diejenigen, die bloß adelig dem Titel nach, aber ohne erblichen 
Grundbesitz wären, wären nur .udelsfiihig“ und hätten ihre ständischen Ver- 
treter gemeinsam mit den Bauern zu wählen. Die .Adelsfähigkeit“ sollte auch 
bei besonderen Verdiensten vom König verliehen werden können, zum Ein- 
tritt in den .Adel“ selbst aber erat bei gleichzeitig vorhandenem großen 
Grundbesitz berechtigen. ■‘) Vgl. die vorhergehende .Vnmerkung. *)Vgl. Pertz 
a. a. 0.. V. Bd.. S. 22(1 ff., und Vl/2. Bd., S. 124 (geschrieben ItilH). 
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dies der Fall sei, müsse ihm sein Besitz durch Fideikommisse er- 
hulteu werden. *) 

Aber auch sonst, meint Stein, seien diese zulässig; und 
zwar dort, wo nicht groüe Massen Grund und Boden untrennbar 
verbunden werden, sondern das fideikommissarisch gebundene Ver- 
mögen aus einzelnen PachthÖt'en und Kenten besteht. Denn in 
diesem Fall nutze es ein zahlreicher Mittelstand und suche seinen 
Wohlstand durch dessen Meiiorierung. Also auch hier überwiegen 
bei Stein politische Erwägungen: er wünscht die Verpachtung 

der Fideikommisse in Teilen um eines wohlhabenden Mittelstandes 
von Pächtern willen. 

Zum Schluß sei noch hervorgehoben, daß sich bereits bei 
Stein die später oft vertretene Auflassung findet, daß die 

Unteilbarkeit dem germanischen Volkscharakter entspreche, die 
Mobilisierung dagegen lediglich römisch-reciitlichen Ui*sprungs sei. 

V'gl. hierzu auih die Hich in jjiinz jfleichen Uedankenjfiingen 
beweisenden Äußerungen der böbinisciien Stande uuh dem Jahre lsn5 bei 
GrUuberg, Studien z. nsterr. Agrargestluehte, S. l.'iä f. *) V’gl. An- 
merkungen zu Adam Smith a. a. t)., II. Kd., S. 454. *) Die ältesten 
(»esetzgeher. z. I). Aristoteles, sagt Stein, sahen die zweekmiißjge Ver- 
teilung de» t rruiuleigentunis. die Erhaltung der verschiedenen Klassen der 
(frnndeigentümer in einem selb»tandigen Zustand für die Hasis der hürger- 
liehen (tesellschut't an und verteilten nach ihr die Teilnahme an den 
pülitisehen Hechten. Sie hielten ül>ermaßige Anhäufung für so verderblich 
wie grenzciihjse Zersplitterung. Unsere .sächsischen Vorfahren hatten die gleiche 
Ansicht, ihre Kinrichtungtui htigteii die Krhalliing der Wehrfeston in 

den Hüten in einem festen Zustand. Parauf bezog sich die Vererbung, die 
Unzerteilbarkeit der Höfe und dergleichen und so gelang es. einen tüchtigen, 
achtbaren HaueniKtand zu erhalten. Nicht so war cs in dem Teil des Kranken- 
landc», das längs des Kheines lag. Hier drang das römisciie Hecht früher ein, 
mit ihm seine Erl»rechtslchie und hier zeigten sich die Kolgen; der Hauern- 
staml versank in einen Stand von kbumui erblichen Eigentümern und in 
Taglönner. (Vgl. Periz a. u. O., \ . iJii.. S. 4f>ö |ex 

Auch hier tritt Mosers KinHuß hervor, der in seiner .Osnabrückischen 
Hesebichte“ (1. Teil. I. .Abschnitt. « 5 ?^ *2 — 7j behauptet, daß die ursprünglichen 
Hewohuer Pculschlauds. die alten Sassen (Sachsen^ I’rivatbesitz an Hriind und 
Boden und sch<«n Unteilbarkeit gtdiabt batten; die Sueven dagegen den \on 
t'aesar als den für die Cienmtnen als typisch aufgefaßten Gemeindebesitz 
aller Markgem»ss<*n aufgewiesen batten Haber hätte sich in der Folge aucli 
das .Schwabenn'cht ganz tiiuhu's entwickelt wie d.is Sachsenrecht, Aber auch 
die Sachsen seien nicht gleichgcblieln‘n. Die Gegend am Niederrhein habe 
ihre ursprüngliche \‘eitässniig verloren, weil sic lang<‘ den Hümern und 
Kranken als Kampfplatz lüenen mußte. 
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Chiinikti-ristisch au dieser Ansicht ist nicht das Historische an ihr. 
sondern die Meinung, daü die Unteilbarkeit auch heute noch dem 
germanischen Volkscharakter ebenso entspreche, wie in vergangenen 
Zeiten. 

§ 2. Auch Niebuhr ist ein wanuer Freund des Bauern- 
standes. Er lobt die Licinischen Ackergesetze und das Streben des 
Gesetzgebers, als Grundlage de.s Staates einen zahlreichen Bauernstand, 
durch gröliere Besitzungen der alten Familien geschmilckt, aul'rechtzu- 
erhalten. G .Glücklich der Staat, wo durch ein Licinisches Gesetz 
die Herstellung einer Nation freier Landleute, wenn auch nur für 
ein .Jahrhundert, möglich war.“ Und er beklagt es, daü es in 
Italien keinen Bauernstand mehr gebe. Die Gegenden mit Halb- 
pächtern seien noch die glücklichsten und jedenfalls glücklicher als 
jene Gegenden, wo — wie in der römischen Campagna — alles von 
Taglöhnern des enorm reichen Adels bebaut werde. Und er fügt 
hinzu, daß den Italienern geholfen werden könnte, wenn man sie 
in kleine Eigentümer verwandeln könnte. Denn wo es Erbpächter 
oder kleine Eigentümer gebe, dort finde sicli auch Fleiß und 
Bravheit -) 

Daß Niebuhr gegen die .\ufhebung des Bauernschutzes war 
und für Erhaltung der bestehenden Besitzer, ist schon erwähnt 
worden. ^ Er war auch dagegen, daß man den Grundherren die 
Vereinigung kleiner Betriebe zu großen Bauernhöfen gestatte, wie 
Schön es wollte. Denn große Güter schienen ihm erst auf einer 
si)äteren Entwicklungsstufe, nämlich beim \'orhandensein vieler 
reicher Familien, wünschenswert. 

.Mit Stein bekämpft auch er die Freiteilbarkeit und das 

gleiche Erbrecht als Krebsschaden der neuen Gesetzgebung.'') .Mit 
ganz untadeliger AJ)sicht und wirklich in iler Meinung, den 

Bauern wohlzutun, richtet man den ganzen Bauernstand zugrunde 
durch die zugegebene Berechtigung, zu zerstückeln und zu ver- 
pfänden, und so geht es in allen Dingen . . . Die Leute tun es 
nicht aus Bösem ; aber alle deutschen Staaten, die nicht ganz 
stationär sind, gehen nach den Ansichten eines ausgezeiclineten 

’) V)fl. N i e I) a li r, lliiiaia lie liesvhiclite (II. .\iiH ). 111. IM.. S. üi H. ; 
ferner bebensnuebriehten. l.s;!.s 3 ‘J, II. IJd., S. 3 'Js. — Vg|. Uber iliu: Kose her. 
lieseiäehte. S. iiu; tf. '-) \ J^l, Lebeii.suaelirieliten. 11. Ibl , S. !![;,_ ‘ju-. 

\),'l. I’ertz. a. a. •)., 11 lUl.. .S. II aiul oben ij. Is.'i. Vgl. I.ebensn.ub- 

richten. III. Ibl.. .S. ti.'i (i-x l.SL’:;j. 
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Mannes*) mit ihrer Gesetzfjebiing dahin, wo die Italiener sind: in 
den Stildten I’fuscher und Krämer, auf dem Lande zeitpaehtendes 
oder taglöhnerndes Lumpengesindel.“ 2) ^Mit einem Bauernstand 
wie dem württembergischen“, filgt er hinzu, „will man Freiheit.“ 
Und ein andermal -’i : „Eine verzweifelte Saehe ist der Despotismus, 
den die Ideen der Revolution, sobald sich absolute Gewalt mit 
ihnen l)ehelfen kann, bei uns in Deutschland ausüben. Wir haben 
in Westfalen und anderswo an den geschlossenen Bauernhöfen 
bäuerliche Majorate, durch die wir, wo sie sind, eine höchst 
respektable Bauernaristokratie besitzen, wohlhabend genug, um 
jüngeren Söhnen eine respektable Erziehung zu geben und so dem 
Mittelstand, namentlich der Geistlichkeit in beiden Konfessionen, 
respektable Mitglieder zuzusenden. Wo nur der Code eingefUhrt 
gewesen ist, da bestehen seine Anhänger, die sich als angebliche 
Stellvertreter der öffentlichen Meinung viel Gehör verschafft haben, 
auf der Teilbarkeit. Man hat doch das Beispiel anderer deutscher 
Länder vor Augen, wo diese verfluchte Teilbarkeit seit Jahr- 
hunderten besteht und der ganze Bauernstand aus Bettlern besteht. 
In dem nassauschen Amt Montabour kann kein Abgeordneter zum 
Landtag gewählt werden, weil nicht einmal ein Wähler da ist. Hier 
am Rhein vergeht das große Grundeigentum ganz und gar und das 
kleine wird immer mehr zersplittert.“ 

Niebuhrs Bedeutung für unsere Frage ist offenbar allgemein 
überschätzt worden — auch von Roscher, der ihn den bedeu- 
tend-sten Gegner der Dispositionsbefugnis an Grund und Boden 
nennt. *) Die Bemerkung, daß durch die Freiteilbarkeit der Bauern- 
stand in ein „zeitpachtendes Lumpengesindel“ verwandelt werde, 
die ein oftzitiertes Schlagwort geworden ist, stammt gar nicht von 
ihm, sondern offenbar von Stein, unter dessen Einfluß er stand. 
Daß aber dieser im Vergleich zu Niebuhr so wenig gewürdigt 

') üemeint i.st offenbar Stein. Vergleiche seine Bemerkungen, V, 
S. 1(18 (1818). S. (103, (13!) ( 1832 ), wo er von Taglöhnergesindel am Land, 
patentierten I’fuschem in der Stadt spricht. ’) Genau eo äiiüert sich auch 
der österreichische Oberste Kanzler Graf Saurau im Jahre 1818. Auch er 
spricht davon, daß, wenn Nichtbauern die Erwerbung bäuerlicher Gründe 
gestattet würde, „die Bauernhöfe nach dem Beispiel von Italien mit Tag- 
löhnern, Kleinpächtern und Straßenrüiibern bevölkert werden“ würden. 
(Vgl. Grünberg, Studien zur österreichischen Agrargeschichte, S. IfiO f.) 
’) Vgl. Lebensnachrichten, III. Bd.. 8. 140 (ex 1824). “) Vgl. Roscher, 
Ideen zur Politik und Bedeutung der Ackerbnusj-stcuie (in Raus „.Archiv 
von 1845, S. 202 ff.'. 
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worden ist, erklärt sich einliicb dadurch, daß des letzteren 
Anschauungen viel frülier in die Otlentlichkeit drangen wie jene 
Steins, i) 

g 3. Schon das Beispiel des Freiherrn von Stein lehrt, 
daß die, wie ich sie nennen möchte, „historisch-politische 
Bichtung“ nicht bloß unter den Reaktionären Anhänger zählte, 
soudern auch unter den Männern des Fortschrittes. In noch höherem 
Maße aber das des großen deutschen Patrioten Ernst Moritz 
A r n d t. 2) 

Auch Arndt ist ein Gegner absoluter Freiheit, weil er von 
ihr die Vernichtung des Mittelstandes fürchtet, in dem er mit den 
Alten die sicherste Stütze des Vaterlandes und die Gewähr für 
Tugend und Redlichkeit erblickt. Gewiß sei das Lehensystem, 
führt er aus, ebensowenig erwünscht wie die Mobilisierung des 
Grundbesitzes. Seine Anhänger seien aber mit der Behauptung im 
Recht, daß freie Teilbarkeit und steter tV'echsel im Grundbesitz 
den alten Bauernstand und die Einfachheit und Frömmigkeit seiner 
alten Sitten zum Verschwinden bringe *) und dadurch die größte 
Gefahr für den Staat hervorrufe. Wohl sei Deutschland besser 
daran als England und Irland. Aber auch in manchen deutschen 
Gegenden werde bereits viel zu viel zerstückelt, zerteilt, verkauft, 
„also daß durch eine Ubelverstandene Freiheit das Verhältnis des 
Grundbesitzes, welches ein festes, ehrbares Verhältnis sein sollte, 
ein krämerisches und jüdisches, fast vagabundischos Verhältnis 
wird.“ 

Deshalb wünscht Arndt, daß durch Ackergesetze in jedem 
Lande die Hälfte bis zwei Drittel aller Grundstücke in Mittelbetriebe 
aufgeteilt sei. ®) Wo dies aber schon der Fall sei, solle der Staat 
diesen Zustand erhalten, sonst aber ihn durch Abverkauf der 
Krongüter in Stellen zu 2 — 3 Hufen herbeiführen. Der Bauer 

') So wie Stein, sclieint auch Xiehuhr Hoitz eines Uittergute» 
verbunden mit ererbtem .Adel, oder Erreichung einer gewissen Hohe im 
Sta.ats- oder Verwaltungsdienst als aufzusteilendes .Merkmiil de.s Adelsstandes 
zu halten. (Vgl. Lebensnachrichten, 111. l!d.: Über den Entwurf der l’rovinzial- 
stände lex 1824), S. 440. Vgl. Arndt. Erinnerungen, 1810 (Werke [I,Si)2], 
1. Bd.). — Die Erinnernngen sind 1840 erschienen, ober offenbar zu sehr 
verschiedenen Zeiten ge.«chrieben worden. Die auf die (öiindbesitzfriige be- 
züglichen Teile dürften, wie ans dem Text ersichtlich, aus den .lahren 1818 20 
stammen. ’) A. a. 0.. S. 241 11', 248 ff., 2ö4. “) Ebenda, S. 201. *) Ebenda. 

S. 271 tf. *) Ebenda. S. 209. 

Orüiiherg, Studien II. 13 
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müsse eine Art unmittelbarer Lebensiunnn, ein Höriger des Staates 
sein. Kr soll nicht vollkommen frei über seine Güter verfügen 
dürfen. Diese sollen weder unter Lebenden noch auf den Todesfall 
geteilt werden, sich nach Auerbeurecht unter Abfindung der 
weichenden Erben mit des Gutswertes vererben und nur wieder 
an Bauern veräußert werden dürfen. Das alles übrigens nur in 
eigentlichen Ackerbaugegenden und nicht auch dort, wo Wein-, 
Übst- und Bergbau vorhanden seien. ’) 

Außerdem will Arndt auch für die Güter des höheren 
Adels — und nur für diesen allein — Majorate und 
Fideikommisse aufrechterhalteu. -) Denn auch er will nicht einen 
armen Adel, sondern einen auf Grundbesitz gestützten, und lobt 
daher das englische Prinzip. Doch soll die Zahl der Fideikommiß- 
besitzer beschränkt und sowohl ein Besitzminimum wie ein Besitz- 
maximum für jeden derselben festgesetzt werden. Der Adel w erde 
heute vielfach ungünstig beurteilt. Da.s Urteil stamme jedoch aus 
einer Zeit, wo derselbe schon entartet war, verarmt durch Teilung 
seiner Güter, herabgewürdigt durch die zahlreiche Erteilung des 
Adelstitels an Unwürdige seitens der Fürsten, endlich in Mißkredit 
gebracht durch die Willkür, die der Adel in den ursprünglich von 
Slawen eroberten Gegenden gegen seine Bauern ausübte. Der wahre 
Adel finde sich dort, wo altes Geschlecht, alter Besitz, altes Hecht, 
alte Sitte und alte Ehre beisammen seien, und dieser Adel solle 
neu organisiert werden. 

•\rndt ist sieb darüber klar, daß gegen seine Vorschläge 
eingewendet werden könne, daß sie der Freiheit widersprechen 
und daß die Bevorzugung eines Kindes vor den anderen grausam 
und ungerecht sei. Aber, meint er, der Staat könne nicht auf das 
Familieiigefühl des einzelnen Rücksicht nehmen, sondern müsse 
nach einem allgemeinen Familiengefühl handeln. Denn er habe 
Millionen Kinder, und zwar nicht heute und morgen, sondern 
immer, und müsse für deren Erhaltung Sorge tragen. ♦) Es gebe 
gewisse natürliche Verhältnisse der Verwaltung und der Einrich- 
tungen der Erde, des Stimtes und der verschiedenen Klassen 
der Staat.sgesell.schaft, welche nicht hätten zerstört werden sollen 
und für deren Erhaltung und Wiederherstellung der Staat Sorge 
tragen müsse, wenn er selbst sicher und lebendig bleiben wolle. 

') Kbeinla. S. '27ll7ti. Kbenda, S. 27.^ ff., 2.Si>. ’) Vgl. Arndt, über 
stiindiBche Verfiiasungen, I.sM, S. 17 ff. Vgl. Krimieruiigen, S. 278. 
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^tVir wollen die Fertigkeit und Geschicklichkeit der Menschen iin 
Landhau, welche durch künstliche Geräte und Maschinen einem 
Menschenarm die Kraft von hundert Armen gehen kann, aber wir 
sagen es geradezu : lieber wollen wir keine einzige Maschine als 
die Gefahr, daß das Maschinenwesen uns die ganzen gesunden 
Ansichten vom Staat und die alten. Tugend. Kraft und Redlichkeit 
erhaltenden einfachen und natürlichen Klassen und Geschäfte der 
Gesellschaft veniichte.*' Die Liberalen des Tages seien für Freiheit. 
Ebenso der Finanzminister, der für die Höhe der Staatseinnahmen 
fürchte. Aber das politische und da.s sittliche Element haben auch 
maßgebend zu sein. Bei Fabriken in großen Städten entstehe eine 
Menge elender, unruhiger und hungriger Menschen, eine gefähr- 
liche Brut, die Pöbel heißen muß. Das sei nur die unvermeidliche 
Kehrseite der verfeinerten Bildung des Men.schengeschlechtes. Aber 
wenn die Bodenzersplitterung fortschreite, so entstehe in einigen 
Menschenaltern auch ein vollendetes Landproletariat, ein hungriges, 
unruhiges, sittenloses Gesindel. Ein abschreckendes Beispiel biete 
hierfür das irische Elend, dem kein Gott mehr abhelfen könne, weil 
dort der Bauernstand auf ewig vernichtet sei. ’) 


111. Kapitel. 

Adam iMUller, von Haller, von Haxthausen. 

§ 1. Nicht unmöglich ist es, daß Stein sowohl wie N i e- 
buhr vielfach von .\dnni Müller*) angeregt worden sind. 

.Auch dieser legt den ökonomischen Gesichtsjninkten, soweit 
das Grundeigentum in Betracht kommt, keine große Bedeutung bei. 
Er gibt zwar zu. daß das durch uralte Gesetze in den Händen ein- 
zelner Staatsbürger gebundene, unermeßliche Grundeigentum durch 
Teilung besser bewirtschaftet und so das reine, reale Einkommen 
der Nation jährlich bedeutenil gesteigert werden würde. Daraus 
folgert er aber nicht die Notwendigkeit einer Abschattung der 
Majoratsgesetze. Denn wer weiterschaue, wenle so räsonnieren : 
„Was ist aller einzelne Vorteil ohne Kredit, ohne Treu und Glauben? 
Daß mein Vorteil behauptet werdim und dauern könne, ist die 

') Ebenda. .S. 281 85. Vgl. über Müller; Roscher. Geschichte, 
8. 703 tt'., und Lip))ert in der II. Aull. d. Handwörterb. d. Staatsw., V.. 
5. 6U2 tr. 

13* 
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Seele aller ein/cliien Vorteile ; daß meine Söhne noch frei ge- 
nießen können, was ich erwerbe, wird mir nur durch die Treue 
gai'untiert, mit der ich das re.spektiere, was die Enkel unter meinen 
Zeitgenossen als Erbe ihrer Ahnherren genießen“. Oder der Staat 
könnte auch sagen : ich gewinne bei Teilung Einkommen, aber ich 
verliere dafür in außergewöhnlichen Fällen, wo ich ungewöhnliche 
Fonds brauche. Das große Grundeigentum kann bei einem aus- 
brechenden Kriege größere Aufwendungen machen als das kleinere, 
wird sie auch machen, weil es mehr als das kleine an das Interesse des 
Stiuites gebunden ist. Verliere nun also die Nation durch die Lehens- 
und wahre Adelsvcrfassung, durch Majorate und Fideikommisse an 
Kcinertrag, werde durch sie auch Handel und Industrie gehemmt, 
so sei dafür der Staat nach innen und außen stärker. Die Gesetze 
und der Heichtum erhielten durcli den Feudalgeist jene innere 
Garantie, ohne die Gesetze sowohl als Heichtum nichts wert seien 
und die. wenn man sie gleich nicht in bestimmten Zahlen oder 
Frozenten auszudrUcken vermöge, dennoch bei einer wahren Ver- 
anschlagung des reinen Einkommens nicht übersehen werden 
könnten. ') 

Dem Adel legt Müll e r eine sehr hohe politische Bedeutung 
bei. Derselbe sei die erste und einzige notw'endige staatsrechtliche 
Institution im Staate. Er repräsentiere den einzelnen Men.schen und 
ihrer angeblichen Macht gegenüber die Freiheit der unsichtbaren und der 
abwesenden Glieder der bürgerlichen Gesellschaft. Er bilde a\ich ein 
notwendiges Gegengewicht gegen die beweglichen, nach Frei- 
heit und Universalität aus dem Staate hinausstrebenden Ele- 
mente.-) Aber der Adel solle bloß eminenten V'erdiensten zu- 
gänglich sein: Seltenheit und Heinheit der Geschlechter seien zu 
seiner Aufrechterhaltung notwendig; weshalb denn auch Müller 
wie Möser die englischen Erbgesetze für durchaus richtig 
hält. 

Er will aljer nicht bloß die adeligen, sondern die Grund- 
eigentümer überhaupt in ihrem Besitze erhalten wüssen, weil hier- 
von und von der Erhaltung des hergebrachten Verbandes der 
Grundstücke untereinander die Kettung des Staates abhänge und 
die staatserhaltenden Eigenschaften des Grundbesitzes in Er- 

') Vpl. Müller, Klemente der StnatHkuiisf, 1S09, I. Hd„ S. 87 ö'.. 91 ff. 
’) Vgl. Kleuientc, I. Hd., 8. •J(M. und Vorlesungen üüer Friedrich II., 1810, 
8. 89. ’) Vgl. Elemente, I. Bd., S. 9(M). 
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sclieinung treten konnten. *) Der Feldbau sei seiner ganzen Natur 
nach auf Dauer berechnet Er sei nicht wie die Geschäfte der 
Industrie im Raume eines Menschenlebens zu vollenden und ab- 
zumaclien. Der Fortschritt der Landwirtschaft erheische daher, daß 
unaufhörlich Kapital einer unbestimmten Zukunft preisgegeben 
werde — was nur getan würde, wenn der Glaube an den Bestand 
des Vaterlandes und die Au.ssicht vorhanden sei, daß die Enkel 
wirklich ernten würden, was die Väter gesät haben. So sei das 
Grundeigentum schon als Gewerbe mit dem Staatsinteresse ver- 
knüpft, weiters aber auch, weil es einer Gefahr von außen am 
meisten exponiert .sei. 

Der Boden an sich aber habe noch nicht diesen Wert für den 
Staat. Seine wunderbaren Kigentümlichkeiten träten erst zutage 
beim Zusammenhänge mit demselben Besitzer, derselben Familie, 
demselben Lande. Nur dann werde er auch so bewirtschaftet, wie 
er bewirtschaftet werden solle: nicht von „Manufaktur-Entrepre- 
neuren“ nach modernem englischen Muster mit „fabrikmäßiger 
Präzipitation“, sondern von Familien, die mit frommer Rücksicht 
auf V or- und Nachwelt das fromme Geschäft, dessen wahrer Ertrag 
kalkulatori.sch kaum nach hundertjährigem Durchschnitt zu beurteilen 
sei, mit überlegter Allmählichkeit, mit Lust und Liebe zum natio- 
nalen Ganzen l)etreil)eu. -) 

Müller ist also gegen die Mobilisierung des Grundbesitzes 
und gegen eine bloß von RentabilitätsrUcksichten geleitete Land- 
wirtschaft. Doch läßt er in seinen „Agronomischen Briefen“ beide 
in gewissem Umfang gelten. Dort stellt er der „isolierten“ oder 
„nationalen“ Landwirtschaft, welche fast ganz auf sich selbst 
ruht und von sich selbst zehrt, die „merkantile“ gegenüber, 
die von einem bestimmten Markt, also auch von den großen VVelt- 
begebnissen, und viel mehr als jene vom Gehle abhängt. Und er 
führt aus, daß für die isolierte Landwirtschaft persönliche und 
erbliche Dienstverhältnisse, für die merkantile dagegen Taglöhner- 
arbeit geeigneter seien, de schärfer ausgej>rägt jene sei. einen 
desto bleibenderen f/harakter nehme auch das Grundeigentum an 
und schließe sich unveräußerlich an Familien, an Fideikommisse 
und Majorate an. Je mehr sich umgekehrt die Landwirtschait dem 
Markte nähere, um so leichter und natürlicher gestalte sich auch 

'! V"f Dorow, Denkselirifton u Briefe. IH. Hd., 1839, S. ‘232. ’) Vgl. 
Friedrich II.. S. 82 ff.. 89 ff. 
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der Übergang des Grundeigentums aus einer Hand in die andere. ') 
„Zu segnen ist das Gestirn, welches das Vaterland unter der 
großen Krise bei einer gewissen agrarischen Jungfräulichkeit 
erhalten hat, welches ihm seine großen Grundeigentümer, seine natür- 
lichen Ackersy.stenie und seine Unabhängigkeit von den Schwan- 
kungen des Weltmarktes bewahrt hat, worin zuletzt dsis Geheimnis 
seiner Dauerhaftigkeit und Unzerstörbarkeit liegt.“ -) 

Die isolierte Landwirtschaft ist ihm die erste Gewährleistung 
flir die Unabhängigkeit des Vaterlandes, während die merkantile, 
welche möglichste Rentabilität anstrebt, durch ihre Abhängigkeit 
vom Markt, das heißt von entfernten, unserem Einfluß entzogenen 
Bedürfnissen, eine Lockerung des Bündnisses zwischen Volk und 
Boden herheiführc. Aber Müller wünscht trotzdem, vielleicht in 
der Nähe der Städte, in gewissem Umfange die Existenz auch der 
merkantilen Landwirtschaft mit Freiheit des Grundbesitzverkehres. 
Die Hauptkraft des Staates aber solle jedenfalls .auf einer vom 
Markt unabhängigen, durch persönliche Dienste geführten und vor 
allem auf Bedarfdeckung basierten Landw irtschaft beruhen. 

Diese ganze Vorstellung ist eine Rekonstruktion mittelalter- 
licher Verhältnisse, für die Müller bekanntlich eine große Vor- 
liebe hatte : für die neuere Zeit trifft sie un<l traf sie niemals zu. 
Auch nicht für den ganz auf Robot gestellten Großgrundbesitz, 
an den Müller bei seiner isolierten r,andwirtschaft hauptsächlich 
denkt, da derselbe ja vom Markt viel abhängiger ist als viele bäuer- 
liche Betriebe, die hauptsächlich für ihren eigenen Konsum arlieiten. 

Für Müllers mittelalterliche Auffassung ist es charakteristisch, 
daß er dort, wo er die Bedeutung des Grundbesitzes für den Staat 
hervorhellt, immer nur an den Adel denkt und sonst nur noch von 
einem BUrgerstand spricht, während ein Bauernstand für ihn nicht 
existiert. Nur einmal s[iricht er von ihm als der erweiterten Familie 
des Adels, der durch ihn als Familienvater repräsentiert werde.*) 
Dem entspricht es auch, daß in der ständischen Verfassung, die 
Müller als Organ des Volkswillens fordert, für den B.auernstand 
kein I’latz ist und er nur ilem grundbesitzenden Adel und den 
gewählten Abgeordneten des BUrgerstaudes eine beratende Stimme 
bei den Landtagen einräunit. 

*) Vgl. .\grononibclie Ifriel'o in .Schegel» .Deutsches Museum“, I. Bd. 
(ISI'i). S. 60 ff. ’) Ebenda, S. 71 ff. ’) Ebenda. S. 57 ff. Vgl. Eriedricb 11.. 
S. lO'J. Ebenda. S. llil ff. 
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§ 2. Im Anscliluß an Ad. Müller ist auch Kurl Ludwig von 
Haller zu nennen, „von allen Männern der reaktionären Schule 
in Deutschland unstreitig der ehrlichste, konsequenteste und rück- 
sichtsloseste“, der noch mehr als Müller im Ideenkreis mittel- 
alterlicher Verhältnisse befangen war, wie ihm denn auch das Lehen- 
system als Inbegrift' von Wohltaten und wahrhaft väterliches 
Regiment erschien. *) 

Im Interesse der Schaffung eines natürlichen und wahren 
Adels verlangt er: man solle ein ansehnliches und fortdauerndes 

Grundeigentum erhalten, statt daß der Zeitgeist alles zersplittert; 
volle Testierfreiheit herstellen ; Erstgeburt an liegenden Gütern 
oder wenigstens Substitutionen, Majorate, Fideikommisse gestatten j 
mit diesen unteilbaren, an die männliche Linie übergehenden Gütern 
besondere Vorrechte, diis Recht derLandstaudschaft, erbliche Ämter etc. 
verbinden. *) 

tj 3. (ianz in den Gedankengängen der historisch-politischen 
Richtung bewegen sich auch die Ansichten <les Freiherrn August 
von II a.x th aus en. “*) 

Er wendet sich gegen die herrschende und namentlich von 
Thaer vertretene Auffassung des Grundeigentums und erkennt 
ihren Hauptirrtum darin, daß der Ackerbau nicht mehr wie einst 
als die Ba.sis des Lebens gilt, sondern nach englischem Vorbild 
als ein Gewerbe, ein Industriezweig, ein Geschäft; der Acker aber 
eine Ware ist, die man nach Helieben zum Miu-kt ti'agen kann. 
Siege diese Ansicht, so würde der Ackerbau in seinen G rundfesten 
geändert, vielleicht zerstört. Haxthausen wendet -ich also in 
gleicher Art wie Müller gegen die Basierung des Ackerbaues auf 
Frinzipien rein privatwirtschaftlicher Rentabilität, 

Er verwirft auch ebenfalLs die moderne Auffassung des Staates 
als einer bloßen Anhäufung von Individuen. Vielmehr sei dieser 
eine gegliederte, organische Masse. Seine vier Stände — Adel, 
Klerus, Bürger und Bauern — seien lebende, naturnotwendige Be- 
dingungen seines Daseins, die ihrerseits nicht ohne einander bestehen 
könnten und deren Ausbildung der über ihnen schwebende Staat 
zu übernehmen habe. Der Bürgerstand sei im Staat das kosmo- 

‘I Vgl. ober lliilIiT, lloscher, (Jeschichte, 778 tf. -) Vgl. Haller, 

Restauration der Stnatswissensihnften, 1818, 111. Hd.. S. ‘Ji~, 304. “) Vgl. 
Haxthausen. Agrarverfa.ssung Norddeutsehlands. 18:19. — Vgl. Tiber ihn: 
hippert im Handwijrterb. d. Staatsw. ill. .\ufl), IV, S. IlGf. A. a. 0., 
1. Itd., 1. Teil, Einleitung ti. VII f. 
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politische, der König mit dein Adel das leitende, ordnende, historische 
Element und speziell dem Adel komme, wie die Staatengeschichte 
Europas und namentlich der germanischen Völker lehre, eine große 
Bedeutung zu.’) Um diese Bedeutung zu behaupten, mils.se aber der 
Adel nach wie vor unmittelbar und mittelbar den großen Grund- 
besitz in seinen Händen vereinigen und auch selbst in Form großer 
Guts wirtschaften nützen. Das sei auch für den Staat unbestreitbar 
nützlich. Denn solche GroßgUter seien Reservoirs gegen Mangel 
und Hungersnot. Zuzeiten von Not und Kriegen tünde man in ihnen 
immer eine reiche Hilfsipielle für das augenblickliche, dringende 
Bedürfnis. Sie hätten auch unendlich wohltätig auf die Technik der 
Landwirtschaft und die Bildung der Bauern gewirkt. Zugleich aber 
habe der Großgrundbesitz auf Charakter und Bildung des Adels 
selbst den tiefsten und entscheidendsten Einfluß in günstiger Richtung 
geübt. Der Großgrundbesitzer habe unstreitig die schönste, freieste, 
unabhängigste und edelste Stellung im Leben. Er stehe der Natur 
unmittelbar nahe, sei aber nicht ihr Knecht wie der Bauer, sondern 
beherrsche frei die Verhältnisse. Seine Stellung schließe jene 
Unruhe des Erwerbes, jene Leidenschaftlichkeit der Spekulation, 
jenes Ringen nach Reichtum aus. welches oft den Adel der Ge- 
sinnung zerstöre. So sei der Adel in vergangenen .lahrhunderteu 
der natürliche Reiiräsentaut des Grunds und Bodens gewe.sen. der 
die Interessen des ländlichen Prinzips um besten kannte und alle 
notwendigen Eigenschaften besaß, sie zu vertreten. -) 

Haxthausen wirft aber den liberalen Theoretikern auch 
vor, bei ihrer vorherrschenden Verstandeskultur die Agrikulturver- 
hältnisse nach abstrakt einseitigen Theorien zu betrachten und all- 
gemein regeln zu wollen, ohne zu bedenken, daß die landwirt- 
schaftlichen oder besser die bäuerlichen Verhältnisse in \\ ahr- 
heit ülierall verschieden und nicht willkürlich durch eine Gesetz- 
gebung konstituiert worden sind. Deshalb sei es verfehlt, die ;dte 
Abhängigkeit zwischen dem Herrn und seinen Leuten bloß ungünstig 
zu beurteilen. Diese habe auch ihre guten Seiten gehabt und un- 
streitig sei der Hauptgrund der Tüchtigkeit besonders der nord- 
deutschen Bauern in der geregelten und geschlossenen Gemeinde- 
verfassung zu suchen. Nicht minder wohltätig habe auch der 
ungeteilte Übergang der Wirtschaften an einen Anerben — wie 
dies die alte Meierverfassung vorschrieb — gewirkt, da bei Ein- 

') Elienda, S. 182 If.. 2i;i Ebenda, .8 1S5 tl. ’) Ebenda, S. 188 f. 
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h'ilung der Flur in Meier- und Rittergüter sowie bei Ausmaß des 
einzelnen Gutes von vornherein auf die bäuerlichen RedUrfnisse 
Rücksicht genommen worden war.') Diese Agrarverfassung sei, 
meint Haxthausen, in der neueren Zeit fast ganz in das Meer 
der Vergessenheit gesunken und wenn er sie lobe, so geschehe es 
vor allem für jene Zeit, in der sie lebendig war. Nun solle zwar 
das Tote nicht geweckt werden. Wohl aber müsse man das Zweck- 
mäßige, im Volkscliarakter noch lebendig Wurzelnde erlialten und 
nicht durch leichtfertige Theorien dem sogenannten Geist der Zeit 
opfern. 

Der moderne Staat, schließt Haxthausen, hat seine Auf- 
gabe, den Bauernstand innerhalb der altständischen Ordnung zu 
verselb.ständigen und zu befreien, bisher nur höclist unvollkommen 
gelöst; und zwar deshalb, weil man wohl die materiellen, nicht aber 
auch die geistigen Fe.sseln des Bauern.standes erkannt und gelöst 
hat. *) Ebenso hat sich auch die Prophezeiung der Theoretiker, 
daß mit der Freiheit des Bodens dessen Ertrag und mit ihm der 
reine Überschuß unendlich steigen würde, nach den Erfahiningen 
in Preußen keineswegs erfüllt. ') Einen Vorteil allerdings hat die 
preußische Agrargesetzgebung gebracht: durch die Ablösung der 

Reallasten ist der so allgemein schädlichen Feindseligkeit zwischen 
Adel und Hauer der Boden entzogen worden. Nun aber kommt 
es darauf an, sich auch darüber klar zu werden, wie ihr Verhältnis 
in der Agrarverfassung künftighin zu gestalten sei? 

Hier bieten sich nun. meint Haxthausen, zwei Wege. 
Erstens vollkommene Auflösung der festen Verbindung beider 
Stände mit dem Boden, also .Mobilisierung des Grundbesitzes. Dieser 
wird dann in den ^Veltverkehr als Ware eintreten und dom zufallen, 
der ihn am besten, das heißt entweder im großen oder in Form 
der Gartenkultur nützt. Kann sich in diesem Fall der Adel im Be- 
sitz der großen Güter behau])ten, so wird er auch weiterhin großen 
Einfluß auf den kleinen Grundbesitz ausüben. — Es bietet sich aber 
noch ein zweiter Weg, den Haxthausen offenbar vorzieht. Die 
Erhaltung der bestehenden Verfassung nach Ausschaltung alles 
dessen, was an ihr schlecht und veraltet ist. Bleiben muß die fidei- 
kommissarische Bindung der Güter und eben.so eine Art Klientel- 
verhältnis des Bauern zum Adel, da der bäuerliche Wirt zu schwach 

’) Kbcmla, S. 190 H' ’) Ebetnla, S. 197. ’) Ebenda, S. 210 (f. *) Ebenda, 
S. 212 ff. “) Ebenda, S. 217, 203. 
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ist. um sich aus ei);euer Kraft zu behaupten. Deshalb muß auch 
dem Adel in der Gemeindevenvaltung eine entsprechende Stellung 
eingeräuint werden. ' ) Kurz, will man den Bauernstand erhalten 
und soll derselbe nicht durch den ökonomisch überlegenen Groß- 
oder Zwergbetrieb verdrängt werden, so muß seine Freiheit be- 
schränkt werden. 

Trotzdem Hasthausen sich immer wieder dagegen ver- 
wahrt. daß er die Vergangenheit rekonstruieren wolle, so ist es 
doch nur ein erneuerter Beweis dafür, wie leicht das Streben. ,die 
gute alte Zeit“ zu erfassen und zu begreifen, zu ihrer Idealisierung 
fuhrt. So kommt es denn, daß man einer Gesetzgebung, die sicher 
nicht für alle Zeiten Geltung beanspruchen darf, diese auch dort 
zu versagen geneigt wird, wo die historischen Bedingungen für sie 
schon vorhanden sind. ,\us einem berechtigten Konservativismus 
wird auf diese Weise eine Keaktion, die den historisch gewordenen 
Verhältnissen durchaus nicht mehr gerecht zu werden vermag. 

§ 4. Die Schriftsteller, deren .\nsichten dieses Kaiiitel ge- 
widmet war, haben vielleicht eine ausführlichere Behandlung er- 
halten, als ihrer Bedeutung für die Betriebsfrage entspricht. Aber 
es war notwendig, sich mit ihrem ganzen Ideenkreis bekannt zu 
machen, der ein von dem der früheren Ökonomen sehr verschie- 
dener ist. Für sie steht der Besitz im Mittelpunkt des Interesses, 
nicht der B e t r i e b. Da es in Deutschland eine vom Besitz ge- 
trennte Besitzfrage nicht gab. so hatten sie auch nicht viel Anlaß, 
sich zu einer solchen zu äußern. Hätten sie diesen Anlaß gehabt, 
so würden sie sich wahrscheinlich für kleinen und mittleren Pacht- 
betrieb und gegen Biesen- und Parzellenbetrieb entschieden haben, 
wie dies N i e b u h r auch tatsächlich tut. 

Schon früher habe ich hervorgehoben, daß die besprochenen 
Publizisten sich auf fast allen Gebieten in bewußtem Gegensatz zu 
den Aufklärungsströniungen des XVIH. .lahrhunderts befinden. War 
dieses von der Idee der angeborenen, für alle Menschen gleichen 
Hechte ausgegangen, so stellt Möser diesen die erworbenen Rechte 
entgegen. Rousseau und seine Schule hatten die Menschen als 
eine Summe gleichwertiger und gleichberechtigter Individuen be- 
trachtet. Möser ist dieser Gedanke ganz fremd. Er vertritt der 
Idee des Rechtsstaates gegenüber die alte ständisch gegliederte Ge- 
sellschall. deren Rechte ihm höher stehen als das allgemeine 

') Eüendu, S. ü(14 tf. 
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Wohl. Und eben.so eifern uuchMüller und H tixthuu»en ge^en 
die „chemische“, „mechanische“ und „arithmetische“ Auffassung 
des Staates. Ihnen ist der Staat keine gleichartige, sondern eine 
in natürlichen Ständen organisierte Masse. Löst man diese in 
Atome auf, so muLi sie zugrunde gehen. Allerdings sind die Stände 
für Möser Selbstzweck, für Müller aber nur Mittel zum Zweck 
des Staates. Einig aber sind sie im Bestreben, dessen ständische 
Gliederung zu erhalten. 

ln der Idealisierung der Vergangenheit berührt sich diese 
ganze Richtung mit der romantischen Schule, die sich von der 
ewigen und, wenn man so sagen darf, internationalen Schönheit des 
klassischen Altertums der nationaldeutschen mittelalterlichen Kunst 
zuwendet. 

Durch die Ablehnung allgemein gültiger, aus der Fremde 
rezipierter Rechte und in der Betonung des historisch Gewordenen 
steht sie endlich in engem Zu.suniuienhange mit der historischen 
Rechtsschule, als deren ökonomischer Vertreter Niebuhr manch- 
mal bezeichnet wird. 

Auf wirtschaftlichem Gebiet scheidet sie sich vom Liberalismus 
dadurch, daß ihr dessen Optimismus fernl)leibt: sie teilt nicht 
den Glauben an die wohltätigen Wirkungen der Freiheit. Sie ver- 
hält sich ferner dem Streben nach höchster Rentabilität gegenüber 
durchaus ablehnend und verwirft deshalb auch die Prinzipien 
rationeller Landwirtschaft. 

In der Bodenfrage äußert sich diese Reaktion gegen liberale 
Ideen in einer vollkommenen VernachläLssigung der ökonomischen 
Seite des Betrieb.sproblems, der gegenüber die politische und 
soziale ausschließliche Hervorhebung erfährt, welche wieder von 
der klassischen Nationalökonomie vernachliLssigt worden war. 

Diese politische Betrachtungsweise schließt nun freilich weder 
ilie Bevorzugung der Freiteilbarkeit noch die der kleinen Güter 
aus. W enn daher trotzdem die Schriftsteller, von denen hier die 
Rede ist, für Gebundenheit eintreten, so liegt das in ihrer Ab- 
neigung gegen jeden Umsturz und in ihrem Streben, g<‘gen diesen, 
wie ihn die Revolution in Frankreich gebracht hatte, in der Konti- 
nuität der Familien einen starken Damm aufzufuhren. Eben des- 
halb fordern sie in schneidendem Gegensatz zur Adelsfeindlichkeit 
der Revolution große, fideikoniinissarisch gebundene Güter im 
Interesse der Erhaltung eines politisch maßgebenden, starken Adels. 
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Die •'iliisti^e Beurteilung, die einige von ihnen großen 
BiiuerngUtern zuteil werden lassen, hängt znin Teil mit rein per- 
sönlichen Momenten zusammen, nämlich mit dem Milieu, in dem 
die fraglichen i’uhlizisten lebten und wirkten: Westfalen, dem 
Bauernlande par excellence. 

Sehr nahe der eheii gekennzeichneten fiedankenrichtung ver- 
wandt ist die einer Ueihe anderer Schriftsteller aus den vierziger 
Jahren des ahgelaufeiien .lahrhunderts. deren Besprechung aber 
einem s|iäteren Ka]iitel Vorbehalten bleiben muß. 
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DRITTER ABSCHNITT. 


Die ökonomiseh-politische Richtung. 

I. Kapitel. 

Von Soden bis List. 

§ 1. Zwischen der rein ökonomischen und der historisch- 
politischen Itichtung nehmen eine Reihe von l’uhlizisten eine ver- 
mittelnde Stellung ein, die den verschiedenen Seiten unseres 
Problems gerecht werden wollen : neben der ökonomischen 
und politischen auch der rechtlichen. 

Diese Gruppe gewinnt vor allem seit dem .Anfang der dreißiger 
Jahre des XIX. Jahrhunderts an IJedeutung, obschon auch bereits 
früher vereinzelt Ansichten laut werden, die ihr zuzuzählen sind. 
So werden bereits von -Merkel und Graf Magnin anläßlich der 
Diskussion Uber die Dismembration adeliger Güter in Schlesien *) 
unteilbare GroßgUter im Interesse der Erhaltung einerseits des 
Adels, andei’seits der Monarchie verlangt. 

Umgekehrt hat Graf Soden, der, wie wir wissen, in seinem 
Hauptwerk das Problem der Grundbesitzverteilung im Hinblick auf 
die ökonomische Seite untersucht hat-), in einer früheren Schrift, 
in der er dasselbe ausschließlich vom politischen Gesichtspunkt 
betrachtet, auf die Gefahr hingewiesen, die dem Staat aus einer 
großen und mächtigen Grundaristokratie erwuchsen könne. “) Diese 
Auflkssung begründet er folgendermaßen ; 

Zweck des Menschen ist möglichster Genuß des Genießbaren 
dieser Erde. ♦) Damit ist es aber unvereinbar, daß wenige Reiche 
die Erde unter sich teilen und so den übrigen die .Mittel zur Er- 
werbung des Genießbaren entziehen. Auch die E-vistenz des Staates 


') Siche oben S. 110 ff. ’) Siebe oben S. 131 ff’., wo So de ns ilkononiisehc 
.Ansiehten, uni sie nicht aus dem Zusammenhang mit den anderen Theoretikern 
heraiiszureiöen. bereits dargesteilt worden sind. ’) Vgl. Soden. Das agrarische 
Gesetz usw., 1797. *) Vgl. Das agrarische Gesetz, S -t. 
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erscheint durch allzu große Ungleichheit der Vermögen bedroht, 
weshalb denn auch die antiken Staatsmänner und Philosophen 
immer einer solchen Ungleichheit durch Ackergeaetze entgegenzu- 
w'irken gesucht haben. Aks Damm gegen die Vermögenskonzentration 
war auch das deutsche Institut der Fideikommisse gedacht. Freilich 
sind sie später in ihr Gegenteil ausgeartet. Sie setzen den Er- 
werbungen keine Schranke, aber sie halten da.s Erworbene zusammen 
und entziehen es dem Verkehr. — Der einzig dauernde Besitz ist 
da.s Grundeigentum. Denn bewegliche.s Vermögen zersplittert sich 
leicht und vermag daher seinen Besitzern selten ein dauerndes 
Übergewicht Uber seine Mitbürger zu erhalten. Großgrundbesitz 
aber bedeutet Verfügung über die Nahrungsmittel. Von ihm hängen 
daher diejenigen ab, die wenig oder keinen Grundbesitz haben. 
Die.se .Abhängigkeit kann olme entscheidende Eingritle in das 
Eigentumsrecht niemand aufheben. Man mag Titel, Privilegien. 
Geburtsadel beseitigen : immer wird die ärmere Klasse von der 
reichen Grundaristokratie abhängen und immer wieder wird diese 
imstande sein, die Freiheit des Volkes in Fesseln zu schlagen, 
ohne daß die Regierung, sei sie nun demokratisch oder monarchisch, 
sie schützen kann. *) Denn auch in einer Demokratie werden die großen 
Grundeigentümer bald das tatsächliche Übergewicht erhalten und 
die Zügel der Verwaltung an sich reißen, während das Volk sich 
um die bunten Lappen seiner idealen Freiheit blutig schlägt. In 
der Monarchie wird der Herrscher, solange er von großen Grund- 
eigentümern umgeben ist. stets auf seinem Throne wanken.-) Denn 
entweder .schließen sich diese an den Monarchen an und wissen 
dann in ihrem Interesse jeden der Allgemeinheit günstigen Plan 
zu verhindern. Oder sie trennen sich vom Monarchen und ver- 
einigen sich gegen Volk und Monarchie. Dann muß die monarchische 
Staatsform der aristokratischen weichen. '^) So ist die französi.sche 
Monarchie durch Adelsherrschaft untergegangen und ebenso hat die 
Herrschsucht der wenigen, welche den Grundbesitz in ihren Händen 
vereinigten, auch das deutsche Kaisertum zugrunde gerichtet. 
Und es ist nichts als ein ungeheurer Irrtum, in den landstän. 
dischen Verfassungen, d. h. in Wahrheit in der korporativen 
Organisation der großen Grundeigentümer, ein Palladium der Volks- 
Ireiheit zu sehen, ein Gegengewicht gegen die Despotie des 
monarchischen Staates. Denn Großgrundbesitzer können unmöglich 

‘) Klwiid.i, g ,'j. ’) Ebenda, g 7. Ebenda, gg 7. 10. *) Ebenda, g !♦. 
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die Masse des Volkes repräseutieren, deren Interesse dem ihren 
entgegengesetzt ist. 

Soden fordert daher ein Ackorgesetz, aber ein solches, das 
einerseits weder bestehende Eigentumsrechte verletzen darf, noch 
Fleiß, Industrie, Kultur hindern soll ') und anderseits den weiteren 
Fortschritt der Vermögensungleichheit aufzuhalten und letztere zu 
mildern geeignet ist. Zu diesem Zwecke schlügt er, wie schon er- 
wähnt. vor: die Abschattung der Fideikommisse, Majorate und 
Erstgeburtsrechte, ein Maximum für Neuerwerbungen, die Er- 
leichterung der Grundbesitzerwerbung durch Unbemittelte im Wege 
der Schatt’ung eines entsprechenden Hypothekansysteins und die 
progressive Besteuerung des Grundbesitzes, die schon die Kainera- 
listen empfohlen hatten, während er eine Beschränkung der Teilungs- 
freiheit noch ausdrücklich ablehnt. 

§2. Soden hatte blotidie großen Landgüter von ilirerpolitischen 
Seite aus gewürdigt. Hingegen wird in einer 1810 anonym er- 
schienenen Schrift-), die hinsichtlich des Adels und den zu seiner 
Erhaltung dienenden Institutionen ungefähr dieselbe aldehneiule 
Stellung einnimmt wie Soden, vor allem der Bauernstand öko- 
nomisch und politisch zum Gegenstand der Untersuchung gemacht 
und im Interesse seiner Erhaltung Unteilbarkeit der bäuerlichen 
Guter verlangt. 

Der Verfasser verweist auf die Ackergesetze der antiken Staaten. 
Indem diese, führt er aus, ihren Bürgern kleine, aber unteilbare 
Ackerlose zuteilten, wollten sie freie, wohlhabende Bürger und 
fürchteten die Ungleichheit der Vermögen. ,Vls sie dann diese 
Grundsätze vernachlässigten, sind sie zugrunde gegangen. *) Der 
freie Bauer ist, ttihrt er fort, das Zeichen eines freien Volkes \ind 
eines freien Landes. In einem kinillich reinen Verhältnis zur Natur, 
von Frömmigkeit erfüllt, durch das Leben im P’reien und durch 
steten Kampf mit den Elementen kräftig und stark, ist er der beste 
Verteidiger des Vaterlandes, an dem er mit ganzem Herzen und 
größter Begeisterung bängt, so daß ein Land um so stärker ist, je 
zahlreicher seine bäuerliche Bevölkerung. Seine mäßige Lebensweise 
bindert ihn, der Entartung zu verfallen wie die anderen Stände, 
die ohne sein frisches Blut in wenigen Generationen aussterben 
würden. *) Wenn freilich der Anonymus fordert, daß wenigstens 

*) Ebenda S§ 2, 12. Vgl. Der Bauernstand politisch betrachtet, ISIO. 

Ebenda. .S. 17 21. *) Ebi-nda. .S. 25 ti'.. ."IS. 17 tf. 
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die Hälfte der Ländereien un Bauern ausgetan werde ’), so über- 
sieht er dabei, dati zur Zeit, da er schrieb, selbst in Preußen dieses 
Verhältnis nichts üngewöhidiches war. 

Man werde, meint er, einwenden; der Bauer wirtschafte 
schlecht, ermangle der nötigen Hilfsmittel, über die der gi'oße Be- 
sitzer verfüge, halte viel unnütze Menschen und Vieh und kon- 
sumiere seine Erzeugnisse selbst. Diese Einwendungen seien jedoch 
hintallig. Der Bauer mache allerdings langsame Fortschritte, aber 
er wirtschafte nur schlecht, wo er unfrei .sei. Seinen Ka])italmangel 
ersetze er durch Arbeit, die es ihm auch, wenn er verschuldet sei, 
ermögliche, sich leichter in die Höhe zu arbeiten als ein großer 
Herr. Halte man genau Umschau, so werde man finden, daß viel- 
mehr die großen Güter sehr wenig Kapital haben und daher bloß 
mittelmäßig wirtschaften können. -J Ebenso konsumiere der Bauer 
nur dort ilen größten Teil seiner Erzeugnisse selbst und wirtschafte 
im Schlendrian, wo ihm Lust und Sicherheit des Erwerbes fehle. 
Wo beides vorhanden, da exportiere er sogar viel, wie zum Bei- 
spiel in Frie^flaiid, Dittmarschen, Schwaben. 

Wünscht also unser Autor Ackergesetze, so wünscht er sie 
nur für die Ebene. Im Berg- und Hügelland, ebenso in Gegenden, 
die von Kanälen und Seen durchschnitten sind, wird, meint er, 
schon die Natur stets das Verschwinden der Baueni hemmen. Daher 
braucht der Staat nur dort einzugreifen, wo die Gefahr einer Kon- 
zentration des Grundbesitzes besteht, nicht um die Freiheit einzu- 
.schränken, sondern um sie zu begründen. '^) 

Zu kleine Güter hält der Anonymus für schädlich. Denn ihre 
Besitzer vergeuden ihre .\rbeit und verzehren auch tatsächlich dies, 
was sie produzieren. Sie seien daher bloß in der Nähe der Städte 
berechtigt. Nichtsdestoweniger sei die Festsetzung eines Minimums 
nicht zu empfehlen, weil ein solches schwer zu fixieren sei. 
Dagegen solle der Staat, um die richtige Grundbesitzverteilung zu er- 
zielen, erstens für die Erhaltung der Bauern in seinen Ämtsdörfern 
und auf den ju’ivaten Uittergütern Sorge tragen ; zweitens aber 
seine Domänen in kleine, unteilbare Bauerngüter teilen und ver- 
kaufen. Auch sollen die Bauern an der ständischen Vertretung 
Anteil haben und auf die Landtage gewählte Abgeordnete aus ihrer 
Mitte entsenden dürfen. *) 

’) Ebenda, S. 40 ’) Ebenda, S. 45 tf. ’) Ebenda. S. 49 ff. ') Ebenda, 
S. 6fi ft'. 
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Scheu wir so unseren Autor einerseits entschieden für unteil- 
bare Bauerngüter eintreten, so finden wir in ihm anderseits einen 
scharten Gegner der Majorate und Fideikommisse, die den Boden 
für ewig binden. Den Einwand, daU deren Aufliebung die Existenz 
des Adels gefährden würde, begegnet er mit dem Argument, der 
St.-uit würde durch Aussterben des Adels nicht viel verlieren. Nicht 
minder unrichtig sei es, dati Fideikommisse eine Stütze des Thrones 
und ihre Besitzer die richtigste Umgebung des .Monarchen seien.') 
Ebenso sei die unter Hinweis auf England immer wieder vorge- 
brachte Behaujitung nicht stichhaltig, dati groüe. auf Grundbesitz 
gegründete Familien zur Verbesserung der Landwirtschaft notwendig 
seien. Wohl verdanke die englische Landwirtschaft einzelnen Groü- 
eigentümern viel. Die Talente der letzteren vererbten sich jedoch 
nur selten, während die Nachteile großer Güter dauernd bestehen 
blieben. Auch der schlecht wirtschaftende kleine Landwirt erzeuge 
noch immer etwas. Großgrundbesitzer hingegen können ihren Besitz 
zum Teil brach liegen lassen oder dauernd der Kultur ent- 
ziehen. 

Lebhaft klagt unser Anoinmus Uber die nach jabrzeutelanger 
Schwärmerei für das Neue erwachte Begeisterung für das Alte. 
Dieses halb ästhetische, halb religiöse Modes]>iel bedeute eine Ab- 
wendung von der Wirklichkeit, ein Betörtwerden durch ein Schein- 
ideal. Niemals habe der Adel ilie wohltätige Rolle gespielt, die 
ihm beispielsweise Adam Müller zu.schreibe. Immer habe er viel- 
mehr das Volk unterdrückt und ausgebeutet. Die deutsche Herrlich- 
keit sei im Volke, in den Bürgern, nicht beim Adel gelegen, 
Übrigens seien Majorate und Fideikommisse auch schon aus dem 
Grunde überflüssig, weil große Familien auch ohne sie Generationen 
hindurch im Besitz bleiben würden. Notwendig seien bloß Bauern- 
majorate, die aber beweglich und wandelbar (veräußerlich i sein 
müßten. 

g 3. Zu einer ähnlichen Ablehnung großer Güter in politischer 
und ökonomischer Beziehung gelangt auch der Marburger Professor 
Alexander Lips, doch ist dieser im Gegensatz zu Soden und 
dem Verfasser des „Bauernstandes“ unbedingter Anhänger voller 
Freiheit des Bodens. Diese allein hält er tür geeignet, das jeweils 
richtige Verhältnis zwischen Ka()ital, .Arbeit und Boden herzustellen 


') Kbenda, S. 54/68 ff. Ü Ebenda, S. 115 f., 129, 131. ’) Ebenda. S. 142. 
ürAiiberg, Studien II. 14 
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und dadurch den höchsten Reinertrag zu eraelen, welcher das 
Prinzip aller Wirtschaft sei. ') 

Die Bedenken gegen die Freiteilbarkeit, die. wieLips meint, 
wohl auch deshalb mit Vorurteil betrachtet werde, weil sie einen 
Teil der als revolutionär und gottlos angesehenen Prinzipien von 1789 
bilde, erklärt er fUr unbegründet. Vor allem lehre die Erfahrung, 
daß sich eine reiche Grundaristokratie weder als Gegengewicht 
gegen revolutionäre Parteien noch als Schutz des Volkes gegen 
den fllrstlichen Despotismus bewähre. Denn sie habe immer und 
überall bloß ihr eigenes Interesse verfolgt. Bald habe sie ihren 
nachgeborenen Söhnen ein ausschließliche.s Recht auf die Ämter 
verschafft, bald sich gegen den Regenten empört, wo dieser etwa 
ihre Macht beschränken wollte. 

Doch will L i p 8 nicht schlechthin die Existenz einer Aristokratie 
sondern bloß die Immobilisierung von Grund und Boden als Mittel 
zu ihrer Krlialtung bekäm])fen. Er leugnet auch nicht, daß eine 
reiche und aufgeklärte Aristokratie eine Stütze des Staate.s und der 
Krone bilden könne. Eine solche Aristokratie aber werde sich in 
jedem Staute von selbst finden. Sie beruhe auch gar nicht auf 
Grundbesitz allein oder auf Geburt, sondern auf Macht, Einsicht, 
Reichtum. Goethe und Rothschild seien auch Aristokraten. 
Freilich mache erst der Grundbesitz den Menschen zum Staats- 
bürger. Daraus aber folge ei>en, daß der Staat die Garantie für 
sein Gedeihen nur suchen dürfe in möglichst gleichmäßiger Boden- 
verteilung und in einer möglichst großen Zahl kleiner Besitzer, 
die ein Interesse an Ruhe und Frieden im Lande haben, weil sie 
wissen, daß sie die Opfer jedes Krieges sind, während die reiche 
Aristokratie aus dem Lunde fluchte. 

Was die volks- und privatwirtschaftliche Seite der Betriebs- 
und Besitzfruge betrifft-), so gibtLips die Möglichkeit geringerer 
Kosten und größeren Reinertrages auf großen Gütern zu. Er legt 
auch dom Reinertrag und nicht dem Rohertrag die entscheidende Be- 
deutung bei. Aber in Wirklichkeit finde sich, meint er, die größere 
Rentabilität nicht bei Groß-, sondern bei Kleingtttcrn. \Vo der 
Grundbesitz stark konzentriert sei, wie in Italien, Ungarn, Polen, 
Mecklenburg, sei der Reinertrag am geringsten; in Ländern mit 
vorwiegendem Kleinbesitz dagegen am höchsten. Aus dem einfiichen 

') Vpl. bips. Deiitsclilamls Nationalökonomie 18.S0, S. Slg tf — Vgl. 
über Lipa: Roscher, tieschichte, S. H!(2 f. *) fjips. Ebenda, § 97 f. 
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Grunde, weil der Bauer selbst niitarbeite und mit seiner Familie 
kein unnützer Konsument, sondern ein am Ertrag interessierter 
Arbeiter sei. Wolle man eine Analogie zwischen Landwirtschaft 
und gewerblicher Tätigkeit ziehen, so dürfe man nicht Kleingüter 
mit Handwerks-, Großgüter mit Fabriksbetrieben vergleichen. Viel- 
mehr stünden den letzteren gerade die Kleiugüter näher, weil 
ihre Produktion eine speziulisiertere sei. Und Lips versteigt sich 
sogar zu der Formel; auf den großen Gütern werde alles be- 
trieben und alles schlecht, auf den kleinen bloß wenig, aber das 
wenige gut. Kleingüter sind aber, fährt er fort, nicht bloß vom 
privat-, sondern auch vom staatswirtschaftlichcn Standpunkt vor- 
zuziehen. Schon mit Rücksicht auf ihre größere Steuerkraft; aber 
auch weil auf ihnen nicht so leicht Mißwachs eintritt wie auf 
großen Gütern. 

Während also nach Lips die vielgerühmten Vorteile der 
Gebundenheit und cles Großbetriebes einer unbefangenen Kritik nicht 
.sLandhalten, sprechen für die Freiteilbarkeit alle Vernuiiftsgründe. 
Vor allem entspricht sie, meint er, am besten der allgemein mensch- 
lichen, natürlichen Forderung nach Freiheit; sie bietet die Möglich- 
keit, sich den verschiedenartigsten Verhältnissen und Bedürfnissen 
anzu))assen ; sie beeinflußt in günstiger Weise Produktion und Kredit 
und diese Wirkung wird noch verstärkt durch die Vorzüge kleiner 
Wirtschaften. Doch sollen nicht überall kleine Güter an Stelle der 
großen treten, sondern bloß ilort, wo Bevölkerungsbewegung und 
andere Bedingungen ihre Entstehung begünstigen. Fehlen diese 
Voraussetzungen, so werden ohnehin trotz Freiteilbarkeit große 
Güter vorhanden sein und bleiben. ') 

Man sollte nun glauben, Lips gelange auf Grund der vor- 
stehend skizzierten Ansichten zur Forderung absoluter Frei- 
teilbarkeit. Dem ist jedoch nicht so. Vielmehr emptielilt er, daß 
bei den (iebäuden ein zur Erhaltung einer Familie ausreichender 
Grundt)esitz verlrleiben solle. .Außerdem befürwortet er lebhaft 
Arrondierungsmaßregeln. '■*) 

g 4. In den dreißiger .Jahren häuft sich die Zalil der Schriften, 
welche die Grundeigentuinsfrage sowohl vom ökonomischen wie vom 
politischen Standpunkt behandeln. 

ln erster Linie sind hier diejenigen von C. F. von Rumohr 
zu nennen, welche in der Diskussion über die Freiteilbarkeit einen 

') Ebenda. SS <K>. KM». •) Ebenda, §S 101. 103. 
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nicht unheileutendcn Einfluß geübt liiibeii und unter den Gegnern 
der letzteren freudigen Anklang fanden. ') 

R u in o li r verweist auf die Tatsache, daß sicli in Toskana 
das freie Grundeigentum, welches sich aus unfreien Zuständen 
entwickelt hatte, nach Einführung städtischer Erbteilungsgesetze 
nicht lange in den Händen der Kleinbesitzer halten konnte, sondern 
schon ini XIII. Jahrhundert in die Hände städtischer Kapitalisten 
überging-), die es zu großen Besitzungen zusaminengeschlagen 
haben und heuti' teilweise von armseligen Halbpächtern bewirt- 
schaften lassen. Das Ergebnis der freien Grundbesitzbewegung, 
scblieÜt Runiohr bieraus, ist ein ganz anderes, als die Freunde 
der Mobilisierung behaupten. Die letzteren wollen freie, auf 
eigenem Boden wirtschaftende Bauern. Dieser Zweck aber ist ohne 
Majorate kaum zu erreichen. Denn wenn der bäuerliche Besitz ein 
gewisses .Minimum erreicht hat und nicht weiter geteilt werden 
kann, so muß er verkauft werden und geht dann leicht in Hände 
von Städtern über. Nun ist das vom ökonomischen Standpunkt 
gar nicht so bedauerlich. Denn kleine, direkt bewirtschaftete Güter 
bieten keineswegs die Vorteile, die ihnen zugeschrieben werden. 
Es fehlen ihnen die Mittel zu Meliorationen, wie Bewässerungen, 
sowie zur .Ausdehnung der Viehzucht, wie denn z. B. in Italien 
alle großen Unternehmungen und Verbesserungen von Kapitalisten 
au.sgegangen sind. Kleine Güter sind auch selten arrondiert. 
Ferner sind sie. was ihren Reinertrag und ProdnktionsOberschuß 
betrifft, solange sie nicht bloß im Nebenberuf betrieben werden, 
großen Gütern gegenüber im Nachteil, was schon die höheren Pacht- 
preise großer Wirtschaften beweisen. Auch ist der kleine Grundbesitzer 
durebaus nicht der fleißigste, verständigste, glücklichste Wirt, als 
der er immer hingestellt wird. Und ebenso mangeln ihm in Wirk- 
lichkeit auch die großen sittlichen Vorzüge, die ihm angeblich 
eigentümlich sind. Dagegen zeigt er besondere, ihm eigentümliche 
Charakterfehler. Besonders groß sind die ökonomischen Nachteile 
kleiner Güter in der Ebene, wo die Freiheit nur zu ihrer Ver- 
drängung durch Großwirte führt. Dagegen kann sich der bäueriiciie 
Besitz im Gebirge erhalten, wo die Spekulation wenig Aussicht auf 
Erfolg hat, und in der Ebene bei Entlegenheit des Marktes und 


') Vgl. Kümo h r, Be.sitzlosigkeit der Koloncn in Toskana, 1830 : Reise 
durch die Lomhardei, 1838. •) Vgl. Hesitzlosigkeit der Kolouen. S. 110 ff. 
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Erschwerung des Absatzes, wo also der Reinertrag großer Güter 
al)iiinmit. *) 

Staatswirtschaftlich sind also, schließt Ruinohr, kleine 
Guter gleichgültig oder nicht wünschenswert. Wohl aber eignen 
ihnen politische Vorzüge, da bei Verteilung des Landes an viele 
Besitzer auch viele Personen vorhanden sind, die am Staat ein 
Interesse haben. Dem Staat, der außerdem Geld und Soldaten 
braucht, erwäch.st also die Aufgabe, beide Ziele, das staatswirtschaft- 
liclie und da.s politische, zu verfolgen. Demgemäß .soll er dort, wo 
die Bedingungen für (iroßgiJter fehlen, für die Erhaltung und 
Ausbreitung der kleinen Güter Sorge tragen. Es gibt z. B. in Xord- 
deutschland entlegene Rittergüter, die sich mühsam behaupten 
und wo eine Vermehrung der Konsumenten wün.schenswert wäre" 
l)ort sollen die Güter von Aktiengesellschaften aufgekauft und in 
Teilen an Bauern weiterverkauft werden. •*) Wo aber weite Fluren 
und gute Absatzbedingungen vorhanden sind, dort soll der kleine 
Besitz ausgekauft und zu großen Gütern vereinigt werden.^) Auch 
empfiehlt es sich für kleine Eigentümer, ihren Besitz zu verkaufen 
und lieber größere Höfe zu pachten, wodurch auch der Nachteil der 
Erbteilungen wegfallen würde. '*) 

Den Gartenbau nimmt R u m o h r von der Betrachtung aus. 
Dieser sei mobil und solle es bleiben. Er könne aber nie 
allgemein werden, da er bloß sekundäre Bedürfnisse befriedige. ®) 

Übrigens rät Rumohr zu einer Differenzierung des Ver- 
fahrens mit Bezug auf die Freiteilbarkeit, je nach der Gegend, ln 
Gebirgsgegenden müsse man anders Vorgehen als in den Täleni. 
Und er verweist auf Schwaben, wo in den Talgegenden seit 
Jahrhunderten Freiteilliarkeit herrsche, in der Höhe Geschlossenheit, 
weil hier Feld und Wiese, Betriebsgröße und Gebäude in einem 
bestimmten, festen Verhältnis stehen müssen. 

Von den Ausführungen Rumohrs haben namentlich die- 
jenigen, daß die Freiheit zur Vernichtung der Bauerngüter führe, 
dieser sich ohne Majorate nicht halten könne. Eindruck gemacht, 
während sein abfälliges Urteil über den Bauernstand wenig 
Beachtung gefunden hat. 


') Vgl. Reise durch die Lomhardei. S. l.iü, lül, 105 f. ; Besitzlosigkeit 
der Kolonen, S. 1(50. ’) Vgl. Besitzlosigkeit der Kolonen, S. 155 11'. Kbenda. 
S. 166; Reise durch die Lomhardei. S. 161 f. *) Vgl. Besitzlosigkeit, S. 15!). 
Vgl. Reise durch die Lombardei, S, 170. “) Vgl. Besitzlosigkeit, S. 161. 
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§ 5. Einen ganz besonders wertvollen Beitrag zur Frage der 
richtigen Grundbesitzverteilung in politischer, ökonomischer und 
rechtlicher Beziehung liefert Kobort von Mohl. *) 

Eine ungleiche Verteilung des Grundeigentums, führt er aus, 
hat für den Staat sehr bedeutende Nachteile ini Gefolge, vor allem 
den, daÜ ein Teil des Volkes des angebonien Rechtes auf Grund- 
eigentum beraubt wird. Allerdings kann der Staat nicht jedem 
Bürger Grundeigentum verschaffen. Er darf sich aber auch nicht 
dazu mißbrauchen la.ssen, die Zahl derer zu vermehren, die von 
der Erwerbung ausgeschlossen sind. Vollkommene Gleichheit wäre 
allerdings weder staatlich noch wirtschaftlich wünschenswert. — 
Ferner geht der Mehrzahl der Stiuitsbürger die sittigende Wirkung 
des Grundeigentums verloren, wo dieses in wenigen Händen kon- 
zentriert ist. An den Besitz knüpfen sich Ordnung, Arbeitsamkeit. 
Vorsicht. Besitzende sind an der Erhaltung der Ordnung und 
Gesetzmäßigkeit interessiert, während eine besitzlose Masse von 
Kolonen leicht zu Veränderungen geneigt i.st. Oie Konzentration 
des Grundeigentums bedeutet die Abhängigkeit der Volksmehrheit 
hinsichtlich des Kebensunterhnltes von einer Minderheit, wa.s 
wieder zur Entstehung einer Masse neidischer, unglücklicher 
Proletarier führt, deren Los für sie selbst hart, für den Staat 
unersprießlich, ja gefährlich ist. Dem Staate fehlt es bei einer 
solchen Lage der Dinge an innerer Kraft. Denn entweder wird das 
Freiheitsgefühl erstickt und es verhindert dann die Stumpfheit der 
Menge die Entwicklung einer öffentlichen .Meinung, die ein Gegen- 
gewicht gegen Mißregierung bilden könnte, und kommt es zu 
einem Kriege, so fehlt es dem Staat an der Möglichkeit, sich auf 
eine lebendige Volkskraft zu stützen. Oder es besteht ein heim- 
licher Kampf zwischen Hodenmonopolisten und pachtenden Heloten, 
dann drohen Unruhe und Unsicherheit, Aufstand und Vensclnvörung, 

Aber eine ungünstige Grundbesitzverteilung ist nicht nur 
rechtlich und politisch schädlich, sondern auch ökonomisch. Für 
Industrie und Gewerbe ist der Wohlstand des Lnndmannes die 
beste Grundlage. Dieser aber ist gering, wo neben wenigen Reichen 
eine Unmenge Taglöbner vorhanden sind. Auch die Fernhaltung 
der Handwerker vom Grundbesitz ist nachteilig. Dazu kommt noch 

') Vgl. Mohl, Polizeiwissonsehiifl usw , ;832,31 (II. Auflage 1844.1, 
SS 108/lO‘J, 111 115. — Vgl. über Mohl: Roscher, tieschichte, S. !H3 f., uad 
Lippert im Hamlworterb, d. Stantüw. (II. .Auf!.), V, S. 848 tf. 
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die Möglichkeit künstlicher Teuerungen wegen der Leichtigkeit von 
Preistreibereien durch eine kleine Zahl von Grundeigentümern. — 
AuÜerdem ist der Wert des Grundeigentums, wo dieses konzentriert 
ist, relativ gering, wegen Mangel an Käufern einerseits, wegen 
geringem Bodenertrag anderseits. Dadurch verringert sich auch das 
Volksvennögen. ') Im Gefolge großer Güter breitet sich auch das 
Pachtwesen aus, das im Vergleich mit dürftigen Landproletariern 
oder unfähigen, kapitalarmen Eigentümern Vorteile bietet, aber im 
allgemeinen der Eigentumsverwaltung nachsteht. 

Was nun das Verhältnis der KleingUter, d. h. jener, welche 
den selbstarbeitenden Wirt noch nicht reichlich ernähren, zu den 
großen, bei denen das der Fall ist. in wirtschaftlicher Beziehung 
betrifft, so hält Mohl jedenfalls jene für produktiver. Was jedoch 
die Rentabilität anbelangt, so entscheidet er nicht, für welche 
Besitzkategorie dieselbe größer sei. Aber ihm erscheint jedenfalls 
ein von wenigen gewonnener Uberschuß weit weniger nützlich als 
ein unter viele verteiltes hinreichendes Auskommen; uml zwar 
ebensowohl aus allgemeinstaatlichen und sittlichen als aus 
wirtschaftlichen Gründen im Hinblick auf die Interessen der 
gewerblichen Produktion, die bei einer größeren Zahl wohlhabender 
Konsumenten natürlich besser gewährleistet sind. 

Aus alledem ergibt sich für Mohl <ler notwendige Schluß, 
daß der Staat selbst mit Opfern die Hindernisse einer allgemeinen 
Verteilung des Bodens hinwegräumen solle. Doch macht er zugleich 
darauf aufmerksam, daß bei der Verteilung zu weit gegangen werden 
könne. Dies werde dann der Fall sein, wenn sämtliche bedeutende 
und geschlossene Güter in kleine Wirtschaften zerschlagen würden 
und wenn die Teilbarkeit eine absolute sei. Diese Ansicht begründet 
er folgendermaßen; 

Große Guter haben, wenn in geringer Anzahl vorhanden, wirt- 
schaftliche und politische Vorteile, ln letzterer Beziehung ist besonders 
hervorzuheben, daß der Grundbesitz, der lange in einer Familie ist, 
Einfluß auf die Umgebung gibt, der heilsam genützt werden kann. 
Reiche Grundbesitzer liefern einen Stamm von unabhängigen 
und einsichtigen Wählern und Abgeordneten. Manche Einrichtungen 
wären ohne solche gebildete, wohlhabende, mit Personen und 
Dingen bekannte, einflußreiche Landeigentümer nicht möglich. So 

*) Eine Behauptung, die bloß hinsichtlich des zweiten Moments, 
geringer Bodenertrag, sUrhhnllig ist. 
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z. B. die Institution der eiifflischen Friedensrichter. Kurz, „der 
gedeihliclie Zustand eines Lundes ist nicht derjenige, wenn lauter 
kleine Güter in einem Lande bestehen, sondern der, wo neben 
der gehörigen Anzahl kleiner auch noch mittlere und gröüere Wirt- 
schaften vorhanden sind'“, ’j Die Aufrechterhaltung des Adels führt 
er nicht als vorteilhafte \Virkung der GroßgUter an, weil sie kein 
Vorteil sei. Eine einflußreiche Grundaristokratie ist etwiis anderes 
als eine Adelskaste. Wenn letztere als eine Stütze des Thrones, 
als Vermittlerin zwischen Volk und Fürsten, als notwendig zur 
Besetzung von Offizierstellen bezeichnet wird, so sind das 1’hra.sen, 
die von allen Vernünftigen als solche längst erkannt worden sind. 
— Der Staat soll daher nicht Teilung alter Güter schlechthin an- 
streben. .\ucli sind örtliche und klimatische Verhältnisse von Wich- 
tigkeit für die Frage, ob ein Gut zerschlagen werden soll oder 
nicht. Wo Forstwirtschaft oder Viehzucht vorherrschen, da kann 
und soll es große Güter geben , in der Nähe von Städten 
kleine. 

Die absolute Freiteilbarkeit ist jedoch niemals rätlich, weil sie 
in wenigen Generationen l’bervölkerung und 1‘roletarisierung 
der bäuerlichen Bevölkerung bewirken, außerdem aber auch die 
Bodennutzung ungemein schädigen würde. Die Festsetzung eines 
Alinimums, und zwar ebensowohl für Eigentums- wie für Pacht- 
betriebe. erscheint daher ,\I o h 1 durchaus notwendig. Hierbei sei 
auf jede Kultunirt unil jede Gegend besondere Kücksicht zu nehmen. 
Allgemein aber sei festzuhalten, daß auf einem solchen Gut eine 
selbstarbeitende Familie ihren genügenden Unterhalt solle finden 
können. Zweckmäßig wäre es, nicht die Fläche, sondern das Steuer- 
kajiital zugrunde zu legen. Anderten sich ilie Verhältnisse, erweitere 
sich der .Absatz, fänden Fortschritte in Kultur und landwirtschaft- 
lichen Kenntnissen statt, .so könnte eine Herabsetzung des Minimums 
Platz greifen. Unter allen Umständen solle es aber in jeder Gemeinde 
neben den geschlossenen Gütern eine Anzahl unbedingt teilbarer 
Güter geben, damit der Grunderwerb Tuglöhnern. Handwerkern uud 
überhaupt allen, die die Landwirtschaft als Nebengewerbe betreiben 
möglich bleibe. Bei steigender Bevölkerung könne dann die Zahl 
der teilbaren Güter vermehrt werden. 

.Als Alittel zur A’erallgeineinerung des Grundbesitzes nennt 
M o h 1 sjjeziell den Abverkaul der 1 tomänen — mit .Ausnahme der 

’) A. n. 0., g imi. 
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Forste — sowie der GemeiiidegOter, die Beschriinkun;' der Toten 
Hand sowie der Fideikoinniisse und Majorate. 

W'as speziell die Bindung von Grund und Boden, wie sie beim 
Adel, aber auch beim Großbauern vorkoinmt. anbelangt, so hat sie, 
meint Mohl, wichtige Nachteile, sowohl für die Gesamtheit als 
auch für die vom Nachl.aß ausgeschlossenen Familienmitglieder und 
die Nutznießer selbst. Das Maß des verfügbaren Grundl)esitzes wird 
künstlich eingeschränkt, zugleich mit Rücksicht auf die gewöhnlich 
sclilechtere Kultur großer Güter das Volkseinkommen beeinträchtigt. 
Ferner bedeutet die Gebundenheit eine Ungerechtigkeit gegen die 
Nachgebornen. Es leiden endlich auch die Majoratsherren selbst 
unter der Kreditlosigkeit in ihrem Gefolge. Mancher würde sein 
Gut besser nutzen, wenn er einen Teil verkaufen und dadurch sein 
Betriebskapital erhöhen könnte. 

Doch sollen die Fideikommisse nicht absolut, sondern bloß 
dort beseitigt werden, wo ihre Nachteile überwiegen. Sonst könne 
man sich damit begnügen, die Neubildung von Fideikommissen zu 
verbieten und deren Veräußerliclikeit zu geshitten. Endlich befür- 
wortet Mohl auch Aufhebung des Lehensverbandes, der ebenfalls 
die Veräußerlichkeit so vieler Grundstücke hindere. 

Kurz, Mohl warnt einerseits vor übermäßiger Zersplitterung, 
nimmt aber im übrigen aus ökonomischen und politischen Gründen 
tiir kleine Güter Partei und unter diesen spielen die politischen 
eine besonders große Rolle. 

§ (). Einen sehr großen Raum hat der Leipziger Professor 
Friedrich Bühlau der Dismembrationsfrage gewidmet.*) Seine 
Ansicht ist schon in der Erklärung dessen zum Ausdruck gebracht, 
was er unter freiem Verkehr mit Grund und Boden versteht: näm- 
lich einen solchen Zustand, in welchem sich Trennung und Ver- 
einigung des Bodens einzig und allein nach dem freien Willen des Eigen- 
tümers, folglich im allgemeinen nach den herrschenden Bedürfnissen 
richtet. ^ Wo Freiheit ist, da übernehmen die „Gesetze der Güter- 
welt“ die llerr.schaft. In einzelnen Fällen kann sich aus ungenügender 
Einsicht oder großer Torheit das Verhältnis ändern. Das bleibt 
aber doch nur seltene Ausnahme oder gleicht sich in der Masse 
der Fälle aus, genau so wie die Gesetze der Moralität unter zwanzig Indi- 
viduen keine Anwendung finden, wohlaberunter lO.OOü eine unbedingte. 

') \'gl. Hüll lau. Der Staat und der Liuidhau. 1834. — Vgl. Uber ihn: 
Koscher, (ieschichte. Ci. !I02 tf. ’) .\ a. 0.. S. 21. 
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Bei einer Abwäjrung der Gründe für und wider die Gebunden- 
heit. fillirt B U h 1 iiu aus, müssen ebensowohl die Volks- und staats- 
wirtschaf'tlichen wie die privat- und verfn.s.sungsrechtlicheu Gesichts- 
punkte festgehalten werden. 

Was nun vor allem die volk.swirtschaftliche Seite des I’roblenis 
betrifft, so fragt es sich, welche GUtergröße nach den allgemeinen 
Gesetzen der Güterwelt dem Nationalvermögen größere Vorteile 
bietet. Wobei man freilich nicht übersehen darf, daß die Frage- 
stellung eigentlich nicht ganz richtig ist, weil auch bei Gebunden- 
heit des (jrundbesitzes immer kleine und mittlere Güter, hingegen 
bei Freiheit stets große bestehen werden. 

Eine in ilirer Ausführlichkeit und Objektivität höchst lehr- 
reiche Prüfung der Argumente von Freunden und Gegnern der 
Freiteilbarkeit läßt sich Bühlau zum Schluß für Kleinbetrieb und 
Aufhebung der Gebundenlieit aussprechen. ’) Daran hindern ihn 
auch nicht die liäufig vom privat- und verfassungsrechtlichen Stand- 
jmnkt vorgebrachten Bedenken 2): Furcht vor V’erlusten an grund- 
herrlichen Abgaben, Zehnten und Diensten; Benachteiligung der 
mit großen Gütern Mitl)elehnten : Besorgnis einer Schädigung des 

staatlichen Steuerinteresses. 

In politischer Hinsicht schließlich beurteilt Bühlau die Ver- 
mehrung speziell der ackerbautreibenden Bevölkerung sehr günstig. 
Denn sie vollziehe sich in ruhiger, gleichmäßiger Art und gebe 
keinen Anlaß zu Beunruhigung’’), weil sie sich mit der Ernährungs- 
ffihigkeit des Landes in Gleichgewicht halte. .Außerdem seien die 
Landleute, obwohl oft starr, trotzig und Neuerungen abgeneigt, 
ruhigen und gemäßigten Charakters, sowie jedem Extrem feind, 
während der Clmrakter der nichtlandwirtschaftlichen Bevölkerung 
mehr Anlaß zu Bedenken gebe. 

Die Argumentation zugunsten der Gebundenheit: um durch 

diese die Grundlage einer .starken Aristokiatie zu sicheni. meint 
Bühlau als veraltet übergehen zu können. Wohl könne der 
politische Nutzen großer Grundeigentümer nicht bestritten werden. 
Ungleich wichtiger für die Gesamtheit sei aber ein gebildeter, wohl- 
habender, von dem Gefühl seiner Selbständigkeit und Würde er- 
füllter Mittelstand. Übrigens bedeute ja die Forderung der Mobili- 

b Kr tut dies in Form der Wiedergabe einer Polemik zwischen Ver- 
tretern beider Kichtiingen, wobei er seine .Meinung möglichst zurOcktreten läßt, 
b A. a. 0., 8 . 4 t b KI.enda, S. 4.5 


Digitized by Google 


219 


sierung des Grundbesitzes nicht die vollstündige Aufhebung der 
großen und mittleren Güter. Eine solche wäre in der Tat zweifellos 
schädlich, weil sich manche Gründe schon ihrer natürlichen Qualität 
nach nur zur Bewirtschaftung iin großen eignen oder doch nur bei 
einer solchen die höchste Produktivität erwarten lassen. Wo aber 
diese Voraussetzungen für den Groübesitz zutreflen, lasse sich nur 
bei voller Freiheit richtig entscheiden, nicht durch Zufall, Her- 
kuniinen, Gesetz. 

Das übersehe man gew'öhnlich, meint unser Autor, und des- 
halb .sei der Streit um Freiteilbarkeit oder Gebundenheit mit 
solcher Erbitterung geführt worden. Es denken eben die Gegner 
großer Güter immer an Iliesenbesitzungen ; die Gegner kleiner 
Güter aber immer, daß die Autlösung der Geschlossenheit eine 
totale und ausnahm.slose Zerstücklung nach sich ziehen werde. 
Tatsächlich werde keines dieser beiden Extreme eintreten. Die 
Freiheit werde lediglich die unzweckmäßig großen Güter zum 
Verschwinden bringen, anderseits die Entstehung großer Güter 
fördern, wo sie zweckmäßig sei. Die Güter mittleren Umfanges mit 
zwei und mehr Gespannen w ürden überw iegen und einen kräftigen, 
ordnungsliebenden, verständigen Menschenschlag ernähren, ,den 
wahren Kern des Staates“. Kurz, Bühlau fordert nicht unbedingte 
Teilung, sondern bloß Freiheit. U Den Mißbrauch der letzteren 
befürchtet er nicht. Immerhin aber ist er, um spekulative Güter- 
schlächterei auszuschließen, einem Besitzminimum nicht abgeneigt, 
obschon er eine gleichmäßige Festsetzung eines solchen auch nur 
tür einzelne Gegenden für unmöglich hält. 

Die Ergebnisse seiner Untersuchung faßt Bühlau folgender- 
maßen zusammen ; Zu große Güter sind vielleicht nicht so schäd- 
lich wie zu kleine, aber auf dem großen Zwi.schenraum zwischen 
diesen l>eiden Kategorien Uberwiegen die Vorteile auf seiten der 
Verkleinerung 

Die Uomänen möchte er zerschlagen und an Bauern ausgetan 
wissen, wobei er dem Verkauf den Vorzug gibt vor der Erbzins- 
verleihung oder Vererbpachtung. Die Neuschatfung von bäuerlichen 
Stellen aus den Domänen sei namentlich mit Bücksicht auf den 
höheren Rohertrag kleiner Güter zu befürworten. Denn „der 
Bruttoertrag ist es, von dessen Größe der Flor des Nationalwohl- 
standes abbängt. Was kümmert es die Gesellschaft, ob einzelne 

’) Ebenda, S 47 f. Ebenda, P. 49. 


Digitized by Coogle 



220 


einen hölieren oder Keriiifferen Gewinn von ihrem Besitze ziehen. Un- 
ersetzlich aber ist der Verlust fruchtbringender Güter, die zur Er- 
nährung einer groüen Bev«>lkerutigszahl und in ihrem steten Fort- 
schreiten zur Weckung und Erhaltung neuer ICräfte und neuer 
Guter beigetragen hätten*. ') 

Fideikommisse und Majorate \ erurteilt B ü h 1 a u -) und fordert 
daher einerseits ihre .Vuthebung oder Verwandlung in Geldtidei- 
komniisse, anderseits al)er das Verbot ihrer Xeubildung. Denn sie 
schädigten die V<dkswirtschaft durch llenimung von Zerstücklungen 
und Einschränkungen des Kredits. Ihren ehemaligen ]>olitischen 
Wert hätten sie längst verloren, (ieldbesitz und Talent kämpften heute 
mit dem Grundbesitz um den Vorrang. Der Grundbesitz sei also 
nicht einmal mehr das einzige .Mittel, den Glanz der Familien zu 
erhalten. Zugleich empfänden die von der Erbfolge ausgeschlossenen 
Familienmitglieder einerseits ihre Ausschließung heute als Unrecht 
und könnten anderseits auch heute weniger auf ihr Erbteil ver- 
zichten. da sich die Zahl der früheren Versorgungsmöglichkeiten tür 
sie, wenn sie unverehelicht bleiben, durch Ffründen, Stiftungen etc. 
vermindert hätten, die Familienbande aber nicht mehr so straff 
seien wie ehemals. 

Mit Bühlau befindet sich in vollkommener Übereinstimnuing 
Karl Arnd und der Ifirektor des königlichen Kreditinstituts für 
.Schlesien, E. Heinrich. 

Jener wünscht die volle Freiteilbarkeit ausschließlich im 
Interesse des Kleinbetriebes, den er als dem Großbetrieb überlegen 
betrachtet, sowohl in betreff des Ilohertrages und des verkäuflichen 
ProduktenUberschusses wie in technischer Beziehung und im Hin- 
blick auf die geistige und sittliche Entwicklung des Volkes. — 
Heinrich al)er helft noch be.sonders hervor, daß die Verteidiger 
des Großgrundbesitzes für denselben in erster Linie eintreten. weil 
sie in ihm die alleinige und vorzugsweise Grundlage des konser- 
vativen Prinzips erblicken. , eines Prinzi]ts, das in neuerer Zeit 
ungleich mehr Anwendung findet wie früher“, weil man seinen 
Untergang fürchtet und „selbst clen Bauernstand, den man in 
neuerer Zeit zu den Elementen einer auf Grundbesitz basierten 

‘j Elienda, S. (i8 tV. Elienda, .S llü ff ’i Auf die vcrscliiedenen Fragen 
geht liühlau. ol)gleicli weniger au.^fiUirlich, auch in seinem Hivndbuch der 
.Stautswirtsehaftslehre, lS3ö. §!; 43— Irt ein. *) t'gl. Arnd. Grundlagen und 
.sittliche Forderungen der enropUischen Kultur, 183.Ö, § 83. 
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Aristokratie zu rechnen keinen Anstand nimmt“, sicli auf lösen zu 
sehen fürchtet. ’) 

Besondere Hervorhebung verdient, daß Heinrich die Be- 
hauptung; das Anerbenrecht entspreche dem alldeutschen Familien- 
recht. als unrichtig bezeichnet Vielmehr sei es diesem ganz fremd 
und erst das Lehensystem habe mit der (lesclilossenheit auch die 
Vererbung auf ein Kind eingefUlirt. Abgesehen davon, fülirt Heinrich 
fort, entspricht die Geschlossenheit weder den gegenwärtigen An- 
sichten und Einrichtungen noch auch den Lehren des Christentums. 
Sicher ist die Zei’splitterung des Bodens viel weniger zu fürchten 
als dessen Konzentration. Hat ja die neue Gesetzgebung trotz 
dreißigjähriger Wirksamkeit nicht zur .Auflösung des stabilen Ele- 
ments geführt. Denn jeder Gmndbesitz ist stabil. Und nicht nur 
daß wirtschaftliche Gesetze übermäßige Zersplitterung hindern, sei 
auch der kleine und kleinste Gnindbesitzer dem Stiuit nützlicher 
als Besitzlose. -) 

Heinrich knüpft dann an die Dismembration adeliger Güter 
in Schlesien an, die meist mißlungen sei, weil sie ein Angebot an 
Land erzeugt habe an Orten, wo kein Bedarf danach vorhanden 
war, während andere Orte, wo dieses Bedürfnis l)estaiid, leer aus- 
gegangen seien. Nicht Dismembration großer Güter, sondern 
unbeschränkte Teilbarkeit sei ein Mittel, den Nationalwohlstand 
zu fördern. 

§ 7. ,1. F. G. Ei seien, Professor in Halle, beginnt seine 
ermüdend austtlhrliche und wenig tiefe Untersuchung über die 
Wirkung der verschiedenen Arten der Grundbesitzverteilung mit 
der Frage nach den Wirkungen der verschiedenen nationalwirt- 
schaftlichen Systeme überhaupt. *) 

Deren Beurteilung, sagt er, hängt wesentlich von vier Mo- 
menten ab. Zunächst kommt es darauf an, ihren Einfluß auf E n t- 
s t e h u n g u n d S t e i g e r u u g d e s N a t i o n a 1 e i n k o m in e n s fest- 
zustellen. Rein ökonomisch betrachtet, ist dasjenige System das 
beste, welches in dieser Richtung am gUnstig.sten wirkt. Denn mit dem 
Einkommen vermehren sich auch auf der einen Seite die materiellen 
und geistigen Genüsse der Bürger und anderseits die Zuflüsse für 
allgemeine Zwecke. Staats- und Gemeindeverwaltung, Straßen und 


') Vgl. Heinrich. Einlluli der neuen Gesetzgebung auf die landwirt 
schaftlichen Verhältnisse in Schlesien. 1812. S. *) Ebenda. S. 70 ff, (5.S f. 
') Ebenda, S. 47. *) Vgl. Eiselen, System der Volkswirtschaft, 1818, 
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Kanäle, das Geldwesen, Einrichtungen, die WohlUitigkeitszwecken 
oder der Kunst und Wissenschaft dienen, all das kann ohne ge- 
deihlichen Zustand des Nationaleinkommens weder entstehen noch 
in gutem Zustand erhalten und weiterentwickelt werden. Nicht 
minder wichtig wie die Bildung des Nationaleinkommens ist dessen 
Verteilung, weil diese zugleich der Maßstab für die Wohlfahrts- 
verteilung unter der Bevölkerung ist. Aber auch aus politischen 
Gründen. Wohl beeinflußt eine gewisse Ungleichheit der Vermögen 
die wirtschaftliche Entwicklung in günstiger Weise. Sie darf aber 
nicht zu groß werden, sonst wirkt sie nur schädlich. Endlich sind 
bei Beurteilung eines nationalwirtschaftlichen Systems dessen Ein- 
fluß auf Sicherheit des Einkommens und der Lebens- 
mittelversorgung zu beachten. 

Hält man dies fest, fahrt Eiselen fort, so erscheint in öko- 
nomischer Hinsicht jene Grundbesitzverteilung am angeme-ssensten, 
bei welcher der größte Reinertrag erzielt wird. Denn von 
diesem hängt nicht bloß der Gewinn des Landwirtes ab, sondern 
auch die .Menge der ßodenerzeugnisse, die der nicbtlandwirt.schaft- 
licheh Bevölkerung zur Verfügung stehen. ') Mit anderen Worten : 
im Gegensatz zu Mohl und Bühlau, die den gi'ößeren, beziehungs- 
weise entscheidenden Nachdruck auf den Rohertrag gelegt hatten, 
weist Eiselen wieder dem Reinertrag die ausschlaggebende Rolle 
zu. I)ie größte Rentabilität al>er erwartet er beim Yorwiegen von 
Wirtschaften mäßiger Größe, denen ein Wirt mit wenigen 
Hilfskräften bc()Uem vorstehen kann. Bei kleineren Wirtschaften 
werde im Vergleich mit solchen Mittelbetrieben der Rohertrag 
steigen, der Reinertrag aber geringer sein ; bei großen schließlich 
der Reinertrag höher sein als bei kleinen, aber geringer als bei 
mäßigen. -) 

Wo lauter große Güter vorhanden seien, sei der Reinertrag 
nicht groß. Denn der große Besitzer sei an der Steigerung der 
Einkünfte ebensowenig intere.ssiert wie seine Hilfsarbeiter. 
Daher sei auch das Nationaleinkommen gering; es bleibe wenig 
für öffentliche Zwecke übrig: die Bevölkerung sei ihrer Mehrheit 
nach roh und ungebildet. — Anders beim Vorwalten mäßiger 
Güter. Ihr größerer Reinertrag liefere der Allgemeinheit viel mehr 


*) A. a. 0., 8 7;il. Wobei Kiselen otfenimr nicht unterscheidet zwischen 
Keinertnig und Menge der verkiluflichen Produkte. ') Ebenda, 8 721 tf. 
’) Ebenda, 88 721 ff. 
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Mittel. Nicht minder ermöglichten sie eine viel freiere, selb- 
ständige Regierung als bei vorherrschendem GroÜbesitz. wo sich 
die Regierung entweder großen und mächtigen Eigentümern 
gegenüberfinde oder in deren Händen liege. Auch hätten die 
Mittelbesitzer viel mehr das Bedürfnis, sich zu vereinigen, was 
wieder eine viel vollkommenere Entwicklung des gesellschaftlichen 
und politischen Lebens zur Folge habe. Schließlich könnten sich 
dann auch andere wirtschaftliche Tätigkeiten entfalten, welche die 
Bevölkerungsbewegung günstig beeinflussen. ') Wo hingegen Frei- 
teilbarkeit und Zersplitterung herrsche -), wechsle das Grundeigentum 
beständig. Daher sei die Anhänglichkeit an den Landbau und an 
Grund und Boden gering. Den wechselnden Besitzern fehle die 
genaue Kenntnis der Eigentümlichkeiten des Bodens, so daß sie, 
zum Schaden auch des Nationaleinkommens, Verluste erleiden. 
Jede Teilung entwerte die Gutsgebäude. Übernehme aber bei 
gleichem Erbrecht ein Sohn allein den Hof. so müsse er durch 
Abfindungen sein Wirtschaftskapital übennäßig schmälern. 3) Bei 
Bodenzersplittening sei der Rohertrag sehr hoch. Das Erzeugnis 
werde aber fast ganz vom Produzenten selbst aufgezehrt. Die 
Bevölkerung werde dabei eine große Zunahme erfahren, weil 
erfahrungsgemäß arme Leute meist mehr Kinder haben als wohl- 
habende. Schließlich fehle es in diesem Falle auch an Mitteln für 
ötfeutliche Zwecke. 

Wie man sieht, bringt Eiselen zwei Dinge in Gegensatz 
zueinander, die gar keine Gegensätze sind — große oder mittlere 
Güter und Freiteilbarkeit. Ganz abgesehen davon, daß er der Frei- 
teilbarkeit das in die Schuhe schiebt, wofür das gleiche Erbrecht 
verantwortlich ist: so die hohe Belastung des Hotilbemehiners 

durch Abfindungen. 

Die Bodenverteilung, führt er weiter aus, beeinflußt aber 
auch in stärkstem Maße die E i n k o m m e n s v e r t e i 1 u n g bei 
einem vorwiegend agrikolen Volke (und nur an ein solches denkt 
Ei seien). Wo Großbesitz vorherrscht, stehen sich die Interessen 
einer geringen Anzahl von Reichen und Bemittelten und einer 
ungeheure Mehrheit von Knechten feindlich gegenüber. Bei vor- 
herrschendem Mittelbesitz dagegen verliert dieser Gegensatz an 

') Kbenda, § 703 ft. ’) Ebenda. 740 ft’. ’) Ein Einwand, der das 
gleiche Erbrecht, nicht aber die Freiteilbarkeit tritVt und gerade gegenüber 
geschlossenen (iQtern anwendbar ist. Ebenda, tj 743 ft'. 
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Umfaiij' und Iledeutung, uni bei vollkomnioner Zersplitterung ganz 
aufzuhören. 

Was drittens die Sicherheit des Nationaleinkom- 
mens hetrifll, so ist sie um so größer, je besser Gefährdungen 
des Bodenertrages durch Klementarunfillle vermieden werden: sei 
es durch individuelle Umsicht, sei es durch Aufteilung eingetretener 
Schäden auf die Gesamtheit im Wege der Versicherung; sei es 
schließlich durch gemeinsame Präventivvorkehrungen, wie Damm- 
bauten usw. Derartige Institutionen sind jedoch ebensowohl in 
dem Falle der Bodenkonzentration wie starker Zersplitterung selten, 
weil diese wie jene einen niedrigen Kulturzustand bedingen. Auch 
in dieser Hinsicht ist also eine Bodenverteilung mit vorwiegend 
mäßigen Gutsgrößen die günstigste. Eine dauernde Gefährdung 
des Nationaleinkommens wäre bloß dort zu erwarten, wo die 
Bevölkerung über den Nahrungsspielraum anwächst. Diese Even- 
tualität befürchtet Eiselen aber weder bei der einen noch hei 
der anderen Besitzverteilung. 

Die Sicherheit der Ernährung') schließlich ist nach 
unserem Autor gerade dort oft am wenigsten vorhanden, wo 
das Volk bloß aus Ackerbauern besteht. Um für Notjahre gerüstet 
zu sein, .sind notwendig: Aufspeicherung von Vorräten, Entwicklung 
der Transportwege und Mittel, um diese leicht aus Gegenden mit 
Überfluß in jene zu überleiten, wo Not herrscht; genügender 
Wohlstand dieser letzteren, um hierfür die nötigen Kosten auf- 
zubringen. Nun verfügen zwar die Großl>esitzer in den Ländern mit 
überwiegeinlen Großgütern ül>er Vorräte. Einerseits sind jedoch 
diese mit Rücksicht auf die geringe l'roduktivität solcher Güter 
relativ gering, anderseits aber haben die übrigen Wirte, Knechte 
und Frönder, auch absolut genommen, sehr wenig Vorräte. Bei 
stärkerer Bodenzersplittei-ung hingegen sind die Vonäte auf 
den einzelnen Gütern zwar kleiner, aber in ihrer Ge.samtheit 
größer, während anderseits der Handel sehr wenig entwickelt ist. 
Auch im Hinblick auf die Lebensmittelversorgung bewährt sich 
daher die Aufteilung des Bodens in Güter mäßiger Größe am 
besten. Denn diese werfen einen höheren Ertrag ab, ihre Wirte 
sind umsichtig und denken an Zeiten der Not. Auch der Handel 
i.st entwickelter, weil es bereits Gewerl>e und mit diesen ein 
.\u.stauschbedürfnis gibt, und weil der höhere Reinertrag Ausbildung 

') Ebenda, S fl’. 
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lies Transportwesens und der Veraiistaltunjfen zur Aufrechterlialtunj^ 
der Sicherheit erleiclitert. 

Doch selbst bei dieser Bodenverteilung wird es infolge der 
inneren Nachfrage vor allem bloß inneren Handel geben. ’) Darin 
liegt eine Gefahr. Gerade die Sicherheit der Ernährung ist größer 
bei stärkerem auswärtigen Handel, weil in Notjahren der Ernte- 
auslall im Inland oft gleichmäßig schlecht ist. Ein Überwiegend 
ackerbautreibendes Land wird also infolge des Fehlens von Außen- 
handel leicht Mangel leiden, besonders wenn es sich längere Jahre 
eines dauernden Wohlstandes erfreut und die Bevölkerung rasch 
zugenommen hat. Ein überwiegend agrikoles Volk muß daher 
um der Sicherheit seiner Ernährung willen diese Ausschließlichkeit 
der Produktion aufgeben. 

Wie verhalten sich nun die verschiedenen Systeme der Boden- 
verteilung hin.sichtlich des Triebes nach Erweiterung der Tätigkeiten 
über den reinen Ackerbau hinaus? 

Diese Frage beantwortet E i sei e n folgendermaßen: Unter der 
Herrschaft der Großwirtschaften stehen derartigen Erweiterungs- 
bestrebungen die größten Schwierigkeiten im \Vege. Fis fehlt eben 
überhaupt der An-sporn zu einer solchen Ausdehnung der Erwerl).s- 
tätigkeit: bei den Grundherren, weil sie in Wohlstand leben; bei 
den Fröndern und Knechten, weil sie kapitalentblößt sind. Unter 
der Herrschaft des Kleinbesitzes ist umgekehrt der reine Ertrag so 
gering, daß zu wenig zur Aufmunterung anderer Gewerbe übrig 
bleibt. Am besten gestellt sind daher auch hier wieder mäßige 
Guter: infolge der größeren Heg.samkeit der Bevölkening, ihres 
stärkeren Bedarfes an Ma.schinen und Werkzeugen zur Steigerung 
des Bodenertrages ; des höheren Reinertrages und daher der 
leichteren Möglichkeit, die Tätigkeit anderer zu bezahlen ; der 
besseren Verkehrsmittel und der besseren Entwicklung des 
Handels.^) 

Hat man sich nun so ein abstraktes Bild von den Wirkungen 
der verschiedenen Bodenverteilung.ssysteme gemacht, fahrt Fliselen 
fort, so muß man mit der Tatsache rechnen, daß keines dieser 
Systeme in der Praxis alleinherrschend ist. Vielmehr finden 
sich die verschiedenen Besitzgrüßen nebeneinander. Fliese Mischung 
ist sehr vorteilhaft. Denn sie mildert die Nachteile der ein- 
zelnen Betriebsgrößen undi erhöht nicht nur, sondern vermehrt 


') Ebenda. §§ 700 ff. >) Ebenda, §S TO.'» ff. 
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auch deren V'orteile. Soll jedoch eine so vorteilhafte Mischung 
sich erhalten, so muß freies Erbrecht, aber auch Testierfreiheit 
bestehen, ’j 

Es ist ein besonderer Eehler iler Eiselenschen Erörterungen, 
der ihnen alle Aktualität raubt, daß er von den drei national- 
wirtschaftlichen Entwicklungsstufen, die er unterscheidet — 
Ackerbau-, Gewerbe- und Handelsvolkern — nur die erste in seine 
Untersuchung Uber die Wirkung der verschiedenen Bodenverteilung 
einbezieht, trotzdem der Zustand des reinen Ackerbaues von den 
Kulturvölkern fast allgemein Überwunden ist. Abgesehen davon 
aber leidet seine Darstellung auch dadurch, daß er wirtschaftliche 
und politische Momente bunt durcheinander wirft. 

Wie Eiselen und aus den gleichen Gründen spricht auch 
J. G. Elsner der Vorherrschaft des mittleren bäuerlichen Besitzes 
von SO — 40 Morgen die gilnstig.sten Wirkungen zu. Neben solchen 
wünscht er aber ebenfalls den Bestand von Großgütern von 400 
bis 500 Morgen und KleingUtern (unter 30 Morgen). ^1 

Speziell für große Güter hat er eine entschiedene Vorliebe 
und behauptet, daß ihre Vorteile ihre Nachteile weit überwiegen, 
ln erster Linie zuerkennt er ihnen mit den Konservativen in poli- 
tischer Beziehung eine im Vergleich mit Handeltreibenden und 
Industriellen viel stärkere staats- und thronerhaltende Bolle und 
hält es für sehr berechtigt, daß ihnen eine Vorzugsstellung in der 
ständischen Vertretung eingeräumt werde. *) Aber auch in ökono- 
mischer Beziehung läßt er für sie alle Vorzüge, die ihr zugesprochen 
zu werden pflegen, was an ihnen als Nachteil in Erscheinung tritt, 
aber lediglich als Argument gegen ihr vollkommenes Ül)crwiegen 
gelten. Aus dem gleichen Grunde befürwortet er die lideikom- 
missarische Bindung der vorhandenen Großgüter als Mittel zur Er- 
haltung einer reichen Grundaristokratie. 

Angesichts dieser Vorliebe für große Güter tritt um so 
schärfer seine Abneigung gegen kleine hervor. Die politischen und 
sozialen Vorteile der letzteren, meint er, verschwinden, wenn ihr 
Umfang zu sehr abnimmt, und ihr höherer Bohertrag sei kein Ge- 
winn. wenn er von einer großen im Elend lebenden Bevölkerung 
erzeugt wird. 

‘) Ebenda, S "'Jl- ') \’gl. Elsner, I’olitik der Landwirtschaft. 1-35. 
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Nebenbei bemerkt, wünscht E 1 sn e r auch die Vererbpachtung 
der Doniilnen. ') 

§ 8. In viel umfassenderer Weise als irjfend jemand vor ihm 
hat C. VV. Christ. S c h ü z das Besitz- und Betriebsproblera be- 
handelt. 2) 

Nicht mit Unrecht betont er, daO in der Behandlung des- 
selben Einseitigkeit obgewaltet habe, und zwar in dreifacher 
Richtung. Einmal dadurcli, daß bald bloß die politische, bald bloß 
die ökonomische Seite des Problems, mindestens aber nur diese 
oder jene gründlich gewürdigt worden sei. B’enier dadurch, daß. 
mit Ausnahme von Kau und Sc-henk, die Entscheidung entweder 
zugunsten voller Freiteilbarkeit oder voller Unteilbarkeit gefallen 
sei, so ilaß man zu keiner gleichmäßigen Beurteilung dieser beiden 
Prinzipien gelangte. Schließlich dadurch, daß man — Mo hl aus- 
genommen — ein höheres Prinzip habe vermissen lassen, nach 
welchem die endliche Entscheidung gefallt wurde. 

Sch Uz selbst geht daher bei seiner Untersuchung von fol- 
gendem Plan aus. Er prüft den Einfluß der verschiedenen Güter- 
kategorien — großer, mittlerer, kleiner und ganz kleiner Güter — 
auf das Volks- und Staatsleben, und zwar 1. auf die materielle 
Seite des Volkslebens >i) hinsichtlich ihrer landwirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit, f>) ihres Einflusses auf die Forstwirtschaft, 
c) auf die Industrie, d) auf den Handel, e) auf die Bevölkerung 
und das materielle Wohl derselben durch Verteilung des Ein- 
kommens; II. auf die geistige Seite des Volkslebens; III. auf die 
bürgerliche Gesellschaft und den Staat.®) 

A. Große Güter. 

I. Die Ausführungen Sch Uz’ Uber die landwirtschaftliche 
Leistungsfiihigkeit, über die Produktivität und Rentabilität großer 
Güter sind in keiner Richtung originell und oft fast wörtlich Rau 
entlehnt. Doch mißt er, in Abweichung von letzterem, dem Rohertrag 
die größere Bedeutung bei. Denn er hebt als einen besonderen 
Nachteil großer Güter hervor, daß Großwirte mehr am Geldreinertrag 
interessiert seien als am Rohertrag und daher jenen auf Kosten 
dieses zu vermehren anstreben, wodurch GroßgUter zu einem 
Hemmnis der Bodenkultur würden. •’’) Allerdings falle, fügt er hinzu, 

') Ebenda, S. 7(! tt' ’) V(jl. Sebüz, Ober den Einfluß der Verteilung 
des Grundeigentums. 1836. ’) A. a. 0., S 16. *) Vgl. ebenda, SS 19 ü- 
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historisch betrachtet, diese Kollision zwischen privntwirtschaftlicheni 
und volkswirtschaftlichem Interesse weji'. weil dort, wo es an 
Arbeitskräften niiingelt und die Absatzbedingungen ungünstig sind, 
extensiv bewirtschaftete Großgüter notwendig seien, so daß diese 
ein unentbehrliches Durchgangsstadiuni in der Entwicklung der 
Landwirtschaft bilden. Jedenfalls jedoch sei Großgrundbesitz in den 
Händen eines nicht direkt wirtschaftenden Adels der Entwicklung 
der Landwirtschaft schädlich. Dagegen seien Großgüter vom Stand- 
punkt der Volkswirtschaft aus nur günstig zu beurteilen. 

Was ihren Einfluß auf Gewerbe und Industrie betrifft, so ist 
zunächst nach Schüz festzustellen, daß sie über einen großen 
IVoduktenüberschnß für den Markt verfügen, daß ihr geringer 
Arbeitsbedarf Arbeitskräfte für das Gewerlie freimacht (während 
bei Zerstücklungen ein großer Teil der Bevölkerung dem .\ckerbau 
gewidmet bleil>ti, so daß das so vermehrte Arbeitsangebot die 
industriellen Arbeitslöhne druckt, dadurch die Produktion ver- 
l)illigt uml deren Absatz erweitert. Wenn nun aber so bei Vor- 
beiTschen von Großgütern eine Vermehrung der industriellen Be- 
völkerung eintreten kann, so sichere doch anderseits diese keineswegs 
die Aufnahme der gewerblichen Produktion. Denn die Kaufkraft der 
landwirtschaftlichen Arbeiter bleibt gering und überdies hält sich 
ihre Nachfrage nach gewerblichen Massenartikeln auch schon des- 
halb in engen Grenzen, weil die landwirtschaftliche Bevölkerung 
sich wenig vermehren kann. Daß dabei der durch die Gutsbesitzer 
entwickelte Bedarf an Luxusartikeln ein verhältnismäßig bedeutender 
ist, hilft wenig, weil diese oft aus dem Auslande bezogen werden und 
ihr Absatz außerdem stark der Mode unterworfen und daher höchst 
j)rekär ist. Infolgedessen wird der Überschuß an landwirtschaftlichen 
Erzeugnissen exportiert, ohne daß sich eine nationale Industrie zu 
entwickeln vermag, oder arbeitet eine solche, w^o sie entsteht, ledig- 
lich für den Export. Letzterenfalls werden d.ann nicht landwirt- 
schaftliche, sondern industrielle Erzeugnisse aiisgeführt und oft 
sogar Agrarprodukte importiert. In jedem Fall begünstigen große 
Güter den Außenbandel dadurcb, daß sie billige Massenproduktion 
ermöglichen. Abgesehen von diesen Momenten ist im Auge zu 
behalten, daß der geringe Anbau von Flachs, Hanf, Tabak. 01- 
l)ftanzen auf großen Gütern den Gewerben ungünstig, die ausge- 
dehnte Schafzucht dagegen ihnen günstig ist. D 

b Kbenda. SÜ 41- 43. 
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Den Einfluß der GroügUter auf die Bevölkerungsbewegung 
und Einkommensverteilung liiilt Sch Uz für nicht vorteilhaft. Die- 
selben hindern, meint er, soweit die Erhaltung der Stuatseinwohner 
durch eigene Lebeusmittelproduktion (und nicht etwa mit Hilfe des 
Imports) in Frage komme, die Volksvermehrung überhaupt und 
nicht bloß die Zunahme der ländlichen Bevölkerung allein. Da.s 
Anerbenrecht aber, das oft mit ihnen verbunden sei, wirke in der 
Richtung einer ungleichen Grundbesitzverteilung. Dabei schlössen 
Großgüter doch keineswegs Übervölkerung aus. Denn langsam zwar, 
aber sicher wachse doch die Zahl der Menschen, bis sie in der 
Landwirtschaft keine Unterkunft mehr zu finden vermöge; und 
zwar um so mehr, als die Fortschritte der Bodenkultur auf Groß- 
gütern hinter der Bevölkerungszunahme zurückbleibe. ’) 

II. Eine nicht minder einschneidende Bedeutung spricht der 
Autor Großgütern und der Unteilbarkeit für das Geistesleben des 
Volkes zu. obwohl gerade in dieser Beziehung andere Umstände 
viel wichtiger seien. Die Kinder der Großbesitzer seien allerdings 
in bezug auf die Bildungsmöglichkeiten günstig gestellt. Auch 
könnten GroßgUter auf die Ausbildung ihrer Taglöhner fördernd 
einwirken. Im großen und ganzen aber sei die .lugend- und ganz 
allgemein die geistige Bildung eine schlechte, wozu auch die un- 
günstigen Lebeiisbedingungeii der Massen beitrügen. Speziell in 
moralischer Beziehung wirke das Anerbenrecht und die damit ver- 
bundene Zurücksetzung der weichenden Erben sehr nachteilig. Wo 
noch patriarchalische V\-rhältnisse herrschen, mildert wohl die Ge- 
wohnheit diese Härten. Um so erbitternder al>er würden sie 
empfunden, wo dies nicht der FiJl sei, namentlich in der Nähe der 
Städte. — Nicht minder abträglich sei die Abhängigkeit des 
Arbeiters vom Herrn, namentlich wo jenem die Möglichkeit fehle, 
Grundbesitz zu erwerben. Sie erzeuge knechtische Gesinnung auf 
der einen, Herr.schsucht und Grausamkeit aut der anderen Seite, 
wozu noch die Wirkung der Armut überhaupt und die Erschwerung 
der Heiraten sich gesellten. -) 

III. In bezug auf die Einwirkung der großen Güter und der 
Unteilbarkeit auf die bürgerliche Gesellschaft und den Staat gelangt 
Sch Uz zu folgenden Ergebnissen*): Die Einschi-änkung der V’er- 
lüguugsfreiheit des Eigentümers und die Durchbrechung des Prinzips 
des gleichen Erbrechtes durch Ausschluß des später Geborenen von 
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der Nachfolge in das vilterlielie Gut und dessen geringer Wert- 
ansatz bei der Erbteilung beeinflußten vor allem das Gebiet des 
Privatrecbtes. Der Ausschluß der Mehrheit des Volkes vom Grund- 
besitz und dessen Anhäufung in wenigen Händen benachteilige aber 
nicht nur die unmittelbar Hetrofl'enen, sondern getaltrde auch die 
Besitzenden selbst und lege den Keim zur Autlösung der bestehenden 
Kechtsordnung. — In Gebieten mit Überwiegendem Großgrund- 
besitz und mit Unteilbarkeit übten ferner die Besitzer sehr starken 
Einfluß auf Staat, Uegierung und Verfassungsleben. Werde ihre 
Macht nicht durch eine große gewerbliche Bevölkerung im Gleich- 
gewicht erhalten, so finde eine allgemeine Einschränkung der Volks- 
freiheit statt. Die einflußreichen Ämter seien in den Händen weniger, 
reicher, intelligenter Grumlbesitzer und von ihnen abhängig; Militär- 
und Beanitenstellen seien den jüngeren Söhnen der reichen. s|)eziell 
der adeligen Grundbesitzer reserviert, so daß also deren I esetzung 
nach Stand und Geburt, nicht nach Venlienst vorgenommen werde.') 

In finanzwirtschaftlicher Beziehung sei festznhalten. daß die 
Höhe der Steuereinnahmen von der Größe des Ileinertrages al>- 
hänge. Nun könnten zwar große Güter relativ höher besteuert 
werden als kleine, weil sie die Bedürfnisse weniger Personen zu decken 
hätten. Da sie aber die Volksverniehrung aufhielten, so verhinderten 
sie auch ein Steigen der Staatseinkünfte. Anderseits dagegen er- 
leichterten sie die Steuereinhebung und bei ihrer stärkeren Pferde- 
zucht auch die Pferdeversorgung des Heeres. Auf den Staatskredit 
wirkten sie insofern günstig, als sie ein Ordnungseleinent dar- 
stellen. Sie schädigen ihn aber wieder dort, wo ein unseliges Pneht- 
svstem die Bevölkerung in Armut erhält.*) 

Die Machtstellung des Staates anderen Staaten gegenüber er- 
fahre durch Großgüter dort eine Schwächung, wo dieselben drückende 
Abhängigkeitsverhältni.sse, Leibeigenschaft, hohe Abgaben, ein elendes 
Pachtsystem, nach sich zöigen und die Entwicklung von Volks- 
wohlstand und Bildung aufhielten. Zur Erhöhung der Staatskraft 
trügen Großgrundbesitzer nur bei. wenn und insoweit sie Träger 
des landwirtschaftlichen Fortschrittes und Stützen der Verwaltung 
seien. •*) 

li — Mittlere und kleine Güter. 

Eine objektive Würdigung des Mittelbesitzes, fahrt Sch Dz 
fort, zeigt, daß derselbe — mit Ausnahme seiner Wirkung auf die 
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Forstwirtschaft — alle Vorteile der GroUgUter aufweist, während 
ihm deren Nachteile in viel geringerem Grade eignen. 

Als Vorteile schließlich der kleinen Güter und der Frei- 
teilbarkeit fülirt er die folgenden an‘): 1. Freiteilbarkeit an sich 

ermöglicht eine Erhöhung des Betriebskapitals durch Veräußerung 
einzelner Teile, ferner freie Verfügung auf den Todesfall sowie 
gleiches Erbrecht. Sie steigert den Gutswert, Sie setzt schließlich 
Tuglöhner, Handwerker etc. in den Stand, Grundbesitz zn erwerben 
und dadurch ihren Kapitals- und Arbeitsiiberschuß vorteilhaft zu 
verwerten, und befördert dadurch nicht nur Fleiß uml Sparsamkeit, 
sondern schatft auch dem Staat eine neue Klasse schätzbarer, 
fleißiger Eigentümer. Zu diesen Vorteilen gesellen sich noch die 
Vorteile kleiner Güter, die leicht durch Freiteilbarkeit entstehen, 
neben denen freilich auch nicht gewisse Nachteile übersehen werden 
dürfen. Die Vorteile bestehen in alledem, was den Nachteil großer 
Guter ausmacht, die Nachteile wieder in dem Mangel der den Groß- 
gütern eigenen Vorzüge. Vor allem ist hier in Betracht zu ziehen 
der zweifellos größere Iloliertrag. Ob sie auch einen höheren Bein- 
ertrag abwerfen, ist schwer zu sagen. Die höheren Pacht- und 
Kaufpreise scheinen dafür zn sprechen. Sie sind aber in W^ihrheit 
auf die größere Nachfrage zurUckzuführeu. Sch Uz meint, daß große 
Guter, wenn sic in bevölkerten Gegenden liegen, gute -\bsatz- 
liedingungen aufweisen, von einem intelligenten Wirt und mit ge- 
nügendem Kapital bewirtschaftet werden, zweifellos rentabler sind 
als kleine. Da jedoch diese Voraussetzungen selten Zusammen- 
treffen, so entscheidet er sicli für die regelmäßig höhere Kenta- 
bilität kleiner Güter, während den unzweifelhaft größten Reinertrag 
mittlere Güter abwerfen. 

Daß Kleinguter der Forstwirtschaft ungünstig sind, ergibt 
sich aus dem früher Gesagten von selbst. In bezug aut das Gewerbe 
hinwiederum ist ihre Wirkung derjenigen großer Güter entgegen- 
gesetzt. Sie steigern die Bevölkerung, erhöhen die Nachfrage nach 
industriellen Massenerzeugnissen und garantieren dadurch der In- 
dustrie einen absatzfähigen Markt. Auch liefeni sie gewisse Roh- 
stoffe für die Indu.strie, wahrend freilicli ihr verkäuflicher Produktions- 
Uberschuß geringer ist als auf Großgütern. .ledenfalls ist mit der 

‘) Kliendii, S iV.I— liU. •) Kine merkwiirdijfe llchniiptunjr. die sieh iiußer 
bei.''chflz bloß noch bei Rnmnhr finilet. Ini allgemeinen wird gCKagt. daß 
gerade in diclitlievülkerti'n Hegenden mit guten .Misalzbedingniigen kleine 
Hüter rentabler »eien. 
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grötieren lUndlichen Bevölkerung eine breite Basis für eine indu- 
strielle Bevölkerung gegeben, während eine solche l)ei vorwiegendem 
Groll- und Mittelbesitz nur bei industriellem Export möglich i.st. 
Die gewerbliche Bevölkerung wirkt dann wieder sehr günstig auf 
die Landwirtschaft zurück durch eine gesteigerte Nachfrage nach 
Lebensmitteln und landwirtschaftlichen Rohstoifen, welche eine 
extensive und intensive Ausdehnung der Kultur gestattet. Diese 
günstigen Retlexwirkungen kommen vor allem kleinen Gütern zu- 
gute, weil die Vermehrung der Gewerbshevölkerung durch ihr Vor- 
handensein und durch Freiteilbarkeit begünstigt wird. ' ) 

Was den Handel anbelangt, so begünstigen kleine Güter weder 
den Getreide- noch den gewerblichen Export, wohl al)er steigern 
sie den Verkehr im Innern.“) Im Verein mit Freiteilbarkeit führen 
sie auch zum GrundstUckhandel. Sie werden leicht zur Ware. Die 
Freiteilbarkeit wird oft von einer Veränderlichkeit der Grundbesitz- 
verteilung begleitet und kann diese auch in schädliche Buhnen 
leiten : durch Atomisierung einerseits und durch Konzentration 
anderseits. 

Wo KleingUtor vorhanden sind, sind die Preise der Boden- 
produkte höher. Dafür aber sind Monopolpreise ausgeschlossen und 
ebenso auch eine Preissteigerung durch fletreidezölle, wie Sch Uz 
hinzu fügt, ohne diese unverständliche Behauptung zu motivieren. 

Wie die Bevölkerungsbewegung, so beeinflussen nach seiner 
Meinung kleine Güter auch die Einkommensverteilung in günstiger 
Weise. Der größere Arbeitsaufwand steigere den Budoiertrag und 
durch ihn die Bevölkerung. Die Einkommensverteilung sei eine 
gleichmäßige. *) 

2 . In intellektueller Beziehung wirken Kleingüter ebenfalls 
günstig. Desgleichen überwiegend auch auf .Moralität und Religiosität 
durch bessere Schulbildung, Nähe des Predigers, größere Selb- 
ständigkeit, gleichmäßigere Einkomraensverteilnng. Doch werden 
diese Vorteile teilweise ahgeschwäclit durch das Zusammenleben in 
großen Gemeinden sowie durch die Nähe der Städte. 

3. Ebenso günstig sei ihr Einfluß auf die privaten und öffent- 
lichen Rechtsverhältnisse; und zwar aus denselben Ursachen, welche 
den Einfluß großer Güter als unvorteilhaft erscheinen lassen. Sie 
bringen mit sich gleiches Erbrecht und Verfllgungsfreiheit des 
Eigentümer.s — allerdings auch viele Eigentums- und Grenzstreitig- 


*) Ebenda. (iS -(>5. ’) Ebenda, S (i(i. *) Ebenda, § (>7. *) Ebenda, S. 6ei. 
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keiten. Sie schaffen eine freiere Gemeindeverwaltung und ein freieres 
Genieindeleben sowie eine größere Vielgestaltigkeit der Verhältnisse, 
eine demokratische Volksvertretung, größere Ruhe und Sicherheit. 
Abnahme der Verbrechen. Sie erhöhen die Steuerkraft der Be- 
völkerung: anderseits allerdings auch die Einhebungskosten, wes- 

halb denn auch gerade mit Bezug auf den letztgenannten Umstand 
und mit Rücksicht auf den Staatskredit mittlere Güter ihnen vor- 
zuziehen sind. ') 

Die Machtstellung des Staates nach außen hin endlich hält 
Schüz bei Freiteilbarkeit und vorherrschendem Kleinbesitz am 
besten gewahrt. Denn einmal bildet eine landwirtschaftliche Be- 
völkerung eine solide Basis der gesellschaftlichen Pyramide. Außer- 
dem aber bringt die Teilbarkeit in den gesell.schaftlichen Organismus 
ein Prinzip des VVachstumes und der Bewegung.*) 

1 ). G a n z kleine Güter 

sind, sobald sie allgemein werden, in jeder Hinsicht nachteilig. 
Wohl ist ihr Rohertrag hoch, dafür aber ihr Reinertrag in steter 
Abnahme, bis zum Verschwinden sogar. Denn sie verfügen über 
nur geringe, oft gar keine ProduktionsüberschUsse für den Markt. 
Ihre Aufnahmefähigkeit für gewerbliche Produkte i.st daher gering. 
Sie bewirken wohl eine Bevölkerungszunabme. Diese ist aber von 
wachsendem Elend. Unbildung, Uninoralitiit, Streit- und Prozeß- 
sucht, Gefährdung der öffentlichen Sicherheit, Schädigung der 
Staatsfinanzen und der staatlichen Macht begleitet. 

Welche Grundbesitzverteilung soll nun der Staat anstreben? 

Diese Frage beantwortet S c h ü z folgendermaßen^): Die Ent- 
scheidung hängt von der bestehenden Staatsform ab. Für einen 
patriarchalischen Staat ist das System großer Güter am vorteil- 
haftesten: desgleichen für einen absoluten Staat oder eine .Aiästo- 
kratie. Die Demokratie dagegen gewinnt am meisten bei kleinen 
Gütern und gleicher Besitzverteilung. Für die Demokratie fordert 
er denn auch eine Grundbesitzverteilung, welche Bodenkultur, Be- 
völkerungs- und Wohlstandszunahme und die individuelle Freiheit 
ohne Scliuden für das Genieinleben am meisten zu fördern geeignet 
wäre. Als Mittel zur Erreichung dieses Zieles nennt er: Fligen- 

bewirtschaftung, Unteilbarkeit der Hälfte der Güter jeder Gemeinde. 

') Ebenda, 71-72. ’) Ebenda, 75. •) Ebenda. S 76. *) Ebenda, 
§§ 82, 87 tr. 
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die kleiner und mittlerer Größe zu sein hätten, und Mobilisierung 
iler übrigen; Erleichterung der Freizügigkeit, Hegelung der Aus- 
wanderung, Förderung der Gewerl>e, nin für die wachsende Be- 
völkerung Unterkunft zu schatten. 

Als Ideal der Qrundbesitzverteilung schließlich erscheint 
Schüz jene, bei welcher nebeneinander bestehen; öft'entliches 
Eigentum an Straßen und Kanälen : Staatseigentum an Waldungen 
und an Domänen zum Zwecke von Musterwirtschatlen : Genieinde- 
und Korporatiouseigeutum an Grund und Boden für Schulzwecke 
und jieriodische Austeilung an Arme; endlich l’rivateigentum, in 
der Regel freiteill)ar, und zwar in große und mittlere Güter geteilt 
dort, wo extensive Kultur notwendig ist, dagegen mehr zerstückelt 
in bevölkerten und fruchtbaren Gegenden. Wo die Verteilung 
schädlich zu werden beginnt, soll ein Teil der Güter für unteilbar 
erklärt werden. ’ ) 

.Auch Gesetze über ein Besitzminimum hält unser Autor unter 
Umständen für rätlich. Wie Rau, mit dem er die Bevorzugung 
kleiner Güter teilt, fordert also auch er im Prinzip die Freiheit, 
deren Einschränkung aber nur ausnnhiusweise und erst dann, wenn 
die Gefahr einer unrationellen Grundl)esitzverteilung obwaltet. 

Von den verschiedeneti Arten der Untersuchung, die Schüz 
anstellt, ist jene, diu sich mit dem Flinfluß der Gutsgröße auf 
Handel und Gewerbe l)ezieht. am originellsten und interessantesten. 
Schüz vollzieht hier eine .Art Syntliese zweier entgegengesetzter 
Ansichten, deren eine dahin ging, daß kleine Güter die Gewerbe 
l)egün.stigen, weil sie eine Xachfrage nach industriellen Produkten 
entwickeln, die andere hingegen kleine Güter als für die Industrie 
nachteilig erklärten, weil sie l)loß geringe l'l)erschilsse für den Markt 
erzeugen. 

Das Resultat, zu dem Schüz kommt, daß große Güter eine 
starke Aldiängigkeit vom ausländischen Markt begründen, und zwar 
entweder vom Aljsatz agrarischer oder indu.strieller Produkte, ist 
gerade heute von Interesse, wo man von einigen Seiten diese 
Abhängigkeit als eine kUnttige Gefahr zu betrachten beginnt. 
Der sicli selbst genügende Staat, das Ideal mancher moderner 
Wirtschaftspolitiker, kommt l>ei kleinen Gütern besser auf seine 
Rechnung. — Der innere Markt bietet der nationalen Arbeit bei 

') Klicnda, 91 H’. ’) Eüeiidu. g iH. 
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kleinen und mittleren Gütern einen sichereren Absatz ihrer Produkte 
uls bei groÜen. *) 

§ 9. Eine sehr viel stärkere Hervorhebunj? des politischen 
Moments findet sich wieder bei Friedrich List, in dessen Schritten 
ja überhaupt politische Erwäffungen eine große Holle spielen. 

Der Gnindbesitzverteilung mißt er die grüßte Wichtigkeit bei. 
Wohl treiie Mosers Bezeichnung der Grundbesitzer als alleiniger 
Inhaber von Stnatsaktien insofern nicht mehr zu, als heute nicht 
bloß in der Landwirtschaft, sondern auch in Industrie und Handel 
sowie auf dem Gebiet des geistigen Eigentums derartige Aktien- 
besitzer zu finden seien. Immer aber werde die größere Zahl 
der Staatsaktien dem Grundbesitz zufallen und von deren Verteilung 
daher auch abhängen, ,ob die Nation frei, mächtig und wohlregiert 
sei oder nicht; ob ihre Existenz und ihre Zukunft auf einer festen 
Basis ruhe oder nicht“. „Das ist“, fährt er fort, „der Gesichts- 
punkt, aus welchem gegebene Ackerzustände vor allem zu beurteilen 
sind ; die anderen, wie z. B. der landwirtschaftliche, sind, obgleich 
höchst wichtig, untergeordneter Natur und jenen nachzustellen. 
Der ganze Staat, die ganze Nation, nicht bloß der Ackerbau, der 
ganze Bürger mit all seinen Forderungen und Leistungen, nicht 
bloß der Landwirt, der ganze moralische Haus- und Familienstand 
des Landwirtes, nicht bloß seine Eigenschaft als Konsument von 
Werten, ist hierbei ins Auge zu fassen.“ 

Daß d ie Tauschwerttheoretiker die Betriebsgrößen auf das 
Maß ihrer Produktivität und Hentabilität hin untersuchen, genügt 
nicht. Denn damit ist noch nicht gesagt, welche Art des Besitzes 
den dauerhaftesten Staat, die mächtigste Nation begründet. Die 
Beantwortung dieser Frage aber ist nur möglich, wenn man die 
Bildungsstufe der Nation besonders berücksichtigt. Die Bedin- 
gungen einer rein demokratischen, rein aristokratischen oder 
gemischten Hepublik sind andere als die einer absoluten Monarchie. 
Die konstitutionelle Monarchie soll sie alle vereinigen. Einer solchen 

*) V)^l. zu den Anniohten Schflz' noch da«, was er ölier (!roß- und 
Kleinwirtschaft in seinen „(irundsätz.en der Nationalökonomie*. 1843, 80 tf., 

sagt. 9 V'i'l. List, Ackerverfas8un>r, AuswanJerunft und Zwergwirtschaft. 
1842 (Gesammelte Werke. II. Hd.. S. löo tl'.). — Vgl. über ihn: Uoschcr, 
Geschichte. .S. !I71 ff. und Eheberg im llundwörterb. d. Slantsw. (II. Auf!.). 
V, S. (120 ff. ') Die Wiedergabe von M ösers Ansicht ist nicht ganz zutrellcnd. 
Denn Möser bezeichnet die Grundbesitzer bloß als ursprünglich alleinige 
.Aktienbesitzer. A. a. 0., S. löo f. Ebenda, S. 15(i. 
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— und Deutschland ist nun reif für sie — entsjiricht ain besten 
eine Ackerverteilung mit typischem Mittel- und Kleinbesitz, d. h. 
mit Wirtschaften von HO — 20iJ Morgen, hezw. von ’iO — 80 Morgen 
oder höchstens einem Gespann. Die Ausnahme sollen daneben 
bilden Groliwirtschatton, d. h. jene, deren Erzeugnis vom Pro- 
duzenten zum geringsten Teil auch konsumiert wird, und Zwergwirt- 
schaften, d. h. jene, welche ein Gespann nicht mehr voll beschäftigen. 

Sind auch, erklärt List, zu viele Großwirtschaften, namentlich 
wenn sie fideikommissarisch gebunden sind, schädlich, so haben sie 
doch als Ausnahmen ihre Vorteile: als Bahnbrecher des landwirt- 
schaftlichen Fortschrittes; als Beservoire für Zeiten der Xot; als 
Verkäufer von Uohstoffen und Xahrungsmitteln für die Städte. Wo 
sie aber überwiegen, sollen sie zum Teil in kleine und mittlere 
Guter oder in Parzellen zerschlugen werden. Die so begründeten 
Stellen aber sollen verkauft oder auch verpachtet werden. Denn 
das namentlich in Deutschland herrschende Vorurteil gegen den 
Pachtbetrieb ist ganz unberechtigt. *l 

Parzellenwirtschaft wieder, als deren Ursache List die 
»Gütermenge“ ansieht, worunter er einerseits die Gemengelage und 
anderseits diis Dorf-, im Gegensatz zum llofsystem versteht, hält 
er ebenfalls für nützlich; und zwar als Xebengewerbe und als 
Mittel zum Sparen. Ihre weitere Verbreitung sei aber durchaus 
schädlich. Ihre eigentliche Heimat seien Länder ohne Entwicklung 
von Industrie und Handel, wo also die wachsende Bevölkerung in 
der Landwirtschaft allein Unterkommen müsse. Das Endergebnis 
eines solchen Zustandes der Produktion sei dann Auswanderung. 
Statt Manufakturivaren führe das Land Menschen aus, ohne Ers.itz 
für deren Erzeugungskosten, ja noch mit Verlust des Kapitals, das 
sie ins Ausland mitnehmen. Fortschritte landwirtschaftlicher Pro- 
duktion und Besserung der ländlichen Arbeitsverfassung oder der 
Kreditorganisatiou könnten diese Ubelstäude nicht nur nicht be- 
seitigen, sondern hätten sogar erfahrungsgemäß ebenso wie die 
Einführung des Kartotfelbaues zum leichtsinnigen Erwerb von 
Grundstücken und zur Zers|)litterung getührt. Die Vorteile der 
Zwergwirtschaft, daß sie den Kleinwirten Gelegenheit zur Anlegung 
von Ersparnissen biete, werde reichlich aufgewogeu durch den 
Nachteil, daß die meisten Baueim nicht mit eigenem, sondern mit 
fremdem Geld und überdies zu teuer kauften, weil sie den Ertrag 


') Ktieiidn. S. 1(50 ft 


Digitized by Google 



237 


nicht berechnen könnten, daß sie schließlich Unglückstalle, z. B. 
Entwertuiiff durch Kriege, nicht zu überdauern vermöchten. 

Die Zwergwirtschaft, erklärt List, ist aber nicht nur »irt- 
sclmftlich, sondern auch politisch schädlich. Um ein nützlicher 
Staatsbürger zu sein, müsse man ein gewisses Maß von Bildung 
haben, ökonomisch und geistig unabhängig sein. L>er vollwichtige 
Bürger eines Repräsentativstaates dürfe nicht auf StaaisunterstUtzung 
angewiesen, sondern müsse imstande sein, an den Lasten des 
Staates niitzutragen. Er müsse zur Teilnahme an der V^erwaltung 
der Gemeinde befähigt sein, seine Rechte als Staatsbürger aus- 
zuüben wissen, seinen l’Hichten als AVähler, als Geschworner, als 
Soldat nachkommen. Und schließlich müsse er seine Kinder geistig 
und ökonomisch in der Art auszustatten imstande sein, daß auch 
sie wieder vollwichtige Staatsbürger würden. Müßten nun auch 
nicht alle diese Eigenschaften besitzen, so doch möglichst viele. 
Man finde sie bei Leitern, Gehilfen, Unternehmern ansehnlicher 
Gewerbe, unter Rentnern, bei öffentlichen Funktionären, unter den 
geistigen Produzenten, endlich bei wohlhabenden Grundbesitzern. 
Am wenigsten fänden sie sich in rein agrarischen Ländern, wo wenigen 
Großgrundbesitzern eine Masse von Parzellenbesitzeni gegenUberstehe. 

Früher, fährt List fort, strebte man nach Vermehrung der 
Bevölkerung, der Wehrkraft, der Staatseinkünfte und führte, um 
sie zu fördern, nicht bloß die Freiteilbarkeit ein, .sondern i)egUnstigte 
auch direkt die Zerstücklungen. Nun aber gebt das Streben nicht nach 
möglichst vielen armseligen Steuerträgern, sondern nach Staatsbürgern, 
nach einem wohlhabenden, gebildeten Mittelstand, der zur größeren 
Hälfte unter den Grundbesitzern zu suchen, jedoch keineswegs dort 
zu finden ist, wo es nur Kartoffelbauern und Zwergökonomen gibt. <) 

List befürwortet daher die Zusammenlegung der Zwerggüter 
und möglichste Beseitigung der Parzellenwirtschaft. Als Mittel 
hierzu empfiehlt er : Begünstigung der Gewerbe, um der Bevöl- 
kerung Nahrungstpiellen zu erschließen; Beförderung der Aus- 
wanderung bis zu dem Punkte, wo der Besitz der Zurückgebliebenen 
groß genug geworden sei; Vermindeiung der GemeindegOter und 
Domänen; Einführung des llofsystems und der Zusammenlegungen 
sowie die gesetzliche Erhaltung der einmal arronilierten Güter. 

Übrigens hält er eine Reform der Grundbesitzverteilung auch 
ohne Auswanderung — deren rationelle Organisation er ausführlich 

*) Ebenda. S. 187. *) Ebenda, 8. 19(1. 
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erörtert') — für möglich; und zwar durch Heiratsbeschrünkungeii, 
versuchsweiser Arrondierung. Verliot der (iüterteilungen. das ja 
ohnehin den bäuerlichen Gewohnheiten in den meisten Gegenden 
entspreche und sehr wohltätige Folgen haben würde. Die Art der 
Übergabe dagegen solle man dem Belieben der Wirte überhissen.-) 


II. Kapitel. 

Weitere Di.skiis.sion des Beteiebsproblems von ökonomisch- 
politiseheni 8taiidpiiiikt aus niii die Mitte des XIX. Jahr- 
hunderts. 

g 1. Mit sehr geringer Originalität, wenn auch teilweise mit 
groüer Ausführlichkeit, ist unser Thema außerdem von einer Ileihe 
von Publizisten behandelt worden, die zwiu- nicht mit Stillschweigen 
übergangen werden können, weil sie offenbar viel gelesen und viel 
zitiert worden sind, die aber anderseits auch keine ausführliche 
Behandlung verdienen. Aus ihren Schriften sollen daher bloß jene 
Punkte hervorgehoben werden, die mehr als eine bloße Wieder- 
holung der ülilichen .Argumente bilden. 

Die Mehrzabl derselben, von denen einige unter dein unver- 
kennbaren Einfluß von Bau stehen, sind für volle f’reiheit der 
Grundbesitzbewegung eingetreten und halten eine Verkleinening 
der Güter aus ökonomischen wie aus rechtlichen und politischen 
Gründen für wünschenswert. Hierher gehören: Heinrich Christian 
U 1 m e n s t e i n ■'), Friedrich Kolb'), Alexander Sebueer®), W. 
Seelig‘'i, der preußisclie Staatsrat S. J. Krause’), Max Wirt**) 
und W. A. Kreyssig"). 

‘) Kbenda, S. 202 tt. ’l Kbenda, S. 221 fl. Vgl. ülnienstein. Un- 
beschränkte Teilbarkeit des Hodens (i. d ,M Ogi in sehen .Annalen der Land- 
wirtschaft-, 19. Jid., 1S27, 140 ti ). *1 Vgl. Kolb, Teilbarkeit de» Grund- 

eigentums (i. Raus .Archiv* von ls43, S. 2H4 tf.). Vgl. Schneer, Die 
Pisiiieuibrationsfrage (ebenda von l.S4.*>. 8. 1 fl’.l. "j Vgl. Seelig, Geschlossen- 
heit des Grundbesitzes (i. d. Zeitschr. f. d. ges. S-taatswiss. von 18öl, S. .0.37 tf'.l. 
’) Vgl. Krause, National- und 8Uiatsökonomie, 1830 — Vgl. über ihn die 

kurze Notiz bei Koscher, Geschichte, ,S. 942. ') Vgl. Wirt. Nationalökonomie. 
18Ö6. Wirt ist der einzige unter den zitierten Schriftstellern, der mittleren 
Gütern den Vorzug gibt und sowohl große wie kleine bloß als Ausnahme gelten 
lassen will. ') Vgl. Kreyssig, Verteilung des landwirtschaftlich nutzbaren 
Bodens, 1840, 111. Abschnitt: Abbau zu großer Güter, S. 117 tf. Kreyssig hat 
Uliu enstein fast vollkommen ab- und ausgeschrielten. Er wird daher hier 
bloß dann erwähnt, wenn er etwas von Ul men st ein Abweichendes sagt. 
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Sie unterstützen ihre Ansicht durch folgende Argumente. 
Die Gebundenheit sei ursprünglich der deutschen Agrarverfassung 
fremd gewesen und erst im Mittelalter mit Rücksicht auf das 
Interesse des GrundheiTn sowie auf die damalige Militärverfassung 
und zur Sicherung der landesfür.-<tlicheu Steuern eingeführt worden. 
Die damals wenig zahlreiche und durch die unaufhörlichen Kriege 
dezimierte Bevölkerung sowie die Möglichkeit, die jüngeren Söhne 
als Soldaten oder Kleriker zu versorgen, hätten die Ühelstände 
der Gebundenheit nicht so emptinden lassen wie in der Gegen- 
wart, wo gegen sie gleichermaßen ökonomische, politische wie 
privatrechtliche Erwägungen sprechen. ') Dagegen habe sich die 
Freiteilbarkeit in jenen Gegenden, wo sie seit langer Zeit einge- 
führt sei, wie in der Pfalz und im Elsaß, in Hheinhessen und in 
Frankreich, sehr gut bewährt, wie auch eine Umfrage in jenen 
Gebieten allgemein den Wunsch nach Beibehaltung der Teilbarkeit 
ergeben würde.-; Auch zeigten amtliche Erhebungen, daß gerade 
in der Hheinpfalz mit ihrer vollen Freiteilbarkeit Reichtum und Er- 
trag unverhältnismäßig größer seien als in den anderen bayrischen 
Regierungsbezirken. 

Die ungünstigen Verhältnisse in Irland mit seiner Boden- 
zeraplitterung bildeten nicht, wie otl irrtümlich behauptet werde, ein 
.■Argument für die Geschlossenheit, sondern bewiesen neuerlich den 
Nachteil fideikominissarischer Bindung des Großgrundbesitzes — 
wie ja Oberhatipt der Fehler der Gebundenheit darin zu suchen sei. 
daß sie eine ungünstige Besi tz Verteilung erhalte, einer unwirt- 
schaftlichen Zersplitterung des Betriebes durch Zwergpacht aber 
keine Schranken setze. ♦) EI>enso sei es verfehlt, die Forderung der 
Gebundenheit des Grundbesitzes durch Hinweis auf Hannover zu unter- 
stützen, in dessen südlichem Teil, um Göttingen herum, wo Freiteilbar- 
keit herrsche, tatsächlich viel ungünstigere ökonomische Verhältnisse 
vorhanden seien als in den nönllichen Gegenden mit geschlossener 
Gutsverfassung. Denn die ungünstige W'irtschaftslage des südlichen 
Teiles iei zurUckzuführen auf schlechte Bodenverhältnisse und den 
Rückgang der Hausindustrie: und die benachbarten Gegenden des 

') Vgl. UlmcuBteiii a. a. 0.. S. 1G2. ’) Vgl. Kolb a. a. O.. S. 8ii. 
und Schneer a n. <)., S. Ü!l II’. Kolb beruft sich noch besonders darauf, 
daß in Rbeinprcußen. wo die Uodenzersplitterung nach allgemeiner .'tulTa.s.simg 
sehr vorgeschritten sei. der l'rovinziallandtag im Jahre 1811 die Festsetzung 
eines Beaitzminimuma mit 4!l gegen 8 Stimmen abgelehiit habe. Vgl. Kolb 
a. a. O., S. 98. *) Vgl. Schneer a. a. 0., S. 28; Scelig a. a. 0., S. hbS tl'. 
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Fürstentums Osnabrück, die unter denselben Übelständeii litten, aber 
gebundenen Grundbesitz bätten, seien noch viel schlechter daran 
und könnten durch Kint'Uhrung der Freiteilbaikeit bloß gewinnen.') 
Die Gebundenlieit wirke ökonomisch ungünstig, da die Auswahl 
des GutsUbernehmers nacli Geburt und ohne HUcksicht aut seine 
persönliche Tüchtigkeit erfolge und außerdem der Zuzug neuer, 
beweglicher, intelligenter Kräfte zur Landwirtschaft und dadurch 
deren Fortschritt gehindert wird. Soweit die Gebundenheit 
außerdem mit Anerbenrecht verbunden sei, stünden ihr auch 
rechtliche Bedenken — das gleiche Erbrecht der Kinder — ent- 
gegen. =) 

Die Freiteilbarkeit führe außerdem {;ar nicht zu einer so 
starken Bodenzersjilitterung, wie oft behauptet wird, wasSchneer 
auf Grund amtlicher preußischer Statistiken nachzuweisen sucht. 
Auch sei es verfehlt, aus der großen Zahl der Katasternunimern auf 
eine entsprechend hohe Zahl von Grundbesitzern zu schließen, da 
ein Besitzer oft viele Xummern in einer Hand vereinige. *1 Dagegen 
gebe die Freiteilbarkeit allerdings die Möglichkeit einer sehr nütz- 
lichen Verkleinerung der Güter. Diese begünstige die Produktion 
durch sorgfältige Kultur, durch Verwandlung wenig ertragreicher 
Wälder in Ackerland, durch (Jbergang zu intensiver Kultur und 
höheren Nutzungsarten — z. R. durch Verwandlung von Hutweideu 
in Wiesen. 

Wühl produzieren, erklärt IT Im e n st e i n, kleine Güter weniger 
Getreide. Allein sie erzeugen einmal dafür um so mehr andere 
Nahrungsmittel und zweitens würden sie sicher mehr Getreidebau 
treiben, wenn die Preisbildung der letzten Jahre denselben nicht 
so wenig begünstigt hätte; während die großen Güter tatsächlich 
Korn über den Bedarf hinaus erzeugt haben.'') Kleine Güter werfen 
aber nicht bloß einen höheren Rohertrag, sondern auch einen 
höheren Reinertrag ab. Darauf läßt nicht nur ganz allgemein die 
größere Wohlhabe:iheit der Gegenden mit vorherrschenden Klein- 
gütern schließen, das laßt sich auch au speziellen Fällen nach 
weisen, was Kolb durch Geg«uiüberstellung der Reinerträge einer 
Gemeinde der Rheinpfulz und eines großen, der Gemeinde an Aus- 
dehnung gleichkommenden Gutes darzulegen sucht. Hier habe der 

*) VrI. Seelig, ebenda. ’) Vgl. Ulmenstein n. o. 0., S. 171. 177. 
’) Vpl. Schneer a. a. 0., S. 49 tt'.; Kolb a. n. 0., S. 88. *) Vgl. Ulm en- 
stein a. a. 0., .S. 199. ‘) Vgl. Ul men stein a. a. 0., S. 23ti. 
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Hoilifrtrtij' trotz uuentj^eltlicherFroimi bfit 40.900 Tuler, ilort 1 50.000 fl., 
betragen, bei ungleich liöherein Rohertrag der Gemeinde. ') Der 
höhere Reinertrag kleiner Güter geht weiter aus der Tatsache 
hervor, dafl dieselben auch bei hoher Verschuldung in der Regel 
besser bestehen können als gleichhoch verschuldete Großgfiter, 
die gewöhnlich einen geringeren Ertrag erzielen, als dem landes- 
üblichen Zinst’uLi entspricht, und daÜ sie ihre Schulden oft im i.iauf 
weniger .Jahre abtrugen. Kolb fügt hinzu: in seiner Heimat, 
der östlichen Rfulz, betrage der landesübliche ZinsfuL! infolge der 
GUterzerstücklungen 5 l’rozent, während die tüchtigsten GroÜwirte 
selten mehr wie 3'/., l’rozent Reinertrag erzielten. Auch lege die 
Verkleinerung der Guter nicht, wie oft behauptet werde, den Keim 
zur Überbevölkerung, sondern Iregünstige eine der Produktions- 
Steigerung entsprechende Revölkerungszumihine. '*) Und Krause 
meint: durch die Einführung des Karte tfelbaues, der aus einem 
sehr kleinen Grundstück schon eine große Menge Xahrungsmittel zu 
ziehen gestattet, sei die Gefahr der Übervölkerung sehr wesent- 
lich abgeschwächt worden.^) Auf das oft gehörte Bedenken: daß 
die parallel zur Güterteilung sich vollziehende Teilung der Kapis 
tulien Anschufl'ung teurer Ma.schiuen, kostsjiieliger Meliorationen etc. 
unmöglich mache, wird schließlich erwidert, daß durch Vereinigung 
vieler kleiner Besitzer vieles erreicht werden könne, was die Kräfte 
der einzelnen übersteige, und daß die Assoziation in Zukunft eine 
viel größere Bedeutung erlangen werde, als heute vorausgesehen 
werden könne.*) 

Kleine Güter entsprächen aber auch in viel höherem Maße 
dem Steuerinteresse des Staates, der nicht bloß durch die ver- 
mehrten Haushaltungen an l’er.sonalsteuern gewinne, sondern auch 

') Vgl. Koll) iV a. 0., S. !)7 f. tiegenüber diesen Keslstellungen Kolijs 
ist jedoch festzuhnlteu, d:iQ das zur Vergleichung hernngezogenc große liut, 
dessen Beschreibung den ..Heften des Imltisehen landwii t.sehaftliehen Vereines' 
entnommen war, wohl einer Gegend mit sehr extensivem .\ckerland angehörte 
und mit einer fiemeinde der hoch intensiv bewirtschafteten Pfalz gewiß nicht 
in eine Linie gestellt werden durfte. ’) Vgl. Kolb u. a. 0., S. 104 f. wobei 
dieser jedoch übersieht, duß die Abzahlung auf Kleiiigütern gewöhnlich nicht 
aus dem landwirtschaftlichen Kitrng. sondeni aus anderen Quellen erfolgt, 
weil die Besitzer solcher Purzellen meist einen anderen Neben- oder Haupt- 
beruf haben. Diese Tatsache ist wichtig für die Beurteilung der Bedeutung 
der Verschuldung des Parzelleiibesitzes. -\uf den lleinertrag läßt sie 
keinen Schluß zu. Vgl. Krause a, u. O.. g 113. *) Vgl. Kolb n. a. O. 

S. lÜH. 

OrOnlierg, Ktndicn II. lg 
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an Grundsteuern, weil es möglicli sei. die Ginindstücke in höhere 
Bonitiitsklussen einzureihen. ’) 

Neben ökononiisclien Erwägungen werden von den zitierten 
Autoren auch wichtige politische zugunsten kleiner Güter angetöhrt. 
Nichts teßle die Menschen mehr ans Vaterland als der eigene 
Herd. Am meisten werde der Staat von jenen bedroht, die kein 
eigenes Heim haben. Audi der nur wenig besitzende Burger sei 
eine Stütze der Ordnung. Die Zahl dieser dem Staat so nützlichen 
Grundbesitzer nehme alier mit der Größe der Landgüter ab,-; 

Den Hinweis der neueren Schule darauf, daß nicht staats- 
wirtschaftliche, sondern geistige und politische Erwägungen für 
die Beantwortung der Betriebsfrage maßgebend seien ; daß sich 
die Wirtschaftsverfassung der vorhandenen Staatsverfassung anzu- 
passen habe; daß die Güterteilung dem herrschenden monarchischen 
l’rinzip direkt entgegenlaufe, bezeichnen unsere Autoren als direkt 
unrichtig. Gerade die monarchische Verfassung habe am wenigsten 
die natürliche Entwicklung der wirtschaftlichen Kräfte zu fürchten. 
Vielmehr entspreche dieselbe ihrem Wesen am besten. Wolle man 
außerdem die Volksvertretung auf Grundbesitz aufbauen und halte 
man KleingUter hierzu für ungeeignet, so könne man ja einen 
Ausweg finden, indem man die Wählbarkeit an eine gewisse Größe 
des Grundbesitzes knüpfe.*) 

Durch die Teilung der Güter werde endlich eine größere 
Zahl von .Menschen dem Ackerbau zugeführt. der die Menschen 
zufrieden, sittlich, religiös und militärtüchtig mache; durch Zu- 
nahme der Grundbesitzer aber die Zahl derjenigen vermehrt, die 
sich an Bildung und Kultur Anteil verschaffen könnten. Auch unter 
diesem Ge.sichts]iunkt betrachtet, sei daher die Verkleinerung der 
Güter uiit Freuden zu begrüßen, 

Hinsichtlicli der Ergreifung ]>ositiver Maßnahmen sind die hier 
behandelten l’ublizisten der Ansicht, daß die Geschlossenheit des 
Grundbesitzes unverzüglich aufzuheben sei und daß es auch gar 
keiner Mittel bedürfe, um einen Mißbrauch voller Freiheit zu ver- 
hindern. Bloß Seelig warnt vor einer zu plötzlichen Einführung 
der Freiteilbarkeit. Audi er jedoch bloß für solche Gegenden, 
wo sich trotz der Ge.schlossenheit eine starke Bevölkerung und 
ein zahlreiches Broletariat vortinde. Einer unwirtschatllichen 

') Vf{l. Ulmen» teil! a. a. 0„ S. l!l!l, ’) V({1. Ul menst ein a. a. 0, 
S. Kirt, 17Ö. Vgl. Kreyssig a. a. 0.. S Ul. ‘,l Vgl. Schneer u. a. 0.. 
S. 41 f. : Ul menst ein a. n. 0., S. 203. 
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Zersplitterung will er durcli Verbreitung landwirtschnftlicher 
Kenntnisse und durch Arrondierung der Guter verbeugen, da man 
sich viel schwerer entschließe, arrondierte Güter als Streubesitz 
zu teilen. ') 

§ 2. Durchaus schwankend verhält sich der Professor an der 
Universität Hnnn, Karl Dietrich Hlllliuann. 

Einerseits soll nach ihm die Mehrzahl der Staatsbewohner 
frei über ihren Grundbesitz verfügen können. Anderseits aber soll 
auch die llegierung den Veränderungen in der Grundbesitzver- 
teilung nicht gleichgültig zuschauen. Doch ist sich II Oll mann 
dabei nicht darüber klar, wann der Augenblick zur Intervention 
gegeben sei. Während er ferner die unheilvollen Folgen unteilbarer 
Großgüter und der Zusammenschlagung kleiner Wirtschaften zu 
großen in alter und neuer Zeit sowie die wirtschaftlichen Vor- 
züge der Kleingüter hervorhebt, betont er doch zugleich auch, daß 
so manches für die Unteill>arkeit großer Faniiliengüter spreche, be- 
sonders als Gegengewicht gegen die Macht des mobilen Kapitals 
in Ländern mit sbirker industrieller und kommerzieller Entwicklung, 
Auch seien vom wirtschaftlichen Standpunkt aus GroßgOter nicht 
schlechthin als das größere Übel anzusehen. 

Zu einer, wenn auch nicht gleich scharfen Al)lehnung der 
Freiteilbarkeit gelangen dagegen der Oberpräsident V i n c k e und 
der hannöversche Stajitsmanii Karl Stüve, die sehr charakteristi- 
scherweise beide Gegenden enkstanunen, in denen Geschlossenheit 
der Guter herrscht, nämlich aus Westfalen und aus llanuover, und 
ein Anonymus. Vincke ist ein entschiedener Gegner der Frei- 
teilbarkeit. wenigstens für Gegenden mit vorherrschendem Acker- 
bau, wo Übergang zu Fabrik- und llandelsgewerben, Wein- und 
Bergbau schwer möglich ist. und meint: die Frage, ob Freiheit 

oder Gebundenheit des Grundbesitzes, sei eigentlich bloß mehr unter 
Theoretikern strittig. Der gemeine Menschenverstand habe sich 
längst für Gebundenheit entschieden. StUves Standpunkt ist im 
Vergleich hiermit ein mehr relativer.'*) 

‘) Vgl. Seelig a. a. 0., P. .’i'JS. ’) Vgl. H ii 1 1 mann, Stantswirtscliafl- 
lichc Nehenstundon, 1843, S, 3 H'., 15 ff. — Vgl. über ihn: L ippert, im Hami- 
wfirterb. d. Staatsw. (11. And.), I\', S. I21(>. Vgl. Vincke, ZerRtiickliing der 
rinuernhOfc iisw. in Westfalen (in Sturms .lieiträge zur deutschen Land- 
wirtschaft“ von 1H2GI. *1 V’gl. St live, Die Lasten des Krundeigentums iisw., 
18.S0; Landgemeinden und ländlicher Grundbesitz in Nieder.sachscn. 1831. 

Ui* 
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Vinckes Einwiiiulo gej'en die Froiteilbarkeit sind vor allem 
politischer Natur. Der Staat, führt er aus, ist an Erhaltung eines 
/.ahlreichen achtbaren Bauernstandes besonders interessiert, seitdem 
auch dieser neben Grundbesitz und mobilem Vermögen Grundlage 
der Verfassung geworden ist. Der Bauernstand aber wird durch 
die Freiteilbarkeit zugrunde gerichtet. — Dali die Unteilbarkeit 
und deren Neueinführung gegen Hecht und Gerechtigkeit verstoßen, 
will Vincke nicht zugeben. In einem Lande wie Westfalen — und 
auf diese Provinz beschränkt er sich in erster Linie — , wo die 
Unteilbarkeit seit undenklichen Zeiten durch Gesetz und IlerkomnieD 
festgelegt war, sei es zumindest zweifelhaft, ob die Freiteilbarkeit 
tatsächlich eine Forderung von allgemeiner Gültigkeit und Berech- 
tigung sei. Durch ihre NeueinfUhrung werde jedenfalls keine größere 
Verletzung bestehender Hechte begangen, als die Einführung der 
agrarischen Heformgesetzgebung selbst involviert habe. Da außer- 
dem die Zerstücklung in Westfalen noch wenig vorgeschritten sei, 
würde sie praktisch nicht einmal die AViedeiherstellung, sondern 
bloß die Erhaltung des geschlossenen Ilofsy.stems bedeuten. — An 
die Bevorzugung des llofUbernehmers sei die Bevölkerung eben- 
falls ganz allgemein gewöhnt. Und die häufige Einsetzung eines 
Anerben durch letztwillige Verfügung beweise ebensowohl, daß 
diese Bevorzugung nicht gegen das herrschende HechtsbewuBtsein 
verstoße, als auch, daß von den Bauern die L'belstände der Teilungen 
selbst empfunden werden. 

Ökonomisch rechtfertigt Vincke seine Gegnerschaft gegen 
die Freiteilbarkeit neben den allgemein üblichen Argumenten noch 
durch die der herrschenden Meinung direkt zuwiderlaufeude Be- 
hauptung: daß sie den (irundwert drücken werde, weil die zum 

Verkauf angebotenen Güter die Nachfrage übersteigen würden. Als 
die richtigste Grundbesitzverteilung erscheint ihm jene, bei welcher 
eine richtige Mischung der verschiedenen Betrielisgrößen vorhanden 
sei. Er hält aber die volle Freiheit nicht für das Mittel, eine solche 
zu erzielen. 

Hal)e der Staat einmal erkannt, daß die landwirtschaftliche Produk- 
tion durch die Freiteilbarkeit geschädigt werde, so dürfe er den Bauern- 
stand nicht sich selbst überlassen, sondern müsse den wünschens- 
werten Zustand sofort durch gesetzliche Alaßnahmen fordern. Zu 
diesem Zwecke S(dle ebensowohl für spamifahige Höfe wie für 
Häuslerstellen ein Teil der Gründe, die .Sohlsteile, als unveräußerlich 
erklärt werden, der Best dagegen dem freien Verkehr überlassen 
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bleiben. In Gegenden, wo es keine geselilossenen Höfe mehr gebe, 
wie in den Bezirken von Koblenz und Trier etc., sei ein l’urzelleii- 
ininimuni einzufilhren. 

Zu einem gleich ungünstigen Urteil über die politischen 
Folgen der modernen Agrargesetzgeljung wie Vincke kommt dei' 
Verfasser einer 1842 anonym erschienenen Schrift, obwohl er im 
Gegensatz zu diesem die kultursteigenrde Wirkung derselben aus- 
drücklich zugibt. 

Sie habe den Übergang zahlreiclier adeliger Güter in die 
Hände vielfach ganz ungebildeter Landwirte zur Folge geliabt 
sowie die Zusamraenschlagung vieler Bauerngüter zu Vorwerken- 
Speziell die letztere Entwicklung sei durcli die höhere Rentabilität 
gmÜer Güter unterstützt worden. Endlich habe die freie Vererblich- 
keit in Verljindung mit dem Landhunger der kleinen Leute eine 
Vermehrung der Parzellenwirtschaft mit sich gebracht. Die moderne 
Gesetzgebung führe also zu einer Auflösung des Bauern- und des 
aus politischen Gründen sehr wünschenswerten adeligen Grund- 
besitzerstandes. 

Zur Erhaltung des letzteren fordert der Anonym us Gesinde- 
ordnungen. Begünstigung der schuldenfreien Erwerbung; Ertrag.s- 
wertschätzung bei Erljtallen ; endlich wesentliche Bevorzugung des 
übernehmenden Erben. 

Ebenso soll die Erhaltung der spannfähigen Bauerngüter als 
des stärksten und des stabilsten Elements des Staates angestrebt 
werden durch Verbote der Einziehung von Bauernland; durch Er- 
schwerung der Hofteilung und Verschuldung; endlich der Ül)er- 
antwortung des Gutes an den Erben nach dem mit t) Prozent 
kapitalisierten Reinertrag. -) 

Der Verkehr mit ganz kleinen Gütern soll jedoch unter 
Lebenden wie auf den Todesfall ganz frei bleiben. 

§ .1. Die Stellung Stüves, der Vincke weit an Bedeutung 
überragt, zur Grundeigentumsfrage wird entscheidend bestimmt durch 
seine allgemeinen Ansichten Uber den Einfluü, den der Staat auf 
das öffentliche Leben zu nehmen habe. Nicht abstrakte Prinzipien, 
wie die einen, — noch vorhandene Besitzrechte, wie die anderen 
wünschen, dürfen hierfür, meint er, aus.schlaggebend sein. Der 

‘) V)jl. über die Notwendigkeit, da.» kräftige Fortliesteben des Staates 
durch Verwaltungsgrundsiitze zu sichcni, 1S42. S. (i tf. “) Elienda, S. 16. 
’) Ebenda. S. 21 fl'. 


Digitized by Google 



246 


gegul)enü Stott' muß vielmehr nach dem Bedürfnis umgestaltet 
werden und erst wenn zwischen Hecht und Bedürfnis das richtige 
Verhältnis besteht, dürfen das Streben nach Erhaltung des Be- 
stehenden und vorhandene Besitzrechte den Grund der Staatskunst 
abgeben. ') 

Die Unveräußerlichkeit des großen Grundbesitzes ist nur dort 
möglich und berechtigt, wo ein Entgelt an beweglichem Vermögen 
schwer ist. Denn dort verursacht die Veräußerung fast immer eine 
die Interessen der Erben schädigende Verschleuderung.*) Unver- 
äußerlichkeit zugunsten des Herrn ist dagegen eine Folge persönlicher 
Gebundenheit oder mangelhaften Erbrechtes oder eines rohen Zu- 
standes, in welchem es notwendig ist. Mittel zu haben, das Hecht 
des Herrn nicht in Vergessenheit zu bringen, oder eine persönliche 
positive Unfilhigkeit zur Verfügung über das Eigentum. Solche 
Übel sollten mit ihren Ursachen von selbst verschwinden und 
mit zunehmender Bevölkerung sowie größerem Wohlstand großer 
Güter deren Unteilbarkeit und Unveräußerlichkeit von selbst 
aufhören. Dann brauchte man die Frage, ob großes Eigentum 
und Unveräußerlichkeit, nicht zu erörtern. Sic wurde sich von 
selbst entscheiden. 

Da aber diese tatsächlichen Verhältnisse auch in bestimmten 
Rechtsverhältnissen ihren Ausdruck gefunden haben, um deren .\uf- 
hebung es sich handelt, muß man untersuchen: ob die Gründe, 
welche die letzteren bedingten, noch bestehen oder nicht. *) Hierbei 
ist in erster Linie auf die Art der Staatsverfassung Rücksicht zu 
nehmen. In einer Aristokratie wird vielleicht die Grundlage in 
großen Gütern zu suchen sein. In einer Demokratie wieder dürfte 
eine gewisse Gleichheit des Eigentums nicht überschritten werden. 
Ferner ist das Verhältnis der Menschenzahl zum mobilen Vermögen 
im Auge zu behalten. Wo Gewerbe und Handel blühen, ist die 
Konzentration des Bodens unschädlich, weil durch sie Menschen- 
hände erspurt und gewinnreicher Gewerbetätigkeit zugeführt 
werilen können. Im ganzen aber ist sie schädlich, weil sie zur 
Ausbildung von l’acht- und Untertänigkeitsverhältnissen führt. 
.\ni meisten einptiehlt sich daher in einem vorwiegend agrikolen 
Staat eine solche Besitzverteilung, bei der die Güter mäßiger Größe 
vorherrschen. 

’) V(zl. St live, I.iiKteii des Grundeigentums. Si, 1 tf. ’) Kbendn. S. 11. 
’) EI.enda, .s. lü. 
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Der Erwerb großer Güter soll den unteren Stünden nicht 
unzugünglich sein. Denn der erste Stand leidet, wenn ihm nicht 
immer wieder frische Kräfte von außen zugefilhrt werden. Doch sollen 
Güter auch nicht zu einem bloßen Spekulation.sobjekt werden, weil sonst 
die politische Bedeutung des großen (irundeigentunis vernichtet 
würde. Dieses soll deshalb an die Familie geknüpft sein, und zwar 
so, daß seine Unteilbarkeit im Erbgnngswege, jedoch keine Unver- 
äußerlichkeit festgehiilten wird, so daß Veräußerung mit Einwilligung 
der nächsten Anwärter stuttfinden kann. ') 

An einer anderen Stelle meint Stüve, für Kittergüter be- 
stehe bei voller Freiheit die Gefahr gänzlicher Disniembration. 
Das sei aber ein Nachteil, besonders für ein Land wie Hannover, 
welches ein Bauernland und durch den wenig zahlreichen Adel nicht 
bedroht ist. '•*) 

Anders verhalte sich die Sache in betretf kleiner Güter. 
Hier sei nicht Erhaltung der Familien, sondern Wohlstand Ziel 
nnil Zweck. Veräußerungsverbote seien daher sehr schädlich. 
Anderseits sei aber auch unbeschränkte Teilung, wie die Erfahrung 
speziell in Hannover lehre, von Übel, weil sie von einem gewissen 
Punkt an der Bewirtschaftung ungünstig ist.'*) 

Man muß sich also, folgert Stüve, nach den lokalen Ver- 
hältnissen richten. Auf fruchtbarem Boden und in Gegenden hoch- 
wertiger Kultur soll es kleine Güter geben ; wo der Boden 
unfruchtbar ist und Körnerbau vorherrscht, größere Güter. Will man 
zu diesem Zwecke geschlossene Güter bilden, so muß man dafür 
sorgen, daß daneben eine genügende Menge walzender Grundstücke 
vorhanden sei. Doch erscheint auch für diese ein Farzellenminimum 
angebracht. — Wo die Bevölkerung sehr stark ist, emjifehlen sich 
hinwiederum unteilbare Güter nicht, weil sie zur Parzellenpacht 
führen, wobei das Elend der Bevölkerung größer ist als bei 
Parzellenbesitz. ®) — Nicht gestattet soll die Teilung dort werden, 
wo Verkoppelungen vorgenommen worden sind. Dort sollen nach 

') Ebenda. S. 15. 19. ') Vgl. Wesen und Verfassung etc., S. 224 ff. 
’l Vgl. Lasten des (irundeigentunis. S. 20. Stüve vergleicht zwei hannö- 
versche. hinsichtlich des Hodens und der Gewerbe lihnlichc Ämter. Das eine, 
in dem bloU ein kleiner Teil frei teilbar und veriiuBerlich ist, betindet sich in 
viel besseren ökonomischen Verhiillnisscn. Stüve kommt nlso zu den entgegen- 
gesetzten liesultaten wie Seelig. trotzdem er da.sselbe Land im Auge hat 
und in demselben Jahr (1S51) gesebrieben hnt. Vgl. Lüsten des Griindeigen- 
tunis, .®. 21 {., ll.'i. 
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lundwirtsclmftliclier ZweckmiUligkeit iintfillmre Höfe gei)ildet werden, 
aber auch hier unter Aufrerhterhaltung der Freiteillturkeit für einen 
Teil des Bodens. Änderungen in der BeBitzverteilung jeder tieineinde 
sollen von der Kimvilligung der letzteren abhängig sein. ') 

Man sielit: Sttlve ist der Ansieht. daÜ unser Proldem Ober- 
haupt nicht nach allgiuuein gOltigen Prinzipien entschieden werden 
könne. „Ül)erhaupt scheint man“, schreibt er, „glUckiichenveise 
mehr und melir davon zurückgekommen zu sein. Fnigen der Staats- 
Wirtschaft nach dem Kanon iillgemciner Prinzipien zu behandeln, 
statt die Tatsachen zu erforschen.“-) 

Zum Schluß sei noch eine Schritt von C. Schenk erwälint*). 
die jedoch kaum mehr als eine oberflächliche unil kritiklose 
Zusammenstellung der .Ansichten der wichtigsten Autoren enthält, 
.tuf ihren Inhalt näher einzugehen, liegt daher auch kein 
.Anlaß vor. 

4. Viel interessanter als die let/.genannten Schriften sind 
die Ausführungen von Wilhelm K o s e ga r t e n ^), eines entschie- 
denen Gegners der .Fiiitfesselung des Bodens“, der auch den 
bereits l)esprochenen Schriftstellern historisch-politischer Hiehtung 
sehr nahe steht. 

Daß die Mobilisierung ülterall nachteilig gewirkt habe, erkläit 
Kosegarten, beweise elten.sowohl die Lage der oberitalienischen 
und der irländischen Halbpächter wie die Klagen Uber Zer- 
splitterung in Fiankreich. AVUrttemljerg, am K’hein und in Westfalen 
seit 1H07. '•) 

Die .Mobilisierung sei volkswirtschaftlich schädlich. Penn 
sie befördere den Besitzweehsel und den (ibcrgang von Grund und 
Boden in die Hände städtischer Kapitalisten. Sie begünstige die 
Verwandlung der bäuerlichen Natural- in Geldwirtschafl und die 
l'ber.schuldung. Sie führe zur Auflösung des gutsherrlich- 

bäuerlichen Verbandes sowie durch .Ablösung der Geineimlenutzungen 
zur Auflösung des Gemeindeverbandes und dadurch wieder des 
organischen, allgemein niltzlicheti Bandes zwischen den einzelnen 
Gliedern der Landwirtschaft. Sie begünstige außerdem die .Auf- 
saugung kleitier Güter durch die rentableren großen, das A'er- 

Vgl. We.sen etc., S, Ü21, 22.S, Ebenda, S. 207. Vgl. Schenk, 
Folgen der (iUlerzern]iUtternng. IS.’iS “) Vgl. Koscgartcn. Veriiußerlich- 
keit und Teilbarkeit de» I.nndbesitzes, l.sio. ■') Ebenda. S. 24 ff.. 44 ff., 67, Tl.'bS. 
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schwinden des Buuernstandes, die Verdningung des Getreidebaues 
durch die rentablere Viehzucht und den Bau von Ilandelspflanzen. 

\V as die Grundbesitzverteilung betrift't, so hält Kose garten 
jene für die richtige, bei welcher folgende Voraussetzungen zutreffen: 
das Xebeneinauderbestehen großer und kleiner Güter, wobei jene 
nicht zu groß, diese nicht zu klein sein dürfen ; die gegenseitige 
Ergänzung beider Kategorien; der Ausschluß von Interessenkonflikteu 
unter ihnen. ’) 

Der eine Vorzug großer Landgüter, ihr höherer Reinertrag, 
erklärt sich, meint Kosegarten, durch ihren verhältnismäßig 
geringen Bedarf an menschlichen Arbeitskräften, wodurch der ver- 
käufliche ProduktenUberschuß vermehrt und entweder der Außen- 
handel, d. h. der Getreideexport gefördert oder eine zahlreiche 
städtische Bevölkerung erhalten wird. Doch wandeln sicli diese 
Vorteile in ihr Gegenteil, wenn Großgütcr Entvölkerung oder eine 
übermäßige Zunahme der industriellen Bevölkerung im Vergleich 
mit der ländlichen, verursachen. Weitere Nachteile der Großgüter 
bestehen darin, daß sie das Pachtsvstem begünstigen, ferner, wie 
das Beispiel Englands und der Ganjiiagna lelire, indem sie eine 
ausgedehnte Viehzucht treiben, einen geringeren Rohertrag al)werfen 
und daher weniger Menschen zu erhalten imstande sind als kleine 
Güter, deren Reinertrag zwar geringer, deren Produktivität aber 
größer ist. Mit der sparsamen und fleißigen Selbstbewirtschaftung 
kleiner Güter, der dies zu danken ist, hängt die ökonomische und 
politische Wichtigkeit der Erhaltung des Bauernstandes zusammen. 2) 

Es haben also kleine und große Güter ihre Vorzüge, der 
freie Verkehr aber vermag nicht die richtige Verteilung herzustellen 
oder zu erhalten. Vielmehr zeitigt er unmittelbar eine stetig 
wachsende Güterzers)ilitterung, hervorgerufen durch den höheren 
Verkehrswert kleiner Besitzungen und durch die freie Erbteilung. 
Später, mit Entstehung großer Kapitalien, tritt dann eine Auf- 
.saugung der kleinen Güter durch den großen Latifundienbesitz ein 3| 

Die richtigen Größenverhältnisse können nun allerdings nicht 
im allgemeinen ziffermäßig festgelegt werden. Es muß vielmehr 
auf Klima, Lago. Bewirtschaftung.sart Rücksicht genommen werden. 
Immerhin jedoch kann prinzi])iell festgehalten werden, daß die 
großen Güter nicht zu ausgedehnt sein sollen, damit sie kein zu 
großes Kapital erfordern, die Übersicht und Leitung eines Mannes 


') Ebenda, S. 74 ff. Eliendu, S. 7t< ff. *) Ebenda, S. 82 ff. 


Digitized by Google 



250 


möglicli bleibt und das Maß des anständigen Lebensunterbaltes 
nicht Uberscliritten werde. Die Grenze der Verkleinerung ist für 
eine Ackerwirtschaft die Spanntahigheit. Für eine Gartenwirtschaft 
ist sie kleiner. Solche sind aber nur in der Nähe von Städten 
gewinnreich. 

Kleine Gäter haben in der Hegel nicht alle Erfbrdemis.se der 
Landwirtschaft. Dieselben müssen ihnen teils durch gegenseitige 
Au.shilfe, teils durch Gemeindeland, teils durch große Güter gewährt 
werden. Schon de.shalb ist eine organische Verbindung kleiner und 
großer Güter notwendig. Fehlt diese, so tritt Konkumenz beider 
Kategorien ein und da die Großgüter niedrigere Produktionskosten 
haben, die Preise aber von diesen abhängen, so unterliegen die 
kleinen im Konkurrenzkampf. 

Wie man sieht, ist Kosegartens Argumentation hier in 
zweifacher Beziehung fehlerhaft. Er täuscht sich Uber das Wesen 
der Konkurrenz in der Landwirtschaft, indem er diese vollständig 
mit der Industrie analogisiert; ferner aber auch in der Annahme, 
daß sich die Preise der Bodenprodukte nach den niedrigsten Pro- 
duktionskosten richten. 

Bei seiner Würdigung der Freiteilbarkeit unter dem Gesichts- 
]>unkt der Hechtspßege und Politik kommt Kosegarten zu dem 
Resultat, daß die Mobilisierung kein Erfordernis des Rechtes sei. 
Dieses verlange freie Verfügung Ulrer konsumierbare Güter, zum 
Beispiel über Feldfrüchte, und zwar soweit sie dem Landwirt 
Kapital und Arbeit ersetzen, nicht aber über den Boden selbst. 
Mit Uücksicht auf die Allgemeinheit könne und solle deshalb das 
Grundeigentumsrecht beschränkt werden, weil ein freier Grund- 
eigentumsverkehr mit wahrer Kraft des Staates und des Gemein- 
wesens unvereinbar sei. Wohl, fährt Kosegarten fort, werden 
die Grundlagen des Staates nicht allein, aber doch in sehr bedeu- 
tendem Maße durch die materiellen Verhältnisse bestimmt. Denn 
Reichtum ist .Macht und (irundbesitz die Grundlage des dauernden 
Reichtums. Diese Macht soll nicht einem beständigen Wechsel 
unterliegen. Die Erhaltung des großen Grundbesitzes in der festen 
Hand von Staat, Gemeinde, fürstlichen und adeligen Häusern ist 
auch ein Gegengewicht gegen das sich mit dem Geldreichtum 
verbindende demokratische Element. Aber ebenso notwendig wie 
die Erhaltung des Großgrundbesitzes ist auch die eines mit dem 

•) Khenda, S. !»1 tt'.. 103. 
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Boden durch Tradition und Anbänfflichkeit verbundenen Bauern- 
standes. Diese Ei^^enschaften gellen jedoch verloren, sobald es 
Städtern und Spekulanten l'reisteht, Grund und Boden zu 
erwerben. *) 

Kosegarten geht nicht so weit, die Wiederherstellung der 
ulten gutsherrlich-bäuerlichen Verhältnisse, deren Verschwinden er 
bedauert, zu verlangen. Allein er schlügt vor: die Begünstigung 
der Bildung von Majoraten; die Fixierung eines Grundbesitzniininmms 
auf Basis des Rohertrages; ein Verbot gleicher Erbteilung und die 
f'estlegung des Anerbenrechtes; ein Verbot iles V'erkaufes liäuerlicher 
Güter an Nichtbauern; scliliehlich den Verlust der Ausübung 
gewisser staatsbürgerlicher Rechte, falls das Grundstück unter ein 
bestiniiutes Maß geteilt wird. 

§ 5. Vielleicht nicht gerade der Originellste und Bedeutendste der 
ökonomisch-politischen Richtung, wohl aber derjenige, bei welchem 
sich die vollkoninienste und eingehendste Darlegung der Argu- 
mente für die freie Agrarverfiussung sowie die Widerlegung des 
gegnerischen Standpunkts findet, ist der hervorragende Politiker 
und spätere Zentrumsabgeordnete Peter Franz R e i c h e n sp erger. 

Die gegen die Freiheit des Grundeigentums gerichteten Strö- 
nmngeu waren nicht ganz ohne praktische Erfolge geblieben. Sie 
hatten in Preußen gezeitigt: das Gesetz über die bäuerliche Erb- 
folge in Westfalen vom 13. .Juli 183ti; die Kabinettsorder vom 
24. November 1833 über die Vererbung der dem Heimfallsrecht 
unterworfenen Bauerngüter: das Gesetz aus den Jahren 18315/37, 
das gewissen ritterschaftlichen Geschlechtern in der Rheinprovinz 
die autonome Regelung ihrer Erbfolge gestattete; die Kabinetts- 
order vom 28. Juli 1842, welche die I8U7 den Besitzern von 
Lehn- und Fideikommiügütern erteilte Erlaubnis, ihre Güter ganz 
oder teilweise zu parzellieren, suspendierte. 

Diese tatsächlich die Freiheit der Grundbesitzbewegung ein- 
schränkenden Gesetze reichten freilich nicht aus. um die Anhänger 
einer stärkeren Gebundenheit zu befriedigen. Sie waren aber im 
Verein mit der von vielen Seiten immer stärker geltend gemachten 
Forderung nach allgemeineren und einschneidenderen Verfügungen 
immerhin bedeutsam genug, um den Freunden der Freiheit die 
Besorgnis vor allmählicher Beseitigung der Gesetze von 18Ü7 ein- 
zuHößen und sie zu veranlassen, mit aller Macht gegen diese rück- 

Khendo, 8. 104 ff. 
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läufige Bewegung anzukümpfeii. Diesen Zweck verfolgen die Schriften 
1{ e i c h e n s p e r g e r s. die in dieser Hinsicht hloß die Ergänzung seiner 
öft'enÜichen Wirksamkeit hilden. ') 

Ii eiche nsp erg er verfügt über eine umfassende Kenntnis 
der statistischen Erhebungen und der deskriptiven Literatur über 
die Agrarverhältnisse Deutschlands, Frankreichs. Belgiens und Eng- 
lands und benützt diese zur Fundierung seiner Ansichten. Schon 
allein die Zusammenfassung dieses reichen Materials sichert seinen 
Schriften einen bleibenden wissenschaftlichen Wert. Doch darf 
nicht unerwähnt bleiben, dall er, der ja nicht l)Ioß wissenschaftliche, 
sondern vor allem jiraktisch-politische Zwecke verftdgte, wohl in 
erster Linie das Material verwendet hat, das seine Ansichten unter- 
stützte, und manche Tatsache in seinem Sinne interpretiert hat. die 
einer anderen Interpretation fähig gewesen wäre. -) 

Die volle Freiheit der Grundbesitzverhältnisse, führt Reiche n s- 
jierger aus^), bestand in der Rheinprovinz seit jeher. In den alten 
Teilen I’reußens dagegen war sie ein Xovum. Hier hat sie auch 
heftige Gegner gefunden und ist mit um so größerem Erfolg an- 
gegriffen worden, je bequemer sie mit gewissen politischen Re- 
aktionen in Verbindung gebracht werden konnte. Man scheute sich 
nicht, in der neuen Agrargesetzgebung, besonders in den durch 
das Edikt von 181 1 herbeigefUhrteif Reformen lediglich revolutionäre 
Elemente zu wittern. Deshalb hat man die schrecklichsten Bilder 
von den Wirkungen einer unbeschränkten Teilbarkeit des Bodens 
sowie von der Idiervölkerung und dem Pauperismus in ihrem Ge- 
folge entworfen. Soll sich nun Preußen von diesen reaktionären 
Elementen soweit beeintlussen lassen, um sich von der erfolgreichen 
Politik der Entfesselung der wirtschaftlichen Kräfte abzu wenden? 

Sämtliche Parteien gehen bei der Prüfung des Wertes der 
bestehenden Gesetzgehung von dem Satze aus. daß. „wälirend das 
System geschlossener Güter eine gewisse Ruhe und Stetigkeit in 
allen sozialen und staatlichen Verhältnissen bringt, die freie Dis- 
positionsbefugnis dagegen allen ölfentlichen und Privatverhältnissen 
einen ebenso unverkennbaren Charakter der Unruhe und Beweg- 

') Vgl. R e i ch e n s p e r ge r, IJie Agrarfrage usw.. 1847; Die freie 
Agrarverfassung, l.söti. *) .8o geht es z. U. nicht gut an, mit Reichens- 
perger die grollen Unterschiede, die in landwirtschaftlicher Beziehung 
zwischen den Rheingegenden und dem Osten bestehen, z. B. die viel 
höheren Ertrüge der ersteren. auf die versehiedenen .Agrarverfa.ssiingen zii- 
rtlckzufilhren. ’) Vgl. .Agrarfrage. S. 32 tf. 
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lichkeit iiufdrilckt“. Besonders resultiert hieraus eine Zerstücklung 
des Bodens und in deren Gefolge nicht bloß eine sehr lolgen- 
schwere Veränderung der Wirtschaftssysteme, sondern auch eine 
starke Bevölkerungszunahine. Hiervon würden aber nicht bloß 
alle Institutionen, die auf dem Grundeigentum fußen, zum Beispiel 
gewisse Adelsinstitutionen, Korporationsrechte etc. in Mitleiden- 
schaft gezogen, sondern durch die dadurch berührte Uegulieruiig 
des Erbrechtes, des Kreditsystems, der Dispositionsbefugnis auch 
das bürgerliche Hecht überhaupt. 

Diese Tatsachen, erklärt nun Re ich e nsp e rge r, müssen 
zugegeben werden. Aber, auch wenn man das tut. hängt es erst 
von dem Urteil Uber die Folgen dieser zwei Agrarverfassungen 
ah, für welche derselben man eintritt. Dieses Urteil aber ist erst 
auf Grund eingehender t’rüfung der Wirkungen beider Systeme 
auf Xationalökonomie, I’olitik und Recht möglich. Dieser Prüfung 
ist nun die weitere Darstellung Reichens|)ergers gewidmet, > 
wobei er zunächst an die ökonomische Seite des Problems 
herantritt. 

1. Man greift, führt er aus ' die freie Agrarverfassung vom 
ökonomischen Standpunkt an, weil sie zum Kleinbetrieb führe. 
Nun fallen zwar Besitz und Betrieb nicht zusammen. Audi Groß- 
besitz kann in Kleinbetrieben liewirtschaftet werden, wie ander- 
seits der Kleinbesitz sieh durch Assoziation die Vorteile der Groß- 
kultur aneigne, ohne auf die Vorteile der freien Agran'erfiussung 
zu verzichten. Das sind aber Ausnahmefälle, die bei einer prin- 
zipiellen Behandlung der Frage mit Recht vernachlässigt werden 
können. Man darf also von iler Annahme auagehen, daß die Frei- 
heit der Grundbesitzbewegung zum Kleinbetrieb führe. Unter dieser 
Voraussetzung ergeben sich dann eine Reihe wichtiger Fragen. 

Ist es erstens wahr, daß die Kleinkultur zwar einen größeren 
Rohertrag, aber einen kleineren Reinertrag abwirtt als die Groß- 
wirtsclmft und die Anhäufung des Nationalkapitals verhindert? 

R e i c h e n s p e r ge r beantwortet diese Frage dahin, daß 
auch der Reinertrag kleiner Güter größer sei. Doch sei die.ser 
im V'ergleich mit dem Rohertrag bloß von untergeordneter Be- 
deutung. 

Zweitens fragt es sich: ob Großgüter allein oder vorzüglich 
Träger des landwirtschattlichen Fortschrittes seien. Ob nur sie die 


') Ebenda. iS. dtJ ff. Ebenda. S. 41 — 74. 
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vollkommene Entwicklung mnnnigtaclier nQtzliclier, ja notwendiger 
Einrichtungen, insbesondere durcli ein ausgedehntes IJewilsserungs- 
system, durch groUe VVeidegänge, durch eine schwunghafte Vieh- 
zucht ermöglichen? 

Gegenüber der so häufigen Bejahung dieser Frage verweist 
U eiche nsperger darauf, daß die großen Landwirte gewöhnlich 
weder das nötige Kapital noch den Willen zu derartigen Unter- 
nehmungen hal)en, und daß speziell in Gegenden mit vorherrschenden 
Kleingütern, wie namentlich das Beispiel der Bheinprovinz zeige, 
tatsächlich mehr melioriert werde. Gerade in dieser Hinsicht 
könne sich die Kleinkultur durch Assoziation gewisse Vorteile des 
Großbetriebes aiieignen. Speziell große Weidegänge seien übrigens 
kein Vorteil und trügen wenig. Der Viehstand aber sei, wie die 
preußische Statistik und sjteziell diejenige der Bheinprovinz lehre, 
bei kleinen Gütern größer.’) 

Wie steht es drittens mit der Annahme, daß vorherrschen- 
der Großbetrieb nicht nur jirivatwirtschaftlich, sondern aucli volks- 
wirtschaftlich dadurch nützlicher sei, daß er die Lebensmittelver- 
sorgung ebensowohl in normalen wie in Zeiten der Not liesser 
sichere als eine große Anzahl kleiner Eigentümer? 

L)iese Annahme, erklärt B ei c h e n sp e rge r, beruht auf der 
falschen Voraus.setzung eines höheren Rohertrages großer Güter und 
wird mit ihr hinfällig. Übrigens entspricht die Bevölkerung jedes 
Lundes ungefähr der mittleren .lahresproduktion und jeder Ausfall 
führt daher zu Entbehrungen, sofern er nicht durch Überschüsse 
früherer Ernten gedeckt wird. Einen momentanen Ausfall ertragen 
übrigens kleine (iüter leichter.-) 

So gelangt denn B e i c h e n s p e r g e r zum Schlüsse, daß die 
durch die freie Konkurrenz herbeigeführte Kleinkultur dem öko- 
nomischen Interesse am besten entspreche.*) Doch solle sie nicht 
etwa erzwungen werden. Denn sie sei bloß unter gewissen Bedin- 
gungen vorteilhaft und trete auch bei freier Konkurrenz nur dann 
ein, wenn diesellien vorhanden sind: nämlich Hände, Ka])italien, Vieh- 
stand, Dünger, Kommunikationsmittel, persönliche Tüchtigkeit, In- 
telligenz der Wirte.'*) Die Nützlichkeit des Kleinbetriebs sei also 
abhängig von der Kultur und von dem Wohlstand der Bevölkerung 
sowie vom Klima und Bodenbeschaffenheit. *’) 

') Khcnda. S, 7r> — 91; ?. 102—132. bes S. 109 ff., 115 ft. ’l Ebend», 
S. 91 — 101. bes. S. 92. 97 f. ') Ebenda, S. 120. *) Ebenda, S, 173 ft'. “) Ebenda, S. 121 
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II. Nach den ökonomischen prüft Ileichensperger die 
politischen Wirkungen der Freiheit und Gebundenheit. Denn 
die Ergebnisse der ökonomischen Untersuchung sind, erklärt er, 
nicht ausschlaggebend, falls deren Ergebnissen ivichtige soziale 
und politische Bedenken entgegemstehen, wie etwa Gefährdung 
der staatlichen Stabilität und Züchtung einer übergrolieu armen, an 
der Erhaltung des Staates wenig oder gar nicht interessierten Be- 
völkerung. ') 

Die Smith sehe Auffassung, daß jeder seinen Vorteil am 
besten zu wahren wisse, der Vorteil des (ianzen aber die Summe 
des Vorteiles aller einzelnen sei, der Staat sich deshalb jeder Ein- 
flußnahme auf l’roduktion und Konsumtion zu enthalten habe, hält 
unser Autor für sicher irrtümlich. Vielmehr habe der Staat das 
Recht, in die wirtschaftlichen Verhältnisse im Interesse der Ge- 
samtheit einzugreifen. Reich ensp e rger ist also durchaus kein 
unbedingter Anhänger des wirtschattlichen Liberalismus. Tritt er 
ja auch mit List für Schutzzölle und sogar für Beschränkung der 
Ehefreiheit ein. Al)er, fragt er, gefährdet denn eine freie Grund- 
eigcntumsverfa.ssung wirklich den StaatV Und wie verhält sich diese 
in Beziehung auf BevOlkeiung und l’auperismus. 

Hat man einst, führt er dann aus, die Bevölkerungsvermehrung 
als das höchste Glück gepriesen und auf alle Art zu fördern 
gesucht, so hält man heute eine Übervölkerung für möglich und 
für gefährlich. Parzellierung aber wird als Förderungsmittel einer 
starken Zunahme der Bevölkerung betrachtet, ln Wirklichkeit aber 
vermehrt sich die Bevölkerung nacdi Maßgabe der vorhandenen 
Subsistenzmittel und pflegt ihr sogar immer ein bißchen voran- 
zueilen. Indem nun der Kleinbetrieb die Nachfrage nach Arbeit 
und die Menge der Nahrungsmittel erhöht, führt er zwar zu einer 
Bevülkerungszunahme, jedoch ohne das Verhältnis zwischen Be- 
völkerung und Nahrung.sspielraura zu verändern. Boi Boden- 
zersplitterung ist immer eine relative Übervölkerung vorhanden, 
die durch 'l’eilung der vorhandenen Güter wieder ausgeglichen 
wird. Ohne Zersplitterung wäre wirkliche ( bervölkerung viel früher 
eingetreten. “) 

Die Teilung hat aber, fährt er fort, auch soziale Vorteile. 
Während die maschinellen Verbesserungen einen Fortschritt der 
Produktion hervorrufen. der von einer llerabdrUckung des Arl>eiters 

‘) Kbenda. .S. 171 tf. Ebenda, S. 188 It. ’) Ebenda, S. .'{00 H. 
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zur Miischinu l)e^^leitut ist, erzieht und fJirdert die Kleinkultur 
;fesuiide. sell)ständige Menschen. Die durch Parzellierungen hervor- 
geruf’eiie llevölkerung ist also mit der industriellen Arbeiter- 
bevölkerung gar nicht zu vergleichen. Denn sie hängt an (irund 
und Boden und Vaterland und erzeugt eine geistig und körperlich 
kräftige, wehrtVihige (Jeneration. ') Dagegen zeitigt der ländliche 
Großbetrieb ähnliche Verhältnisse innerhalb der ländlichen Bevöl- 
kerung wie der gewerbliche in den Städten, während umgekehrt 
der Kleinbetrieb ähnliche Verhältnisse erzeugt wie das Klein- 
gewerbe, nur daß er auch ökonomisch die größeren Vorteile 
aufweist. 

Bei Freiheit des Grundeigentums kiuin der besitzlose Arbeiter 
sich zu Besitz emporschwingen. Seine Lage ist nicht hoffnungslos. 
Neben geschlossenen Gütern dagegen ist immer eine Menge besitz- 
loser Leute zu finden, die keine Aussichten haben, ihre Lage zu 
verbessern. Freilich wäre es möglich, daß die Besitzer geschlossener 
Guter tatsächlich besser daran sind als Besitzer in Gegenden der 
Freiteilbarkeit. Ihr Wohlbefinden wäre jedoch begleitet von der 
Notlage der Nichtbesitzenden. Tatsächlich ist aber ihre Lage gar 
nicht besser, uml zwar infolge der Notwendigkeit, die weichenden 
Erben abzutinden, und wegen ihrer geringen Kreditfähigkeit. 

Ein weiterer Nachteil geschlossener tiUter ist die große Zahl 
unehelicher Geburten; ferner das Abströmen der überschüssigen 
Bevölkerung vom Land in die Stadt, wo sie die Masse der städti- 
schen Proletarier und der revolutionären Elemente vermehren hilft.*) 

Die Behauptung, daß die Leichtigkeit des Gruiiderwerbes 
leichtsinnige Eheschließungen begünstige, ist gewiß unrichtig. Auch 
die Eheschließungen richten sich nach den Subsistenzmitteln. Doch 
ist die Menge der letzteren, die zur Gründung einer Familie aus- 
reicht. in den verschiedenen Klassen der Bevölkerung verschieden. 
Am geringsten ist sie bei den ganz Besitzlosen mit ihren ganz 
geringen Lebensansprüclien. •') Diese sind in dieser Hinsicht am 
gefährlichsten, weil ihre Vermehrung fast nur durch die Gesetze 
der physischen Fortpflanzungsfahigkeit, nicht durch die Subsistenz- 
mittel bestimmt wird. Der Grund liegt, wie das Beispiel Irlands 
zeigt, in der moralischen Ungebundenheit, welche Besitz- und 
Hoffnungslosigkeit erzeugt, ächon ein kleiner Besitz veranlaßt den 
Eigentümer zur Vorsicht und Überlegung. *) 

‘) Küeuda, S. 312 f. Eliendn, S. 323. Elicnda, S. 33U tf. *) Ebenda, S. 34S> ff. 
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Am besten wird schließlich, betont Reich ensperger, die 
Behauptung von den ungünstigen Folgen der Freiteilbarkeit durch 
die Erfahrungen widerlegt, die man mit ihr in Frankreich gemacht 
hat, wie aus einem Vergleich der gegenwärtigen Zustände dieses 
Landes mit denen des Ancien regiine hervorgeht. Übrigens ist 
auch in Preußen nach den amtlichen Quellen seit Einführung der 
Freiteilbarkeit der Wohlstand überall gestiegen und dort am 
größten, wo dieselbe schon lange gehen’scht hat. Wie von der 
preußischen Rheinprovinz, so gilt dies auch von Rheinbayern, Rhein- 
hessen Buden. Württemberg, dem Kanton Waadt. Die Blüte der 
englischen Landwirtschaft dagegen, welche die Erfolge der 
Gebundenheit zu beweisen scheint, ist nur künstlich und mit Elend 
erkauft. >) 

Übrigens stellt Reich ensperger nicht in Abrede, daß 
auch bei einer freien Grundbesitzverfassung die Möglichkeit zu 
Mißbrauch gegeben sei. Aber, fügt er hinzu, ein solcher ist bei 
jeder Verfassung möglich, bei Freiheit des Grundbesitzes aber 
weniger als sonst. 

III. Im zweiten Teil seines Werkes untersucht Reich ens- 
perger den Einfluß der freien Agrarverfassung auf die Gestaltung 
der staatsrechtlichen Verhältnisse und führt hierüber folgendes aus. 

Immer wieder hört man: ein auf Faniilieneigentum basierter 
Adel- und Bauernstand seien für jede konservativ-monarchische 
Regierung unentbehrlich. Ihr fester Bestand werde aber durch die 
Mobilisierung des Grundbeistzes erschüttert. Der Bauernstand sei 
der eigentliche Nährstand. Der Adel aber habe eine mehr ordnende 
Tätigkeit. Sein Interesse gelte mehr den Staatsangelegenheiten 
und seine Unabhängigkeit bilde eine wohltätige Vermittlung 
zwischen Volk und Krone. Die Vertreter dieser Anschauungen sind 
zum Teil Anhänger der alten bäuerlichen Unfreiheit, zum Teil 
jedoch, wenn nicht für diese, so doch gegen Freiteilbarkeit und 
freie Vererbung eingenommen, ln Wahrheit ist aber der Adel nie 
von so großer praktischer Nützlichkeit für den Staat gewesen. 
Seine Leistungen sind oft genug durch den Mißbrauch seiner Macht 
den anderen Klassen gegenüber aufgewogen worden. Allerdings aber 

‘) Ebenda. S. 371 ff.; 39t> ff.; 419, 422 ff.; 427 ff. ») Ebenda, S. 436. — 
ln seinem späteren Werke: .Die freie AgrarverfiissunK“. gibt Keiebens- 
perger eine nochmalige Zusnmmenfiissnng der angeführten ökonomischen 
Argumente, die formell und inhaltlich zum Besten gehört, was je Uber den 
Gegenstand gesagt worden ist. ■'') Agrarfrage, S. 466 ff.; 486 490. 
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ist es richtig, duÜ er die ihm zugescliriebene Stellung nur dort 
auszufdllen venmig. wo er sich auf Grundbesitz stützt, und daU Adel 
ohne Grundbesitz ein leeres Wort ist. 

Der Adel und Hauernstand in ihrer jetzigen Gestalt sind zum 
Teil durch Zufälligkeiten entstanden. Speziell der Adel verdankt 
seine Existenz der Gewalt und Usurpation. Diese aber können ihm 
natürlich keinen Anspruch auf ewigen Bestand geben Wohl kommt 
den Standesherren und den ehemaligen FUr.stengeschlechteni eine 
politische, iu der historischen Tradition tief wurzelnde Berechtigung 
zu. Nicht aber auch der Bitterschaft, deren Bedeutung mit der 
Gruiulherrlichkeit vollkommen geschwunden ist. Schon jetzt ist an 
Stelle der ehemaligen stabilen Gruiuhiristokratie eine wandelbare, 
halt- und bedeutungslose Vermögensaristokratie getreten. Eine Wieder- 
herstellung des früheren privilegierten, ständischen Grundadels ist 
aber nicht nur mit den modernen Ideen unvereinbar. Sie wider- 
spricht auch den Interessen des preußischen Staates, welcher genide 
durch Niederwerfung des Adels stark geworden ist. ') 

Ebensowenig wie im N'erhältnis zwischen Staat und Adel ist 
zwischen diesem und dem Bauern.stand von Interessensolidarität die 
Bede. Vielmehr sind ihre Interessen durchaus entgegengesetzt. -; 
Eine künstliche Wiederbelebung des Adels in seiner einstigen 
Organisation ist daher ebensowenig möglich wie wünschenswert. 

So sehr sich nun B eichensperger auf dem Gebiet der 
Agrarpolitik von den Schriftstellern der historisch - ])olitischeii 
Bichtung unterscheidet, so nahe steht er ihnen doch anderseits iu 
bezug auf die Verfa.ssungsfragen. Auch er lehnt die „konstitutionell- 
repräsentative* Staatsform ab und befürwortet eine „korporativ- 
repräsentative“, das heißt eine ständisch-korporative Verfassung, in 
der an Stelle der Zentralisation eine Beihe von lokal und beruflich 
organisierten Selbstverwaltungskörpern treten sollten. Er wünscht 
ferner eine erste Kammer, die sich aus den Prinzen der herrschen- 
den Familien, den Standesherren, beziehungsweise, wo solche felden, 
aus einigen wenigen Fideikommiübesitzern, den Landesbischöfen, 
Bektoren und Dekanen der Universitäten und vom König auf 
Lebenszeit ernannten Mitgliedern zu.sanimensetzen soll.®) Doch soll 
diese Pairswürde — abgesehen von den Standesherren, für welche 
es historisch berechtigt erscheint — nicht erblich und demnach 
auch nicht auf dauernden Familiengrundbesitz fundiert sein. 


') füjcnda, S. f>\~ ff. ’) Elu'nda, S. 5‘2'2 ff. S. 594. 
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Er verwirft also auch die Listitution der Fideikommisse, die, 
auch abgesehen von den allgemeinen Mängeln des Großbetriebes, 
stets schlecht administriert wurden. Jedenfalls sei sie, meint er, in 
einem ständisch-korporativen Staat überflüssig und verderblich. >) 

Mit anderen Worten, wenn es, erklärt lie ich ensp e rger, 
gelingt, durch die politische Verfassung dem Shwte eine feste 
Grundlage zu geben, dann sei es nicht mehr notwendig, diese in 
einer ökonomisch und sozial schädlichen, politisch aber unwirk- 
samen Beschränkung der wirtschaftlichen Freiheit überhaupt und 
auf dem Gebiete der landwirtschaftlichen Produktion insbesondere zu 
suchen. 

IV. Der dritte Teil des lleichenspergerschen Buches 
ist schließlich dem Nachweis gewidmet, daß die freie Grundbesitz- 
verfassung auch aus dem Gesichtspunkt des Rechtes die beste 
und gerechteste sei, weil sie die individuelle Rechtssphäre am 
besten wahre. -) 

Die vorstehende Skizze zeigt, daß Reich ensperger in 
vielen Beziehungen den Gegnern einer freien Agrarverfassung viel 
näher steht als den liberalen Politikern. Doch gelangt er zu ganz 
anderen Ergebnissen als die Schriftsteller der historisch-politischen 
Richtung. Er teilt nicht die konservativ-aristokrati.schen Anschauungen 
dieser Publizisten, sondern ist ein konservativer Demokrat. 


') Ebenda. S. tiOl. ’) Ebenda, S. fi25 ff. 
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VIERTER ABSCHNITT. 


Die neuere historisch-politische Richtung. 

I. Kapitel. 

Hegel und Stahl. 

§ 1. In enger Verwandtschaft zu der älteren historisch-poli- 
tischen Kichtung stehen eine Reihe von Autoren, die iin Oninde 
genoinnien derselben zuzurechnen und bloß zeitlich von ihr ge- 
trennt sind. Es finden sich bei ihnen alle jene Ideen voll ent- 
wickelt, deren .Ansätze wir bereits bei ihren Vorgängern kennen 
gelernt haben. In erster Linie treffen wir bei ihnen zwar nicht 
die gleiche Vernachlässigung des ökonomischen fiesichtspunktes, 
wohl aber die Unterordnung desselben unter den politischen. Die 
historisch konservative Denkweise hat sich bei ihnen unter dem 
Einfluß der historischen Rechtsschule weiter entwickelt und ein 
neuer, religiös-ethischer Einschlag i.st hinzugekommen, als Ausfluß 
einer damals sehr verbreiteten Reaktion gegen die freigeistige und 
irreligiöse Aufklärungsperiode. Die wirksamste Unterstützung ihrer 
gegen die freiheitlichen Tendenzen des Jahrhunderts gerichteten 
Bestrebungen finden sie in den herrschenden philosophischen und 
staatsrechtlichen Strömungen, wie sie von Hegel und Stahl 
repräsentiert wurden, unter deren Einfluß das Problem der Grund- 
besitzverteilung nicht bloß mit, sondern einfach ausschließlich nach 
seiner Beileutung für das Staatsganze untersucht wird. 

Georg Wilhelm Friedrich Hegel*) sieht im ,Stiu»t die Ver- 
körperung der sittlichen Idee, wobei er freilich nach und nach 
immer mehr dazu gelangt, den reaktionären preußischen Staat der 
damaligen Zeit mit seinem Idesilstaat zu identifizieren. Und wie 

') V)fl. illier Ilefrels BeziehnnRen zur Nationalökonomie; Roscher, 
(ieschichte, B. 921 ff ; ferner Bluntscbli. Geschichte des Staatsrechtes, 
1«(!4, S. .044 f. 
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schon Adam Müller vor ihm und in Übereinstimmung mit Stahl 
weist er dem Grundbesitz überhaupt und dem großen insbesondere 
eine ausschlaggebende Rolle im Staatsleben zu. Die „bürgerliche 
Gesellschaft“ fallt ihm nach ihrer wirtschaftlichen Tätigkeit und 
den Bedürfnissen, deren Befriedigung sie dient, in drei verechiedene 
Stände auseinander; den „substantiellen“ der Landbauer, den 
„reflektierenden“ der Gewerbetreibenden und den „allgemeinen“ 
der Beamten und der Intelligenz, von welchen dem auf Vertrauen 
und Sittlichkeit basierten substantiellen Stande eine besondere 
Wichtigkeit zukoinmt. Die Tätigkeit der Landbauer, die Beschaffen- 
heit ihres Vermögens, die Abhängigkeit ihrer Arbeit von festen 
Naturepochen und des Ertrages von veränderlichen, dem Einfluß 
der Menschen entrückten Naturbedingungen verleihe ihrem Charakter 
ein eigentümliches Gepräge und bewirke in ihnen eine „substantielle 
Gesinnung und eine unmittelbare, auf dem Familienverhältnis und 
auf Zutrauen beruhende Sittlichkeit“. In neuerer Zeit weide zwar 
auch die Landwirtschaft auf reflektierende, ihrer Natur wider- 
sprechende Weise wie eine Fabrik betrieben. Doch behalte sie 
trotzdem und werde immer mehr die Weise des patriarchalischen 
Lebens behalten. „Der Mensch nimmt hier mit unmittelbarer Emp- 
findung das Gegebene und Empfangene auf, ist Gott dafür dankbar 
und lebt im gläubigen Zutrauen, daß dieses Gute fortdauern werde. 
Bei diesem Stand tut die Natur die Hauptsache, der eigene Fleiß 
ist dagegen das Untergeordnete.“ ’) 

Zu besonders hervorragender politischer Bedeutung kommt 
nun der Stand der Landbauer nach Hegel in dem ständischen 
Staat. Er sei zu ihr auch befähigt; und zwar dadurch, daß sein 
Vermögen unabliängig ist vom Staatsvermögen, von der Unsicher- 
heit des Gewerbes, von Gewinnsucht und Veränderlichkeit des Be- 
sitzes überhaupt, von der Gunst der Regierungsgewalt und der 
Menge. Namentlich treffe dies dann zu, wenn sein Vermögen sogar 
der eigenen Willkür durch Beschränkungen der VerfUgungsfreiheit 
unter Lebenden und auf den Todesfall entzogen sei und so zu einem 
mit dem Majorat belasteten Erbgut werde. Die Sicherheit und 
Festigkeit des Standes werde durch diese Institution in politisch 
wünschenswerter Weise nur noch vermehrt. Denn sei auch die 
Gesinnung nicht an das Vermögen gebunden, so könne doch 
sicherlich, wer wirtschaftlich selbständig und von äußeren Umständen 


') Vgl. Hegel. Grimdliiiien einer Philosophie des Hechts, 1833, S 303- 
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unbesclnvei t sei. ungelieniniter auftreten und für den Staat handeln. 
So werde der Stand der Lundbauer zu einer Stütze des Thrones 
und der Gesellschaft Er sei aut politische Tiitij^keit anj^ewiesen 
und ohne ZufUlligkeit der Wahl schon durch die Geburt zu ihr 
berechtigt, da sein politisches Hecht durch harte Aufopferung für 
politische Zwecke erkauft sei. Wo freilich die politischen Insti- 
tutionen fehlten, bilde das Majorat nur eine lässige Fessel des 
Privatrechtes. ') 

Hegel befürwortet also die Erhaltung großer Güter durch 
Majorate um ihrer politischen Bedeutung willen. Wirtschaftliche 
Erwägungen liegen ihm hierbei ganz fern. Die so zusanimenge- 
haltenen Großgrundbesitzer sollen in einem konstitutionellen Staate, 
wie ihn Hegel wün.scht. die erste Kammer bilden, während die 
zweite Kammer durch Wahl aus den anderen Ständen hervorgehen soll. 
Aber nicht, wie es der Liberalismus will, durch Wahl einer un- 
organisierten, sondern einer nach Gemeinden und Berufen organi- 
sierten Masse. -) 

§ 2. Viel ausführlicher als Hegel behandelt Friedrich .Julius 
Stahl die Grundbesitzfrage.“) 

Auch er vindiziert dem von Xaturkräften beständig abhängigen 
Landbuu im Vergleich mit den anderen Nahrungszweigeu den 
Charakter besonderer Stetigkeit. .Vis Bestimmung des Landbaues 
aber nennt er einerseits die größtmögliche Ergiebigkeit des Bodens, 
anderseits die Erhaltung des Standes selbst sowie der bestimmten 
Familien in ihrer Xahrungs- und Berufsgesinnung. Die Steigerung 
der Produktivität ist das wirtschaftliche, die Bewahrung der be- 
stimmten Familien in ihrer traditionellen (iesinnung das politische 
und sittliche .Moment der Grunileigentumsgesetzgebung. DemgeinäU 
erscheint ihm als oberstes Prinzip der letzteren die Stetigkeit des 
Besitztums, das heißt der Erhaltung der gegebenen Familien und 
der gegebenen Besitzungen, die eine Familie zu ernähren imstande 
sind — ein E^rinzip, aus dem in früherer Zeit die völlige (iebunden- 
heit sowohl der Bitter- als auch der Bauerngüter hervorgegangen 
sei. ln neuerer Zeit hätten die ansteigende Bevölkerungsbewegung 
und die Steigerung aller produktiven Kräfte diese Schranken als 
zu eng erscheinen lassen. So habe man denn zum entgegengesetz.ten 
Prinzip gegriffen, zur völligen Mobilisierung, und den Grundbesitz 

') Eljeiida, SS 308, .HO.'i, 3o7. ’) Ebemla, S .308. ’) V'jfl. Stahl, Philo- 
so|ihie «le.'i Hecht«, 11/2: liie Staatslehre, 1837. (III. Aull. 1850.) — V'kI. Ober 
ihn: Hluntsehli a. a. 0., S. 030 ff. 
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zu einem Handelsobjekt, zu einer rollenden Ware goinacht. Das 
aber sei von Übel. Denn es endet zuletzt, aller geschichtlichen Er- 
fahrung nach, mit dein Ruin des Bauernstandes und mit der Kon- 
zentration des Grundbesitzes in wenigen Händen. ') 

Nun sei, abstrakt wirtschaftlich betrachtet, der große Grund- 
besitz am vorteilhaftesten. Vom sittlichen und politischen Stand- 
punkt sei es jedoch be.sser, daß der Stand der kleinen, selbständigen 
Besitzer, der Bauern, erhalten bleibe und nicht zum Taglöhnertum 
herubsinke. Die unbegrenzte Freiteilbarkeit sei daher zweifellos 
durchaus verderblich. .Allein es ist schwer, den einmal angerichteten 
Schaden wieder gutzumachen. Das nächstliegende Mittel wäre 
Feststellung eines Besitzminimums, das unter Berücksichtigung der 
lokalen Um.stände zur Erhaltung einer Familie ausreiche. Allein 
auch diese Einrichtung könne die alte Gebundenheit nicht ersetzen. 
Diese schütze gewisse konkrete Besitztümer, wie sie sich nach dem 
wirklichen Bedürfnis gebildet hätten. Jene Besitzgrenze dagegen 
würde bloß ein willkürliches Maß schützen und auch nicht das Gut 
hei bestimmten Familien erhalten. Für das Richtigste hält demnach 
Stahl die gesetzliche Feststellung einer Singularerbfolge uml 
daneben die Erhaltung der Erbpaclit, welche ohne jede Berechtigung 
verboten worden sei. -) 

Stahl will jedoch niclit bloß den Bauernstand erhalten wissen. 
Ihm erscheint auch ein aristokratisches l'llement als wichtiges, ja 
lüs beinahe notwendiges Bedürfnis des Staates. Er wünscht daher, 
„daß eine große Klasse hervorragender Besitzer eine rechtliche Stellung 
habe, durch welche sie ein Sammelpunkt der Volkskräfte gegenüber der 
Unterdrückung durch die Staatsgewalt und die Beamten und zugleich 
eine Bürgschaft für den .Staat und die Regierung gegen Auflösung 
durch die Volksmasse wird, im ganzen aber durch ihre Identität 
des eigenen Interesses mit der Erhaltung der bestehenden Ordnung 
und mit der Ehre der Nation die.'e in einer eminenten Weise ver- 
tritt“. Hierzu aber erklärt er zweierlei für notwendig: Grunilbesitz 
und Kontinuität des Standes. Die letztere, führt er aus, ist die Vor- 
bedingung für das Vorhandensein eines Standesgeistes und eines 
Zusammenhängigkeitsgefiihles. ohne die der Stand keine politische 
Bedeutung hat. sowie der Stammeserinnerung. Diese bedeutet an 
sich schon einen höheren Zustand von Selbstbewußtseiu. Sie ent- 
hält aber auch sittliche Impulse und bewirkt Hebung der Gesinnung 

') Vgl. Stahl a. a. 0., 1. .\b»chn., S. t>l tf. ’) Ehemla, .S. K5. 
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durch ererbte politische Tugenden, bei entwickeltem öffentlichen 
Leben auch durch ererbte politische Bestrebungen. ,Eine Qrund- 
aristokratie von kontinuierlichem Besitz vertritt dadurch vorzugs- 
weise die geschichtliche Seite des nationalen Lebens.“ ’) 

Verfa.s.sung.srechtlich muß einer solchen Grundaristokratie, und 
zwar insofern als sie wirklicher Grundadel ist, Anteil an der Staats- 
verfassung eingeriiumt sein. Zu ihrer Erhaltung aber sind Stamni- 
gUter, Substitutionen, Unveräußerlichkeit und Unteilbarkeit des 
Besitzes notwendig.^) 

Man sieht: Hegel sowohl wie Stahl erblicken den Haupt- 
wert des Grundeigentums in seiner durch die ständige Abhängig- 
keit von N.aturgewalten geschaffene Prädestination zum Autoritäts- 
glauben Aber Stahl legt in noch höherem Maße wie Hegel den 
Nachdruck auf die Erhaltung der Familie beim Stammgut; und 
zwar im Hinblick auf ihre stets den „Zu.sanimenhang mit der Ver- 
gangenheit wahrende, konservative Gesinnung“. 


II Kapitel. 

Die unter dem Einflassc von Hegel und Stahl stehenden 

Schriftsteller. 

1 . Der starke Einfluß dieser Staatsphilosophen auf die agrar- 
politischen Ansichten mancher ihrer Zeitgenossen zeigt sich be- 
sonders in den Schriften des aus dem Fürstentum Osnabrück — 
also einem Gebiete mit im ganzen noch fester Geschlossenheit — 
stammenden Pastors Ludwig Wilhelm Funke.*) 

Funke geht von der Grundansicht aus, ,daß, wenn die länd- 
liche Bevölkerung sich ihrer wahren Natur nach entwickeln soll, 
die geschichtlichen Verhältnisse, welche ilire Basis bilden, festge- 
halten werden müssen“. Dagegen seien die modernen Staaten auf 
einer Abstraktion aufgebaut und entbehrten ebendeshalb einer festen 
Grundlage, weil den historischen Ständen ihre Basis genommen 
sei. Hier müsse nun Wandel geschaffen werden ; und zwar einer- 
seits in dem Sinne der Festhaltung des geschichtlich Gewordenen 
und anderseits in der Wiederbelebung desselben, wo es er- 
starrt sei. 

') Ebenda, S. 102 ff., 107. ’) Ebenda, S. 109, 118. *) Ebenda, S. KMi. 

V'gl. Funke, Die au» der unbeschränkten Teilbarkeit des Grundbesitze» 
bervorgehenden Nachteile usw., 1839. *) A. a. 0., Vorwort, S. III ff. 
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Besonders lebhaft macht Funke seiner Zeit die Hingabe an 
materielle Interessen zum Vorwurf, die teils durch das Verschwunden 
des unmittelbaren Glaubens, teils durch die Entwicklung des Handels 
hervorgerufen worden sei. Die Merkantilisten seien es gewesen, 
welche die materiellen Gesichtspunkte zur Herrschaft brachten. Sie 
hätten so zwar materielle Erfolge erzielt. Vor lauter materiellen 
Verbesserungen habe man jedoch vergessen, daß ein Staat ohne 
sittliche Grundlage ein auf lockeren Grund gebautes Haus sei. 

Trotzdem prüft Funke die Mobilisierung des Grundeigentums 
auch nach ihrer wirtschaftlichen Seite hin und bemüht sich, die 
.Staats wirtschaftliche Theorie, daß durch Mobilisierung die Kultur 
des Bodens erhöht werde“, zu widerlegen. *) 

Die Mobilisierung und in ihrem Gefolge die Teilung des 
Bodens, führt er aus, erhöht zwar die Produktion, aber nicht den 
allein maßgebenden Reinertrag und die Menge der verkäuflichen 
Produkte. Eine Steigerung auch dieser tritt höchstens in der Nähe 
der Städte ein, wo Gartenw’irtschaft lohnender ist als Ackerbau. 
Gäbe es aber lauter gartenwirtschaftlich betriebene Kleingüter, so 
würde es ihnen sehr bald an Absatz für ihre Produkte fehlen. — 
Die Teilungen zerstören oft das richtige Verhältnis zwischen Acker 
und Dünger und steigern in unverhältnismäßiger Weise auch das 
Gebäudekapital. Besonders deutlich zeigen sich die Nachteile der 
Teilung von Ackerwirtschuften im Gebirge. Dort braucht man 
nämlich in den verschiedensten Höhen Land. Weil dies aber durch 
Teilungen unmöglich gemacht wird, so baut der Landmann oft 
Lebensmittel auf einem Boden, der für andere Kulturen geeigneter 
ist. — Die Teilungen bewirken ferner, w'ie das Beispiel der römischen 
Campagna zeigt. V’erschlechterung der Produktion und Verödung 
ganzer Landstrecken, während umgekehrt in Ländern mit Unteil- 
barkeit, zum Beispiel England, die Bodenkultur auf einer viel höheren 
Stufe steht. — Hält man dies fest, so ergibt sich, daß von einer 
dauernden Bevölkerimgszunahme im Gefolge der Mobilisierung nicht 
die Rede sein kann. Vielmehr wird die Bevölkerung nur vorüber- 
gehend wachsen, dann aber abnehmen Die Mobilisierung des Grund- 
eigentums schädigt daher schließlich auch die materiellen Kräfte 
des Staates. Mit der Zahl und Qualität der Produkte nimmt auch 
der Gew'inn an ihnen ab. Die Kleinwirte konsumieren mehr, be- 
sonders, wenn es Pächter sind, denen die einfachen Sitten der 

') Ebenda, 1. Abschn , S 1- ’) Ebenda, §§ 2 — 7. 
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Bauern felilen. So verringert sich die Verniöj^ensbildung und es 
leidet der Nntionalreiclituni. Will man alle diese Übelstände ver- 
meiden, so bedarf es einerseits der Gutswirtschaften und anderseits 
Bauerngüter von bestimmter Grötie, daher ttnch zu deren Erhaltung 
bestimmter Erbvorschriften. — Das Grundeigentum ist eine Staats- 
aktie. Der Eigentümer hat das Amt. sie ordentlich zu verwalten. 
Dieses Amt ist einer Familie erblich übertragen. Ebensowenig wie 
die Monarchie geteilt werden darf, ebensowenig können die Kinder 
eines Grundbesitzers gleiche Erbportioneu beanspruchen. 

Die Einwendungen, „welche man nach philosophischen Prin- 
zipien wider die Vererbung des Grundeigentums auf einen vorgebnvcht 
hat'*, erscheinen Funke ab.solut unstichhaltig. Wäre dieselbe wirklich 
schädlich, so müUte auch das Thronfolgerecht abgeändert werden. 
Hält man aber die Monarchie ohne eine feste Thronfolgeordnung 
für gefährdet, so muU man dies auch für den liLstorischen, auf 
Grund und Boden basierten Adel und Bauernstand zugeben. Wer 
vermeint, daU das Erstgeburtsrecht dem Zeitgeist und der Gerechtig- 
keit widerspreche, zeigt nur, „daß er die wahre Natur des Grund- 
eigentums verkenne und dieses nach abstrakter Theorie, hohlem 
Enthusiasmus und sentimentaler Gerührtheit für ein vermeintliches 
Menschen wohl beurteilt'. Das Erstgeburtsrecht verletzt weder die 
Familienbande, noch bezweckt es, bloß den Glanz der Familie zu 
erhalten. Es soll vielmehr die Familie selbst erhalten. Auch 
wird dieser Vorzug des Anerben nicht als Ungerechtigkeit emp- 
funden. Denn „altes Herkommen und eine zum Teil in frühester 
Kindheit erworbene unil mit dem Alter sich weiter durchbildende 
Einsicht in ländliche Verhältnisse hat den Bauern einen tidei- 
kommissarischen Geist eingeflößt, welcher nur durch verkehrte 
Bildung densellten genommen werden kann“. Was für den Bauer, 
gilt aber auch für den Adel. Fideikonimis.se, Majorate, Minorate sind 
zu seiner Erhaltung notwendig, überhaupt ist das Prinzip der 
Gleichteilung römisch-rechtlichen Ursprunges, dem germani.schen 
Itecht aber fremd. 

Den Stiuit bilden drei Elemente, in verschiedenen Ständen ver- 
körjiert: das „objektive oder historische“ Element — das Grundeigen- 
tum; das „subjektive oder kosmopolitische“ — das Geld; das beide 
vermittelnde und leitende „allgemeine“ — die Intelligenz. Sie alle 
müssen in richtiger Projiortion nebeneinander bestehen. In Deutsch- 
land aber ist dieses richtige Verhältnis bereits durch Vernichtung 
des Adels- und Bauernstandes bedroht. 
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nie Freiteilbarkeit vernichtet zum schweren Schaden des Staates 
den Bauernstand, seinen besonderen Charakter, seine natürliche 
Friimmigkeit und llnscliuld, seine alten Sitten, zieht ihn in das 
Leben des Erwerbs- und des Handelsstandes hinein und zerstört so 
eine feste Grundlage der Monarchie. Ibis gleiche gilt aber auch 
von dem grundbesitzenden und daher freien und unabhängigen 
Adel, mit dem ein Damm eineiseits gegen die Monarchie, ander- 
seits gegen die FUrstenwillkUr vei-schwindet. Denn daß der Patrio- 
tismus der Be.sitzer mobilen Vermögens leicht in sein Gegenteil 
nmschlägt. hat sich in Deutschland zur Zeit der Julirevolution ge- 
zeigt. So sei es denn ein Trost, daß trotz der in neuerer Zeit so 
häufigen Verkennung der Wichtigkeit des Adels und der Vor- 
teile von in der Familie sich forterbenden Landgütern diesen 
und jenen eine wiedererwachte, von christlichem Geiste ge- 
tränkte Staatsphilosophie — Stahl — volle WMlrdigung zuteil 
werden lasse. 

Wie Möser und Stein, befürwortet auch Funke eine Organi- 
sation des Adels nach englischem Muster. Auch mißbilligt er die 
Aufhebung des gutsherrlich-bäuerlichen Verbandes, der nicht hätte ab- 
geschatt't, sondern bloß reguliert werden sollen, während seine Auf- 
hebung alle Teile, die Bauern sowohl als die Grundherren ge- 
schädigt hätte. ') 

Die gekennzeichnete V'ernichtung der Stände im Gefolge der 
Mobilisierung zerstört — schließt F u n k e unter Hinweis auf die ge- 
schichtliche Entwicklung Frankreichs, Belgiens, Griechenlands, Horns, 
Chinas und der Juden — die organische Monarchie und setzt an 
ihre Stelle eine abstrakte Konstitution, die notwendig, weil ihr 
die stabilen Elemente fehlen, zur Demokratie tilhrt. .Diese hat den 
Begriff ,Volk* festgehalten und dann eine jiapiercne Konstitution 
fabriziert, nach welcher dieser nicht nach seiner ständisch-organischen 
Gliederung, sondern nach leeren Begritfen vertreten wurde ... So 
wurde nicht das Volk, sondern der Pöbel vertreten. Dieser hat 
keine positive Grundlage, gehört keinem Stand an und ist deshalb 
vorwiegend negativ. Diese seine Hichtung macht sich dann durch 
Revolution, wodurch er nichts verlieren kann, wobei er aber etwas 
zu gewinnen hofi’t, geltend.“ So erweist sich der Liberalismus als 
Feind aller positiven und historischen Verhältnisse, erkennt nirgends 
den in der historischen Weiterentwicklung sich offenbarenden Geist 


') Ebenda. § 9. 
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und artet daher in öden Materialismus aus. An seine Stelle muß 
deshalb den Menschen eine positive, sittlich-religiöse Grundlage 
wieder gegeben werden. ') 

Die vorstehend skizzierte Auffassung ergänzt F u n k e in einer 
1854 erschienenen Schrift durch eine eigentümliche Theorie der 
agrarischen Entwicklung Frankreichs.-) 

Den ursprünglichen Bewohnern dieses Landes, sagt er, den 
Kelten, war Privateigentum fremd. Sie lebten vielmehr in Kom- 
munismus, aus dem sich dann die Idee des Faniilieneigentums mit 
gleichem Anrecht aller Familienmitglieder entwickelt hat, die zur 
unendlichen Teilung führt. Irland geht an diesen Verhältnissen zu- 
grunde. Frankreich aber hat sich nur durch Aufnahme von romanisch- 
germanischen Elementen erhalten, welche das keltische zurückge- 
drängt haben. — Die Hörner haben in Frankreich das Privateigen- 
tum und gleiches Erbrecht eingeführt. Mit den germanischen Er- 
oberungen kam dann das Lehensystem und das unteilbare Grund- 
eigentum ins Land. Denn nach altgermanischer Auffassung wird 
der Boden als ein Lehen Gottes angesehen, dessen Vertreter auf 
Erden, der König, das Obereigentum hat. Allmählich jedoch hat 
da-s ältere romanische Element immer mehr an Boden gewonnen und Jas 
germanische zurUckgedrängt. Die Folge davon ist Wiederbelebung 
des gleichen Erbrechtes und der trostlose Zustand des Grundeigen- 
tums in Frankreich ; Bodenzersplitterung, Verarmung, sittliche Zer- 
rüttung der ländlichen Bevölkerung, Verfall der Agrikultur, Ver- 
nichtung eines grundbesitzenden Bauernstandes, Abnahme des 
Nationalwohlstamles. Diese agrarische Zerrüttung ihrerseit hat wieder 
den tiefsten Einfluß auf den politischen und sozialen Zustand Frank- 
reichs geübt. Ihr Ergebnis ist die Herrschaft des Kapitals und dei 
Bourgeoisie, das Anwachsen des Proletariats. Die Hevolution hat 
nicht mit der Vergangenheit, sondern bloß mit dem germanisch- 
christlichen Element gebrochen. Die Geschichte wurde in das 
römische Heidentum zurückversetzt. 

Es droht nun eine weitere .■\bsorption dieser römischen durch 
die ursprünglichen keltischen Elemente. Die Anzeichen sind vor- 
handen in den sozialisti.schen und kommunistischen Tendenzen 
Saint-Simons und Proudhons. Diese Gefahren beschränken 
sich jedoch nicht auf Frankreich allein. Sie bedrohen auch das 

') Ebenda, S lü •) Vgl. Funke, Die heillosen Folgen der Boden- 
zcrsplitterung, l.sSt, S. 39 tl'. ’) Ebenda, S. 61 ff., 97, 120 ff. 
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übrige Europa, wenn dieses nicht in seiner organisch-naturgeniäß- 
ständischen Gliederung erhalten wird und dieser nicht neben der 
sittlichen auch die gesunde materielle Basis erhalten bleibt. ') 

Wie Funkes Schriften /.eigen, macht sich der Geist der in 
Mitteleuropa damals herrschenden religiös angehauchten antidemo* 
kratischen Reaktion nicht bloß auf dem Gebiete der großen Politik 
geltend, sondeni auch in der Wirtschaftspolitik : nicht um die 
Fehler des Liberalismus zu verbessern, sondern um ihn zu ver- 
nichten. 

§ 2. In den gleichen Gedankengängen, speziell soweit sie die 
Vorschläge zu einer Reorganisation des Adels nach englischem 
Vorbilde betrefien, bewegt sich auch der konservative Politiker Ernst 
Gottfried Georg von Biilo w-Cu nimerow''*), im Jahre „1848 als 
Stifter des Vereines zur Verteidigung der Grundbesitzerinteressen 
im Mittelpunkt der Reaktion, welche die Strömung des Revolutions- 
jahres eingedänunt hat“.®) 

Ganz unter dem Einfluß von Funke und Hegel steht 
M. E. F. W. GrävelM), auch er entschiedener Gegner der „falschen 
Freiheitstheorien“ und ihrer Praxis, deren Ursprung er jedoch nicht 
in Frankreich, sondern in der Wirksamkeit Ghristian Jakob Kraus’ 
an der Königsberger Universität sucht, wie ja denn auch wirklich 
alle einflußreichen preußischen Staatsmänner persönliche Schüler 
oder mindestens Anhängei der Lehren Kraus’ waren. 

Seien nun aber auch, erklärt Grävell, die neuen Ideen nicht 
auf revolutionärem, sondern auf legitim reformatorischem Boden 
erwachsen, so seien sie Joch deshalb nicht minder umstUrzlerischen 
Charakters. Und wie sie im allgemeinen auf den Bruch mit der 
Vergangenheit hinarbeiteten, .so sei ihnen auch die Gebundenheit 
des Grundeigentums ein Stein des Anstoßes. Die von den Neuerem 
angestrebte Mobilisierung widerspreche aber den Zwecken aUer 
Staatseinrichtungen, welche Dauer. Stetigkeit, organische Entwick- 
lung bezwecken. “) 

Es war, führt Grävell aus, eine Quelle des Übels, daß die 
Staatswirtschiiftslehre sich früher entwickelt hat als die übrigen 
Teile der Staatswirt.schaft und daher an ihre Spitze gestellt worden 
ist. Der Staat ist seinem Wesen nach eine Anstalt im Interesse 


’) Ebenda, S. 119 ff. ’) Vgl. B ü 1 o w - C ii m m e r o w. Preußen, seine Ver- 
fassung und seine Verwaltung, 1832. (III. Aufl. 1842), 1. Bd., S. 93; II. Bd., 
S. 39 ff., 44 ft., 60. ’) Vgl, Roscher, Geschichte, S. 1020. *) Vgl. Grävell, 
Baron, Bauer und Grundeigentum, 1840. A. a. 0., S, 1 f„ 6. 
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der Sittlichkeit und seine einzelnen Malinahnien sind demnach »o 
zu Ix'urteilen, duLJ hierbei folgende Gesichtspunkte in der Reihen- 
folge, wie sie nufgezählt werden, zur Geltung zu gelangen haben : 
die Sittlichkeit, das Staatswohl, das Recht des einzelnen, seine 
Wohlfahrt, und zwar erst seine geistige und dann seine leibliche. 
Die Nationalwirtschaft kommt also nicht an erster, sondern an 
letzter Stelle') — wobei Grävell allerdings den liberalen Theo- 
retikern insofern unrecht tut, als er annimmt, sie hätten das Wohl 
des einzelnen dem des Ganzen nachgestellt, während doch für sie ein 
Gegensatz zwischen Individual- und Gesanitinteresse gar nicht besteht. 

Das falsche Freiheitsprinzip, fahrt er fort, hat bereits durch 
die Aufliebung der ZUnfte den Gewerbestand und so ohne Nutzen 
für die Volkswirtschaft auch den Staat schw^er geschädigt. Denn 
Korj)orationen sind für den Flor des Staates unentbehrlich. Die 
Staatsmitglieder müssen als Organe eines Körpers korporativ nach 
Genossenschaften, Ortsverbänden und Ständen organisiert sein. 
Einzelne Menschen sind kein Stimtskörper , '-) Es handelt sich also 
auch hier um die Erhaltung der durch die Freiheit bedrohten organi- 
schen Gliederung des Staates. — GröUer noch als für das Gewerbe 
sind jedoch die Nachteile im Gefolge des Liberalismus für die Land- 
wirtschaft. *) 

Grävell gesteht sowohl großen wie kleinen Gütern be- 
sondere ökonomische Vorteile zu. Auch leugnet er nicht, daß man, 
käme es bloß auf diese an, die Grundbesitzverteilung vielleicht 
sich selbst überlassen könnte. ♦) Aber, erklärt er, mit der ökonomi- 
schen Würdigung der verschiedener. Güterkategorien ist eWn 
die Sache noch nicht erledigt. 

Die Menschen zertallen in vier Kla.ssen : in besitzlose Arbeiter, 
welche die niedrigste Kla.sse bilden, ferner in die Gruppen der 
Landwirte, der Handel- und Gewerbetreibenden sowie der Gelehrten, 
Künstler, Rentner, welche die Besitzenden sind. Alle diese Klassen 
sind notwendig. In „bürgerlicher'*, das heißt wohl politischer Be- 
ziehung jedoch sind sie verschieden, je nach ihrem Anteil an der 
Verwaltung und Leitung des gemeinen Wesens und nach dem Maß, 
in dem sie in dieselbe dreinzureden haben.*) Unter „Dreinreden“ 
aber versteht Grävell. wie er energisch betont, lediglich eine 
beratende Stimme, während die Hoheitsrechte und die Laudes- 

') Ebenda. S. 12. ’) Ebenda, S. 15 If. ’) Ebenda, S. 22 ff. *) Ebenda, 
S. 35 ff'. ') Ebenda, S. 41 ff'. 


Digitized by Google 


271 


regierung ungeteilt dem Herrscher r.ukommen. Daher verwirft er 
jede Konstitution, das heißt konstitutionelle Kegierung. Das orga- 
nisierte Volk soll die Regierung bloß überwachen und von allen 
ihren Handlungen unterrichtet sein. ’) Diese überwachende Tätig- 
keit sollen die drei Klassen der Besitzenden und nur sie allein 
durch gewählte Abgeordnete von ungefähr gleicher Zahl ausüben. 
Da sie insgesamt das „Haben“ vertreten, so bringen sie notwendig 
einen Korpsgeist mit sowie Einseitigkeit der Ansichten und Be- 
strebungen. vor allem eine Vorliebe für das spezielle Haben, welches 
den Titel ihrer Berufung ausniacht. Es gibt aber noch einen 
höheren, edleren Zustand, nämlich das „Sein“, den auf die eigene 
Persönlichkeit gegründeten Beruf zur Teihiahme an den üflent- 
lichen Angelegenheiten. Verkörpert ist dieselbe im Adel, der in 
jedem Staate unentbehrlich ist, weil er zwischen Volk und Regent 
vermittelt und vou diesen beiden unabhängig i.st. 

Gemeint ist damit offenbar, daß dem mit der persönlichen 
Standschall ausgestatteten Adel eine höhere Bedeutung zukomme 
als den bloß gewählten Vertretern eines bestimmten Klassenintere.sses 
und daß er über den Parteien stehe. Natürlich ist diese .Argumen- 
tation haltlos. Ein Schein von Berechtigung käme ihr nur zu, wenn 
der Adel ausschließlich auf Grund per.sönlicher Verdienste ver- 
liehen würde, oder wenn umgekehrt die Tatsache der Geburt als 
adeliger Großgrundbesitzer an sich schon die Garantie eines per- 
sönlichen Verdienstes gewährte. Nun ist weder das eine noch das 
andere der Fall. Vor allem aber vertritt der Adel ganz genau so 
sein Klasseninteresse wie jeder andere Stand und unterscheidet 
sich in dieser Beziehung in keiner Art von ihnen. 

Daran denkt aber Grävell nicht. Der Adel, erklärt er, hat 
weder die Unbeweglichkeit des Bauernstandes noch die Beweglichkeit 
anderer Stände. Er bildet ein Gegengewicht sowohl gegen eine Geld- 
wie gegen die Beamtenaristokratie, welche leicht zur Hierarchie 
ausarten kann. Zur Erhaltung seiner Unabhängigkeit nach unten 
sowohl wie nach oben muß der Adel ein begüterter Erbadel, und 
zwar mit unbeweglichem, fideikommissarisch gebundenem Vermögen 
sein, weil dieses sich sonst zersplittern und dadurch die Zahl der 
politischen Adeligen vermindert werden würde. -) 

Die Einwendungen gegen solche Gebundenheit erscheinen 
Grävell unbegründet. Fideikommisse, erklärt er, sind nicht 

') EtM'nda, S. Ö2. *) Ebenda, S. (i6 ff., 170, .">7 tf.. I!1 
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schleclitt-r bebaut als andere Güter. Daher findet bei ihnen auch 
kein Ausfall an Nationaleinkommen statt. Auch die Bevorzugung 
eines Kindes ist nicht ungerecht. Denn erstens nützt das Majorat 
der ganzen Familie und zweitens besteht auch gar keine elterliche 
Verpflichtung, alle Kinder gleich zu dotieren. Das Erbrecht ist kein 
natürliches Hecht, sondern eine positiv rechtliche Institution und 
kann demnach so eingerichtet werden, wie es den Staatsinteressen 
am förderlichsten ist. Ein verarmter und zahlreicher Adel verfehlt 
seine Bestimmung und da er anderseits bloß durch Fideikommisse 
erhalten werden kann, so sind diese notwendig. ') 

Zur Frage nach der besten Bodenverteilung übergehend, 
meint Griivell, dieselbe könne nur nach allseitiger Prüfung der 
geistigen und materiellen Vorteile der einzelnen Betriebsgrößen in 
ihrer Beziehung zur Menschheit, zum Staat sowie zum Eigentümer 
selbst beantwortet werden. Hierbei sei zu untersuchen, ob der 
Landbesitz Selbstzweck sei oder Mittel zu höheren Zwecken. Das 
letztere treffe für die Güter des hohen Grundadels zu, bei welchen 
die Frage nach der Wirkung auf den Landbau nicht weiter zu 
untersuchen ist. Anders aber bei den nichtadeligen tiütern. 

Es gibt, führt Griivell aus, zweierlei Arten von Boden- 
kultur: Gartenbau und Feldbau.*) Beim ersteren kommt alles auf 
die persönliche Sorgfalt an, woßhalb die Grundstücke nur so groß 
sind, daß sie der Wirt mit seiner Familie und sehr wenig Gesinde 
bestellen kann. Der Gartenbau begünstigt daher Verkleinerung der 
Grundstücke bis zu diesem Ausmaß. Die Produkte haben aber 
einen beschränkten Absatz, weshalb sich Gartenbau bloß in der Nähe 
der Städte sowie beim Vorhandensein dichter und wohlhabender 
Bevölkerung findet. Cher diese Grenze hinaus findet Feldbau statt. 
Dieser unterscheidet sich vom Gartenbau dadurch, daß er Menschen- 
hände durch Tier- und Maschinenkräfte ersetzt, Feldfrüchte baut, 
die einer minder sorg.samen Pflege bedürfen, und die Fruchtbarkeit 
des Bodens durch Dünger aus der Wirtschaft erhöht. Das alles 
trägt zur Hervorbringung der größtmöglichen Bodenrente bei und 
darin liegt da.s Hauptunterscheidungsmerkmal zwischen Garten- und 
Feldbau. Dieser bezweckt den höchsten Heinertrag, jener den 
höchsten Hohertrag Bei jenem ist die Arbeit Mittel zur Erzielung 
von Bodenrente, bei diesem dagegen der Boden Mittel zur Betäti- 
gung der Arbeitskraft. 

Ebenda, S. liS, 64, 67. Ebenda, S 106. ’) Ebenda, S. 114 ff. 
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Die Bodenrente, der Zweck des Feldbaues, ist aber nicht bloß 
im Interesse des einzelnen Wirtes, sondeni auch des Staates gelegen. 
.Je höher die Rente, das heißt der Rohertrag nach Abzug von 
Arbeitslohn und Kapitalzins, desto höher der Wert des Grund- 
kapitals, desto leichter die V'ermögensansaminlung, eine desto 
größere nichtlandwirtschaftliche Bevölkeiaing kann eniährt werden. 
Auch der Staatsbedarf wird aus der Rente gedeckt. Güter, welche 
keine Rente abwerfen, sind daher unzweckmäßig und bloß deshalb 
zu dulden, weil erstens der Genuß von Gartenfrüchten befördert 
werden soll, zweitens den städtischen Arbeitern und Handwerkern 
Grundbesitz sehr zugute kommt. Die große Bevölkerung, die sie 
ernähren, ist dagegen kein Vorteil, wenn deren Existenz unsicher ist.*) 

Auch diese Ansicht Grävells, daß der Gartenbau keine 
Rente abwerfe, ist kaum richtig. Richtig ist l)loß, daß die Grund- 
rente beim Gartenbau keine solche Rolle spielt wie Arbeitslohn 
und Kapitalverwertung. Je extensiver die Bodennutzung, desto 
größer ist der Anteil der Bodenrente; je intensiver, desto bedeu- 
tender wird der Anteil des Kapitals am Ertrag, wenn auch absolut 
die Bodenrente mit der Intensität steigt. Allerdings mag die Rente 
des Gartenbaues oft genug auch deshalb relativ sehr gering sein, 
weil der Besitzer, der in diesem besonders Verwertung seines 
Kapitals und seiner Arbeitskraft sucht, sehr hohe Preise für den 
Boden zahlt, wodurch die erzielte Rente auf ein höheres Grund- 
kapital umgerechnet wird. Hieran dürfte Grävell al)er kaum ge- 
dacht haben und es ist dies auch bloß von privatwirtschaftliclier 
Bedeutung. 

Dem sei nun wie immer, jedenfalls erachtet unser Autor eine 
Verkleinerung der Güter unter die Grenze der Spanntahigkeit, und 
zwar auch mit Rücksicht auf den staatlichen Pferdebedarf für 
nachteilig. ‘^) 

Die Güter mit Bodenrente teilt Grävell ein in „Bauern-“ 
und „Freigüter“. 

Die letzteren, welche die Arbeitskraft des Wirtes nicht mehr 
in Anspruch nehmen, sind den ersteren ökonomisch überlegen, 
werfen eine höhere Rente al) und bieten einem größeren Kapital 
Anlagegelegenheit. Da auf ihnen ein großes stehendes Kapital 
vorhanden ist, so befördern sie den dem Staat so nützlichen tiber- 
gang von beweglichem in unbewegliches Kapital. Sie erzeugen 

*) Ebenda, S. 118 ff., 121 ff. ’) Ebenda, S. 12fi ff. 
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auch einen- großen ProduktenUherschuß für den Markt, was wieder 
niedrige Getreidepreise und niedrigen Arl>eitslohn Hervorrufen und 
dadurch die Konkurrenüiäliigkeit der inländischen Industrie auf 
ausländischen Märkten erhölien kann. — Anderseits künueii 
Freigutshesitzer mit ihren Produkten Wucher treil>en — das alte 
Lied — und die Getreidepreise auch dadurch in die Höhe treiben, 
daß sie Getreide ausfUhren oder gewerblich verarbeiten. — Auf 
großen Gütern findet sich auch viel abhängiges Gesinde. Endlich 
begünstigen sie den Absentismus, wodurch die \’orteile des Land- 
baues für die Verfassung und den Staatsbestand verschwinden. — 
Zieht mau dies alles in Betracht, so neigt sich die AVagschale 
zugunsten der Bauerngüter. Aut diesen ist der soziale Gegensatz 
zwischen Herr und Gesinde geringer. Die Bauern bewahren ferner 
am treuesten jene Eigenschaften, welche dem Landbau eigentümlich 
sind und sind auch zahlreich genug, um durch ihr Gewicht jene 
Stetigkeit zu bewirken, welche es der Neuerungssucht unmöglich 
macht, das Bestehende über den Haufen zu werfen. Die Freigüter 
reichen dazu nicht aus. Denn je größer ihrBesitz, desto kleiner ihre Zalil. *) 

Grävell kommt also zu dem Schluß: daß die kleinen, nicht 
spannfähigen Güter jiolitisch und ökonomisch unvorteilhatt; daß 
unter den größeren Besitzungen aber die Freigüter volkswirtschaft- 
lich, die Bauerngüter [lolitisch vorteilhafter sind. Von den großen 
Gütern hält er daher bloß adelige Fideikommisse auch politisch 
für notwendig. Demgemäß fordert er neben einer Gesetzgebung 
zur Eindämmung zu häufigen Besitzwechsels und dem Erstgeburts- 
recht auch die Vorschrift: daß Freigüter bloß geteilt werden 
dürfen, wenn sie zur Vergrößerung von Bauerngütern dienen oder 
aus ilinen neue spannfähige Bauerngüter entstehen, während er 
offenbar für Bauerngüter selbst die Unteilbarkeit stiituiert wünscht. 
Was Fideikommisse betrifi't, so sollen sie nicht größer sein ids 
unbedingt notwendig. -) 

g 3. Ungleich höher als die zwei eben besprochenen Schrift- 
steller steht Karl von Spar re, der zwar in einer ganzen Reihe 
von Gedanken mit Funke und Grävell übereinstimmt sich aber 
dabei durch viel größere Tiefe der Behandlung und vor allem durch 
viel gründlicheres Eingehen auf die ökonomische Seite unseres 
Problems nuszeichnet. ®) 

>) Kliendii, S. 129, 131 ff.. Ul ’l Ebenda, S. 143 ff., 148 ff. ’) Vgl. 
Sparre, Die bebensfragen iiu Staat ubw., 1842,'.’>4. 
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Sparre sucht einen höheren Standpunkt zur Beurteilung der 
einzelnen wirtschaftlichen Fragen und findet ihn, ganz unter dem 
Einflufi von Hegel, ebenfalls in der Staatsidee. Auch hei der 
Beurteilung des Agrarprobletns erklärt er die staatliche Rücksicht 
für ausschlaggebend, ln zweiter Linie er.st komme dann die Rück- 
sicht auf die Individuen und zuletzt jene auf den Boden. Erstes 
Ziel sei .stets die Dauer des Staates als des Repräsentanten der 
sittlichen Idee. ') In Konflikten zwischen dem Staat und der 
Gesamtheit der Menschen müsse der Staat, in Konflikten des Staates 
mit den Individuen müs.sen diese weichen. 

Nur durch die AuUerachtlassung dieses höheren Standpunkts 
erklärt sich Sparre die IrrtUmer in den herrschenden wirtschafts- 
politischen Ansichten überhaupt und in der Agrarfrage insbesondere. 
Als die wichtigsten dieser IrrtUmer aber, die sich, wenn man 
genauer zusehe, insgesamt auf den Mangel eines steten Bewußt- 
seins der Staatsidee reduzieren ließen, bezeichnet er die folgenden. 

Zunächst habe man das Verhältnis zwischen Individuum, Boden 
und Staat auf den Kopf gestellt und alle drei Potenzen auseinander- 
gerissen, obwohl nur die djiiamische Gemeinschaft aller wirksam 
sei. Vor allem habe man die materiellen Interessen zu seht über- 
schätzt und die dem Staat zugrunde liegenden höheren Ideen 
darüber vernachlässigt. — Zu dieser Verkehrtheit sei ferner die 
starke Überschätzung der Individuen getreten, denen man den Staat 
habe dienstbar machen wollen, während ihnen bloß eine Stelle im 
Staatsganzen gebühre. Daher denn auch die große Überschätzung 
der Bevölkerung, das Streben nach Vermehrung der Individuen 
statt der Wohlfahrt — wobei Sparre freilich übersieht, daß die 
populationistischen Bestrebungen einer anderen Zeit angehören 
wie die individualistischen. — Ein dritter Irrtum bestehe in der 
Nichtlieachtung des Unterschiedes zwischen nioliilem Vermögen 
und Boden und den damit verknüpften Besitzverhältnissen an diesem 
sowie seiner Bedeutung für das Volkslelien. — Endlich habe man 
sich von der Maxime „laisser aller“ leiten lassen und „auch Uber 
das Grundbesitztum i.st das Gehenlassen gekommen“. 

Bei seiner Behandlung des Grundeigentumproblems scheidet 
Sparre sehr zweckmäßig die Untersuchung der Freiteilbarkeit 
von derjenigen der Betriebsgröße. Und zwar fällt seine Entscheidung 
wohl gegen jene, aber sehr ausgesprochen für Kleingüter aus. 

') A. a. 0., II. Bd., Einicitunjr. ’) A. a 0 , 1. Bd.. S 11, S. 7. Ebenda, 
1. Bd., § 15, S. 18 ff. 
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Orij'iiiell ist seine Untersuchung zwischen „Gütern“ und 
„Grundstücken“, die sich hei keinem Scliriftsteller vor ihm 
findet. •) 

„Ein Gut ( Landgut) ist durch die Kestininiung des Eigen- 
tümers ein Komplex von Grund.stUcken zur Ausül)ung der Land- 
wirtschaft im engeren Sinne“, auf welchem nämlich nicht bloU Acker- 
bau allein, sondern mit diesem zugleich auch Viehzucht getrieben wird. 
Dagegen ist ein „Einzelgrundstück . . . derjenige Teil vom Boden, 
welcher Subsistenzmittel liefert, keine selbständige Landwirtschaft 
zuläUt und im Kataster verzeichnet ist*. Bloß Güter, besonders 
größere, gewähren nach Sparre einen „absoluten“, zur Ernährung 
anderer Menschen dienenden Überschuß, während Grundstücke bloß 
einen „relativen“ Uberschuß liefern, das heißt einen größeren Hoh- 
ertrag durch Aufwendung von Arbeitskraft. Aber auch dieser dient 
damit der Gesamtmasse der Bevölkerung zur Ernährung. -) Grund- 
stücke und Güter sind daher lieide notwendig. 

Nach ihrer politischen und staatswirtschattlichen Seite be- 
trachtet, verleihen Güter dem Staat besondere materielle und 
geistige Kraft. Grundstücke wieder fördern die Bevölkerung und 
helfen die innere Hube des Staates sichern, weil vielen Staats- 
bürgern die Möglichkeit geboten ist, sich am Staatsbodeu zu 
interessieren. — Große, mittlere und kleinere Gutsbesitzer sind 
wesentlich Landbauer, nichts weiter. Sie bilden den Stand der 
Landwirte im Gegensatz zu den gewerblich Tätigen. Der StUck- 
besitzer dagegen neigt bald zur Landwirtschaft, bald zum Gewerbe 
und immer mehr zu diesem. — Schon vor der Hevcdution hatte 
die Zer.schlagung der Güter begonnen, der Geist der Zeit sich von 
den Gütern ab-, dem StUckbesitz zugewendet. 

Eine weitere Kategorisierung Sparres ist die Unterscheidung 
von „Real gut“ und „1‘ersonalgut“.^) KealgUter nennt er 
jene, für welche Güterschluß festgesetzt ist. Wo dieser fehlt, spricht 
er von I’ersonalgütern. L>er Staat sei an jenen ungleich mehr 
interessiert als an diesen. Da aber die PersonalgUter durch die 
freie Verfügbarkeit dem Besitzer Vorteile vor den Realgütern böten, 
so solle der Staat eigentlich den Besitzern der letzteren eine Kom- 
pensation gewähren. 

') Klienda, I. Ud., g 2.S. ,S. 79 ff. ’) Ebenda, 8 21, S. 81 ff. — Der Sinn 
ist offenbar der. daß Grundstücke einen höheren liohertrug abwerfen als Güter, 
aber keine verkäuflichen Überschüsse erzielen. •) Ebenda, 1. Bd., § 29, S. 92 ff.; 
8 42. S. 211 tf. *) Ebenda. I. Bd., 8 94, S. 10;i ff. 
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Die Ar^jumente gegen den Göterscliluß erklärt Sparre für 
irrig. >) So beruhe die Behauptung, daß die (leschlossenheit die 
Bevölkerung hemme und die Mehrzahl der Bürger vom Grundbesitz 
fernbalte, auf der mißverständlichen Annahme : geschlossene 

Güter müßten auch GroßgUter sein, während es doch auch ganz 
kleine geschlossene Güter gehen könne. — Das Argument, daß 
die Verkleinerung kulturforderlich sei, gelte bloß für den Fall, als 
die Güter noch Güter bleiben und nicht zu Parzellen zus.ammen- 
schrumpfen — ganz abgesehen davon, daß der Güterschluß erhöhte 
Kultur nicht nur nicht verhindere, sondern durch die Stetigkeit des 
Besitzes umgekehrt fördere. Nicht minder unzutreffend sei es 
schließlich, wenn der Grundhesitz schlechthin als Voraussetzung 
des Patriotismus bezeichnet werde und dieser als um so größer, je 
mehr Menschen an Grun<l und Boden .Anteil hätten. Denn auch 
Proletarier, Gelehrte und Gewerbetreibende seien patriotisch, 
während der besondere Patriotismus, den der Grundbesitz gewähren 
soll, sich in Wirklichkeit nur beim Großgrundbesitz vortinde. 

Sparre unterscheidet ferner zwischen „Stamm gut“ und 
„F re i er b g u t“. 2) .Jenes sei nicht bloß unteilbar, sondern auch un- 
veräußerlich. Es repräsentiere daher die „stete, naturgemäße Ver- 
bindung des Menschen mit dem Boden“. Für Stammgüter solle 
daher Majonitserbfolge, sowie — ausgenommen in Xotfilllcn — 
Unverschuldbarkeit bestehen und für eine besondere Versorgung 
der jüngeren Geschwister Sorge getragen werden. 

Seiner Vorliebe für Schaffung neuer Ausdrücke nachgebend, 
unterscheidet Sparre weiter zwischen „Ar beit s gut“ und „Frei- 
gut“.®) Ein Arbeitsgut ist ihm jenes, bei dem der Besitzer und 
seine Familie selbsttätig mitarbeiten müssen, während sie beim 
Freigut bloß die Aufsicht führen — eine Unterscheidung, die 
sich mit der Grävells zwischen „Arbeits-“ und „Bauerngut“ deckt 
und offenbar auch durch sie entstanden ist. 

Ein Arbeitsgut, das zugleich Kealgut ist, nennt Sparre 
„Kolonat“, während er es andernfalls als „Bauerngut“ be- 
zeichnet. 

Das Kolonat. führt er aus, sollte das kleinste Realgut im 
Staate sein, also kleinere Güter keine Kealgutsqualität haben. Die 
Kolonatsbesitzer seien das ruhige, stetige Element. Man könnte 

•) EtM'ndn, I. lid.. S 3ä, S. 107 ff. *) Ebenda. I. lid.. § 3(1. S. 128 ff. 
’) Ebenda. 1. Hd., § 37, S. 158 fl'. 
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sie als Besitzer einer einzigen Staatsaktie auftassen, einen größeren 
Kealgutsbesitz aber als größeren Aktienbesitz. Sie sollten auf Kreis- 
und Landtagen eine eigene Vertretung haben, die den Bauern nur 
dort zustehen solle, wo die Zahl der Kolonatsbesitzer zu gering sei. 

Arbeitsgüter sind nach Spar re von der höchsten Wichtig- 
keit, Sie sagen dem Menschen, dem Boden und dem Staat gleich 
zu. Ihre Kultur ist besser als dort, wo mit Mietlingen gearbeitet 
wird. Die Lebensweise des Besitzers und seiner Familie ist eine 
für Körper und Seele gleich gesunde. Zwischen Herrn und Gesinde 
herrscht ein patriarchali.sches Verhältnis. In diesen Familien findet 
sich Rechtlichkeit und Tugend, treu bewahrte Sitte, die wahr*' 
Gottesfurcht und die wenigsten Verbrechen.*) 

Bei seiner Würdigung der einzelnen Betriebsgrößen hebt 
Sparre gleichmäßig ökonomische wie politische Erwägungen her- 
vor.*) Politisch sei es notwendig, die meist im Besitz von juristischen 
Per.sonen und des hohen und niederen Adels befindlichen Groß- 
und Mittelguter zu erhalten, weil in den geschichtlich gewordenen 
Staaten der grundbesitzende Adel — aber nur dieser — in seinen 
Abstufungen ein notwendiges Element des .Staatslebens bilde. — 
Vom ökononiisclien Standpunkt scheint Sparre mehr gegen als 
für große Güter zu sein. Diese, meint er, würden meist weniger 
gut genutzt und seien auch weniger produktiv als kleine und mittlere 
Güter. Daß es nicht auf den Rohertrag, sondern auf den Reinertrag 
ankomme, könne nur ein Nationalökonom behaupten, niemals aber 
ein praktischer Staatswirt zugeben. Denn w'o eine zahlreiche Be- 
völkerung einmal vorhanden, könne auf den hohen Rohertrag nicht 
verzichtet werden. — KleingUter, namentlich solche, welche noch 
ausreichen, um dem Landwirt und seiner Familie volle landwirt- 
schaftliche Beschäftigung und durch diese einen auskömmlichen 
Lebensunterlialt zu bieten, also Kolonate und Bauerngüter „werden 
mit Recht für die gedeihlichsten für Boden, Menschen und Staat 
gehalten und alle Patrioten vereinigen sich dahin (?), daß, wenn 
einmal Gutsbesitz zugelassen werden soll, nur KleingOter gerecht- 
fertigt werden können“. 

Dem Gutsbesitzer stellt Sparre den StUckbesitzer gegen- 
über.’*) «Sein Kapital, seine Arbeit sind mehr der Industrie ver- 
wandt als dem Landbau. Wir finilen darum bei Stftckbesitz dieselbe 
Unstetigkeit, Beweglichkeit, Teilbarkeit des kleinen als Material 

*) Kbemla, 1. HU., S 37. S. K!I tf. ’j Khenda, 1. Bd., g 40. S. lO.I ff. 

Kbenilii, I. Bd., g II, 8. 'Jll. 
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behandelten Bodens, die dem Gutsbesitzer so zuwider sind wie beim 
Industriellen." 

Was Farzellenwirtschatt betriB't, so leugnet Sparre, daß 
das Eigeninteresse der Besitzer eine Übermäßige und wirtscliai'tlich 
ungerechtfertigte Zersplitterung verhindern werde. Denn es kenne 
nicht jeder sein eigenes Interesse vollkommen. Außerdem stehe das staat- 
liche Uber dem Privatinteresse, weswegen denn auch die individuelle 
Freiheit, wo sie mit dom Wohl des Ganzen kollidiert, diesem 
weichen müsse. Immerhin aber sei Stückbesitz, wo er durch die 
lokalen Verhältnisse hervorgerufen iverde, nicht zu tadeln. Jeden- 
falls sei auch hierbei festzuhalten, daß Parzellierungen die Be- 
völkerung und dadurch Ueichtum, Macht und Glück des Staates zu 
fördern bestimmt seien; daß aber Übervölkerung umgekehrt den 
licichtuni und das Glück des Staates untergrabe. „Die dem Staat 
durch die Proletarier drohenden Gefahren sind bekannt genug und 
diese Gefahren sind in unserer Zeit die grüßten, die bleibendsten, 
die mehr als der äußere Feind zu fürchtenden.“ Mit Menschen, die 
al.s liepräsentanten des kleinsten Gruudeigentum.s nur Roherträge, 
keine Reinerträge liefern, „ist überhaupt kein Staatsverein zu gründen“. 
Denn die Staatsgesellschafl wird aus dem Reinertrag erhidten.') 

Stück besitz, fuhrt er fort, fördert an sich weder die politische 
Selbständigkeit noch den I’atriotisraus. Doch ist allerdings der 
Stückbesitz ländlicher und industrieller Arbeiter nützlich, deren 
Streben nach Selbständigkeit er begünstigt und für deren überschüssige 
Arbeitskraft er Verwendungsmöglichkeiten scbalfl. Übrigens muß 
bei Prüfung der Zulässigkeit von Parzellierungen weniger auf 
den Menschen als auf den Boden gesehen werden. Wo dieser 
eine weitere Parzellierung erschwert, solle sie unterbleiben. Die 
häufige Behauptung, daß Parzellierungen eine Verbesserung der 
Landwirtschaft, eine Erhöhung des inneren Bodenwertes und eine 
Steigerung des Nationalvermögens bedeuten, ist oft genug bloß 
scheinbar richtig. Denn ihm steht auf der anderen Seite eine Ver- 
schwendung von Arbeitskraft gegenüber, die ja auch einen Teil des 
Nationalvermögens ausmacht. Die Behau|)tung triti't bloß dort zu, 
wo es sich um Verwendung überschüssiger Arbeitskraft handelt. 
Übrigens bearbeiten kleine Besitzer den Boden nicht immer besser. 
Die Spatenkultur ist außer im Gartenbau gegenüber der Ptlugarbeit 
im Nachteil. 

*) Ebenda, 1. lid., S tt f“- -15 ff., 2J7. 
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Beachtenswerter, erklärt Sjiarre, erschiene das Argument, 
daß die ansteigende Bevölkerungsbewegung im Gefolge von Par- 
zellierungen auch die Nationalkratt erhöhe — wenn es richtig wäre. 
Tatsächlich vermehre jedoch der Stückhesitz zwar mit der Be- 
völkerung die Produktivkraft, aber er biete derselben keine 
Möglichkeit, sich zu beschäftigen. So werde sie ohne Nutzen 
für die .\llgemeinheit verschwendet. Der Annahme gegenüber: 
daß der Stückbesitz die Roherträge und durch diese die 
Unterhaltsmöglichkeiten für die nichtlandwirtsehal'tlichen Klassen 
steigere, wendet Spar re ein, daß die Konsumenten landwirt- 
schaftlicher Produkte allerdings durch Verbilligung der Lebens- 
haltung ihrerseits höhere Reinerträge erzielen können, aber nur 
auf Kosten der Reinerträge der ländlichen Gutsbesitzer. Dabei über- 
sieht er freilich den Widerspruch zwischen seiner früher ausge- 
sprochenen Meinung: daß Stückbesitz keinen Uberschuß für andere 
Klassen erzeuge, woraus sich ergibt, daß dort, wo Stückbesitz 
herrscht, die Lebenshaltung der Konsumenten eher verschlechtert 
und nicht verbessert wird. 

Außer den bereits skizzierten Nachteilen des Stückbesitzes 
nennt Spar re dann noch fünfzig weitere, die sich aber insgesamt 
auf die Schwierigkeit einer Bestellung zu kleiner Grundstücke einer- 
seits und die schädlichen Wirkungen des durch Parzellierung be- 
günstigten Streubesitzes anderseits zurückführen lassen. Alles in 
allem hält Spar re Parzellen dort für nützlich, wo ihr Betrieb bloß 
nehenl)eruflich erfolgt, also für Städter, zum Beispiel für kleine 
Handw'erker, deren Verfall sie auflialten. ') 

Von den städtischen StUckbesitzern unterscheidet Spar re die 
„Ackerbürger'*, das heißt städtische Besitzer von Personalgütern, 
welche ilie Landwirtschaft als Haupt- oder Nebenberuf betreiben. Die 
Wirtschaften solcher Ackerbürger hält er für sehr vorteilhaft, weil 
sie oft einen höheren Reinertrag erzielen als Realgutsbesitzer, ihre 
Krzeugnis.se als Brauer, Bäcker, Ga.stwirte unmittelbar verwerten 
können, ihre Gebäude besser ausnUtzen und schließlich durch die 
Beschäftigung mit Industrie beweglicheren Geistes und dadurch 
Meliorationen geneigter sind. -) 

Die große Zunahme des für den Staat im Vergleich mit dem 
Gutshesitz ungünstigeren Stückbesitzes führt Spar re zusammen- 

') EWendii, I. Üd.. 42. S. 2711 tt. ; § 45, S. 2U5. *) Ebenda, I. Bd.. 
8 45, S. 2!KS. 
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fassend darauf zurück, daß nur wenige von der Staatsidee, von den 
lledürfiiissen und der Bestiuiinung des Staates durchdrungen seien. •) 

Iiu zweiten, vierzehn Jahre nach dem ersten erschienenen 
Baude seiner vorstehend skizzierten Schrift behandelt Spar re die 
.Lebensfragen und ihre Lösung“. 

Auch hier betont er nachdrücklich, daß von Boden, Menschen. 
Staat der letztere der entscheidende und seine Erhaltung die 
oberste llücksicht sei. -) 

Welches ist nun aber, fragt er, der Staat, <ler erhalten werden 
soll? Die Antwort auf diese Frage ist von grundlegender Wichtig- 
keit. Denn von ihr hängt auch die Auswahl der Maßnahmen zur 
Erreichung des angestrebten Zweckes ab. 

Von der Vorstellung eines fiktiven Idealstaates nuszugehen, lehnt 
Sparre als sinnlos ab. Man muß also real gegebene Zustände ins 
Auge fassen. Demgemäß unterstellt er denn auch einen Agrarstaat 
mit beigemischten Handels- und Gewerbsinteressen, und zwar einen 
solchen, „der das historische Prinzip mehr oder minder festgehalten 
hat“.®) Vorbild soll aber weiterhin nicht der durch die große Re- 
volution geschaftene französische Stiiat sein mit seiner „.Auflösung aller 
fränkisch-germanischen, feudal-koq)Orativen, kirchlich-provinziellen 
Bande“ : mit seiner Überschätzung der materiellen Interessen, 

der Persönlichkeit und ihrer Freiheitsrechte sowie ihrer Fähigkeit 
zur be.sten Wahrung der eigenen Intere-ssen ; mit seiner übermäßigen 
Zentralisation schließlich. Denn, was „die Revolution bewirkt hat. 
war vollendetste Herstellung des gallischen Nationalelements, wie 
es schon Cäsar schildert“.^) Dies entspricht aber nicht dem ger- 
manischen Geist. 

Der Staat, dessen Erhaltung durch Grundbesitz Sparre unter- 
suchen will, ist also ein solcher, welcher dasjenige, was von 
germanischen Elementen noch lebensfähig ist und in unsere Zeit 
hineinwnchsen kann, zur Geltung bringt — also weder ein idealer 
noch ein romanischer noch ein slawischer, sondern ein germani- 
scher Staat.®) 

Als wesentliche Lebensfragen dieses Staates anerkennt Sparre 
bloß vier**): nämlich daß das Grundeigentum der Hegel nach in 

') El)enda. 1. Bd., g 46, S. 3dl. ’) Ebenda, II. Bd„ Einleitung. S. 6 ff. 
“) Ebenda, II. Bd., Einleitung, ,S. 22 f. *) In die Augen springend ist liier 
die starke Aniilogie mit Funke, dessen spätere Schrift im selben Jahre 
erschienen ist wie der II. Band Sparres. ‘) A. a. 0., II. Bd., Einleitung. S 28. 
') Ebenda, II. Bd , 1. Kap., S. 2!t tl'. 
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allen seinen Auüerunjjen frei sei ; daß jedoch dabei gleichwohl, so- 
weit die Staats- und Sozialniacht es fordern. Beschränkungen 
unterliege ; daß der landwirtschaftliche Betrieb zu den allgemeinen 
Volkstätigkeiten und zu der Staatsmacht in einem richtigen Verhältnis 
stehe; endlich daß Uber das landwirtschaftlich genutzte Grund- 
eigentum eine Staatsaufsicht geübt werde. 

Was den ersten Punkt betrifft, so haben sich, führt Spar re 
aus, Bodenbesitz und Bodennutzung nicht ganz frei und natur- 
gemäß entwickelt, ln demselben Maß, in dem Industrie und Städte 
Übergewicht über sie erlangten, sahen sich Landwirte und Grund- 
besitz um ihren exklusiven Wert sowie um ihr politisches und 
soziales Ansehen und ihre alte Geltung gebracht. Der Sieg des 
römischen Rechtes, d.as Merkantil.systein, die Geldwirtschaft waren 
Zeichen des Übergewichtes der Städte über den Grundbesitz, des 
Geldes über den Boden und seine Bearbeiter. Ks ist daher not- 
wendig, die agrarischen Verhältnisse ihrer Natur und Bestimmung 
gemäß zu rekonstruieren. 

Dabei soll jedoch das Grundeigentum eines Ackerbaustantes 
insoweit Beschränkungen erleiden, als es die Staatsmacht und die 
Volksrechte fordern, .leder zu kleine und jeder zu große Grund- 
besitz ist der Allgemeinheit schädlich. Bei übermäßiger Zersplitterung 
kann der Mensch ebensowenig bestehen wie bei weitgehender 
Konzentration, w^eil die Armut so groß würde, daß ein Teil der 
Bevölkerung den anderen aufreiben müßte. Der Boden kann nicht 
bestehen, weil seine \’egetationskraft durch Belastung oder Ato- 
misierung leidet und sein Ertrag auf ein Minimum sinken würde. 
Endlich verfiele bei einer solchen Entwicklung und wenn jeder 
willkürlich Wald in Feld. Feld in Wald verwandeln könnte, der 
Staat selbst dem Untergänge. 

Welche Beschränkungen sind also notwendig? 

ln Beantwortung dieser Frage fordert Spurre für „Grund- 
stücke“ ein Teilungsminimuni'), und zwar derart, daß auf ihnen 
Pflug und Tierkraft ohne Schädigung der nachbarlichen Grund- 
stücke noch solle angewendet werden können.*) Bei Weiden, 
Wiesen, A\ einbergen hätte der Grundsteuerreinertrag als Maßstab 
zu dienen. — Was die Güter betrifft, so könne ihre Beschriinkung 
absolut sein — die gesetzliche Bestimmung eines Maximums 

*) Eliendu, II. Uä.. S. JS ff. ’) E.t handelt sich ihm hierbei um ein 
technisches und nicht um ein (tkonomische-s .MuB wie heim .\rbeitsmini- 
iiiuni l{ a u H. 
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— oder fakultativ, durch den Willen des Eigentümers, der 
sein Personalgut in ein reales verwandle. ') — An dieser Um- 
wandlung ist der Staat in hohem Malie interessiert. Denn zur Auf- 
rechterhaltung seiner Unabhängigkeit bedarf er geschlossener 
Güter, um durch sie die Versorgung der Bevölkerung mit Lebens- 
mitteln, der Industrie aber mit Kohstoffen dauernd zu sichern; 
ferner eines gesunden, kräftigen Menschenschlages, den ihm bloü 
KealgUter zu gewähren vermögen. 

Diese können wieder sein Privatrealgüter, deren Ileal- 
gutsqualität bloß der Familie gegenüber wirksam ist, welche Uber 
ihre Existenz entscheidet; oder Stautsrealgüter (Staatsmajorate, 
Staatsfideikominisse). Beide Kategorien können Kolonate. Majorats- 
rittergUter und Herrschaftsguter sein. Nur daß der Mindestumtang 
der Staatsmajorate größer, zum Beispiel doppelt so groß zu be- 
messen wäre als bei Privatmajoraten. 

Die Staatsmnjorate -), deren Bildung sowohl als auch Auf- 
lösung an staatliche Erlaubnis zu knüpfen wäre, sollen vor den 
anderen Gütern gewisse politische Vorrechte haben, anderseits aber 
auch spezielle V'erpflichtungen ; zum Beispiel zu Pferdestellung in 
Kriegszeiteu, ferner bei einer gewissen Höhe der Getreidepreise zur 
Lieferung einer bestimmten Getreidemeuge an .\rme zu geringen 
Preisen und anderes mehr. 

Für llealgüter sollten besondere Erbvorschriften bestehen und 
Gestattung der Einschuldung bloß zu Meliorationszw'ecken. “) 

Das Verhältnis zwischen Stückbesitz, Personal- und Beal- 
gütern hätte die Gesetzgebung für jede Gemarkung mit möglichster 
Rücksicht auf das Bestehende zu regeln, die Verpachtung der 
llealgüter aber bloß im ganzen zu gestatten. 

Die dritte Lebensfrage hat das Verhältnis des landwirtschaft- 
lichen Betriebes zu den gesamten Volkstätigkeiten zum Gegen- 
stand, 5) Ihr Inhalt ist zwar nicht für das Freiteilbarkeits- und 
Betriebsproblem bedeutsam, charakterisiert aber die ganze Richtung 
Spar res. 

Der Staat soll danach die wertvollen Eigentümlichkeiten des 
Standes der Ackerbauer zu erhalten und ihnen zugleich an den 
Vorteilen der industriellen Entwicklung Anteil zu verschaffen snchen, 
„da nun einmal die Smith sehe Lehre, der französi.sche Einfluß 

') Ebenda, II. Bd., § 11 fl'., S. 61 ff. ') Ebenda. II. lid,, g 17, .S. 75 ff. 
’) Ebenda, II. Bd., § l!l, S. 77. Ebenda, II. Bd., § 23, S. e« ff.; § 23. 8. UH ff. 

Ebenda, II. Bd., g 37, 8. 120. 
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und die entgef'enkoinraende Zeitrichtuii)? uns die Industrie gebracht 
haben“. Denn ein tllclitiger Bauernstand ist nicht wieder herzu- 
stellen, wenn einmal die alten Sitten, die alten Formen gebrochen 
sind und „das moderne Leben seine nivellierende Hand auch 
darüber ausgestreckt hat“. Sollen also die verschiedenen Fragen, 
die sich dem modernen Staate bieten, in welchem das alte Ver- 
hältnis von Staat und Grundeigentum vollständig vernichtet worden 
ist, eine gedeihliche Lösung erfahren, so muß die Landwirtschaft 
selbst sowie Fleiß und Tatkraft der Landwirte durch Staat und 
Assoziationswesen auf alle Art gefördert werden. *) 

Als solclie Probleme im modernen Staat nennt Sparre 
unter anderem: die notwendige Verdünnung der Bevölkerung; die 
Kegelung der Auswanderung ; die Zufriedenstellung des neu auf- 
tretenden Arbeiter.-^landes, der, gestärkt durch den Zerfall des 
Handwerks und die Aufhebung der (iebundenheit des Bodens, „ver- 
hätschelt durch Philanthropismus, Humanitätsprinzipien und die 
durch die französische Kevolution in Kurs gesetzte Freiheits- und 
Gleichheitsidee, seither eine Macht erlangte, die das teste Staats- 
gefUge zu zertrümmern droht* ; endlich Unterdrückung des Prole- 
tariats, eines Standes, der, wie zur Bömerzeit, der Gesellschaft 
keinen Gewinn bringt, der sieh bildet aus dem Verwittern und 
Zerbröckeln aller Stände, von denen er zumeist als faules Glied 
abfällt, um dann schmarotzerartig alle Schichten der Gesellschaft 
anzufallen. alle Volkstätigkeiten zu umschlingen und mit Gesinnungs- 
losigkeit auch die gesunden Teile des Volkes anzustecken. 

Der Staat kann gegen diese Kräfte nichts tun, sobald der 
Boden zersplittert ist. Er muß dies daher zu verhindern suchen. 
Und dazu reicht geringe Staatshilfe aus, da durch die Natur der 
Verhältnisse der Landbau viel weniger durch die Massenkräfte be- 
nachteiligt ist als das Gewerbe. Der kleinste Landwirt ist trotz 
hoher Kosten dem großen gegenüber konkurrenzfähig, da nicht die 
Kosten den Preis bestimmen, sondern die Nachfrage. Auch kann 
der Bauer unökonomischer produzieren, weil er den Ausfall durch 
seine ArheiLskraft deckt. Wegen dieser Konkurrenzfähigkeit ebenso 
wie wegen des hohen Rohertrages ist der Stückbesitzer und der 
kleine Gutsbesitzer von so hohem Wert. 

Sparre erkennt also sehr richtig, was bisher die allgemeine 
Erfahrung auch weiters bestätigt hat: daß das landwirtschaftliche 

’) Kf)enda, II. Bd.. § 38, S. 124. 
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Grundeigentum der Proletarisierung einen viel stärkeren Wider- 
stand entgegensetzt als das Gewerbe. Er führt diesen auf die 
Konkurrenzfähigkeit des kleinen Besitzers zurück, während sein 
Hauptgrund wohl in dem Fehlen einer der gewerblichen ähnlichen 
Konkurrenz in der Landwirtschaft zu suchen ist, wodurch ver- 
hindert wird, daß die Preise auf die niedrigsten Kosten herab- 
gedrückt werden. 

Ilervorgehoben sei .schließlich noch, daß Spurre ebenso wie 
Grävell eine ständische, auf den Lebensberuf basierte Verfassung 
fordert, deren erster Stand durch den grundbesitzenden, nach 
englischem Vorbild organisierten Adel vertreten sein soll und der 
auch ihm das ,Sein“ repräsentiert, die übrigen drei Stände bloß das 
.Haben“. *) 

Die vierte Lebensfrage handelt ven der Stajitsaufsicht, welche 
Spar re lokal, und zwar kreisweise organisiert wissen will.") 

Trotz der vielfachen Analogien mit den Ansichten Funkes 
entbehrt die Schrift Sparres des jenem eigentümlichen, stark 
reaktionären Charakters. Die Freiheit der Grundbesitzbewegung 
will er im Prinzip aufrecht erhalten wissen. Sie soll nur, wo dies 
notwendig ist, Einschränkungen erfahren. Diese aber sollen, von 
einem Parzelleuminimum abgesehen, nicht in einem Verbot der 
freien Teilung bestehen, sondern nur in der dem Besitzer eines 
Gutes eiiigeräumten Möglichkeit, für sich und seine Nachkommen 
auf die freie Dispositionsfähigkeit durch Verwandlung seines 
Grundbesitzes in ein Realgut zu verzichten. Der Staat soll diese 
für ihn sehr nützliche Umwandlung l)loß durch Verleihung politischer 
Privilegien zu befördern suclien. 

Auch bei Sparre findet sich also der von Hegel und 
Stahl so stark betonte Gedanke, die geschlossenen, womöglich in 
der Familie erhaltenen Güter zur Grundlage der ständischen Ver- 
fassung zu machen. 

§4. An letzterstelle ist hier noch Wilhelm Heinrich llichl 
zu neunen. ^1 

Ganz dem Ideenkreis der historisch-politischen Richtung an- 
gehörig, unterscheidet er sich doch von einem Teil der in ihrem 
Bannkreis stehenden Schriftsteller dadurch, daß er, zum mindesten 

■) Ebenda, II. Hd.. § 39, S. 130 ff. *) Ebenda. 11. Bd.. § 40, S. 137 ff. 
’) Vgl. Kiehl, Die bürgerliche (resellBcbnlt, 1851 (II. Aufl. 185(1). — Vgl. 
Ober Kiehl den Nachruf G. v. Mayrs in den .DeiiUchen Nekrologen“, 1899, 
S. 400 ff. 
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soweit der Bauernstand in Betraclit kommt, nicht theoretisiert, 
sondern seine Ansichten aus tiefer persiinlicher Kenntnis der Bauern 
und des häuerlichen Lel)ens scliöpft. Seine Schriften sind dalier voll 
von feinen psychologischen Benierkunj;en. 

Auch er schreibt den Bauern eine unüberwindliche konser- 
vative Macht zu. weil ihr Konservatismus in der Sitte wurzelt, 
während er bei den Gebildeten nielir eine theoretische überzeu<jping 
bilde. Der echte Bauer halte selbst dann noch am Althergebrachten 
fest, wenn es klug wäre, es aufzugeben, und strebe auch nicht 
danach, aus seinem Stand und Beruf herauszutreten, i) Bei seinem 
sehr ausgesprochenen Wirklichkeitssinne sei er für politische 
Gebilde, welche Ergebnisse der Ketlexion sind, nur schwer zu 
gewinnen, und so habe er denn auch deren vollständigen Sieg nicht 
durch positive Tat. sondern lediglich durch sein zähes Beharren 
und passiven Widerstand verhindert. So sei er denn auch in seinem 
derben Realismus der gefährlichste Gegner der modernen Demokratie, 
deren Wesen auf solchen Abstraktionen beruhe. -) 

Freilich gelte dies nur für den gesunden, naturwüchsigen 
Bauernstand. Ein Teil der Bauern aber sei heute schon entartet. 
Verschiedene Umstände hätten dal>ei initgewirkt. Hand in Hand 
mit seinem materiellen Niedergange vollziehe sich auch sein 
sittlicher Ruin und verschlechtere sich auch sein Charakter. Je 
mehr die Gleichmäliigkeit seines Erwerbslebens leide und speku- 
lative Momente in dassellie hineinspielen, desto mehr leide auch 
seine Solidität. Die kaufmännische Spekulation liege dem kleinen 
Bauer nicht. Es fehle ihm auch an den Mitteln zu kapitalreichem 
Betrieb, Daher seine elende Lage in Weinbaugegenden, wo der 
Ertrag grollen Schwankungen unterworfen und ein großes Betriebs- 
kapital notwendig ist. Auch wo Industrie und Gewerbe heimisch 
würden, gehe der ursprüngliche Charakter der Bauern verloren, 
und noch ärger sei es in der Nähe der Städte, wo derselbe von 
der städtischen Verderbtheit angesteckt würde. *) 

Eine große Bedeutung unter den Ursachen der Entartung 
schreibt Riehl auch der Guterzersplitterung und Mobilisierung des 
Grundeigentums zu. Abgesehen von ihren ökonomischen Nachteilen, 
auf die er nicht näher eingeht, wirken sie, erklärt er, sozial höchst 
gefährlich. An Stelle der früheren Naturalleistungen sind nun 
Geldleistungen und Verschuldung getreten. Während der Bauer 


') A. a. 0., ,S, 41, 47, !ü. Kt)enda, S. 101 ff. ’) Ebenda, S. 06, 72. 
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einst seinen Konsum selbst deckte und seine Selbständi)»keit 
bewahrte, ist er nun von Geldbesitz abhängig. Die Geldwirtschntt 
vernichtet seine Eigenart und seinen konservativen Sinn. Und wenn 
in neuerer Zeit einerseits eine Kräftigung des gesunden, natur- 
wüchsigen Bauern stattgefunden hat, so ist sie anderseits von einem 
noch tieferen Sinken des entarteten Bauers begleitet. ') 

Besonders interessant ist die Bemerkung lliehls, daß die 
politischen Gestaltungen des XIX. .Jahrhunderts sowie die zahl- 
reichen Gebieksveräiiderungen namentlich in SUd- und West- 
deutschland, die den einzelnen Landesteilen jeden Augenblick einen 
anderen Herrn gaben, die Anhänglichkeit des Bauers an seinen 
Ftlrsten gelockert und dadurch auch seinen Charakter ungünstig 
beeinflußt hätten. Die historische Tradition sei verloren gegangen. 
Es herrsche Zersplitterung, ein ausgedehntes Bauernproletariat, 
Oppositionslust etc., während sich in den größeren Länderkomplexen 
von Tirol, Holstein, Westfalen der historische Bauer erhalten habe. 
So ist es denn, schließt Riehl, eigentlich nicht die Mobilisierung, 
welche den historisclien Bauernstand zur Auflösung bringt, sondern 
die Auflösung der gescbichtlichen Traditionen führte zur -Mobili- 
sierung-) — eine Bemerkung, die prägnant die allgemeine Auf- 
fa.ssung Riehls zuin Ausdruck bringt, daß jede soziale Frage in 
erster Linie eine ethische sei. 

Was die voraussichtliche Entwicklung der Grundiiesitzverteilung 
betrifft, so meint Riehl: der kleine Grundbesitz werde im Lauf 
der Zeit durch den faljrikmäßig betriebenen Großgrundbesitz ver- 
drängt werden. Doch hält er diese Frage noch nicht für sehr 
brennend. *) 

Auch er wünsclit, daß der Bauernstand eine selbständige 
politische Gruppe bilden solle: ferner an Stolle der Zentralisation 
ein kräftiges bäuerliches Gemeindeleben, das allein imstande wäre, 
das Interesse am Staate zu beleben. '■) 

Dem zweiten »Stand des Beharrens“, dem Adel, weist Riehl 
dieselbe Stellung zu, wie die anderen Anhänger der Richtung, 
wobei auch er bloß den selbständigen, unabhängigen, grund- 
besitzenden Adel zur Aristokratie zählt und erhalten wissen will. 
Adel und Bauern, führt er aus, haben viel Gemeinsames. Beide 
sind ständisch-konservativ, während der Bürger konstitutionell, der 


') Ebenda, S. 105. *) Eliendn, S. 73. ’) Vgl. von Mayr ii. n. 0., S. 411. 
Vgl. Kiehl, Bürgerliche GcsellHihall, S. IIG. Ebenda. S. 113. 
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Proletarier soziiildeniokratiscli ist. Ein konservativer Staatsmann 
niuü deshali) eine Adels- und Baueriipolitik treiben, der demokra- 
tische eine Politik des vierten Standes, der konstitutionelle eine 
Politik des Bilrgerstandes. >) Adel und Bauernstand sind ein Stück 
Geschichte, und zwar dieser unbewußt, jener bewußt. Der Bauer 
kennt seine Vorfahren nicht, aber sie leben in ihm, während der 
Adel der zum Bewußtsein seines historischen Korporationsgeistes 
gekommene freie Grundbesitz ist. Beiden schwindet mit dem 
Grundbesitz der Boden unter den Füßen. Sie verstehen einander 
auch am besten. AVäbrend des ganzen Mittelalters sind sie einander 
nähergestanden als andere Stände und hat zwischen ihnen 
Interessenharmonie geherrscht. Der Adel, dessen landläufige Be- 
urteilung bloß für das XVII. und XVIII. .labrhundert zutritft, sollte 
deshalb auch in der Gegenwart da.s alte Verhältnis pflegen und 
sich nicht auf Kosten des Bauers bereichern. 

.Auch II i e h 1 wünscht eine Beorganisation des Adels; und 
zwar schließt er sich in bezug aut sie den Vorschlägen des Frei- 
heiTit von Stein an, dessen Unterscheidung zwischen .Adel und 
Adelsfiihigkeit ihm in sozialer Beziehung so wichtig erscheint wie 
das Majorat in ökonomischer. Dieses letztere Institut, die erbrecht- 
liche Konzentrierung des Familiengutes also, hält er für eine 
unentbehrliche A'oraussetzung der Eihaltung eines unabhängigen 
.Adels und eine adäquate Erbfolge erscheint ihm auch für den 
Bauernstand für unbedingt notwendig. 

Riehl will seinem Adel auch wichtige Aufgaben zuteilen. 
Er soll Vorräte für Notzeiten ansammeln, für Verbreitung land- 
wirtschaftlicher Kenntnisse sorgen, den Bauer schützen, dem Hand- 
werker und Proletarier beispringen. Kurz, er soll „nobel“ sein und 
nicht bloß an Gewinn denken, .sondern sein Geld für allgemeine 
und Wohltätigkeitszwecke bergeben. Man sieht, Riehl stellt dem 
.Adel ethische Aufgaben, wie ja überhaupt ilie ganze historisch- 
politische Richtung ethisch gefärbt ist und den bloß auf „Rein- 
ertnig“ und Gewinn gerichteten, heute würde man sagen, mit 
„kapitalistischem Geist“ geführten landwirtschaftlichen Betrieb 
perhorresziert 

§ 5. Die ausführliche Darstellung der neueren Verfteter 
der historisch-politischen Richtung unter Hervorhebung ihrer 

') Kbenüa, S. 125. Ebenda. S. 129. 139. 143 ff., 168. •) Ebenda, 
S. 175 ff., 189. *) Ebenda, S. 185 ff. “) Vgl. von Mayr a. a. 0., S. 411 f. 
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Stellung auch zu Fragen, die scheinbar mit dem Besitz- und 
Betriebsproblem kaum mehr Zusammenhängen, war deshalb not- 
wendig, weil die dieser Gruppe zugehörigen Schriftsteller die 
Grundeigentumsfrage nie ganz selbständig, sondern stets nur in 
Verbindung mit ihren allgemeinen, politischen und staatswissen- 
schaftlichen Ansichten behandeln. So liegt zum Beispiel die 
Verfassungsfrage auf den ersten Blick weit ab von unserem Thema 
und doch steht das Urteil einer Reihe von Schriftstellern, vor 
allem Hegels, Uber Fideikommisse in enger Verbindung mit ihrer 
Forderung einer ständischen Organisation des Staates. Die ökono- 
mische Seite unseres Problems freilich hat — wenn man Spar re 
vielleicht ausnimnit — von ihnen keine Förderung erfahren, obwohl 
sie ihr viel größere Aufmerksamkeit schenken als die älteren 
Autoren. 

Anders dagegen in bezug auf die politische Seite der Frage. 
Diese erliält durch sie eine weitere Ausbildung dadurch, daß sie 
der Erhaltung der in Besitz befindlichen Familien, der schon 
Müller große Bedeutung beigelegt hatte, eine ganz außergewöhn- 
liche Rolle zuweist. Alle Schriftsteller dieser Gruppe sehen in der 
engen Verbindung der Person mit dem Boden einen politischen 
Vorteil, der durch besondere Erb Vorschriften erhalten werden 
müsse. Durch die Unterordnung der ökonomischen Fragen unter 
allgemein staatsphilosophische, welche für die histori.sch-politische 
Richtung charakteristisch ist. erhalten die Ansichten der ihr 
zugehörigen Publizisten einen theoretischen Einschlag, der zwar 
von der von ihnen so angegi-iffenen Theorie des Liberalismus 
himmelweit verschieden ist, aber den realen Verhältnissen wohl 
kaum mehr Rechnung trägt wie dieser. 

Auch das historische Element, welches sie stark in den 
Vordergrund stellen, ist merkwürdig unrealistisch und steht stark 
unter romantischem Einfluß. Nicht ob die Freiheit des Grund- 
eigentums den heutigen Verhältnissen entspricht, wird untersucht, 
sondern ob sie dem altgcrnianischen Volkscharakter adä(juat und 
geeignet ist, da.s einstige Verhältnis zwischen Grundeigentum und 
Staat zu erhalten. Sehr mit Recht ist Roscher deshalb der 
Ansicht, daß der ganzen Richtung eine wirklich historische Auf- 
fassung fremd sei und daß sie das Tote lebendig machen 
wolle. 


’) Vgl. Roscher, oben, S. 175 
UrQnber(ir, Studien II. 


19 


Digitized by Google 


290 


Die strenge Kritik der historisch-politisch gerichteten Schrift- 
steller an der Stellung des Liheriilisnius zur Agrarfrage ist wohl, 
wie heute auch von Anhiiiigeni anderer politischer Richtungen zu- 
gestanden wird, teilweise berechtigt. Die extremen Vertreter des 
wirtschaftlichen Litieralisnuis haben bei den wirtschaftenden Indi- 
viduen eine Kenntnis ihres Eigeninteresses vorausgesetzt, die nur 
zu häufig, namentlich al)er innerhalb der ländlichen Bevölkerung 
mangelt. Ferner haben sie die soziale Seite unseres Problems 
aulier acht gelassen und die Verschiedenheiten der einzelnen Ge- 
meinwesen nicht berücksichtigt. Sie haben endlich die Wirksamkeit 
des Stmites auf ein Minimum reduzieren und auch im Begriff, den 
Staat in eine einfache Summe der vorhandenen Individuen, das 
Staatsinteresse in eine einfache Summe der Einzelinteressen auf- 
lösen wollen. Trotzdem erscheinen die historisch-politischen Argu- 
mente im ganzen doch bloti als Glied jener reaktionären An- 
schauungen, die sich in den dreißiger und vierziger .Jahren des 
XIX. .Jahrhunderts in der praktischen Politik und auf allen Ge- 
bieten des Geisteslebens geltend gemacht haben. 

Was speziell ihre Auffassung des Wirtschaftslebens betrittt. 
so ist diese charakterisiert durch zwei große Irrtüraer. 

Vor allem verkennen sie die Bedeutung der großen freiheit- 
lichen Bewegung auf wirtschaftlichem und politischem Gebiete und 
halten sie deshalb für etwas künstlich Erzeugtes, hervorgerufen 
durch falsche ökonomische Theorien, künstliche Aufpropfung eines 
fremden Rechtes, philosophische Strömungen. Der Ausspruch 
Sparres: die Industrie sei entstanden infolge der Smithschen 
Theorie, der französischen Revolution und gewisser moderner Zeit- 
strömungen etc., sind hierfilr bezeichnend. Hierzu tritt aber zweitens 
eine vollkommene Verkennung der Bedeutung der Arbeiterbewegung. 
Der durch die gewaltige Entwicklung der Industrie hervorgerufene 
neue Stand der Industriearbeiter wird von ihnen als eine Art Zer- 
setzungsprodukt der älteren Stände behandelt, mit dem Fäulniskeiin 
dieser Zersetzung behaftet. Sie vergleichen ihn mit der römischen 
Plebs und identifizieren ihn mit jenem Pöbel, von dem bei Revo- 
lutionen die größten Ausschreitungen ausgehen und die sie ganz 
fälschlich für Träger großer, tiefgehender Revolutionen halten. 

Daher die Furcht vor der rasch wachsenden Bedeutung der 
Industrie und ihrer .\rbeitennassen sowie der Wun.sch, diesen gegen- 
über das agrarische Element auch in seiner verfassungsmäßigen 
Vertretung möglichst zu stärken, den Boden möglichst zu binden, 
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ihn in den Händen der in Besitz befindliclien Familien zu erhalten 
und die Grundbesitzer dadurch und durch die verhältnisniäßij^e 
Grüße ihrer Besitzungen möglichst an Buhe und Orduuug zu 
interessieren. Dalier auch die Überschätzung eines reichen grund- 
besitzenden Adels und die großen politischen Vorrechte, die sie 
diesem einräumen wollen. 


19 * 


Digitized by Google 



FÜNFTER ABSCHNITT. 

Bernhardis Kritik der Behandlung des Betriebsproblems. 

§ 1. Unsere dogmengeschichtliche Darstellung der Betriehs- 
frage bis zur Mitte des XIX Jahrhunderts kann wohl keinen 
besseren AbschluLi finden als mit der Skizzierung der Ideen von 
Theodor Beruh ardi, dessen Versuch einer .Kritik der Gründe, 
die für groÜes und kleines Grundeigentum angeführt werden“, nicht 
hlofi zum Besten gehören, was über unser Problem gesagt worden 
ist, sondern stets in der natioualökonomischen Literatur überhaupt 
einen Khrenplatz behaupten wird. Denn in der Absicht, zu einer 
lebhaft diskutierten wirtschaftspolitischen Frage Stellung zu nehmen, 
gelangt Bern har di zu einer höchst geistvollen Erörterung und 
Prüfung aller großen Probleme der theoretischen Nationalöko- 
nomie. ') 

Die Frage nach dem Vorzug großen oder kleinen Grundeigen- 
tums, führt er aus, stagniert bereits seit längerer Zeit. Der Grund 
hierfür ist vor allem in der ungenügenden theoretischen Vertiefung 
des Problems zu suchen. Dann auch darin, daß man historisch zu 
wenig weit ausholt. Man heruft sich auf, noch dazu vereinzelte, 
Erfahrungen aus kleinen Gebieten. Die Erfahrung der Weltge- 
schichte zieht man aber kaum zu Kate. Die Kesultate, zu denen 
man so gelangt, werden daher leicht durch nationale oder gar 
örtliche Sitte sowie durch hergebrachte Vorurteile bestimmt, wie 
namentlich das Beispiel der Engländer und Franzosen zeigt, von 


') V(fl. Bernharäi. Versach einer Kritik usw., 1849. — über 

ihn: Berens, Dognienjre.xchichte der (irundrentc, 1808, und Lippert im 
Handwürterb. d. .Stautsw., II. Auf)., II., S. 588. 
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denen die einen vorwiegend für große, die anderen vor- 
wiegend für kleine Güter eintreten, während allerding.s die 
Deutschen sich von dieser Einseitigkeit freigehalten und das Problem 
gründlicher und historisch - philosophisch vertiefter untersucht 
haben. *) 

Bei seiner Prüfung der Argumente für und gegen die ver- 
schiedenen Besitz- und Betriehskategorien beginnt Bernhardi 
mit denjenigen zugunsten großer Güter. Unter denselben, führt 
er aus, spielt der Hinweis auf den größeren Beinertrag großer 
Güter die Hauptrolle, namentlich bei den Engländern. Eine nähere 
Betrachtung ergibt aber sofort, daß ein Teil jener Momente, die 
den Reinertrag großer Güter günstig beeinflus.sen, von dem Augen- 
blick an bedeutungslos werden, wo man den privatwürtschattlichen 
Standpunkt verläßt. -) Die Möglichkeit der gewerlilichen Weiter- 
verarbeitung der l’rodukte uud die günstige Position beim Ein- 
und Verkauf erhöhen zwar den Reinertrag großer Güter. Volks- 
wirtschaftlich ist es aber ganz gleichgültig, oh der Reinertrag 
einem ländlichen oder einem gew'erblichen Unternehmer zufällt, zum 
Beispiel einer landwirtschaftlichen oder einer gewerldichen 
Zuckerfabrik; ob dem Verkäufer landwirtschaftlicher Produkte 
oder dem Konsumenten. Aber auch davon abgesehen, fordert 
die Auffassung, welche den Reinertrag, speziell den Geldrein- 
ertrag, wie er in den Händen der Unternehmer zurückbleibt, 
als Ziel der Volkswirtschaft ansieht, zu entschiedener Kritik 
heraus. 

Die Bedeutung, die dem Heinertrag beigelegt wird, steht in 
engenii Zusammenhang mit der ganzen Auffassung des Wirtschafts- 
lebens. ®) Die kla-ssische Nationalökonomie nimmt, im Hinblick auf 
das Verhältnis des Staates zu den wirtschaftenden Individuen, einen 
widerspruchsvollen Standpunkt ein. Einerseits anerkennt sie kein 
vom Individuellen losgelöstes Staatsinteresse und verlangt deshalb, 
daß der Staat jedem volle Freiheit lasse, sein Interesse selbst zu 
wahren. Anderseits aber erblickt sie das Ziel der Volkswirtschaft 
in der Erlangung von Reichtum und Macht des Staates. Da nun, 
zwar nicht nach Adam Smith, wohl aber nach Hicardo und 
seiner Schule, die Macht und der Reichtum des Staates bestimmt 
werden durch den Reinertrag, so macht man diesen zum Ziel der 
Volkswirtschaft; und zwar ohne Rücksicht auf seine Verteilung 


') A. n. 0.. S. 12 tf. Ebenda. S. 27 ff. ’) Ebenda, S. 48 ff., 6S ff. 
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und das Glück derer, denen er zuflieÜt. ') Bernhard! sieht hierin 
einen Nachhall jener alten Anschauung, nach welcher die Volks- 
wirtschaftspflege das Mittel zu einer Vermehrung der Staatsein- 
nahmen ist. 2) 

Smith hatte außerdem die Theorie aufgestellt, daß die Wohl- 
fahrt der arbeitenden Klassen nicht von der Größe des vorhandenen 
Nationalreichtums, sondern von seiner Zunahme abhänge. liicardo 
schließt daraus, daß es vor allem auf die Vermehrung des Rein- 
ertrages ankomme, aus dem alle Ersparnisse gemacht und die 
Kapitalien vermehrt werden können. Im Laufe der Argumentation 
wird dann bei Ricardo und seiner Schule der Kapitalgewinn 
allein zu jenem reinen Einkommen, auf das es ankommt und 
welches durch jede Steigerung der Grundrente geschmälert wird. *) 
Die Natur enscheint ihnen unproduktiv, das Kapital allein produktiv, 
das reine Einkommen als vom Erwerbsuntemehmer vermöge seines 
Kapitals erzeugt und bloß zwangsweise mit dem Grundeigentümer 
geteilt, der zur Produktion nichts beigetragen habe. l>a Ricardo 

*) Smith ist (1er Ansicht, die Macht des .Staates hiinj^c vom Kohcrtr.'.jf 
ah, dem Konds, aus welchem zuletzt alle Steuern gezahlt werden. Ricardo 
wid» rspricht. Würden hei gleichem Reineinkommen durch höheren Rohertrag 
mehr .Menschen beschäftigt, so wäre das für den Staat gleichgültig. Die ge- 
steigerte Verwendung von Menschen würde keine Vermehrung der .Srnieen, 
der Flotten erlauben. Zu dieser Stelle mucht .Sismondi die Bemerkung: 
wenn e.s einen König gäbe, der diireb Drehung einer Kurbel Reinertrag er- 
zeugen k(tnnte, so wäre nach Ricardo die Nation üherflOssig, (Vgl. Ilern- 
hardi a. a. 0., S. •Hti.'i tt'.). Indem K c rn h a rd i diese Bemerkung S i s m o nd is 
billigt, tut er Ricardo ebenso unrecht wie Sismondi selbst. Ricardo 
fügt nämlich — allerdings vielleicht erst in einer späteren als der von Sis- 
mondi benützten .\tisgabe — hinzu: er sei weit davon entfernt, die Wohl- 
fahrt so vieler niensehlicher Wesen für nicht.s zu hniten. Hatte Smith die 
Vorteile höheren Rohertrages auf die aus einer grOUeren Bevölkerung ent- 
stehenden Vorteile ge.stützt, so wäre dies etwas anderes gewe.sen. Da er aber 
belmu]itet, der Vorzug höheren Rohertrages l>estehe in dem größeren Reichtum 
und der größeren Macht de.s Staates, da die Steuern aus dem Kohertnig ge- 
zahlt werden, so sei dies fiilsch. Die Stem'rn stünden im Verhältnis nicht zum 
rohen, sondern zum reinen Einkommen der (iesellschaft. (Vgl. Ricardo, 
(irnndsätze. XXVI, Kap. in der Cbersetzung von Baumstark, S. 317 tf.i 
’) Vgl. Bernhardi a. a 0.. S. SÜG tf, •) Ebenda, S. 263. *) Zu dieser 

feindseligen Hetraehtiing der lirundrente trägt die Ansicht bei, daß die 
Höhe des Kapitalzinses von dem Kapitalgewinn in der bnndwirtsehaft ab- 
hänge, und zwar von jenem Ertrüge, der nnf dem wenigst fruehthuren Hoden, 
der keine Rente mehr ahwirtt, erzielt wird. Mit dem Übergang zur Kultur 
noch minderer Böden sinke der Ka|>italsertrag und steige die Rente. Hieraus 
ergibt sich ein (“ntgogengesetztes Interesse der Grundeigentümer und der 
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außerdem der Ansicht ist, der Arbeiter erliulte nicht mehr als den 
Lebensunterhalt und die ihm auferlegten Steuern würden in letzter 
Instanz vom Unternehmer getragen, so erscheint der Kapitalgewinn 
als derjenige Fonds, aus dem Steuern gezahlt und Kapital ange- 
saninielt wird. ') 

Alle diese Ansichten sind jedoch nach B e r n h a r d i 
irrig. Das Kapital ist, erklärt er, keineswegs allein produktiv. '•*) 
Der Arbeiter kann mehr als den bloßen Lebensunterhalt gewinnen 
und anderseits einen starken Druck ertragen. Demnach können 
auch nicht nur die Unternehmer, sondern ebenso Grundbesitzer 
und Arbeiter an den Steuerlasten mittragen, Ersparnisse machen 
und Kapital ansammeln. Bei Ricardo findet also eine große 
Überschätzung des Kapitalgewinnes statt, die sich dadurch erklärt, 
daß er als Anhänger der Kapitalisten- und Unternehmerklasse sich 
unbewußt auch als deren Vertreter fühlt und als solcher urteilt. *) 
Deshalb ist er auch von den Grundbesitzern, deren Interessen er 
als im Gegensatz zu dem der Gesellschaft stehend denunziert, er- 
bittert bekämpft worden. *') Vor allem aber — darin liegt ein 
Hauptirrtuin Ricardos — hängt der Reichtum und die wirtschaft- 
liche Luge eines Landes gar nicht so sehr von der Größe des 
ersparten Kapitals ab als von der Erstarkung des sittlichen Prinzips 
im Menschen, von der Energie seines Strebens, von der Entwicklung 
seiner Intelligenz und Einsicht in das Wesen der Natur sowie der 
Gestaltung der Gesellschaft. “) Erfolgt noch dazu die Ersparnis an 
Kapital auf Kosten des Wohlstandes eines Teiles der lebenden 
Generation, zum Beispiel der Arbeiter, so wird die Gegenwart der 
Zukunft geopfert. ') 

Das reine Einkommen vom volkswirtschaftlichen 
Standpunkt, fahrt Bernhar<li fort, ist außerdem nicht dasjenige, 
welches Ricardo und seine Schule als solches auffassen. Es ist 

Kapitalisten, was »ich zum beispiel in der Zollfrage äußert. Die Grundeigen- 
tümer sind für Zölle, da die.selbcn die Grundrente steigern; die Kapitalisten 
nicht, weil »ie den Kapitalertrag senken, bernhnrdi (a. a 0.. S. 32'J f.) 
weist nun nach, daß der Kapitalgewinn in der Landwirtschaft für den allge- 
meinen Gewinnsatz gar nicht so maßgebend ist. wie Ricardo annimmt. 
’) Vgl. Bernhardi a a. 0., S. 320 tf. Das ist ehenfall» nicht ganz richtig. 
Ricardo gibt zu, daß die .Arbeiter oft über das Minimum zum Leben hin- 
aus einen Teil des reinen Kinkomracns erhalten, aus dem sie Steuern zahlen, 
Ersparnisse machen können. (Vgl. Ricardo a. a. 0.. .S. 310. Anmerkung.) 
’) Vgl. Bernhardi a. n. 0., S. 107 ff. Ebenda. S. '!!)9. Ebenda, t«. 300. 
*) Ebenda, S. 200. ") Ebenda, S. 2s0. ') Ebenda, .S. 308. 
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nicht das private ünternehmereinkoimnen, sondern all das, was 
dem jiilirlichen Verbrauch zugefUhrt werden kann, ohne den 
Yermögeiisstainni anzugreifen. Dazu gehört aber auch alles, was der 
Ernährung der arbeitenden Klassen dient. Der Arbeitslohn ist 
bloß vom Standpunkt des Unternehmers aus den Kosten zuzu- 
zühlen. Vom Standpunkt der Volkswirtschaft ist er reines Ein- 
kommen. Der Wert dieses Einkommens ist außerdem nicht 
nach seinem Tausch-, sondern nach seinem Gebrauchswert zu 
schätzen. -) 

Auch Bernhardi anerkennt die ^Vichtigkeit des Prinzips, 
die produktiven Kräfte so aiiszuntltzen, daß sie im Verhältnis zu 
den Aufwendungen den höchsten Gewinn abwerfen. Aber es 
kommt nach seiner Ansicht auf da.s Verhältnis an. in dem diese 
Aufwendungen zur gesamten Gütermenge, nicht bloß zum 
Kapitalgewiun, stehen.-*) Dieser Grundsatz findet aber seine Grenze 
dort, wo das höhere Volkseinkommen nur mit anderen Nachteilen 
erreicht wird. Denn die Produktion ist bloß Mittel zum Zweck: 
den möglich.st besten Zustand der Gesellschaft zu erzielen. *) Der 
höhere Kajiitalreinertrag ist daher kein ausschlaggebender Grund, 
die großen Landgüter zu begünstigen. Er ist dies um so weniger, 
falls es sich um Teilung des ganzen Landes in große Besitzungen 
handelt. Denn gerade dann werden die Nachteile der letzteren 
um so stärker hervortreten. Geht außerdem die größere Kapitalrente 
aus einem geringeren Gesamteinkommen hervor, als eine andere 
Besitzverteilung gestatten würde, so ist die Gegenwart der Zukunft 
geopfert, und zwar einer nicht wünschenswerten Zukunft. 


■) Kbendii. S. 200. ’) Kbenda, S. 412. ’) liernliardi führt die.sen 
Gedanken nicht weiter aus. Zum Vei-sliindnis desselben sei auf das ver. 
wiesen, was Ad. Wagner (Grundlegung (lU. 1. bd., S. 404 ff.l 

über volkswirtschaftlichen Keinertrug und volkswirtschaftliche Kosten sagt 
und was sich wohl mit dem decken dürfte, was bernhardi vorschwebt. 
Will man den begritf des Volkseinkommens gewinnen, so sind die Arbeits- 
aufwendungen, hier der Arbeitslohn, nicht zu den Kosten zu rechnen, 
sondern zum Kinkoinmen. Faßt man aber die t'olkswirtschaft als einen 
Produktionsbetrieb auf, so ist die aufgewendete Arbeit, allerdings auch 
die der Unternehmer, zu den volkswirtschaftlichen Kosten zu rechnen und 
das günstige oder ungünstige Verhältnis dieser Kosten zum Ertrag — dem 
Volkseinkommen, bestimmt die Produktivität der volkswirtschaftlichen Kräfte, 
ln diesem isinnc ist es auch hei gleichem volkswirtschaftlichen Reinertrag 
nicht gleichgültig, oh dieser durch viel oder wenig .Arheitskräfle erzeugt wird. 
*) Vgl. bernhardi a. n. 0., >S. 412 Ü'. *) Ebenda, S. 414. 
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Der privatwirtschaftliche Reinertrag ist daher bloß von 
Wichtigkeit für eine bestiinrate Weltordnung, die man als die 
vollkommenste aufgefaßt hat. Mit einer freieren Auffassung der 
Dinge verschwindet diese Bedeutung, ebenso wie sie verschwinden 
wird, sobald andere Klassen, welche ebenfalls mit Überzeugung 
ihre Theorien vertreten, heraufkommen werden. Nur bis zu dieser 
Zeit kann das große Grundeigentum im Interesse des höheren 
Reinertrages verlangt werden. *) 

Bernhardi anerkennt die Wichtigkeit der oft zugunsten 
großer Güter angeführten Tatsache, daß dieselben einen größeren 
verkäuflichen Produktenüberschuß erzielen. Denn das Dasein 
eines solchen Überschusses sei die notwendige Vorbedingung für 
jeden Foi-tschritt und jede Kultur. Daraus folge aber nicht, daß 
jede Erhöhung dieses Überschusses von Vorteil sei. Bei sehr 
großen Überschüssen würden die Landgüter entweder Getreide 
ausfübren müssen oder eine ludustriebevölkerung eniähren, deren 
Produkte sie nicht abnehmeii können, also zur Entstehung einer 
Exportindustrie beitragen. ^ Die Notwendigkeit eines Überschusses 
erfordere, daß der überwiegende Teil des Bodens in Anteilen ver- 
einigt sei, die einen solchen Überschuß gewähren. Aber in welchem 
Verhältnis, sei nicht im allgemeinen zu sagen. Es sei daher gar 
nicht notwendig, daß das Land in große, und noch weniger, daß 
es in lauter große Komplexe eingeteilt sei. Würden zum Beispiel 
in England die wenigen Reste selbständiger Eigentümer verschwinden, 
die kleinen Pachtungen sämtlich zusammengeschlagen werden, 
so würden selbständige Exi.stenzen vernichtet werden, ohne daß in 
anderer Beziehung große Veränderungen der wirtschaftlichen Ver- 
hältnisse zu erwarten stünden. 

ln England herrsche die Ansicht, bloß große Landwirte hätten 
die nötige Einsicht und das nötige Kapital, um den Boden ordentlich 
zu bebauen.'*) In Deutschland könne man dieses Vorurteil von der 
Einsichtslosigkeit der Bauern nicht teilen. Aber selbst wenn es 
berechtigt wäre, so müßte man diese Tatsache nicht als etwas 
Gegebenes betrachten, sondern den Bauern nach Möglichkeit 
Gelegenheit schaflen, sich die nötigen Kenntni.sse zu erwerben, 
anstatt zuzugeben, daß der steigende Reichtum eines anderen 
Standes mittels der Fideikommi.sse eine Vernichtung des Baueru- 

*) Ebenda, S. 410. *) Ebenda, S. 416 fl’. •) Bernhardi akzeptiert hier 
die Anaicbt von Schfiz. ‘1 Ebenda, 8. 419 ff. 
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Standes bewirkt. Wenn ferner behauptet werde: große Landgüter 
seien eher imstande, in Notfiillen bedeutende Arbeitskräfte auf 
einen Punkt zu vereinigen, so gelte das höchstens in Gebieten 
gutsherrlich-büuerlicher Verfassung, in denen aber die Nachteile 
die Vorteile sehr überwiegen. Sonst hätten aber gerade kleine 
Guter mehr Arbeitskräfte. Meine man aber, große Güter hätten 
leichter die Mittel, sich in Notfällen Arbeitskräfte zu verschaffen, 
so würden sie, dank dieser Mittel, den anderen Gütern die Arbeits- 
kräfte entziehen. Den Vorteilen für sie selbst stünden also Nach- 
teile für andere gegenüber. Dort, wo lauter große Güter vorhanden 
seien, falle aber auch diese Möglichkeit fort. >) 

Eltenso bezeichnet Bern har di die oft gehörte Behauptung 
der besseren Arrondierung großer Güter als willkürlich. *) Die 
Abrundung hänge von der geschichtlichen Entwicklung viel mehr 
ab als von der Gutsgröße. Wo von Anfang an die Gemeinden in 
Dörfern zusammen wohnten, wie in Süd- und VV'^estdeutschland, 
dort sei auch der große Besitz nicht arrondiert. Wo bingegeu das 
Hofsystem üblich war, wie in Westfalen, seien es auch die Bauern- 
güter. Wo endlich, wie in Ostelbieu. die Gruudherren ihre Güter 
willkürlich vergrößerten, dort seien die UittergUter arrondiert, die 
Bauerngüter nicht. 

Was die größere Kapitalkralt großer Besitzer betrifft, so 
werden, erklärt Bernhard!, hierbei von den Engländern die 
speziellen Verhältnisse ihres Landes generalisiert, da bei ihnen ein 
Stand großer, reicher Pächter vorhanden ist. In Deutschland 
werden auch die großen Güter meist vom Eigentümer bewirtschaftet. 
Dieser ist aber nicht notwendig ein reicher Mann. Schon deshalb 
nicht, weil ihm die Ka)iitalauszuhlungen in Erbfällen das notwendige 
Betriebskapital entziehen. 

Die Behauj>tung, daß große Güter gegen Not besser geschützt 
seien, erklärt Bernhardi ebenfalls als durch die Erfahrung nicht 
bestätigt. *) Der große Besitzer könne einen Ausfall am Ertrag 
weniger leicht durch Ersparnisse gutmachen du sein Eigenkonsuln 
keine so große Rolle spielo ; andere Ausgaben aber, der Gesinde- 
lohn zum Beispiel, konstant seien. Sollte aber der größere Kapital- 
mangel der kleinen Güter wirklich nachweisbar sein, so sei auch 
dies ein Faktor, dem man durch Gründung von Kreditvereinen ab- 
zuhelfen suchen sollte, statt ihn einfach hinzunehmen. 

') Elieiulu, S. 422. •) Ebenda, S. 423, ’) Ebenda, B, 425. ') Ebenda, S, 426" 
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Dagegen müsse den großen Gütern der Vorzug eingeräumt 
werden, daß sie leichter V'ersuche iinstellen können und für den 
Betrieb landwirtschaftlicher Gewerbe geeigneter seien. ') Das 
Gedeihen dieser Erwerb.szweige sei aber nicht so wichtig. Es 
könne sogar vorteilhaft sein, sie in manchen Gegenden gar nicht zu 
pflegen und anderen, die darin größere V'^orteile haben, zu überlassen. 
Jedenfalls sprächen diese Gründe höchstens für Zusammenfassung 
eines Teiles von Grund und Boden in große Besitzungen. Mehr 
zu beweisen möchte wohl auch nicht möglich sein. 

§ 2. Nach dieser Erörterung der Vor- und Nachteile großer 
Güter geht Bern har di zu den Gründen über, die für kleines 
Grundeigentum vorgebracht werden. *) 

Unter diesen, führt er aus, steht ihr höherer Rohertrag 
an erster Stelle. *) Dieser höhere Rohertrag ist aber oft bloß ein 
scheinbarer, das heißt, er entsteht oft auf Kosten des im Boden 
steckenden Reichtums, ist also nicht wirkliches Einkommen und 
infolgedessen auch nicht günstig zu beurteilen. Dort, wo die 
Ernteerträge bei weitgehender Stückelung im Laufe der Zeit ab- 
nehmeii, ist der größere Rohertrag auf Kosten des Vermögens 
erfolgt. *) Aber selbst wenn die Erträge bei Stückelung nicht 
abnehmen, gibt es eine Grenze, wo eine weitere Zerteilung zu 
Gutsgrößen führt, welche die vorhandenen Arbeitskräfte nicht mehr 
voll beschäftigen, also verschwenden. Diese Grenze i.st je nach den 
Gegenden verschieden. Sie hängt ab von Lage und Fruchtbarkeit 
des Bodens, von den Kulturen, zu denen er geeignet ist, von den 
Absntzgelegenheiten tür die Erzeugnisse der Kleinkultur. 

Die intensive Bebauung, zu denen die kleinen Güter immer 
führen sollen, setzt nicht bloß einen hohen Stund der Technik 
voraus, der durch die Zerstücklung allein noch nicht gefördert wird '■), 
sondern auch bestimmte Marktverhältnisse. So liut der Bau von 
Hundeisgewächsen, der kleinen Gütern immer empfohlen wird, zur 
Voraussetzung einerseits, daß bloß ein kleiner Teil sicli deren 
Kultur zuwendet und anderseits eine andere Besitzverteilung in 
anderen Gegenden, welche die Bevölkerung mit den übrigen not- 
wendigen Bedürfnissen versorgen. — Nebengewerbe, soTaglühner- 
und Fabrikarbeit sowie Hausindustrie sind auch bloß unter ge- 

‘) Ebenda, S. 428. ’) Ebenda, S. 443 H'. “) Unter Holiertrag wird dabei 
mifjefUlir das voistaiidcn, was liernbardi als reines Volkseinkoninicn anf- 
faüt, da.s beißt privatwirtsehaftlicher Reinertrag plus -Arbeitsoinkoinnien. 
*) Elienda, S. 44G. Ebenda, .S. l.'>4 ff. 
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wissen Bedingungen möglich. Lundwirtschnftliche Taglöhnerei ist 
nur möglich bei grollen Gütern mit Tiiglöhnerarbeit; Ilau.sindustrie 
wieder, so Spinnerei, Weberei, ist teilweise nicht konkurrenzfähig. 
Fabrikarbeit schlielllich setzt ebenfalls Gebiete voraus, die einer- 
seits eine genügende Menge von Nahrungsmitteln liefeni, da der 
kleine auf Nebenarbeit ausgehende Besitzer kaum seine eigenen 
Nolirungsmittel baut, anderseits aber den Fabrikaten Absatz ge- 
währen. Denn sehr kleine Grundl)esitzer können dies nicht tun. 
Meistens findet aber der ganz kleine Besitzer keine Gelegenheit zu 
voller Au.snützung seiner Arbeitskraft. Der Besitz, selbst der 
kleinste, hält ihn fest und hindert ihn, sich dorthin zu wenden, wo 
die Arbeitsnachfnige am grölJten ist. Aber selbst wo Nebenerwerb 
vorhanden ist, wdrd der Bo<len wahrscheinlich schlechter bestellt 
als bei Haupterwerb und bei vollkoinmener Arbeits- und Berufs- 
teilung. .\iich ist eine Produktionsrichtung, die nicht Folge be- 
sonderer Produktionsvorteile, sondern eine aus der Grundbesitz- 
verteilung resultierende Notwendigkeit ist, immer bedenklich. *) 

§ 3. ln bezug auf Freiteilbarkeit äußert sich Bernhardi 
folgendermaßen. Vielfach nehme man an, es werde die Zerstücklung 
nie so weit gehen, daß sie nachteilig wirken könnte. Man möchte 
aber der Ansicht sein, daß diese Grenze schon dann erreicht ist, 
sobald der Ertrag nicht mehr stärker wächst als die ihn produ- 
zierende Bevölkerung. Besonders dann, wenn bei größeren Be- 
sitzungen und einer sonst ungefähr gleichen Verteilung des Ein- 
kommens das Verhältnis günstiger wäre. Die wachsende Bevölkerung 
führt dann zur Teilung der Güter. L'ngewiß aber bleibt, ob diese 
bei voller Freiheit bei einer rationellen Grenze stehen bleibt. 

Die Geschichte lehrt, daß sehr oft die Einführung der vollen 
Freiheit zu törichter Zei'stücklung geführt hat, die nach bedeuten- 
der Verschlechterung der liodenkultur endlich zur Vernichtung des 
Zwergbesitzes und zu dessen Aufsaugung durch große Güter ge- 
führt hat. auf Gnind der Überlegenheit des Geldbesitzes. Zweimal 
hat Ober- und Mittelitalien infolge freier Teilbarkeit aus kleinem 
Grundeigentum Latifundien hervorgehen sehen, ln England ist der 
Hauernstand verschwunden. In Deutschland haben die bestehenden 
Gesetze eine günstigere Verteilung des Grundeigentums erhalten, 
obwohl selbstverständlich be.sonders nach dem Dreißigjährigen Krieg 
die Gesetze von den Grundherren nicht immer eingehalten worden sind.*) 

') Ebenda. S. 44s-ö‘J. ’) Ebenda, S. 4SI tV. 
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Es wird gesagt: bei Entfesselung des Grund und Bodens 

können sich die Gesetze der Güterwelt voll durchsetzen und die 
natürliche Entwicklung würde nicht mehr behindert. Soll aber 
nicht, fragt Bernhard i, lieber das Zweckmäßige, das heißt das 
dem höchsten Gesetze menschlichen Lebens Entsprechende und 
nicht das „Nützliche“ maßgebend sein? End sind nicht alle 
menschlichen Einrichtungen, so vor allem auch das Privateigentum, 
willkürliche Institutionen und nicht „natürliche“ ? ') 

Wenn, fährt er fort, weiter da7"auf verwiesen Avird, daß jeder 
sein Interesse am besten zu wahren verstehe und das Interesse 
aller einzelnen jenes der Gesamtheit darstelle, so ist doch darum 
nicht minder gewiß, daß nicht jeder die Kraft hat, sein Literesse auch 
durchzusetzen, und daß das Interesse des Lelienden sehr oft die 
Interessen der Zukunft verletzt. Roschers Ansicht gegenüber; 
übermäßige Parzellierung sei schon ein Symptom einer Dekadenz, 
die durch Gesetze nicht aufgehalten werden könne, muß festge- 
halten werden, daß Parzellierungen den beginnenden V’erfall be- 
schleunigen. Außerdem ist es nur zu begrüßen, wenn die Par- 
zellierungstendenzen, die durch den gesunden Sinn der Bevölkerung 
überwunden werden können, auch in der Gesetzgebung keine Unter- 
stützung finden.^) 

Allerdings behauptet man immer, daß bei ungünstiger Ent- 
wicklung die Freiheit das endliche Gleichgewicht wieder her- 
stellt Aber um welchen Preis?®) 

In der Hauptsache laufen also, resümiert Bernhardi, alle 
Argumente für das freie Grundeigentum darauf hinaus, daß dieses 
dem Interesse derGesamtheit und des Staates am besten entspreche. 
Uber die Natur dieses Interesses ist man sich jedoch nicht nur 
nicht klar, sondern fragt auch gar nicht nach ihr. 

Bernhardi scliildert dann die Verhältnisse in Frankreich 
und England und zeigt, daß dort die Zerstücklung tatsächlich oft 
sehr vorgeschritten ist, ohne daß die Bodenkultur dementsprechend 
gesteigert worden wäre, und daß die Verschuldung eine bedeutende 
ist, während hier die volle Freiheit zu einer Vernichtung des 
Bauernstandes und zu einer Ungleichheit in der Einkoinmenver- 
teilung mit allen ihren Übelständen geführt hat, vor allem zum 
übermäßigen Pauperismus. In Schottland sei diese Entwicklung 


') Ebenda, S. 4!t3 IV. *) Ebenda. S. .'>09 rt, Ebenda. ,S. 512 f. *) Ebenda, S. 521. 
*) Ebenda, S. 522 ft'., 5(iO ff., 577, Ü49 1. 
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außerdem durch gewaltsame, ungesetzliche Expropriation der 
Bauern beschleunigt und vertieft worden, von Irland nicht zu 
reden. 

§ 4. Sn gelangt denn Bern har di zu folgenden Schluß- 
folgerungen ‘): Eine schlechthin gültige Beantwortung der Besitz- und 
Betriebsfrage ist nicht möglich. Sie kann vielmehr immer nur eine 
bedingte sein, weil sie von der Entscheidung über die Vorfrage 
nach der OesUiltung des Verhältnisses zwischen Menschen und 
Güterwelt abhängt. Vielen der wichtigsten von den gegnerischen 
Lagern ins Treffen geführten Argumenten kommt gar nicht die 
Bedeutung zu, die man ihnen beimißt, so wie auch ihre Bichtigkeit 
weniger von betriebstechnischen Momenten als von dem Stiuid der 
geistigen Entwicklung abhängt. .Jedenfalls muß man dem Staat das 
Hecht zuerkennen, wie in die wirtschaftlichen Verhältnisse über- 
haupt, so auch in die Bodenverteilung einzugreifen. 

Ein festes Agrarprogramni will B e r n h a r d i nicht entwickeln. 
Er schließt sich im allgemeinen denen an, die für freie Bewegung 
innerhalb schützender Schranken sind. Vor allem wünscht er die 
Erhaltung des bäuerlichen Besitzes und dessen Verteilung in der 
Art, daß er weder in große Pachtgüter noch in kleine unselb- 
ständige Ackernahrungen übergehe. Die großen (Ritter-) Güter be- 
dürfen dieses Schutzes viel weniger. 

Der Schutz soll übrigens nicht auf Erhaltung bestimmter 
Familien, sondern mir des Besitzes gerichtet sein. Die bloße Be- 
stimmung eines Parzellenminimums hält er für ungenügend. 

Die allgemeine Bedeutung des Buches vouBernhardi kann 
und soll auch gar nicht an dieser Stelle voll gewürdigt werden. 
Ilervorgehoben sei hier nur seine Wichtigkeit für die Behandlung 
unseres Problems. Seiner geistvollen Kritik der Argumente des 
Rohertrages und des privatwirtschaftlichen Reinertrages ist es wohl 
zuzuschreiben, daß dieselben bis in die neueste Zeit, in der die 
Frage des Reinertrages von sozialistischer Seite von neuem und 
in einem ganz anderen .Sinne wieder aufgenommen worden ist, 
auf ökonomischem Gebiet nicht mehr die Rolle spielen wie in der 
ersten Hälfte des XIX. .lahrlmnderts. 

*) Klienda, S. 054 tl'. 
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Die Fülle der Details hat es vielleicht mit sich gebracht, daß 
die Linien der Entwicklung unseres Problems vielfach verdeckt 
wurden oder nicht scharf genug hervortreten. So sei es uns denn, 
am Schlüsse unserer Darstellung angelangt, gestattet, sie noch ein- 
mal zusannneiifassend zu skizzieren. 

Jedem, der die Wandlungen einer ökonomischen Frage durch 
einen längeren Zeitraum hindurch verfolgt, muß der enge Zusammen- 
hang auffallen, der zwischen denselben und den Veränderungen der 
allgemeinen Theorie sowie der tatsächlichen wirtschaftlichen V'er- 
hältnisse besteht. Diese Taisache hat namentlich für Probleme, die 
weniger in das Gebiet der abstrakten als der augew'andten Theorie 
und der Wirtschaftspolitik fallen, ihre zweifellose Kichtigkeit. Nur 
wird man sich ihrer selten bewußt, weshalb auch jede Zeit geneigt 
ist, ihre Auffassungen als allgemein und für alle Zeiten gültig 
anzusehen. 

Sind außerhalb der einzelnen ökonomischen Fragen liegende 
Faktoren für die Beantwortung dersell)en maßgebend, so gilt 
dies noch mehr von der wissenschaftlich ungleich interessanteren 
Stellung des Problems. Wandlungen der letzteren sind es auch, 
die nicht l)loß die frühere Zeit von der Gegenwart, sondern auch die 
gleichzeitig wirkenden Schriftsteller verschiedener Bichtung am nach- 
drücklichsten voneinander scheiden. Denn gerade jene Gesichts- 
punkte, welche den ersten Anlaß geboten h.aben, an die Betriebs- 
frage in Deutschland heranzutreten und welche für die Bichtung 
der Erörterung bestimmend gewesen sind, können heute als ganz 
überwunden betrachtet werden. 

Als mau in Deutschland anfiug, das landwirtschaftliche Be- 
triebsproblem aufzurollen, geschah dies von dem damals für die 
Beurteilung ökonomischer Probleme überhaupt maßgebenden be- 
völkerungspolitischen und fiskalischen Standpunkt aus. Daß bevöl- 
kerungspolitische Erwägutigen eine Entscheidung zugunsten kleiner 
Güter herbeifUhrteu, ist natürlich. Ist ja bis in die neueste Zeit herein 

GrUiibcrg. Studien 11. 20 


Digitized by Google 



300 


von den meisten zugegeben und fast nie geleugnet worden, daß 
kleine Güter zum mindesten die landwirtscliaftliche Bevölkerung 
vermehren, indem sie einer größeren Zahl von Menschen die Mög- 
lichkeit geben, einen Hausstand zu begründen. 

Weniger selbstverständlich ist es. daß auch vom fiskalischen 
Standpunkt das Urteil zugunsten kleiner Güter ausiiel. Denn 
gerade im Interesse der SteuereinkUnfte hatte man sich vorher 
der Teilung der Güter widersetzt und die privaten Grund- 
herren haben diese Auitässung auch weiter beibehalten. Wenn 
man nun im XVIII. .Jahrhundert ira Gegensatz zu früher eine 
Verkleinerung der Güter im Interesse des J'iskus anstrebte, so 
mag dies wohl in der Änderung der Steuerverfa.ssung seine Er- 
klärung finden. *) 

In der ,domanialen Einanzepoche“ hatten die Einkünfte des 
Königs als Grundherrn, also der Ertrag der Karamergüter, die 
wichtigste Quelle der Staatseinnahmen gebildet. Mit der Ausdehnung 
der landesherrlichen Gewalt, der Änderung der Wehrverfassung, 
dem Eindringen der Geldwirtschuft und dem hierdurch wach- 
senden l’inanzbedart erlangten aber neben den DoniäneneinkUnften 
die Steuern eine steigende Bedeutung. Unter denselben haben huige 
Zeit die Heal-, speziell die Grundsteuern die erste Stelle einge- 
nommen. Vom XVI. .lahrhundert an beginnen aber die indirekten 
Steuern immer mehr an Wichtigkeit zu gewinnen *), so sehr, daß 
in der Literatur ernstlich darüber debattiert wurde, ob man die 
direkten Steuern nicht ganz durch eine allgemeine Akzise ersetzen 
solle. •■') 

Die indirekten Steuern luitten neben ihren .allgemeinen Vor- 
teilen, von der Bevölkerung besonders in Kriegszeiten viel weniger 
empfunden und daher leichter getragen zu werden, für die Fürsten 
noch einen besonderen Wert. Während eine Erhöhung der Grund- 
steuer nur mit Zustimmung der Stände möglich war, die natürlich 
nicht gern erteilt wurde, waren die Fürsten, was die Akzise be- 
tritlt, entweder von vornherein unabhängig oder doch sicher, die 

') zum foljfpnden hnuptsilctdiih : Wagner, FinanzwUsenscbafl 

(II. Auf!.), II. Hd., S. iJöl tt'., III. Bd., S. CO tt' ’) ln Österreich bleiben sie 
schon bald nach den Türkenkriegen kaum hinter den direkten Steuern zurück 
(Wagner ii. a. ü., III, S. öS ff.), erreichU-n diese in Bayern schon 1612 
(ebenda, S. 76 1.) und betrugen in l’reuUen um löiK) zwei Drittel aller Steuern 
(ebenda. S. 91). ’) Vgl. I n am a - ,S t ern egg, Der Akzisestreit (Zeitsebr. f. d. 

ges. Stantsv. v. löCö, S. öl.ü ff.). 
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ständische Einwillij;iinpr leichter zu gewinnen, weil die indirekten 
Steuern vor allem die breiten Bevölkerungsschichten trafen. ') 

Da man nun schon damals erkannt hatte, dall indirekte Steuern 
die Tendenz haben, Kopfsteuern zu werden und jedenfalls automatisch 
mit der Bevölkerung und deren Wohlstand zu steigen, so wurde 
vom fiskalischen Standpunkt für kleine Güter eingetreten — als 
Mittel, eine wohlhabende Bevölkerung ins Leben zu rufen und die 
Zahl der steuerbaren Untertanen zu vermehren. 

Als Grundlage zunehmender Volkszahl und Steuereinkünfte 
galt der Bodenertrag, dessen Erhöhung man wohl ursprünglich um 
dieses Zusammenhanges willen anstrebte. ^ Allmählich gelangte aber 
das landeskulturpolitischc .Moment zu selbständigerer Bedeutung, um 
der günstigen Wirkungen willen, die man einer Zunalnne des Boden- 
ertrages auf den Wohlstand der landwirtschaftlichen und dadurch 
indirekt auch der gewerblichen Bevölkerung zuschrieb. Und seine 
Bedeutung wuchs, je mehr man das Wohl der Untertanen und nicht 
Reichtum und Macht der Fürsten als Hauptzweck der Volkswirt- 
schaft aufzufassen sich gewöhnte. Denn nach den aus dem Altertum 
überlieferten Ansichten war auch der Bodenertrag kleiner Güter 
stärker als der großer. 

Welches ist nun der Bodenertrag, an dessen Steigerung der 
Staat ein so hohes Interesse hat, daß schon Obrecht*) und sehr 
viel später noch Pfeiffer ernstlich den Gedanken in Erwägung 
ziehen, ob nicht der Staat das Recht hal>e. ein Ertn»gsininimum 
von seinen Untertanen zu verlangen? 

Aus den Schriften der Kameralisten geht ganz unzweifelhaft 
hervor, daß sie nicht den reinen, sondern den Rohertrag ins Auge 
faßten, also die größtmögliche Produktion und die bestmögliche 
Kultur des Bodens. Es wäre aber ganz verfehlt, zu glauben, daß 
sie sich, wie nach allgemeiner Annahme später Smith, bewußt 
gegen den Rein- und für den Rohertrag entschieden haben. Der 
Unterschied zwischen diesem und jenem, oder vielmehr der mög- 
liche Gegensatz in der Bewegung beider dürfte ihnen vielmehr gar 
nicht recht zum Bewußtsein gekommen sein. Und das ist auch 

*) Vgl. W a g n e r a, a. 0., U. S. 2t>y, 277 f. ; Inama-.^^terncgga a. O.l. 
S. 527. •) Vgl. Obrecht, Disciirsns Hellico-politieiis, lßI7 (Ncaausgabe von lfi4(!), 
Tit. Xt: Von der Mehrung der (iefillle und Einkommen. — Ohrecht verlangt 
möglichat hohe und vollkommene Kultur der Ländereien eines Staate» um 
Vermehrung der Mannschaften und vor allein der OelXIle und sonstigen in- 
direkten .Migahen willen. 

20 * 
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leicht erkliirlicli. Die Konstatierung des lieinertniges setzt eine 
verhilltnisiniißig hohe Stufe wirtschaftlicher Entwicklung vonius. 
vor allem eine durchgehildete Geld wirtschuft. Wo aber ein Teil 
der Leistungen und Gegenleistungen iu natura prästiert wird, 
vor allem die Arbeit teilweise noch Zwangsdienst ist. dort ist eine 
Ben’chnung der Kosten und damit des Reinertrages ebenso schwer 
durchführl)ar wie ein Vergleich des Reinertrages verschiedener 
BetriebsgröLien. 

Nun hätte der Begriff des Reinertrages eventuell entwickelt 
werden können, selbst wenn dessen Grötie rechnungsmäßig nicht 
festzustellen gewesen wäre. Aber mau darf nicht vergessen, daß 
der Reinertrag erst daun eine von Rohertrag getrennte Bedeutung 
zu gewinnen beginnt, wenn man erkennt, daß derselbe keine be- 
stimmte, sondern eine variable <iuote des Rohertrages ausmacht, 
sowie daß seine Zunahme nicht von einem proportionalen Steigen 
des Rohertrages begleitet sein muß, und dieser unter Umständen 
keinen Reinertrag enthält. Diese Erkenntnis setzt jedoch schon eine 
gewisse V'ergleichbarkeit der Kosten voraus, die damals fehlte. 

Aber selbst wenn eine exakte Berechnung möglich gewesen 
wUre. so ist es mehr als wahrscheinlich, daß die deutsche Kameralistik 
von ihrem populationistischen Standpunkt aus dem Rohertrag eine 
höhere Bedeutung beigelegt hätte. Denn dieser (wenn auch, wie 
man heute weiß, nach Abzug der sachlichen Produktionsaufwen- 
dungen) dient der Ernährung der Bevölkerung und seine Höhe 
bestimmt die Größe derselben. Ein Teil iles Ertrages konnte aller- 
dings schon ohne ausgebildete Geldwirtschatl die Aufmerksamkeit 
auf sich lenken, nämlich die Menge der für die nichtlandwirt- 
schaflliche Bevölkerung verbleibenden Produkte. Dies ist auch 
tatsächlich der Pall gewesen. So behauptete L u b e n. daß mit einer 
Verkleinerung der Güter und der daraus resultierenden Produktions- 
steigening die Menge der verkäuflichen Produkte wachsen werde. 
A. S. v. Z.. .lusti, Pfeiffer, Sounenfels verteidigen sich 
gegen den Einwand, die stärkere landwirtschaftliche Bevölkerung 
werde einen großen Teil des Plrtrages selb.st konsumieren, wodurch 
zu wenig für die Städte übrig bleiben werde. Und soweit sich 
überhau|)t in der kanieralistischen Literatur Opposition gegen den 
Kleinbetrieb regt, beruht sie eben auf diesem Argument seiner 
geringen verkäuflichen Überschüsse. 

Zu diesen drei Gesichtspunkten, von denen die Betriebsfrage 
in der kameralistischen Literatur betrachtet worden ist — dem 


Digitized by Google 


30i> 

bevölkerunjfs-, finanz- und kulturpolitisclieii — gesellte -sich, soweit 
die staatlichen und privaten Herrschaftsgüter in Betracht 
kamen, als vierter noch ein sozialpolitischer. Die Teilung 
oder Verkleinerung des Duiuinikallandes wird gefordert, weil da- 
durch die Möglichkeit einer Atischuffung oder mindestens Er- 
leichterung der Frondienste geboten würde. Dieser Gedanke der 
Teilung zuinindestens der Staatsdomänen als Mittel einer sozialen 
Agrarreform ist schon zu Anfang des XVIIl. Jahrhunderts bei 
L u b e n aufgetaucht, aber erst zwei Menschenalter später von Be- 
deutung geworden, als die Erkenntnis von der Notwendigkeit der 
Aulhebung der Frondienste immer mehr an Boden gewann. 

Die Art, wie in der kameralistischen Literatur die Frage nach 
der besten Betriebsgröüe gestellt wurde, findet also ihre hin- 
reichende Erklärung in den herrschenden ökonomischen Ansichten 
und in dem damaligen Stande der volkswirtschaftlichen FJntwicklung, 

Beantwortet wurde die Betriebsfrage fast durchgehends 
zugumsten kleiner Güter, unter denen man allerdings, wie erwähnt, 
keine l’arzellengüter verstand. Dali auch diese Entscheidung keine 
zufällige, sondern in den ökonomischen Verhältnis.sen der Zeit ge- 
nügend begründet wm-, ist in der voranstehenden Darstellung aus- 
führlich durgestellt worden. 

Der Umschwung der ökonomischen Ansichten in Frankreich 
und England seit der zweiten Hüllte des XVlll. Jahrhunderts blieb 
auch in Deutschland nicht ohne Wirkung. Vielmehr riefen die 
Lehren Q u e s u a _y s und Y o u n g s durch Vermittlung von Schiet t- 
wein, H c r r e n s c h w an d und Kraus auch hier eine allerdings 
nur kurz andauernde Reaktion gegen das Dogma von der Über- 
legenheit des Kleinbetriebes hervor. Merkwürdig ist hierbei, daÜ 
die genannten drei Schriftsteller nicht das Wesentliche der im 
Au.sland zugunsten großer Güter angeführten Argumente über- 
nommen, sondern sich vornehmlich an die Resultate der statistischen 
Erhebungen Y o u n g s gehalten haben. Dagegen haben die An- 
sichten des letzteren verständnisvollere Verwertung in zahlreichen 
Spezialschriften von Gegiieni der Dismembration von Domänen und 
Rittergütern gefunden. 

Die Diskussion über die Dismembrationsfrage, namentlich die 
Polemik zwischen Winkler und Meer wein, zeigten überhau|it 
schon einen sehr bedeutenden Fortschritt der Ansichten; Man 
sieht aus ihr, daß die Kritik des Auslandes auch an den Anhängern 
des Kleinbetriebes nicht spurlos vorUbergegangen ist. Dies geht 
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vor allem hervor aus der Änderung in der Problemstellung und iiu 
Falleulussen des populntionistischen Gesichtspunktes. Die iui Ge- 
folge einer Verkleinerung der Güter auftreteude Bevölkerungs- 
zunahine wird nicht mehr an sich als ein Glück betrachtet, sondern 
man beschränkt sich darauf, zu beweisen, daß dieselbe in einer 
gleichzeitigen Zunahme des Roh- und Reinertrages ihre Berechtigung 
tinde. Der Einfluß der Gutsgröße auf diese Erträge, die Menge der 
verkäuflichen Produkte, die nicht landwirtschaftliche Bevölkerung, 
die Einkommensverteilung und — aber erst in letzter Linie — die 
Staatsfinanzen bildet von nun an den Gegenstand der Untersuchung. 

Die verschiedenen Richtungen der Literatur des XIX. Jahr- 
hunderts erscheinen in der voranstehenden Darstellung gegliedert in; 
die rein ökonomische, die ökonomisch-politische und die historisch-poli- 
tische. Was diese drei Gruppen voneinander unterscheidet, ist haupt- 
sächlich die Art der Problemstellung. Hinsichtlich einzelner Argu- 
mente sowie der endgültigen Entscheidung zugunsten der einen 
oder der anderen Betriebsgröße begegnen sich manche Autoren 
verschiedener Richtungen, während umgekehrt die Ansichten der 
Schriftsteller derselben Richtung hier auseinandergehen. 

Die erste Gruppe fragt bloß nach der ökonomischen Wirkung 
kleiner und großer Güter; die ökonomisch-politische, darüber hin- 
ausgehend, nach dem Einfluß der Betriebsgröße auch auf das 
soziale und politische Leben des Volkes; die dritte endlich richtet 
in der Untersuchung der politischen Wirkungen der verschiedenen 
Güterkategorieu ihr Augenmerk besonders darauf, ob diese die 
historisch gegebenen ökonomischen und politischen Verhältnisse, 
die ständi.sche Glieilerung des Volkes erhalten oder gefährden, und 
machen hiervon ihr Urteil über den Wert derselben abhängig. 

Keine dieser Gruppen und innerhalb derselben die wenigsten 
Autoren haben die Betriebsfrage rein entwickelt, sondern meist 
eng verknüi)tt mit der Eigentumsfrage. Unter großen und kleinen 
Gütern werden meistens direkt bewirtschaftete Groß- und Klein- 
betriebe verstanden und auch nur solche auf ihre Wirkung unter- 
sucht. ln Deutschland, w-o die Eigentumswirtschaft die Regel war 
und heute noch ist, war diese Ungenauigkeit begreiflich und um so 
entschuldbarer, ids es sich der Mehrzalil der betrefl'enden Publizisten 
mehr um die konkreten deutschen Verhältnisse handelte als um 
die abstrakte Behandlung eines w issenschattlichen Problems. Eine 
Übertragung der Untersuchungsergebnisse auf andere Länder oder 
auf Gegenden mit J’achtbetrieb ist aus diesem Grund nur mit 
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großer Vorsicht möglich. Dies gilt vor allein für fast alles, wo.s 
über die politische Seite der Frage gesagt wird, während was sich 
auf die ökonomischen Wirkungen kleiner Güter bezieht, zwar 
nicht ganz, aber doch überwiegend sowohl für den Besitz als auch 
für den Betrieb gilt. 

Die ökonomische Seite der Betriebsfrage und damit also 
auch das Gebiet, auf welchem die Untersuchung am ehesten An- 
spruch auf allgemeine Gültigkeit hat, ist von der ersten Gruppe von 
Publizisten, die sie allein zum Gegenstand des Studiums machen, 
am meisten gefordert worden. Die Angehörigen der anderen 
Richtungen haben sich mit ihr zwar auch, teilweise sogar sehr 
ausführlich beschäftigt, aber ohne die Untersuchung wesentlich zu 
bereichern. Eine Ausnahme bildet allerdings Schüz, der, obwohl 
der ökonomisch-politischen Richtung angehörend, auch auf ökono- 
mischem Gebiet neue und fruchtbare Gedanken in die Diskussion 
hineingetragen hat. 

Während hervorragende preußische Staatsmänner von ihrem 
Lehrer Kraus nicht bloß die Forderung voller wirtschaftlicher 
Freiheit der Grundbesitzbewegung, sondern auch eine gewisse 
Vorliebe für große Güter übernommen hatten, wandten sich die 
Theoretiker — Soden, .Jakob, Lotz, Buquoi — von den 
Lehren der Physiokraten denen Ad. Smiths zu und entschieden 
sich mit diesem auch in der Betriebsfrage wieder für kleine Güter. 
Es wäre aber verfehlt, diese Rückkehr zum alten Dogma allein auf 
den Einfluß des großen Schotten zurUckzufUhren. Die Schüler 
Quesnays und Youngs hatten die Doktrinen der letzteren von 
den englischen und französischen ganz ohne weiteres auf die so 
ganz anders gearteten deutschen Verhältnisse übertragen, was den 
gründlichen Kennern dieser letzteren nicht entgehen konnte. 
Vor allem auch nicht Thaer, dessen Wandlung in der Be- 
urteilung der Betriebsfrage daher von prinzipieller Bedeutung ist. 

Unterdessen hatte ^Sch werz durch seine Beschreibungen die 
Kenntnis der auf Klein- und Mittelbetrieb basierten, sehr erfolg- 
reichen belgischen Landwirtschaft vermittelt, wahrend Sisinondi 
umgekehrt die Aufmerksamkeit auf die römische (Jampagna gelenkt 
hatte, die, von einer kleinen Zahl reicher l'ächter bewirtschaftet, 
zwar hohe Reinerträge abwarf, aber infolge zu extensiver Vieh- 
wirtschaft unter V'erarmung und Auswanderung der elenden Land- 
bevölkerung. Dazu kam noch die oft hervorgehobene größere 
Widerstandsfähigkeit des liäuerlichen Westens während der 
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Niipoleonisclu'ii Kriege im Vergleicli mit dem groühetrieblichen Osten 
Deutsclilmuls. I)ie Verliilltnis.se waren elien in Deutsclihind ganz 
anders wie in England. Es gab drüben einen kapitalkräftigen 
PachtgroUbetrieb, der in dem ka]iitalarmen, vom Eigentümer 
bewirtschafteten Deutscliland fehlte. Umgekehrt war in Iteutschland 
ein Stand tüchtiger bäuerlicher Eigentümer vorhanden, während in Eng- 
land schon damals der Bauernstand im Verschwinden begriffen war. 

Die wichtigste der dem ökonomischen Problenikomplex an- 
gehörigen Fragen ist die nach dem Hob- und Reinertrag der 
verschiedenen Oüterkategorien. Die Stidlung der einzelnen Publi- 
zisten zu der Frage, welcher .Art des Ertrages die groüere Bedeu- 
tung beizulegen sei, ist eine sehr wechselnde gewesen. 

Schlettwein war mit (juesnay sowohl für den größt- 
möglichen reinen und Rohertrag eingetreten, ohne die von Young 
zugestandene Tatsache, ilaß der Reinertrag oft bloß auf Kosten 
des Rohertrages w.achsen könne, zu kennen oder zu berücksichtigen : 
II e r r e n s ch w an d hinw iederum war mit Young für die größte 
Menge der verkäuflichen Produkte: Kraus mit Smith für das 
reine Volkseinkommen (“ Rohertrag abzüglich der sachlichen 
Produktionskosten i. 

ln der englischen Literatur hat mau sich später in der 
Ertragsfrage unter Führung Ricardos nicht an Smith, sondern 
an die Physiokraten angeschlossen, also dem privatwirtschaftlichen 
Reinertrag die ausschlaggebende Bedeutung beigeniessen. Von den 
deutschen Ökonomisten aber hat ein Teil, zum Beispiel Jakob, 
Lotz, die Ansicht von Smith übernommen, der in der Literatur 
als ein Vertreter der Rohertragstheorie gilt; ein anderer, so Thaer. 
Rau, jene der Anhänger des Reinertrages. Praktisch sind allerdings 
diese Meinungsverschierlenheiten von geringer Bedeutung gewesen, 
da sowohl die Anhänger kleiner wie diejenigen großer Güter in 
der Regel für die von ihnen bevorzugte Betriebsgröße das größere 
Maß sowohl von Roh- als von Reinertrag, in Anspruch nehmen. 

Besonders fruchtliar waren die Untersuchungen Raus über 
den Eintluß der Betriebsgröße auf den Ertrag. Seine Ansicht von 
der größeren Rentabilität kleiner OiOter wird von vielen, aber nicht 
von allen geteilt. So glauben La v e rg n e, II a x t h ause n, R u m o h r 
und andere an den höheren Reinertrag und die größere Konkurrenz- 
fähigkeit großer Guter. Aber nur ein Teil von ihnen gibt diesen 
darum den Vorzug vor kleinen Gütern. Andere wieder, wie 
Ei seien. Elsner, Sch Uz. halten mittlere Güter für rentabler. 
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Sie stimmen jedoch in der Voraussetzung überein, daÜ der größt- 
mögliche Ueinertrag wenn auch nicht immer der Erfolg, so doch 
jedenfalls das Ziel jedes Betriebsleitei’s sei. Daß diese Voraus- 
setzung zwar für den Großbeti'ieb, nicht alier auch für den bäuer- 
lichen zutreffend sei, darauf hingewiesen zu haben ist das Ver- 
dienst Hundesilagen 8. 

Der wichtigste Fortschritt in der Entwicklung der Betriebs- 
frage ist aber in der Erkenntnis zu suchen, daß die rentabelste 
Betriebsgröße nicht für jede Gegend die gleiche sei, daß die 
Entscheidung in entlegenen Gegenden anders ausfallen müsse als 
in der Nälie der Stadt, im Gebirge anders als in der Ebene. Diese 
Anschauung, die schon bei Jung, Löwe, Meer wein aufgetaucht 
war, gewinnt mit der Zeit immer mehr Anhänger, darunter Thaer, 
Schwerz, Kau, llansseu, Koppe, ThUnen, Lette, Mohl, 
Bühlau. Man sieht erstens ein, daß „groß“ und „klein“ relative 
Begriffe seien und daß ein Gut von gleicher Flächenau.sdehnung 
in Gegenden extensiver Kultur noch sehr klein, in solchen hoher 
Intensität schon sehr groß sein kann. Dann aber auch, daß kleine 
Güter bloß dort geeignet sind, wo nach Boden, Luge, Absatz- 
verhältnissen, der Übergang zu intensiverer Kultur möglich, das heißt 
rentabel ist. Ob aber für eine be.stinimte Gegend oder für die 
Mehrzahl der deutschen Landbezirke der Moment für höhere 
Intensität schon gekommen sei, darüber gehen die Ansichten aller- 
dings auseimuider. Daher auch die Entscheidung, oli kleine Güter 
die Kegel oder bloß die Ausnahme zu bilden hätten. 

.\n der ganzen Lehre von der Wichtigkeit sowohl des 
höchsten Kein- wie anilerseits des höchsten Kohertrages hat 
Bernhardi geistreiche Kritik geübt. Kr hat erstens nachgewiesen, 
daß es der Gesamtheit des Volkes weder auf den Kohertrag noch 
auf den privat wirtschaftlichen Keinertrag ankomme, sondern auf den 
volkswirtschaftlichen Kainertrag. Ferner aber auch, daß der größt- 
mögliche sowohl private, wie auch volkswirtschaftliche Keinertrag von 
Armut und Elend des Volkes begleitet sein könne, keiner von 
ihnen daher für die Entscheidung der Frage ausschlaggebend sein 
dürfe. Bernhard is Einfluß ist es denn wohl auch zuzuschreiben, 
wenn in der Folge beiden Arten des Ertrages viel geringere Auf- 
merksamkeit geschenkt wird als den allgemeinen, die ver.schiedene 
Betriebsverteilung begleitenden Verhältnissen.*) 

') Vgt die hierauf lieziiglichen Bemerkungen Miaskowsky« (Grund- 
eigentuni. t Bd., S. 13) und B u che n her ge r s (.igraqiolitik, I. Bd., S. 3Sil). 
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Ein zweites wiclitigcs Problem ist der Einfluß großer und 
kleiner Güter auf die Lebensbedingungen der nicht landwirt- 
schaftlichen Bevlilkerung. 

Hier standen sich seit langem zwei Ansichten gegenüber. 
Die Anhänger kleiner Güter hatten zu deren Gunsten angeführt, 
daß dieselben die Grundlage eines wohlhabenden oder wenigstens 
auskömmlich lebenden Mittelstandes seien, der eine viel größere 
Nachfrage nach gewerblichen Produkten entwickle als wenige 
reiche Grundbesitzer mit ihren besitzlosen Knechten. Die Partei- 
gänger großer Güter hingegen hatten darauf hingewiesen, d.aß 
kleine Güter geringe Überschüsse für den Markt übrig hätten und 
daher bloß eine geringe nicht landwirtschaftliche Bevölkerung er- 
nähren könnten. Zwischen beiden Auffassungen vermittelnd trifft 
Sch Uz wohl das nichtige, wenn er auseinandersetzt, daß kleine 
Guter zwar eine weniger starke industrielle Bevölkerung ernähren 
als große, dafür aber allein der letzteren genügenden Absatz ihrer 
Produkte bieten können. 

Was die Einkommensverteilung betriftt, so fallt das 
Urteil fast allgemein zugunsten kleiner Güter aus. 

Dagegen ditferenzieren sich die Meinungen über den Einfluß der 
Betriebsgröße auf die B e v ö 1 k e r u n g s z u n a h in e in starkem Maße. 
Gegner der Kleingüter werfen diesen, besondere aber den Parzellen- 
gUtern vor, daß sie durch Begünstigung unrationeller Bevölkerungs- 
zunahme den Pauperismus vermehren. Dem wird aber von anderer 
Seite entgegengelialten, daß die Bevölkerungszunalime infolge 
kleiner Güter auf deren höherem Hohertrag beruhe. Denn die Größe 
der Bevölkerung bestimme sich durch Nahrungsniittelproduktion 
sowie Erwerbsmöglichkeit und finde in ihnen ihre Grenze. 

Die übrigen ökonomischen Fragen, Einfluß der Betriebsgröße 
auf die Vorräte für Notzeiten, auf die Steuereingänge, den 
Staatskredit etc. sind bloß nebensächlichen» Charakters und spielen 
eine geringere Holle. 

Die Betriebsfrage ist seit jeher in engem Zusammenhang mit 
konkreten wirtschaftspolitischen Fragen behandelt worden. Im 
XVIII. .Jahrhundert mit der Frage der Verwandlung der Domänen 
in Bauerngüter, im XIX. mit der nach Freiheit oder Gebundenheit 
des Bodens, die ein immer erneuter Anlaß war, sich auch mit 
dem Betriebsproblem auseinanderzusetzen. Sehr oft sind beide 
Fragen bei dieser Gelegenheit so behandelt worden, als ob mit der 
Entscheidung der Betriebsfrage auch schon die nach der Freiheit 
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der Grundbesitzbewegung gelöst wäre. Das ist aber durchaus nicht 
der Fall. Demi das Freiteilbarkeitsproblem ist in erster Linie ein 
Besitz- und erst in zweiter Linie eiu Betriebsproblem. Die Ge- 
bundenheit schließt die Teilung des Grundbesitzes in mehrere Be- 
triebe ebensowenig aus wie bei vollzogener Teilung deren Zu- 
sammenschlagung. Anderseits wäre es denkbar, was in einzelnen 
Fällen auch versucht worden ist, daß die gemeinsame Bewirt- 
schaftung mehrerer Güter vorgenommen wird. Aber auch wenn 
faktisch Besitz und Betrieb zusamnienfallen, kann die Freiheit der 
Grundbesitzbewegung ebenso zu einer Vergrößerung wie zu einer 
Verkleinerung der Wirtschaft führen. 

Das Urteil der einzelnen Ökonomisten geht nun schon hin- 
sichtlich der Frage auseinander, ob die Freiteilbarkeit kleine oder 
große Güter begünstige. Die Mehrzahl ist allerdings der ersteren 
Ansicht. Eine Minderheit aber, die von der größeren Konkurrenz- 
fähigkeit großer Guter ausgeht, hotlt oder fürchtet von der Freiheit 
eine Verdrängung des Kleinbetriebes durch den rentableren Groß- 
betrieb. Oft wird auch die Auffassung vertreten, daß die Freiteil- 
barkeit erst zur Parzellierung des Bodens und dadurch zur Ver- 
armung der Be.sitzer führen, ihr schließliches Resultat aber eine 
Zusammenschlagung dieser Parzellen zu KiesengUtern in den Händen 
reicher Großgrundbesitzer sein werde. Diese Ansicht ist wohl auf die 
Schilderungen zurückzufübren, die R u m o h r von einer derartigen 
Entwicklung in Italien (Toskana) gemacht hat; vielleicht auch 
darauf, daß das ursprünglich kleinbürgerliche Rom später „durch 
Latifundien zugrunde gegangen“ sei. 

Die Anhänger der Freiteilbarkeit, deren Zahl, obwohl auch um die 
Mitte des XIX. Jahrhundeits nicht gering, zu Beginn desselben am 
größten war, .sind erfüllt von dem Optimismus, der die kla-ssische 
Nationalökonomie überhaupt Iiinsichtlich der wirtschaftlichen Frei- 
heit auszeichnet und deren tiefere AVurzeln, wie 11 asb ach gei.st- 
voll uachweist, in den philosophischen Grundanschauungen ihrer 
Vertreter zu suchen sind. ’) Sie meinen, daß — mindestens auf die 
Dauer — sich bloß jener ökonomische Zustand, hier im besotideren 
jene Betriebsverteilung, erhalten könne, die ökonomisch auch am 
wünschenswertesten sei. Eine Teilung der Güter fände bloß statt, 
wenn sie für den Besitzer vorteilhaft sei. Sein wohlverstandenes 

*) V(fl. Hasbiich, Politische Ökonomie Que-snays und Smiths, IsSK». 
,S M.3 If., 170 tV. 


Digitized by Google 



31t; 


Interesse werde ihn iiiuner von unrationellen Zersplitterungen ab- 
halten. Eine sehr weitgehende l’arzellierung erscheint ihnen 
uuOer in der Nähe der Städte und bei Vorhandensein zahlreicher 
Nebenbeschäftigungen ebensowenig vorteilhaft wie den Gegnern 
der Freiheit. Sie halten aber deren Eintreten auch nicht für w.ahr- 
scheinlich. 

Die Forderung der Freiteillnirkeit tritt häufig zusammen mit 
der nach gleichem Flrbrecht auf und ein Teil der Anhänger des- 
selben reden auch der Naturalteilung bei Erhübergängen das Wort. 
Diese Verbindung ist aber keine notwendige. Gerade die verständigsten 
Vertreter der wirtschaftlichen Freiheit meinen, dat) diese sich mit der 
geschlossenen Vererbung ebenso vereinigen husse wie mit der Be- 
vorzugung des .\uerben: daß sie gerade jeder Gegend die Möglich- 
keit gebe, ihre Entscheidung nach örtlicher Gewohnheit zu trelfen. 

Die Gegner der Teilbarkeit halten dagegen unwirtschaftliche 
Zersplitterung nicht bloß für möglich, sondern sehen auch in 
dem Erl)wechsel einen steten .\nlaU, Teilungen ohne ItUcksicht auf 
ökonomische Katsanikeit vorzunehmen und sind bemüht, ihre Be- 
denken durch den Hinweis auf die Flrfahrnngeu in Gegenden voller 
Freiheit zu erweisen. 

Diese Erfahrungen bilden Uberhaui)t auf beiden Seiten einen 
wichtigen Faktor der Beweisführung. Doch herrscht bereits Mei- 
nungsverschiedenheit über die ihnen zugrunde liegenden Tat- 
sachen. Frankreich und die Hheingegend werden von den einen 
als Beweis für die günstige Wirkung der Freiteilbarkeit auf Roh- 
und Ueinertrag sowie auf den Wohlstand der Bevölkenuig auge- 
lührt. Die anderen hingegen erblicken gerade in diesen Gebieten 
Zeichen weitgehender Zersplitterung und leiten aus dersellien die 
.Schädlichkeit der Freiteilbarkeit ab. 

Aber auch dort, wo mau sich Uber die Tatsache ungünstiger 
Wirt.schaftsverhältnisse einig ist, wie in manchen Teilen von 
Hannover, in denen Freiteillrarkeit herrscht, bestehen Uber die 
Ursachen derselben Meinungsverschiedenheiten, da die Anhänger 
der Freiheit bestrebt sind, sie auf von der Freiheit unabhängige 
Momente zurUckzufüliren und darzulegen, daß unter der Herrschaft 
der Gebundenheit die Lage der landwirtschaftlichen Bevölkerung 
noch viel elender sei. 

Sehr verschieden ist auch der Gel)rauch, der in der Beweis- 
führung von den elenden Znstiinden in Irland gemacht wird. Die 
einen leiten aus dem Elend der irischen Zwergpächter die Gefahr 
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der Zersplitterung al) und dalier ein jVrgunient gegen die Frei- 
teilbarkeit; andere sehen darin eine Folge der dort herrschenden 
fideikoinmissariachen Bindung des Bodens, ln der Regel leiden alle 
diese tatsächlichen Beweise an dein schon hervorgehobenen Fehler 
der V’^ergleichung so verschiedenartiger Gegenden, daß eine ab- 
w'eichende Grundbesitzverteilung zur Erklärung der Ver.schiedenheit 
in den VV^irtschaftsverhältnissen nicht ausreicht. So geht cs zuni 
Beispiel gewiß nicht an. den Wohlstand der Rheinpfalz auf die 
F reiteilbarkeit zurilckzuführen. 

Wa.s dagegen vielleicht zugunsten derselben spricht, ist der 
Umstand, daß sie dort, wo sie seit langem besteht, in der Regel 
günstig beurteilt wird und daß Klagen über ihre nachteiligen 
Wirkungen zumeist in Gebieten der Gebundenheit laut werden. Es 
erklärt sich dies wohl dadurch, daß die letzteren die Gegenden 
voller Freiheit mit ihrem eigenen Maßstab messen. In Xordwest- 
deutschhind mit seinen durch natürliche Verhältnisse begünstigten 
Wirtschaftssystemen (vor allem Kojipelwirtschaft) wäre eine Ver- 
kleinerung der Güter vielfach nachteilig gewesen. Wohl aber war 
eine solche unbedenklich in Landstrichen wie zum Beispiel am Rhein, 
deren andersgeartete Wirtschaftssy.steme und .-Misatzvcrhältnisse 
schon Kulturen sehr hoher Intensität zuließen. Daß auch in Xord- 
westdeutschland die Freiteilbarkeit zu einer schädlichen Boden- 
zersplitterung führen müsse, darüber war ein Beweis nicht zu 
fuhren. Die preußische .Agrargesetzgebung von IH)7 und 1811 
hatte in allen preußischen l’rovinzen den Grundbesitz mobilisiert. 
Hiergegen machte .sich sehr bald in Westfalen eine Bewegung 
geltend, der auch durch das Erbfolgegesetz von I H.3ti Rechnung 
getragen wurde, das aber wenig befriedigte und schließlich wieder 
aufgehoben wurde. *) Aber selbst die Gegner der Freiteilliarkeit 
mußten zugeben, daß der konservative Sinn der Landbevölkerung 
vorderhand unwirtschaftliche Teilungen hintangehalten habe. 

Keinesfalls ist das von Vincke stammende, seitdem oft 
wiederholte Wort richtig, ilnß die Freiteilbarkeit bloß unter den 
Theoretikern Anhänger finde, der gesunde Menschenverstand aber 
sich längst für die Gebundenheit entschieden habe. Denn gerade 

') Die von ttesetzei- wegen geforderte gesehlossene Vererbung widersprach 
nämlich, wie der himnOversche Obcrlundesgerieht.srat B. K. \V ul deck (Das 
bäuerliche Krbfolgegesetz in Westfalen, 1841) berichUd, obsehon sie regelinäliig 
Platz grill', dem Gefilhl der Bevölkerung, weil sie als Einschränkung der Dis- 
positionsbefugnis empfunden wurde, an die man sich bereits gewöhnt hatte. 
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sehr hervorragende Praktiker, wie Hering und Lette, haben 
sicli gegen diese, wenn auch nicht für unbedingtes Teilen aus- 
gesprochen. Lette und Roscher treffen wohl auch das Richtige, 
wenn sie meinen : der Einfluß der positiven Gesetzgebung dürfe 
nicht Überschätzt werden : unter denselben Gesetzen fänden sich 
gute und schlechte Verhältnisse, Armut und Wohlstand. 

Als Mittel zur Einschränkung der Freiteilharkeit werden von 
deren Gegnern verschiedene Vorschläge gemacht. Der extremste 
ist die gesetzliche Unteilharkeit aller oder eines Teiles der Baueni- 
güter. Ein zweites, seihst von so liberalen Politikern wie Rau 
zugelassenes Mittel ist die Festsetzung eines Teilungsminimunis. 
Dagegen findet die Fixierung eines Maximums nur wenig Befür- 
wortung, vor allem durch Soden. 

Eine Reihe von Vorschlägen beziehen sich auf die Erbteilung. 
Es liegt ihnen, wo sie allein auflreten, der gesunde Gedanke zu- 
grunde, daß Teilungen zwar nicht unmöglich gemacht werden 
sollen, aber dann zu erschweren oder zu verhindern seien, wo sie 
aus außerwirtschaftlichen Gründen erfolgen und daher die Gefahr 
naheliegt, daß sie auch ohne Rücksicht auf die ökonomische 
Zweckmäßigkeit vollzogen werden könnten. 

Einige wollen die Erbteilung überhaupt verbieten, andere die 
Unteilbarkeit ab intestato festsetzen oder das Pflichtteilsrecht aiif- 
heben. Die Lilreralsten fordern bloß Festsetzung vernünftiger 
Gnmd.sätze bei der Güterscbätzung. um (Überschuldung zu verhüten, 
welche die ('’beniahme durch einen Erben unmöglich mache. 

Für große Güter werden Fideikommisse in Vorschlag gelrracht; 
aber weniger aus ökonomischen als aus anderen Gründen. 

Das XVllI. Jahrhundert hatte die Betriebsfrage als aus- 
schließlich ökonomisch aufgefäßt. Und das ist vielleicht begreiflich. 
Die Mehrzahl der damaligen Publizisten war von Verhältnissen 
ausgegangen, in denen, wie in Preußen und Österreich, der Bauern- 
stand politisch gar keine Rolle s])ieltt* und seine Stellung im Staate 
so schwach war, daß eine Vergrößerung oder Verkleinerung der 
Güter sie kaum ändern konnte. Die politische Stellung der Grund- 
herren aber wurde weder durch Teilung der Bauerngüter noch 
selbst durch Dismembration des Hoffeldes berührt, da es sich 
letzterenfalls nicht um Be.sitz-, sondern um Betriebsteilung handelte 
und selbst bei Vererbpachtuug der Teile keine Schmälerung, sondern 
bloß eine Änderung der Form des grundherrlicben Einkommens 
beabsichtigt war. Der größere oder geringere Widerstand der 
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Leiter der verschiedenen Betriebsgrößen gegenüber revolutionären 
Bewegungen konnte endlich erst gewürdigt werden, als inan diese 
zu fürchten begann, also nicht vor dem Ausbruch der französischen 
Revolution. 

Als der Bauer aber einmal frei war, als die Forderung einer 
Volksvertretung laut wurde und selbst von konservativer Seite 
nicht mehr abgewiesen werden konnte, als außerdem die Angst 
vor einem Übergreifen der revolutionären Bewegung auch nach 
Deutschland sich geltend machte, da begann man die Betriebsfrage 
in einem neuen Lichte zu betrachten und nach ihrer politischen 
Seite zu untersuchen. So wie in Frankreich während der Restau- 
ration, bot sie und das mit ihr eng verbundene Freiteilbarkeits- 
probleni während der Reaktionsperiode nach den Befreiungskriegen 
auch in Deutschland Anlaß zum Kampfe gegen die Ideen der 
Aufklärungszeit und des Liberalismus. Und wie in Frankreich, so 
war auch auf deutschem Boden der konservative Adel Träger der 
Bewegung und hier wie dort stützte er sich auf dieselben Argu- 
mente ökonomischer und politischer Natur. >) 

Wie Brentano annimmt, entstammen die Waffen zu diesem 
Kampfe, unbeschadet des Einflusses auch französischer Ideen, einer 
sehr viel früheren Zeit. Ihren Ausgangspunkt nimmt die historisch- 
politische Richtung aus Westfalen, wo der Bauer im Gegensatz zu 
dem Osten und Österreich niemals seine politische Bedeutung ver- 
loren und sich eine freie Gemeindeverfassung mit wichtigen Ver- 
waltungsaufgaben erhalten hatte, wo daher auch viel früher der 
Boden für eine politische Betrachtungsweise gegeben war. In 
ihrem Anfang sowohl wie in ihrer weiteren Entwicklung ist 
sie entscheidend be.stimmt durch .lustus Möser, der „zu derselben 
Zeit, da Adam Smith die Ideen des Will, .lahrhunderts zum 
Siege führte, die geschichtlich-konservative Reaktion gegen diese 
begonnen“ hat (Brentano), dessen Ideen aber freilich erst in den 
zwanziger .lahren des XIX. .Jahrhunderts Wurzel faßten und immer 
neue Blüten trieben. 

Der Gedanke, dem die Vertreter der historisch-politischen 
Richtung die Grundbesitzverteilung unterordnen, ist die Erlialtuug 
der bestehenden Stände — des Bauernstandes und des Adels — 
teils als Selbstzw’eck, teils als Mittel zur Siclierung der Monarchie 

') Vgl. lireiituno, Das droit d’ainc8.se usw. (i. .Gesammelte .Viifsiitzc*). 
liesonders S. 39 It'.. .’il tt'., 69 ü. : ferner u g(5 - L a ri b f n. a. 0.. S. 52 tf. 
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und als Grundlaj'e der politischen Verfassung durch Schatfung 
eines starken Gegengewiclite.s gegen das bewegliclie städtische und 
industrielle Element und das Anwachsen des revolutionären Prole- 
tariats. 

Ira Laufe der Zeit gewinnt dann immer mehr die Möser 
noch fremde Vorstellung an Boden, daß eine gewisse Größe des 
Besitzes nicht genüge und daß die konservative Gesinnung noch 
geiördert werde, wenn man auch die ansässigen Familien *u 
erhalten bestrebt sei, die mit tausend Fäden an Grund und 
Boden und an das Vaterland geknüpft seien. Dieser Kontinuität 
der Familien legen manche Autoren, wie zum Beispiel Spurre, 
sogar viel mehr Gewicht bei als der Besitzgröße, so daß sie kleinen 
Gütern den Vorzug geben und bloß Unteilbarkeit und Anerbenrecht 
verlangen. 

Daß die historisch-politische Bichtung in engster Fühlung 
mit allen Geistesströmungen stellt, die zu .\nfang des Xl.X. .lahr- 
hunderts gegen die Aufklärungsideen des XV’III. Front machen: 
mit der national und religiös gefärbten Romantik auf dem Gebiete 
der Litenvtur sowie mit der historischen Rechtsschule und der 
politischen Reaktion nach dem Zeitalter der Revolution, ist schon 
betont worden. Zu einem vollen Verständnis ihrer Stellung zur 
Betriebsfrage gelangt man aber vielleicht erst, wenn man die 
Stellung der konservativen Politiker zu der damals im Mittelpunkt der 
Di.skussion stehenden preußischen Verfa.ssung.sfrage ins .Auge faßt.') 

Die liberale Staatstheorie hatte auf Grund ihrer atomistischen 
Anschauungen die Forderung einer Repräsentativverfassung erhoben 
und Friedrich Wilhelm III. hatte sie 181.Ö versprochen. Dagegen 
machte aber die historisch - konservative Reaktion geltend; eine 
solche „papierene V'erfassung“, aus einer unhistorischen, den tat- 
sächlichen Verhältnissen nicht gerecht werdenden Doktrin abgeleitet, 
werde die (irundlagtm des Staates zerstören. \A olle man eine 
lebenstähige Volksvertretung schaffen, so mUs.se man die alten, in 
der organisch-ständischen Gliederung des Volkes wurzelnden Ein- 
richtungen, die in der Zeit des Absolutismus in Vergessenheit 
geraten waren, wieder erwecken. 

Mit diesem Wunsche nach Wiederbelebung altständischer 
Plinrichtnngen beabsichtigte man aber mehr als bloß statt einer 

■) Vgl. Hlunt.schli a. a. 0.. S. 51.5 ff.: Treitsebke. Deutsche 
Oefirhifhte. II. Hd., S. ff. 
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koiiütitutioncllen eine stiindische Verfassung mit ihrer enormen 
Bevorzugunj( des Adels einzurilhren. Es sollte damit auch die all- 
gemeine Keichsidee totgeinacht werden und der provinzielle l’ar- 
tikularismus zu seinem Recht koiniuen. ’) Denn die alten historischen 
Stände, wurde gesagt, wären Provinzialstände gewesen, ihre 
Verschmelzung zu Reichsständen widerspräche der in den einzelnen 
Provinzen ganz verschiedenen historischen Entwicklung und wäre 
ein Bruch mit der Tradition. Ihre Forderung mulite um so mehr als 
eine schädliche Konsetiuenz der abstrakten Stiurtstheorie erscheinen, 
je Überzeugender man die Notwendigkeit der Erhaltung des Historisch- 
gewordenen nachweisen konnte. 

Die .\rgumente der historisch-politischen Richtung in der 
Grundbesitzfrage sind also vielfach blob ein Mittel zur Förderung 
des Partikularismus und der politischen Bevorzugung des Adels. 
Dieser Zweck wurde bekanntlich auch erreicht.-) 

Zwischen der rein ökonomischen und der historisch-politischen 
Richtung nimmt die dritte durch ihre Problemstellung eine ver- 
mittelnde Positioti ein. 

Die politische Beurteilung der Betriebsfrage durch die historisch- 
politische Auffassung blieb nicht ohne Widerspruch. War aber 
einmal das Augenmerk auf diese Seite der Frage gelenkt, so 
konnte sie auch nicht mehr aus der Diskussion verschwinden, ln 
demsell)en Maße, in dem die konservative Richtung erstarkte, be- 
gann auch in der sonstigen Literatur die politische Diskussion der 
Betriebsfrage allgemeiner zu werden. 

In ökonomischer Beziehung unterscheidet sich die ökonomisch- 
politische Richtung nicht von der rein ökonomischen, wie ja auch 
manche der dieser angehörigen Schriftsteller, zum Beispiel Kose- 
garten, in der politischen Beurteilung der Betriebsfrage einen dem- 
jenigen der historisch-politischen Richtung sehr nahekommenden 
Standpunkt einnehmeu. Soweit das der Fall ist, sind ihre Argumente, 
weil uns nicht mehr neu, von geringem Interesse. In viel höherem 
Maße interessiert die Kritik, die eiti anderer Teil von ihnen an 
diesen Argumenten übt. 

Sie richtet sich vor allem gegen die ungeheure Überschätzung 
der Verdienste des Adels um den Staat und die Monarchie, die im 
Gegenteil wie überall so auch in Deutschland erst nach Nieder- 

') Vgl. Treitschke n. a. 0 , II. üd., S. 280 ff.; III. Bd., S. 230 IT., 241 ff. 
’) Ebenda, III. Bd., S, 244. 

OrOnber^f, Stiidlvii II. 21 


Digitized by Google 



322 


werfun« des Adels nuLchtijr geworden sei. Als unter allen Um- 
ständen politisch schädlich wird die Konzentration des Grund- 
eigentums in den Händen weniger bezeichnet. 

Die günstige Wirkung des Grundeigentums auf Erhaltung 
der Hube und Ordnung im liunde wird zwar zugegeben, nicht aber 
auch, daß nur größere Güter diese konservative Wirkung fordern 
könnten. Der gleiche Standpunkt wird in betreff der sittigenden 
Wirkung des Grundbesitzes eingenommen. Vielmehr wird nach- 
drücklich hervorgehoben, daß mit der Ausdehnung der einzelnen 
Guter auch die Zahl jener wachse, die der Staat türchten niQs.se, 
weil sie von den Wohltaten des Grundeigentums au.sgeschlossen 
seien. Und in verstärktem Maße gelte das dort, wo Unteilbarkeit 
und Anerbenrecht herrschen. Die Unmöglichkeit, in der Heimat unter- 
zukommen, treil)e dann einen Teil der ländlichen Hevölkerung in 
die Städte und helfe so die Zahl der unruhigen Elemente ver- 
mehren. 

Die Gegner dieser Auffa-s.sung, deren Zahl nicht gering ist. 
verweisen zwar mit Hecht darauf, daß die HegUnstigung des An- 
erben dort nicht als eine Benachteiligung empfunden werde, wo 
sie in dem Hechtsbewußtsein des Volkes wurzele. Das Argument, 
daß die Größe der Güter das konservative Element zwar vielleicht 
qualitativ stärke, aber (juantitativ schwäche, bleibt weiter bestehen 
und bildet einen ständigen Gegensatz zwischen den aristokratischeren 
Anhängern großer und den demokratischeren kleiner Güter, der 
vor allem darauf beruht, daß die ersteren die Klasse der Besitzen- 
den für sich allein betrachten, die letzteren hingegen im Verhältnis 
zu der Gesamtheit des Vidkes. Wo, wie in den 1821 in Preußen 
ins Leben gerufencu I’rovinziallandtagen, das Wahlrecht allein aut 
dem Grundbesitz beruht, ist diese erstere Auffassung allerdings in 
einem gewissen Sinne richtig. 

Die Untersuchung beschränkt sich aber nicht bloß auf die 
ökonomische und politische Wirkung der verschiedenen Betriebs- 
größen. Auch der Einiluß der letzteren auf Moral und Volksbildung 
wird untersucht, wobei das Urteil fast allgemein zugunsten kleiner 
Guter auslällt. 

Vom jirivatrechtlichen Standi)unkte wird von den Anhängern 
des Xaturrechtes zwar nicht großen Gütern, wohl aber der Unteil- 
barkeit der Vorwurf gemacht, daß sie dem allgemeinen Anspruch 
wenigstens aut die rechtliche Möglichkeit von Grundbesitzerwerb 
widerspreche.^ Zudem verletze das mit ihr oft verbundene Anerben- 
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recht das gleiche Erbrecht der Kinder. Entscliieden wird hierbei die 
Behauptung abgelehnt, daß beide Institutionen altgernianischen 
Ureprunges seien und dem germanischen Volkschurakter entsprechen. 

Wie .schon erwähnt, sind dies .aber bloß die Ansichten eines 
Teiles der Publizisten, die der ökonomisch-politischen Richtung an- 
gehören. Ein anderer schließt sich sowohl was die Vorliebe für 
größere Betriebe betrifft als auch hinsichtlich der Beurteilung von 
(iebundenheit des Bodens und Anerbenrecht den Anhängern der 
konservativen Richtung mehr oder weniger an. 

Eine einheitliche Entscheidung zugunsten der einen oder 
anderen Betriebsgröße findet sich also bei keiner der besprochenen 
Richtungen — am ehesten noch bei der historisch-politischen. Das 
Urteil schwankt je nach lokaler Erfahrung, nach den Gegenden, 
aus denen die einzelnen Schriftsteller stammen, und nach ihrer 
politi.schen Parteistellung. Die Mehrzahl hält eine richtige Mischung 
aller Betrielisgrößen, mit Vorherrschen entweder kleiner oder mitt- 
lerer Güter, thr das richtigste, während ein Vorwiegen großer 
Guter von keiner Seite befürwortet wird. Diese will man nur in 
beschränkter Zahl erhalten oder gebildet sehen. Auch Anhänger 
des Großgrundbesitzes im Interesse des Adels denken nicht an 
eine Verdrängung der kleinen und mittleren Güter durch QroßgUter. 
Und selbst diejenigen, die den Großbetrieb für konkurrenzfähiger 
halten, sehen hierin eher einen Grund, den bäuerlichen Betrieb im 
Konkurrenzkämpfe zu stützen, als ein Moment zugunsten von Groß- 
güteni. Aus ökonomischen ebenso wie aus sozialen und politischen 
Gründen wird dem l>äuerlichen Betrieb in der Regel der Vorzug 
gegeben. 

Die Ablehnung des Großbetriebes erscheint von einer gewissen 
tvpischen Bedeutung, wenn man erwägt, daß sie — abgesehen 
von dem kurzen Intermezzo unter au.sländischem Einfluß — nicht 
bloß das XVIII. Jahrhundert charakteri.siert. sondern daß auch die 
heute wichtigsten Vertreter des Großbetriebes, die Sozialisten, 
einerseits el)enfalls unter dem Einfluß englischer Verhältnisse zu 
ihrer Auffassung gelangt sind und anderseits in Deutschland diese 
neuestens zu verla.sseu beginnen. Vielleicht wäre das Urteil andei-s 
ausgefallen, wenn es in Deutschland große kapitalkräftige Landwirte 
gegeben hätte, die auch heute daselbst noch spärlich gesät sind : 
unil wenn nicht zufälligerweise die Gebiete zinsammenhängenden 
Großbetriebes zugleich diejenigen unfruchtbaren Bodens gewesen 
wären, wodurch die Wirtschaftsergebnisse in ungünstiger Weise 
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beeinflußt wurden. Es mag ferner sein, daß die Vorteile kleiner 
Guter in einem Lande, wo der Besitzer den Boden selbst bestellt, 
mehr zur Geltung kommen als in einem solchen mit Pachtbetrieb. 
Und endlich kann die auf Frankreich bezügliche Bemerkung 
Roschers, daß es Nationen gebe, deren Stärke mehr auf der 
sorgfältigen Ausführung des Details als auf großzügigen Unter- 
nehmungen beruhe, vielleicht auch auf den deutschen Landwirt 
Anwendung finden. 

Alle diese Momente reichen aber zur Erkläi-ung nicht aus. 
Wären sie anders gewesen, so hätten sich wahrscheinlich eine 
größere Anzahl von Schriftstellern für den höheren Reinertrag 
großer Güter entschieden. Die Betriei)sfrage hat aber in Deutsch- 
land eine sehr vielseitige Behandlung erfuhren. Neben dem Rein- 
ertrag bat man nie den Rohertrag übersehen. Die Frage ist außerdem 
nicht allein als ein Produktions-, sondern auch als ein Einkommens- 
problem aufgefaßt worden, wie ja überhaupt die deutsche National- 
ökonomie der Einkommensverteilung große Aufmerksamkeit ge- 
schenkt hat. Die Beschäftigung mit der sozialen, vor allem aber 
mit der politi.schen Seite der Frage, die allerdings auch beim 
Eigenbetrieb eine größere Rolle spielt als bei Pachtbetrieb, mußte 
endlich ebenfalls dazu führen, die Verdrängung kleiner und mittlerer 
Güter durch große abzulehnen. Denn niemand konnte hierbei 
übersehen, daß der bäuerliche Betrieb die Unterlage des ländlichen 
Mittelstandes bildet, dessen Bedeutung für Staat und Gesellschaft 
weder liberale noch konservative Politiker verkannt haben. So ist 
denn nel>en den lokalen ökonomischen Verhältnissen ilie Viel- 
seitigkeit der Problemstellung für die Entscheidung der Betriebs- 
frage in Deutschland von bestimmendem Einfluß gewesen. 

Unsere Untersuchung ist bis zur Mitte des XIX. Jahrhunderts 
geführt worden. Seitdem hat sich, soweit die bürgerliche National- 
ökonomie in Frage kommt, die Stellung und Beantwortung der 
Betriobsfrage wenig geändert. Neu hinzugekommen sind höchstens 
interessante und fruchtbare Erliel)ungen über die tatsächlichen 
Ergebnisse konkreter Betriebe. 

ln der Frage der Teilbarkeit mehren sich die Stimmen zu- 
gunsten einer Beschänkung derselben, wie mau ja heute überhaupt 
einem Eingreifen des Staates in das Wirtschaftsleben sympathisch 
gegenUbersteht, nachdem lange die Agrarpolitik wie ülierhaupt 
die Wirtschaftspolitik des Liberalismus filhrcnd gewesen ist. 
Dagegen nimmt die sozialistische Literatur, und zwar sowohl in 
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ihren orthodox-marxistischen wie in ihren revisionistischen Ver- 
tretern, zu der Betriehsfrage eine andere und neue Stellung ein. 
Die Konkurrenzfiihigkeit steht im Mittelpunkt de.s Interes.ses und 
damit der, wenigstens theoretisch, für sie uusschlaggehende privat- 
wirtschaftliche Beinertrag. Nach diesem wird aber nicht mehr 
gefragt, weil man ihm eine für Staat und Individuum besonders 
große Bedeutung beilegt und von ihm, wie zur Zeit Ricardos, 
Reichtum und Macht des Staates abhängig macht, sondern weil 
man in ihm das bestimmende Moment der künftigen 
Entwicklung der B e t r i e b s v e r t e i 1 u n g sieht. Ob diese 
Entwicklung wOn.schenswert ist, danach wird von sozialistischer 
Seite ebensowenig gefragt wie nach den Vorteilen einer Kon- 
zentration der industriellen Betriebe. Die Frage ist ja auch müßig, 
.sobald man einmal der Ansicht ist, daß sich die ökonomische 
Entwicklung mit eherner Notwendigkeit vollziehe. 

Die bürgerliche Ökonomie hingegen ist, wenigstens unbewußt, 
immer von der Anschauung ausgegangen, daß ein Eingriff in die 
wirtschaftlichen Verhältnisse zum Guten oder zum Schlechten 
möglich sei. Das Studium der Betriebsfrage war ihr daher auch 
fast immer ein Wegweiser für eine einzuschlagonde Wirtschafts- 
politik. 
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